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Die Vollendung der Römischen Gerichtsverfassung. 


Erstes Capitel. 

Sturz der Zehnmänner und Wiederherstellung der alten Verfassung. Die 
Valerisch-Horatischen Gesetze. Das erste Gesetz über die Tributcomitien, 
welche für das ganze Volk bindend werden. Der Senatsbeschluss zur 
Anklage von Fatriciern ist fortan unnöthig. Die Patricier nehmen an 
den Tributcomitien Theil. Strafbestimmung des Gesetzes. Zweites Va- 
lerisch-Horatisches Gesetz über die Provocation und Duilisches Plebiscit 
über die Wahl von Volkstribunen. Stellung der Dictatur zur Provocation. 
Ursprünglich ohne Provocation wird der Dictator auch durch das neue 
Gesetz nicht beschränkt, aber später an einem nicht näher anzugebenden 
Zeitpunkte doch der Provocation unterworfen. Drittes Yalerisch-Horatisches 
Gesetz über die Heiligkeit der Volkstribunen und anderer Beamten. Frühere 
Stellung derselben, Erklärung des Gesetzes. Verschiedene Ansichten der 
alten Juristen, Strafbestimmungen, Gültigkeit und Ungültigkeit zu 
gleicher Zeit. 

Die Gesetze, nach denen der Staat fortan geleitet werden 
sollte, waren nur theilweise beendet, nur theihveise vom Volke 
angenommen worden. Es fehlte der an äusserem Umfang vielleicht 
kleinste, au innerer Wichtigkeit bedeutendste Theil derselben, 
nämlich derjenige, welcher die politische Verwaltung betraf und 
über die Zahl, Amtsdauer und Gewalt der künftigen Beamten 
U. 1 
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Sturz der Zehmniimier. 


handeln sollte. Da wurde die Gesetzgebung gewaltsam unter- 
brochen, und die Zehnmänner, welche zu ihrer Durchführung 
gewählt und mit uneingeschränkter Machtvollkommenheit aus- 
gerüstet worden waren, gestürzt. Sie fielen durch die Vereini- 
gung der Gegner, die sie unter den Patriciern und Plebejern 
hatten, ob auf gerechte Veranlassung oder nicht, lässt sich 
schwer entscheiden. Mau kann absehen von der romantischen 
Erzählung über Claudius’ Verbrechen und Virginias Tod: sicher 
ist es, dass die Zehnmänner, da sie die Regierungsweise ändern 
sollten, eine uneingeschränkte und gewissermassen tyrannische 
Regierung führen mussten. Sie wollten die beiden Parteien, 
welche bisher mit einander im Kampfe gelegen, vereinen: dazu 
gehörte, dass beide etwas von ihren Rechten abtraten , und beide 
waren dazu nicht geneigt. Sie wollten wahrscheinlich eine ste- 
tigere Regierung schaffen, als es bei jährlich wechselnden Beam- 
ten und jährlich aufregenden Wahlen möglich war, und damit 
verstiesseu sie gegen die Interessen der Angesehensten sowohl 
unter den Patriciern als unter den Plebejern: sie verletzten das 
allgemeine Gefühl , das gerade in den häufig wechselnden Beam- 
ten die grösste Gewähr gegen Tyrannei erblickte. Die Zehn- 
männer Hessen das Ende ihres Amtes, die Iden des Mai, lier- 
ankommeu, ohne die Wahlversammlung für ihre Nachfolger zu 
halten: sie konnten sich nicht entschliessen abzutreten. Sie be- 
hielten indessen ihr Amt nicht lange im neuen Jahre 1 ): bald 
brach offene Unzufriedenheit im Senate und Aufstand unter dem 
Volke und den Soldaten aus. Etwa einen Monat nachher er- 
kannten die Zelmmänuer die Unmöglichkeit sich zu halten: in 
einer Senatsversammlung, welche sie selbst berufen liatteu, 
wurde nach vorausgegangener Verständigung mit der Plebs die 
Wiederherstellung der alten Verfassung beschlossen, dazu allge- 
meine Verzeihung und Straflosigkeit von beiden Seiten. Die 
Wiederherstellung der alten Verfassung umfasste zweierlei, die 
Wahl der Volkstribuuen mit ihrer alten, ungeschmälerten Ge- 
walt, und die Wahl der Consuln, ebenfalls mit der Gewalt, 
welche sie vor der Gesetzgebung gehabt hatten, d. li. der Pro- 
vocation unterworfen. Dieser Seuatsbeschluss wurde daun aus- 
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geführt und, soweit es niithig war, durch Tributromitien bestä- 
tigt. Zuerst legten die Zehnmänner ihr Amt nieder, es folgte 
die Wahl der Volkstribunen durch den vom Senate dazu abge- 
ordneten Oberpriester; dann veranlassten die neugewählteu Tri- 
bunen den Volksbeschluss über die allgemeine Straflosigkeit und 
die Erwählung von Consuln, denen, wahrscheinlich zum Zeichen, 
dass sie unter der Provooation ständen , damals zuerst der neue 
Name Consuln gegeben wurde.*) Ihre Wahl erfolgte endlich 
auf herkömmliche Weise durch einen Zwischen könig. b ) 

Die neu erwählten Consuln, L. Valerius und M. Horatius, 
gaben unmittelbar nach ihrem Amtsantritte drei Gesetze, wo- 
durch sie die alte, eben wieder hergestellte, Verfassung näher 
bestimmten und die Vereinigung der Patricier und Plebejer, 
welche zum Tlieil schon durch die Gesetzgebung der zwölf Tafeln 
herbeigefülu't worden war, weiter befestigten. Den ersten Zweck 
hatten die beiden ersten Gesetze, den zweiten das dritte; indes- 
sen auch das erste Gesetz trug viel zur genaueren Verbindung 
der Stände bei. Es ist das wichtigste und wird von Dionysius, 
welcher die andern als zu unbedeutend übergeht, allein erwähnt. 
Livius giebt seinen Inhalt folgendennassen an: „was die Plebs 
in Tributversammlungen befohlen hätte, sollte das Volk binden”: 
er fügt hinzu, es sei früher gleichsam ein bestrittener Punkt 
gewesen , ob die Patricier durch die Beschlüsse der Plebs gebun- 
den würden; durch das jetzige Gesetz sei den Tribunen die 
wirksamste Waffe gegeben worden. c ) Etwas anders äussert sich 
Dionysius, das Gesetz hätte befohlen, in den Tributcomitien 
vom Volke gegebene Gesetze sollten für alle Körner gleicher Weise 
Gültigkeit und dieselbe Kraft haben, wie die in Centuriatcomitien 
gegebenen. Als Strafe für diejenigen, welche das Gesetz auf- 
höben oder überträten, sei bei gerichtlicher Ueberführung Tod 

a) Zon. Vtl, 19. 

b) Liv. 111, 53 sq. 

c) Liv. 111, 55 Oumiuiu primuui cuui velut in controverso iure esset, 
teuereutume patres plobiseitis, legem centuriatis comitiis tulere, ut, quod 
tributim plcbs iussisset, populiuu teueret, qua lege tribuniciis rogationibus 
telurn aeerriuium datum est. 
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und Verlust des Vermögens festgesetzt worden.*) Er fugt hin- 
zu, das Gesetz habe den Streitigkeiten der Patricier und Plebe- 
jer ein Ende gemacht, von denen jene behaupteten, Beschlüsse 
der Tributeomitien seien nur für die Plebejer bindend, dagegen 
die der Ceuturiateomitien sowohl für Patricier als für Plebejer. 
Das Verständnis dieses Gesetzes bietet grosse Schwierigkeit dar 
und hat verschiedene Meinungen unter den neuern Gelehrten 
hervorgerufen: ein Urtheil über sie abzugeben und die Verhält- 
nisse der Tributeomitien zu erläutern ist hier nicht der Ort. 
Ich bemerke nur, was auch aus unsem obigen, auf das Crimi- 
nalrecht beschränkten Untersuchungen hervorgeht, dass bisher 
kein einziges, den ganzen Staat angehendes, Gesetz in Tribut- 
comitien erlassen worden war, dass also selbst der Ueberliefe- 
rung zufolge kein Plebiscit, d. h. keiu unter Vorsitz der Volks- 
tribunen in Tributeomitien erlassener Beschluss , mochte er auch 
vom Senate und den Patriciern bestätigt worden sein, allgemeine 
Geltung gehabt hatte. Das Plebiscit vom heiligen Berge über die 
Unverletzlichkeit der Tribunen und das Icilische über die Anfrecht- 
erhaltung der Ordnung in den Tributeomitien waren vom Senate 
nicht angenommen, von den Patriciern nicht bestätigt worden; 
aber beide Beschlüsse banden , wie wir nachgewiesen , auch nur 
die Plebejer ; die Patricier hatten sie geschehen lassen , aber sich 
nicht um sie gekümmert. Sie hatten beide vielfach verletzt, 
ohne dafür unmittelbar zur Rechenschaft gezogen zu werden, sie 
hatten fortwährend erklärt, sie würden durch dieselben nicht ge- 
bunden. Das Gesetz von Publilius Volero handelte über die 
Wahl der Volkstribimeu und die Processe der Plebejer, also über 
Sachen, welche nur die Plebejer angingen. Das Terentilische 
Gesetz verlangte, dass fünf Männer für die Gesetzgebung von 
der Plebs und für die Plebs erwählt werden, und dazu dann 


a) Dionys. XI, 45 vdjjic > 0 ; ixöp tuatv — öXXoi; te ttva; — xa't töv xe- 
Xsiovta toi j{ ’J~ö toi S^ptou telisvTa; iv tat; tpoXttntai; dxxXr,o tat; v 0 |iou; 
aisaei xEisüai ' Puip.atoi; iS fsoa , täjv ayttjv ijrov ta; S’ivxptiv toi; iv tai; 
Xoymotv ixxXrjOiat; tattirjoojaivot; • ttp-uipfat is zpo;ixsi7to toi; xata- 
Xoouatv r) itapajixtvouai töv vtSptov , iäv äXtöot . ttavaxo; xai öijptt'jat; rf,; 
oöatd;. 
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fünf andere von den Patrieiern erwählte für die Patricier hinzu- 
treten sollten: auch bei ihm hatten die Trihutcomitien ,nur die 
für die Plebejer gültige Befugniss ertheilt. Also bisher hatte die 
Plebs nur über ihre eigenen Angelegenheiten beschliessen kön- 
nen : diese Beschlüsse mussten, wenn die Patricier zn ihrer 
Ausführung mitwirken sollten , von diesen bestätigt und vom 
Senate angenommen sein. Allgemein gültige Gesetze, wie 
noch kürzlich die über die' Geldbussen, waren nur in Centuriat- 
comitien gegeben worden. Von jetzt an sollten diese auch in 
Trihutcomitien unter Vorsitz der Tribunen gegeben werden kön- 
nen. Welche Beschränkungen dabei fortan auch für diese gelten 
sollten, wie die Comitien beschaffen sein, dass sie mit einem 
Vorbeschluss durch den Senat und einer Bestätigung durch die 
Patricier verbunden sein sollten, und durch welche weitere Ent- 
wickelung tliese Beschränkungen allmälig aufgehoben wurden, 
darüber haben wir hier nicht zu reden: man erkeuut, dass 
das Gesetz ein sehr ausführliches war und viele einzelne Bestim- 
mungen enthielt. Wir sprechen hier nur über die richterliche 
Thätigkeit der Trihutcomitien. Dass sie ausgedehnter wurde und 
gewissermassen auch die Patricier umfasste, hatten die Tribu- 
nen durch Aufruhr und Androhung von Gewalt erzwungen. Wir 
haben bewiesen*), dass schon früher eine Anklage von Patri- 
ciern durch die Volkstribunen vor den Trihutcomitien möglich 
war, indessen nur mit besonderer, nicht leicht zu erlangender 
Erlaubniss des Senates: in jedem einzelnen Falle musste der- 
selbe nicht nur seine Einwilligung geben , sondern auch den An- 
klagegrund billigen, es fand gleichsam eine Auslieferung des 
Angeklagten an die Plebs statt und selbst den äusseren Formen 
nach musste eine richterliche Entscheidung des Senates derjeni- 
gen der Trihutcomitien vorangehen. Durch die Gesetzgebung 
der zwölf Tafeln war dies Verfahren, wie es scheint, nicht un- 
mittelbar geändert worden, aber thatsächlich war es dadurch 
aufgehoben, dass die einzigen Beamten, die Zelmmänner , gleiche 
Gewalt über Patricier und Plebejer, gleiche Befugniss zu Cen- 
turiat- und zu Trihutcomitien hatten, dass bei ihnen, welche 


a) S. oben 1, 250. 
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die beiden Stände vertraten, eine Controlle durch die Plebejer 
nicht denkbar und nicht möglich war. Sic hatten demgemäss, 
weil der alte Unterschied erloschen war, die neue Anordnung 
getroffen, dass die Centuriatcomitien allein befugt sein sollten, 
über das caput eines Römischen Bürgers zu entscheiden ; Geld- 
strafen sollten auch von den Tributcomitien erlassen werden 
können. *) Als jetzt die alte Verfassung mit dem Kampfe der 
beiden Stände wieder auf lebte, wurde diese Bestimmung der 
zwölf Tafeln aufrecht erhalten ; aber die in Geldbussen unein- 
geschränkte Gerichtsbarkeit der Tribunen und Tributcomitien 
auch über I’atricier musste man anerkennen. Wenn man jenen 
die allgemeine gesetzgebende Gewalt für den ganzen Staat zu- 
sprach, so war es nicht folgerecht, ihre richterliche Bofugniss 
über die Patricier noch einer besondern Einschränkung zu unter- 
worfen, einer Einschränkung, welche die allgemeine Macht der 
Plebejer gegen früher vermindert haben würde. Also von einem 
Senatsbeschlusse, welcher die Auslieferung jedes einzelnen Patri- 
ciers an die Plebs unter bestimmten Bedingungen aussprach, 
konnte nicht mehr die Rede sein: der ganze Stand hatte sich 
der Hoheit derselben gefügt. 

Und wirklich geschieht von jetzt an niemals mehr eines 
tribunieisehen Anklagen vorhergehenden Senatsbeschlusses Er- 
wähnung. Allerdings lässt sich hierbei nur ein Beweis aus dem 
Stillschweigen der Schriftsteller führen; denn dass ein Senats- 
beschluss nicht mehr nöthig gewesen sei, sagt keiner von ihnen. 
Auch wird jener Beweis aus dem Stillschweigen dadurch er- 
schwert, dass wir von jetzt an der ausführlichen Darstellung von 
Dionysius entbehren und auf die Erzählung von Livius allein 
beschränkt sind: er konnte den Erlass eines Senatsbeschlusses 
vor den tribunieisehen Anklagen leicht unerwähnt lassen, wie er 
denselben auch in den früheren Fällen nur selten erwähnt hat. 
Daraus folgt, dass einzelne Beispiele von der Anklage von Pa- 
triciern durch die Tribunen, bei denen ein Senatsbeschluss nicht 
angeführt wird, ohne Beweiskraft sind; aber dennoch liegt ein 
Beweis darin, dass bei den zahlreichen derartigen Beispielen, 

a) Mau vergleiche unsere frühere Darstellung 1, 365. 
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welche von jetzt, an überliefert werden , niemals ein Beschluss 
des Senates vorkommt, selbst bei denen nicht, welche entweder 
wegen der hohen Stellung des Verurtheilten oder des Eifers, 
welchen die Patricier für ihre Freisprechung zeigten, eine aus- 
führliche Behandlung erfahren. Also die Erzählung von den 
Dreimänneru zur Gründung einer Colonie in Ardea, welche von 
den Tribunen mit einer Klage bedroht wurden, kann hier nicht 
beweisend sein*): sie ist kurz und es heisst ausdrücklich, sie 
hätten auch bei dem Senate nicht in besonderer Gunst gestan- 
den. Auch der Process der gewesenen Consulartribunen , M. 
Postumius und T. Quinctius, wird, trotzdem er weitläuftiger be- 
richtet wird 1 ’), nicht angeführt werden dürfen, oder der des ge- 
wesenen Cousuls C. Sempronius 0 ); aber wenn von M. Furius 
Camillust dem berühmten Feldherrn , der Stütze der Patricier, 
erzählt wird, er sei vom Volke auf Anklage der Tribunen ver- 
urtbeilt worden" 1 ), oder wenn später eben denselben Camillus, 
als er Dictator war, die Volkstribuueu mit einer hohen Geldbusse 
bedrohen, im Falle er als Dictator in die politischen Zwistig- 
keiten eiugriffe: so erwartet man eine Erwähnung des Senates, 
wenn demselben noch überhaupt das Recht zustaud, sich in 
solche Processe einzumischen. Indessen er wird nicht angeführt, 
die Beamten müssen sich in die Stimmung des Volkes und 
seiner Führer, der Tribunen, fügen oder eine Verurtheiluug nach 
dem Ablaufe ihres Amtsjahres erwarten. 

Die Tribunen hatten durch dieses Gesetz zwar nicht Theil- 
nahme an der Regierung erhalten, der plebejische Stand also im 
Vergleich zur Decemviralherrsehaft , bei welcher er betheiligt 
gewesen war, verloren; aber die Controlle desselbeu über die 
Regierung war unumschränkt. Die Tribunen hatten seit ihrer 
Einsetzung auf dem heiligen Berge das Recht, alle Amtshand- 
lungen der Consuln, in so fern sie sich an einzelnen Plebejern 
äusserten, zu hindern: von jetzt an waren die Tributcomitien 

a) Bei Liv. IV, 11. 

b) Bei Liv. IV, 40 und 41. 

c) Liv. IV, 42. 

d) Liv. V, 32; Plut. Garn. 12 flgd; Zon. VII, 22. 
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eine für den Gesammtsteiat anerkannte Volksversammlung, die 
Tribunen eine zwar nach besondern Grundsätzen gewählte, aber 
doch für beide Stände gültige Obrigkeit. Die Folge davon musste 
seiD, dass auch Patricier, welche in Bedrängniss waren, ihre 
Hülfe anriefen und die Rechtsvortheile, welche bisher den Plebe- 
jern allein zugestanden hatten, fortan auch auf sich an wendeten. 
Da der Wortlaut des Gesetzes, welches die Tribunen schul, wie 
es scheint, allgemein alle vou der consularischen Gewalt be- 
troffenen umfasste, bedurfte es zur Ausdehnuug der tribunici- 
schen Hülfeleistung an Patricier keiner besondern neuen Be- 
stimmung 11 ): es musste sich nur die Sitte einführen, dass Pa- 
tricier den Beistand der Tribunen anriefen und diese musste 
naturgemäss sich bilden, seit die Tribunen Beamte des gesamm- 
ten Staates wurden. Möglich ist indessen auch, dass in dem 
Valerisch- Horatischen Gesetze durch besondere Bestimmung die 
von den Plebejern früher benutzte Erlaubniss, die Hülfe der 
Tribunen anzurufen, fortan als allgemein für alle gültig bezeich- 
net und somit auch den Patricieru zugesprochen wurde; sicher 
ist es, dass sich von jetzt an Beispiele finden, wo Patricier 
sich an die Volkstribunen wenden. Für diejenigen Amtshand- 
lungen der curulischen Beamten, welche die Tribunen nicht 
hindern konnten, namentlich also auch für die ausserhalb Roms 
vorgenommenen, erhielten sie von jetzt an die Befugniss, Rechen- 
schaft zu fordern und, wenn sie dieselben missbilligten, selbst- 
ständig und unbeschränkt Geldstrafe bei den Tributcomitien zu 
beantragen. Die Möglichkeit dieser Rechenschaft war die Wir- 
kung des Gesetzes, sein Wortlaut ohne Zweifel der, es solle den 
Tribunen frei stehen, jeden, mochte er Patricier oder Plebejer 
sein, vor das Gericht des Volkes zu ziehen. Sie haben dieses 
Recht im J. 393 v. Chr. sogar gegen zwei ehemalige Volkstri- 
bunen zur Anwendung gebracht, welche der öffentlichen Meinung 
entgegen getreten waren und ihren Collegen beim Einbringen 
des Gesetzes über die Verlegung der Stadt, nach dem kürzlich 
eroberten Veji Einspruch gethau hatten. b ) Ein höchst gefährli- 

a) Vergl. oben I, 200. 

b) Liv. V, 29. 
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ehe« Beispiel, das, wenn es Nachahmung gefunden, die freie 
Thätigkeit der Tribunen gehindert und sie unter die Herrschaft 
der Parteileidenschaften gebracht hätte. Indes» es fand nicht 
Billigung und erst in den späten Zeiten der Republik erlaubten 
Gesetze, auch gewesene Tribunen wegen bestimmter Vergehen 
vor das ordentliche Gericht zu bringen. 

Die Veränderungen, welche durch das Valerisch- Horatische 
Gesetz in den Formen der Tributcomitien geschahen, namentlich 
dass sie Auspicien erhielten“) und äusserlich den Centurienver- 
sammlungen näher gebracht wurden, führen wir hier nicht aus: 
wir erwähnen indessen, dass von jetzt an die Patricier an ihnen 
Theil nahmen. Früher war dies nicht der Fall gewesen, wenn- 
gleich es nie ein Gesetz gegeben zu haben scheint, das sie von 
denselben ausschloss. Ihre Theilnahme an den Tributcomitien 
war ans zwei Gründen nicht möglich gewesen. Erstlich waren 
es bis dahin Standesversammlungen gewesen, die nur die Inter- 
essen der Plebs berücksichtigten und berücksichtigen durften; 
zweitens waren die Leiter derselben die Volkstribunen, welche 
zur Anfrechterlialtung der Ordnung durch das Icilische Plebiscit 
Gewalt über alle Plebejer, die an denselben Theil nahmen, er- 
halten hatten; die Patricier aber räumten, wie wir gesehen, frü- 
her den Tribunen keine Gewalt über sich ein. Unmöglich also 
konnten sie früher an den von den Tribunen geleiteten Tribut- 
comitien Theil nehmen. Wie es mit denen geschah, welche die 
Zehnmännor hielten, wissen wir nicht. Als aber das erste Va- 
lerisch-Horatische Gesetz den Tribus die Eigenschaften und Be- 
fugnisse einer allgemeinen Volksversammlung beigelegt, das 
dritte, von dem wir später sprechen werden , die Patricier der 
Gewalt der Tribunen unterworfen hatte, fiel damit der Grund 
fort, weshalb die Patricier au den Tributcomitien nicht Theil 
nahmen. Als erste Beispiele, dass dies wirklich geschehen, 
werden uns durch die Ueberlieferung genannt der Dictator Mam. 
Aemilius, welcher 434 v. Uhr. von den Censoren, deren Amt er 
durch ein Gesetz verkürzt hatte, aus der Tribus gestossen und 

a) Zon. VII, 19. 
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zum Aerarier gemacht wurde*), und die Abstimmung über den 
Gesetzesvorschlag nach Veji auszuwandern, 393 v. dir. : bei 
seiner Verwerfung waren besonders die Patricier thätig, indem 
sie niclit. nur selbst dagegen stimmten, sondern auch ihre Tri- 
busgenossen zum Ableimen desselben bewogen. 1 ’) Dass in spä- 
terer Zeit die Patricier an den Tributcomitien Tfaeil nahmen, 
ist bekannt und bedarf keines Beweises. 

Bemerkenswerth und zum Strafrecht gehörig ist noch die 
Strafbestimmung, welche, wie Dionysius bemerkt, dem Gesetze 
hinzugefügt war. „Wer das Gesetz abschafft oder Übertritt, den 
trifft, wenn er dessen überführt ist, Tod und Verlust des Ver- 
mögens." Eine solche Strafbestimmung kennen wir nicht bei 
den früheren Gesetzen. Bei ihnen hatte es geheissen, der Ueber- 
treter solle verflucht (sacer) sein; allein das war an sich ohne 
bürgerliche Folgen 0 ): in diesem Gesetze wird ausdrücklich das 
Gericht angewiesen, auf eine Klage deshalb einzugehen. Ferner 
werden als Verbrechen die Abschaffung und die Uebertretung 
des Gesetzes genannt. Das letztere muss sich auf Bestimmun- 
gen des Gesetzes, welche die Ueberliefcrung nicht erhalten hat, 
beziehen, das Abschaffen kann nur auf diejenigen Beamten ge- 
hen, welche den Antrag auf Abschaffung stellen oder Verhand- 
lungen darüber leiten. Auch dies ist neu, ein Versuch, eine 
volkstümliche Massregel für immer unverändert zu erhalten. 
Die härteste, im Römischen Recht damals bekannte Strafe, Ca- 
pitalstrafe nebst Vermögensverlust, wurde gegen den Uebertreter 
festgesetzt, wahrscheinlich auch das Verbrechen selbst unter den 
allgemeinen Begriff perdueUto gefasst, und dieser damit erwei- 
tert, Die Entscheidung war bei den gewöhnlichen Gerichtshö- 
fen, bei denen alle Verbrechen ordentlicher Weise anhängig ge- 
macht wurden, und lag also endgültig in den Händen der Cen- 
turiatcomitien und eurulischen Beamten, welche dieselben leite- 
ten. 2 ) 

Das zweite Gesetz der Consuln Valerius und Huratius bezog 


a) Liv. IV, 24. 

b) Liv. V, 30. 

e.) S. oben 1, 397. 
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sich auf die Provocation. Dieselbe war durch die Wahl der 
Zehnmänner, welche über Lehen und Güter aller Bürger selbst- 
ständig verfügt hatten, thatsächlich aufgehoben worden; vielleicht 
hatte man auch, da man eine neue Verfassung zu schäften ge- 
dachte, ihre dauernde Abschattung beabsichtigt. Indessen bei 
der Wiederannahme der alten Verfassung waren Patricier und 
Plebejer übereingekommen, sie wieder herzustellen : es kam darauf 
an, diese Wiederherstellung gesetzlich auszuführen und überdem 
für die Zukunft eine gesetzliche Aufhebung derselben zu verhü- 
ten. Beide Zwecke verfolgte nach Livius’ Bericht das zweite 
Valerisch - Horatische Gesetz.*) Es wiederholte zuerst das alte, 
vom Consid Valerius im ersten Jahre der Freiheit gegebene Pro- 
vocationsgesetz, entweder es im Allgemeinen bestätigend, wie 
wahrscheinlich ist, oder auch Einiges daraus wörtlich wieder 
einschärfend. Eine Erweiterung desselben war nicht nöthig; 
denn es bezog sich, wie wir erwiesen, auf alle Körper- und 
Vermögensstrafen und die Gesetze über diejenigen Geldbussen, 
welche die Beamten selbständig verhängen durften, wurden, wie 
wir wissen, nicht verändert. Von einer Strafe, welche gegen 
die trotz der Provocation strafenden Beamten bestimmt worden 
wäre, hören wir auch nicht: aus dem dritten Valcrischen Provo- 
cationsgesetze dürfen wir sogar schliessen, dass in diesem zwei- 
ten keine verordnet worden ist. Neu war, wie ausdrücklich be- 
richtet wird, nur der eine Zusatz, dass kein Beamter ohne Pro- 
vocation erwählt werden dürfe, und dieser Zusatz war durch 
die Gewaltherrschaft der Zehnmänner veranlasst worden. Dies 
Verbot wurde auf ähnliche Weise eingeschärft, wie wir es eben 
bei dem ersten Valerischen Gesetze gesehen haben. Es kam 
darauf an, wenn es übertreten würde, eine bestimmte Persön- 
lichkeit dafür verantwortlich zu machen, ln dem eben vorge- 
kommenen Falle, bei den Zehnmännern, hatte das Volk selbst 
auf Antrag der Volkstribunen wiederholt auf die Wahl solcher 

a) Liv. 111, 55 Aliam deinde «insularem legem de. provocatione, uni- 
cum praesidium libcrtatis, Xvirali potestate eversam non restituunt modo, 
sed etiam in posterum muniunt sanciendo novam legem, ne quis nllum ma- 
gistratum sine provocatione crearet : qui crcasset , eum ius fasque esset 
occidi nevo ea eaedes capitalis noxae liaboretur. 
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Beamten gedrungen, es hatte sie selbst in Centuriateomitien ge- 
wählt, und doch war es weder ausführbar noch dem Römischen 
Staatsrecht angemessen, das- Volk selbst verantwortlich zu 
machen und mit Strafe zu bedrohen. Man erklärte also in die- 
sem Falle demjenigen als strafbar, unter dessen Vorsitz das 
Volk die Wahl von Beamten ohne Provocation vornehmen würde.*) 
Bis hierher geht die Aehnlichkeit mit dem ersten Valerisch -Ho- 
ratischen Gesetz , jetzt beginnt die Verschiedenheit. Jenes be- 
stimmt als Strafe für den Uebertreter Anklage und Verurteilung 
durch die gewöhnlichen Gerichte, dieses spricht die Aechtung 
aus, so dass es keiner Anklage, keines Processes bedarf: jeder 
aus dem Volke darf den Uebertreter ungestraft tödten. Die 
Verschiedenheit ist natürlich. Wer die Befugnisse der Tribut- 
comitien ändert, lässt die übrige Verfassung bestehen: es ist 
möglich, ihn anzuklagen und zur Verurteilung zu bringen. 
Wer aber Beamte ohne Provocation wählt, ist durch den Schutz 
dieser von ihm gewählten sicher: ihn vor Gericht zu bringen 
ist unmöglich. Gegen ihn also spricht das Gesetz unmittelbar 
die Aechtung aus , d. h. es erlaubt offenen Aufruhr und erklärt 
ihn in diesem Falle für gesetzlich. 

Da diese härteste aller möglichen Strafen , welche Empörung 
und Aufruhr zur Folge hatte, auf die Abschaffung der Provoca- 
tion gesetzt war, so erscheint das in eben diesem Jahre bald 
nach den Valerisch - Horatischen Gesetzen auf Antrag des Tribu- 
nen M. Duilius erlassene Plebiscit als unnütz. Es bestimmte: 
„wer das Volk ohne Tribunen gelassen und einen Beamten ohne 
Provocation gewählt hätte, der sollte an seinem Rücken und am 
Leben gestraft werden" 1 '). Das Gesetz der Consuln war ein 
Centuriatgesetz, verpflichtete also olme Zweifel alle Bürger, Pa- 
tricier wie Plebejer: man fragt, weshalb noch ein Plebiscit scliein- 


a) Allgemein giebt nur den Inhalt, nicht den Wortlaut des Gesetzes 
an Cie. de rep. II, 31 Lucique Valeri Potiti et M. Ilorati Barbali, houiinuin 
concordiae causa sapienter popularium , consularis lex sanxit , ne qui ma- 
gistratus sine provocatione crearetur. 

b) Liv. 111, 55 M. Duilius deiude tribunus plebis plebem rogavit plebes- 
que scivit: qui plebem sine tribunis reliquisset quique magistratum sine 
provocatione ereasset, tergoac capite puniretur. 
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bar desselben Inhalts erlassen wurde, welches damals ebenfalls 
alle Bürger band. Man kommt zu der Folgerung, dass das 
Plebiscit nicht denselben Inhalt gehabt haben kann, wie das 
Centuriatgesetz : es muss etwas Neues verordnet haben, das bei 
jenem entweder übersehen worden war oder nicht hatte verord- 
net werden können. Dies Neue liegt in der Bestimmung, dass 
die Plebs nicht ohne Volkstribunen bleiben darf, einer Bestim- 
mung, welche nicht von den Consuln und den Centuriateomi- 
tien erlassen werden konnte; denn beide haben weder fördernd 
noch hindernd irgend etwas mit der Wahl der Volkstribunen zu 
thun. Es müssen also, wie das Gesetz verlangt, jährlich die 
Volkstribunen erwählt werden, mag es auch sonst keine andern 
Beamten im Staate geben: sie gelten als die Hüter der allge- 
meinen öffentlichen Freiheit. Dies ist das einzige Neue in dem 
Plebiscite. Livius spricht zwar auch von der Festsetzung einer 
Strafe gegen denjenigen, welcher einen Beamten ohne Provoca- 
tion gewählt hätte, und er hatte in dem Wortlaute des Gesetzes 
vielleicht einen Anhalt für diesen Zusatz: indessen wesentlich 
war derselbe nicht. Das Wesen der Provocation war, wie wir 
gezeigt haben“), der Art, dass sie im ruhigen Laufe der Staats- 
verwaltung gegeu den Willen des Beamten schwer auszuführen 
war, zumal in einem grösseren Staate, wo das Interesse der 
Menge an den einzelnen Bürgern gering sein musste : thatsächlich 
ausführbar wurde sie erst durch die Vermittelung der Volkstribu- 
nen , welche dem Bedrohten Schutz gewährten und den Beam- 
ten so zur Beachtung der Provocation zwangen. Demnach 
konnte dies Verhältniss im Plebiscite angedeutet, gewiss aber 
von Livius bemerkt werden , dass, wer die Plebs ohue Tribunen 
Hesse, damit Beamten ohne Provocation wählte. Eine selbst- 
ständige Bedeutung hat jener Zusatz von Livius nicht. Das 
Duilische Plebiscit war eine nothwendige Ergänzung das Vale- 
risch- Horatischen Gesetzes und zwar eine Ergänzung, welche 
eben nur durch die Plebs geschehen konnte. Bemerkenswerth 
ist auch hier die Strafbestimmung, in gewisser Beziehung ähn- 
lich denen in den beiden eben erwähnten Valerisch- Horatischen 


a) Man sehe unsere Darstellung oben 1, 183 flgd., 221 flgd. 
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Gesetzen, dennoch aber wesentlich verschieden. Aehnlicli ist, 
dass wiederum nur derjenige , welcher die Tributcomitien für die 
Wahl von Tribunen zu halten verpflichtet ist, also der Beamte, 
als verantwortlich hingestellt wird. Nur die Tribunen selbst 
können Schuld daran sein, dass die Wahl ihrer Nachfolger nicht 
rechtzeitig oder nicht vollständig geschieht, also auch nur sie 
werden mit Strafe bedroht. Verschieden aber ist diese Strafe 
selbst. Zwar wird ein Process und gerichtliche Verurtheilung 
vorausgesetzt und ohne Zweifel ist eine solche möglich, auch 
wenn es keine Volkstribunen im Staate giebt. Aber die Strafe 
soll am Hucken und eaput vollzogen werden, d. h. es soll wirk- 
liche Todesstrafe, mithin auch Verhaftung bei der Anklage eiu- 
treten. Die Uebertreter des ersten Valerisch- Horatischen Ge- 
setzes wurden nur mit Verlust des eaput bedroht: bei ihueu 
konnte auch durch Verbannung die Strafe gebüsst werden. 3 ) 

Es knüpft sich an dieses Gesetz ein schwieriger Streitpunkt, 
den auch wir hier nicht übergehen dürfen. Es ist nämlich die 
Frage, ob auch die Dietatur von dem zweiten Valerisch - Horati- 
schen Gesetze betroffen wurde und in Folge dessen Provocation 
gegen dieselbe erlaubt war. Dass die Dietatur geschaffen war, 
um die Provocation zeitweise aufzuheben, oder vielmehr dass 
sie, wenn auch aus andern Grüudeu geschaffen, dennoch über 
der Provocation stand, ist zweifellos. Das sagt ausdrücklich 
Pomponius“), berichten Livius, Dionysius und Zonaraa. b ) So 
viel genügte in der ersten Zeit nach Vertreibung der Könige, um 
den Dictatoren eine königliche Macht zu verleihen. Das später 
errichtete Volkstribunat bestand zwar auch nufer der Dietatur, 
wie wir wissen, fort; aber es konnte seine Gewalt gegen die- 
selbe nicht geltend machen. So sagt Zonaras c ) : „Niemand hätte 

a) l'ompou. de orig. iur. § 18 dictatores proditi suut, a quibus aec 
provocandi ius fuit et quibus etiam capitis aoimadversio data est. 

b) Liv. II, 8 in dietatore non , ut in consulibus , provocatio erat : c. 29 
dietatorem, a quo provocatio non est; III, 20: Dionys. V, 70: VI, 58; 
Zon. VII, 13. 

c) Zon. VII, 13 *ii out’ ift'i/Jivi -i; aättji (dem Dictator) o5x i»av- 

xio v -i iiaxpäjaaHsn tsyoev, o\>4e <,i S/yj.xpy'H . und VII, 15 von den Tri- 
bunen r.dvxa xöv i-i3or ( aap«vov o-p ä; a^poOvxo oüx ex p'ivujv (Sujuxuiv. 
d/.Äd xxl an’ aoxiüv tüiv ipydvviov, xöiv ?txxa-dpu»v. 
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dem Dictator entgegen handeln dürfen, selbst nicht die Tribunen, 
welche den Hülfesuebenden gegen jeden Putrider und gegen die 
Beamten, aber mit Ausnahme der Dictatoren, hätten schützen 
dürfen”, und diese Nachricht wird bestätigt durch die Erzählung 
von dem falschen Zeugen M. Volscius. *) Ihn hatten die Tri- 
bunen früher dadurch gerettet, dass sie die Quästoren hinder- 
ten, die zum Volksgerichte nöthige Volksversammlung zu hal- 
ten: als aber Ciucinnatus Dictator geworden war, behielt er sein 
Amt so lange , bis die Volksversammlung gehalten und Volscius 
verurtheilt war. Man wird nicht irren, wenn man diese Uuujn- 
sehränktheit der Dictator von dem 'Wortlaute des Ständevertra- 
ges, welcher das Tribuuat schuf, herleitet. Es war eingesetzt 
zur Jlülteleistung gegen das consulare Imperium. '*) Als das- 
selbe getheilt wurde und auch au andere Beamte überging, trat 
gegen diese von selber, ohne besonderes Gesetz, die tribuni- 
cische Gewalt beschränkend auf; aber die Dictatoren hatten kein 
consul arisches, sondern ein höheres imperhun, folglich galt ge- 
gen sie die tribunicische Hülfe und Einsprache nicht. 

Mit dieser wörtlichen, dem Rechtsgefühl der Römer ent- 
sprechenden, Erklärung mochten die Patricier eine Zeitlang die 
Allgewalt der Dietatur wahren; auf die Dauer konnten sie die- 
selbe gegen die dem Tribunate günstige Strömung nicht retten. 
Wir haben darüber eine Nachricht bei Festus c ): „es sei Anfangs 
keine Beratung von dem Dictator an das Volk gewesen; später 
sei sie erlaubt worden und seitdem habe man, weil ihre Ge- 
walt gegen die der früheren Dictatoren verringert gewesen sei, 
bei ihnen nicht mehr hinzugesetzt:- „wie nach dem besten Ge- 
setze”, und wenn gleich diese Nachricht mangelhaft ist, weil 
sie keinen Zeitpunkt angiebt, darf man ihre allgemeine Richtig- 
keit doch nicht bezweifeln, ln der letzten Zeit der Republik, 
aus der wir die sichersten Nachrichten haben, sind bekanntlich 


a) S. oheu 1, 293. 

b) Vcrgl. oben I, 198. 

c) Festus p. 198 s. v. Optima lex: postquam vero provocatio ab eo 
magistratu (a dictatura) ad populum data est , quae ante non erat, desi- 
tum est adiei ut optima lege, ulpote imunnuto iure priorum uiagistrorum. 
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keine Diktatoren erwählt worden, ausser Sulla und Caesar, 
und diese beiden waren ausser der Dictatur gesetzlich noch mit 
solcher Machtfülle bekleidet, dass von ihrem Ausspruche Provo- 
catiou ohne Erfolg sein musste. Dass es während ihrer Dicta- 
turen Volkstribunen gab, ist sicher, während Caesars Dictatur 
sogar trotzdem dass es keine curulisehen Aemter gab. Es wird 
aber bei Caesar auch erwähnt , dass die T ribunen ein paarmal 
gegen ihn selbständig aufzutreten versuchten, woraus man auf 
eine gewisse Macht, welche sie auch gegen die Dictatur hatten, 
schliessen darf. Cicero in seinem Entwurf einer Staatsverfassung 
erwähnt auch des Dictators: er solle dasselbe Recht haben wie 
die beiden Consuln : dass er ohne Provocation sein soll , setzt 
er nicht hinzu und wo er die Provocation berührt , nimmt er die 
Dictatur von ihr nicht aus.*) Auch dies kann als Beweis die- 
nen , dass in der spätem Zeit der Republik die Provocation ge- 
gen den Dietator gestattet und den Volkstribunen Einsprach 
gegen die von ihm angeordneten Massregeln erlaubt war. So- 
mit ist es zweifellos, dass zu einem gewissen Zeitpunkte eine 
Verringerung der dictatorischen Gewalt durch Erlaubniss der 
Provocation eingetreten ist und gewöhnlich nimmt man an, die- 
selbe sei durch dieses Valerisch- Horatische Gesetz geschehen, 
welches nach dem Sturze der Zehnmänner die eigenthümlich 
Römische Einrichtung der Provocation wieder eingeführt und vor 
späterer Aufhebung geschützt halte. 4 ) 

Die Möglichkeit davon ist nicht zu läugnen und es war fol- 
gerecht, wenn überhaupt die Wahl eines Beamten ohne Provo- 
cation verboten wurde, auch den Dietator mit einzuschliessen. 
Aber die Nothwendigkeit ist nicht zu erweisen. Wir kennen 
nur den ungefähren Hauptinhalt des Gesetzes und da dessen 
ganze Absicht nur dahin ging, die alte regelmässige Verfassung, 
nach der zwei Consuln mit begränzter Gewalt an der Spitze des 
Staates standen, gegen neue, nicht im Herkommen liegende, 
Beamte ohne Provocation zu sichern, wäre es sehr wohl denk- 
bar, dass die Dictatur entweder stillschweigend oder ausdrück- 
lich ausgenommen worden ist. Sie wird nur auf kurze Zeit und 


a) Cic. de leg. 111, 3, t> und 9. 
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zu besondern Zwecken geschaffen: das ist sehr verschieden da- 
von, wenn Beamte ohne Provocation als regelmässige Obrigkeit 
erwählt werden. Ja bei genauer Erklärung bezog sich das Ge- 
setz gar nicht auf die Dictatur. Sein Wortlaut ist uns zwar 
nicht überliefert; aber man muss doch annehmen, dass die Be- 
richte der Schriftsteller über dasselbe, wenn gleich kurz, doch 
sorgfältig abgefasst sind. Nach ihnen also verbot das Gesetz 
die Wahl (er eure) irgend eines Beamten ohne Provocation; eine 
Wahl aber geschieht nach Römischen Begriffen nur durch das 
Volk. Der Dictator dagegen wird bekanntlich nie durch das 
Volk ernannt, sondern nach einem Senatsbeschlusse durch die 
Consuln ernannt, und wenngleich es auch von ihm bei minder 
sorgfältigen Schriftstellern mit dem sonst bei Beamten üblichen 
Ausdrucke heisst, er sei creirt worden, ist es doch zweifellos, 
dass der eigentliche und herkömmliche Ausdruck ist, er werde 
ernannt (dicitur). Mithin findet das Valerisch- Horatische Gesetz 
auf den Dictator keine Anwendung.“) Seine Stellung ist in 
jeder Beziehung eine Ausnahme im Römischen Staatsrecht: er 
allein von allen Beamten wird ohne Befragung des Volkswillens, 
er allein in der Einzahl ernannt : er konnte sehr wohl auch in 
dem Gesetze, welches die Unumschränktheit anderer Beamten 
verbot, ausgenommen werden. Es ist aber zweifellos, dass ge- 
gen die Dictatur auch nach dem Valerisch -Horatischen Gesetze 
keine Provocation galt. Dies beweist Livius’ Erzählung von Sp. 
MaeliUs’ Aufstande im Jahre 439 v. Chr. b ) Als derselbe im 
Senate zur Sprache kam , wurden die Consuln wegen ihrer Nach- 
lässigkeit hart getadelt: sie entschuldigten sich damit, dass ihre 
Macht durch die Gesetze über die Provocation eingeschränkt sei : 
sie wollten daher einen Dictator ernennen. So wurde Cincinna- 
tus zum Dictator ernannt und er liess Sp. Maelius, als dieser 

a) Man vergleiche die Erklärung des Gesetzes über die Stellung der 
Tribunen zum Dictator oben S. 15. 

b) Liv. IV, 13 eonsulcs iimnerito iucrepari, qui coustricti legibus de 
provocatione ad dissoivendum iinperium latis, nequaquam tantum virium 
in magistratu ad earn rem pro atrocitate vindieandain, quautum anirni ha- 
berent. Opus esse non forti solum viro, sed libero exolutoque legum 
vinclis. 

u. . 2 


Digitized by Google 


18 


Beispiele von der Maeht der Dictatoren. 


sich vor seinem Richterstuhle zu erscheinen weigerte, tödteu. 
So sehr das Volk darüber erbittert war und es auch die Volks- 
tribunen, welche als Unterstützer von Maelius erwähnt werden, 
sein mussten, so wenig lesen wir doch von einem Widerstande. 
Als der Dictator erklärt hatte, Maelius sei mit Recht getödtet, 
wurden die Bewegungen des Volkes unterdrückt und nicht ein- 
mal eine Anklage fand statt. Nur dadurch rächten sich die 
Volkstribuneu , dass sie für das folgende Jahr die Wahl von Con- 
sulartribunen , nicht von Consuln durchsetzten. Aber auch lange 
nach dieser Zeit blieb die Dictatur, wie sie es bei ihrer Ein- 
setzung gewesen war, allmächtig, nicht eingeschränkt durch 
die Provocatiou oder die Tribunen. Im Jahre 363 v. Chr. war 
L. Manlius hnperiosus einer religiösen Ceremonie halber, um 
den Nagel einzuschlagen, zum Dictator erwählt worden: er über- 
schritt seinen Auftrag und hob ein Heer gegen die Ilerniker aus, 
und zwar mit grosser Strenge und Grausamkeit. Nach alter Sitte 
strafte er die Bürger, welche nicht gehorchten , mit'Geld, peitschte 
sie mit Ruthen, warf sie ins Gefängniss.*) Wir lesen von kei- 
ner Abhülfe, die durch Provocatiou oder die Tribunen geschafft 
worden sei: erst als Manlius seine Dictatur niedergelegt hatte, 
klagten ihn die Tribunen an und zwar nicht, weil er die Pro- 
vocation vernachlässigt oder seinen Auftrag überschritten hätte, 
sondern weil er einige Tage über die Zeit, für welche er er- 
nannt war, Dictator geblieben war. b ) 

Die angeführten Beispiele beweisen, dass alle jene leiden- 
schaftlichen Kämpfe, welche am Ende die Vereinigung der beiden 
Stände durch Zulassung der Plebejer zum Consulate herbeifübr- 
ten , die Macht der Dictatur nicht verringerten. Sie bestand un- 
geschmälert, wie sie zuerst eingesetzt worden worden war, und 
wurde häufig angewendet — ein Zeichen von der Mässigung, 
welche die Dictatoren selbst bewiesen, und der Nothwendigkeit, 
welche der ganzen Einrichtung zu Grunde lag. Indessen einige 

a) Liv. VII, 4 Acerbitas indelectu, uon darano modo civiuin , sed etiam 
dilaceratione corporum lata, partim virgis caesis, qui ad nomina nou re- 
spondissent, partim in vincia ductis, itivisa erat. 

b) Diesen Grand der Anklage geben an Cic. de off. 111, 31, 112 und 
Val. Max. V, 4, 3; Livius giebt keinen Grund au. 
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Zeit nach der Eintracht der Stände werden uns Andeutungen 
überliefert, welche auf eine veränderte Stellung der Dictatur hin- 
weisen. Im Jahre 314 v. Chr. war C. Maenius zum zweiten 
Male Dictatur rei gerendae causa. So nennen ihn die Capi- 
tolmischen Fasten, während Livius erzählt, er sei zur Anstellung 
von Untersuch imgen ernannt worden.*) Ohne Zweifel geben die 
Fasten den eigentlichen Titel des Dictators, Livius erwähnt nur 
die Absicht, weshalb er ernannt wurde und es ist fraglich, ob 
und auf welche Weise dieselbe in dem Senatsbeschlusse , welcher 
der Ernennung des Dictators vorhergehen musste, angegeben 
war. 5 ) C. Maenius hielt die Untersuchungen nicht nur in Ca- 
pua, sondern dehnte sie, da er eine allgemeine Vollmacht über 
alle Staatsverbrechen erhalten zu haben behauptete, auch auf 
Rom aus. Hier aber fügten sich ihm die vor sein Gericht Ge- 
ladenen nicht: sie riefen die Hülfe der Tribunen an; als diese 
ihnen nicht halfen, drohten sie dem Dictator, sie wollten ihn 
nach der Niederlegung seines Amtes mit gleicher Anklage verfol- 
gen und brachten es durch diese Verläumdungen dahin, dass 
er die Dictatur niederlegte und sich freiwillig dem Gerichte 
stellte , das ihn freisprach. Nach der Erzählung von Livius haben 
hier die Tribunen ein Recht, gegen den Dictator Hülfe zu leisten. 
Hätten sie es nicht gehabt, so wären die Angeklagten thöricht 
gewesen, sich an sie zu wenden und der Dictator hätte sie ohne 
Weiteres strafen können. Die Tribunen helfen nicht, weil sie 
das Verfahren des Dictators billigen. Somit liegt in Livius’ Er- 
zählung ein mittelbarer Beweis für die Beschränkung der Dicta- 
tur durch das Tribunat, und diese Beschränkung ist in die Zeit 
zwischen 363 , wo wir das letzte Beispiel von der Allmacht des 
Dictators gefunden haben, und 314 v. Chr. zu setzen. In den 
allgemeinen Verhältnissen der Römischen Verfassung liegt kein 
Grund gegen die Annahme einer damals geschehenen Aenderung 
der dictatorischen Gewalt: sie war, wie wir gesehen, folgerich- 
tig, aber der Zeitpunkt konnte verschiedentlich gewählt werden. 
Es haben überhaupt mit den Dictatoren einige Veränderungen 

a) Liv. IX, 26 De quibus (principum coniuratiouibus Capuae factis) cum 
ad senatum relatum esset, kaudquaquam ueglocta res est, quaestioues de- 
cretae dietatoreraque quaestiombus exercendis diei placuit. 

2 * 
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stattgefunden, welche in unserer Ueberlieferung nicht berichtet 
werden. Livius erzählt, das Gesetz, welches vor der Wahl des 
ersten Dictator gegeben wurde, hätte verordnet, Dictator und 
Reiteroberst sollten gewesene Consuln sein“), und die ersten 
waren es. Aber 458 v. dir. wurde zuerst L. Tarquitius, wel- 
cher das Consulat noch nicht bekleidet hatte, Reiteroberst und 
schon der dritte Dictator M’ Valerius Volusus, vielleicht schon 
sein Vorgänger, war nicht Consul gewesen. Wie und aus wel- 
chen Gründen diese Aenderung geschehen ist, wird 1 nicht über- 
liefert. Später finden sich mannigfache Schwankungen , indem 
bald mehr bald minder häufig nicht Consulare die Dietatur er- 
hielten; am Ende wurde es Sitte, dass durchgehende Consulare 
gewählt wurden, während bei den Reiterobersten das Verhält- 
niss schwankend blieb. H ) Sehr leicht konnte sich also auch 
eine Veränderung in der dictato rischen Gewalt der Ueberlieferung 
entziehen, zumal als dadurch kein neuer Grundsatz in das . Rö- 
mische Staatsrecht eingeführt, sondern nur ein längst aner- 
kannter etwas erweitert wurde. 

Das dritte der Valerisch- Horatischen Gesetze bezog sich 
anf die Unverletzlichkeit der Volkstribunen und der Bericht dar- 
über ist sehr förderlich zur Erklärung der Gesetze, welche bei 
der ersten Einsetzung der Tribunen gegeben wurden. Livius b ) 
beginnt damit , die Unverletzlichkeit der Volkstribunen sei bei- 
nahe dem Gedächtnisse der Leute entschwunden gewesen. Man 
fragt, weshalb. Einmal offenbar, weil die Regierung der Zehn- 
männer ohne Provocation und Volkstribunen zwei Jahre gedauert 
hatte, dann aber besonders, weil schon vorher seit der Ein- 
setzung der Tribunen vielfache Beleidigungen derselben stattge- 
funden hatten, und zwar ohne Strafe. Zwar von den Plebejern 
sind gewiss manche, welche sich au ihnen vergriffen, bestraft 

a) Liv. II, 18 Consulares (dietatorem et magistrum equitum) legere: 
ita lex iubebat de dictatore creando lata. 

b) Liv. 111, 55 ipsis quoque tribunis, ut sacrosancti videreutur, cuius 
rei prope iatn memoria aboleverat, relatis quibusdam ex magno intervallo 
caerimouiis renovarunt et eum religione inviolatos cos tum lege etiaw feoe- 
runt saneiendo, ut qui tribunis plebis, aedilibus, iudicibus, Xviris noeuis- 
set, eius eaput Iovi sacrum esset, familia ad aedem Cereris Liberi Liberae- 
que venum iret. 
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worden: wir haben ja das Beispiel eines Lictor, der auf Befehl 
der Consuln ihnen zu nahe getreten war und der vom Tarpeji- 
Felsen gestürzt werden sollte.“) Aber die Patrieier selbst waren 
wegen alles Widerstandes , welchen sie den Tribuuen leisteten, 
unbestraft geblieben und diese Straflosigkeit der vornehmsten 
Bürger hatte auf alle zurückgewirkt. Von jetzt an aber sollten 
die Tribunen Beamte des gesammten Staates sein und die 
Stellung, welche sie bisher nur hei dem einen Stande gehabt 
hatten, bei dem ganzen Volke einnehmen. Dazu gehörte vor 
allen Dingen die Anerkennung ihrer Unverletzlichkeit auch durch 
die Patrieier. Zwei Massregeln wurden deshalb ergriffen. 

Erstlich wurden, wahrscheinlich in Folge eines .eigends dazu 
gegebenen Gesetzes, die Feierlichkeiten, welche bei der ersten 
Einsetzung der Volkstribunen vorgenommen worden waren, er- 
neuert. Darunter können nicht diejenigen Feierlichkeiten ver- 
standen werden, durch welche zuerst vermittelst Fetialen der 
Vertrag zwischen Patriciern und Plebejern abgescldossen wurde. 
Denn in diesem Vertrage war nur von der Einsetzung der Volks- 
tribunen, nicht von ihrer Unverletzlichkeit die Rede und hier 
sollen diese durch die Erneuerung jener Feierlichkeiten unver- 
letzlich geworden sein. Der Erneuerung des Ständevertrages 
bedurfte es auch nicht, einmal weil derselbe für ewig geschlossen 
war und dann, weil Patrieier und Plebejer über das Tribunat 
einig waren. Es muss also diejenige Feierlichkeit gemeint sein, 
vermöge deren die ersten Volkstribunen selbst die Plebs durch 
einen Schwur verpflichteten, ihre Beamten für heilig und unver- 
letzlich zu erachten und jeden Zuwiderhandelnden mit der höch- 
sten religiösen Strafe, der Aechtung, zu belegen. Weil die Pa- 
tricier früher diesen Schwur nicht geleistet hatten, waren sie 
nicht durch die Unverletzlichkeit der Tribunen gebunden gewe- 
sen. Jetzt mussten sie denselben Schwur, wie einst die Plebe- 
jer, leisten, und dass sie dies gethan haben, beweisen die fol- 
genden Worte von Livius selbst, der erklärt: „die Tribunen 
seien durch den alten Schwur der Plebs damals, als sie zuerst 


a) Siehe oben I, 228. 
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diese Gewalt schuf, unverletzlich.”*) Er hätte eigentlich noch 
hinzusetzen müssen, dass dieser alte plebejische Schwur jetzt 
auch von den Patriciem geleistet worden war. Dass die Tri- 
bunen aber von jetzt an bei den beiden Ständen gleichmäßig 
unverletzlich waren, geht aus den früher b ) von uns angeführten 
Beispielen hervor. 

Ausser der religiösen Verbindlichkeit, welche man dem 
ganzen Volke auferlegte, hielt man noch ein Gesetz für nöthig, 
um die alte durch der Zehnmänner Regierung fast in Vergessen- 
heit gerathene Verfassung wiederherzustellen: wahrscheinlich 
wollte man damit auch noch andern plebejischen Beamten, welche 
zur Zeit des Ständevertrages auf dem heiligen Berge noch nicht 
dagewesen waren, Anerkennung durch den gesaminten Staat 
verschaffen. Ueber das Icilische Plebiseit, welches die Leitung 
der Tributcomitien durch die Tribunen geregelt hatte, kann man 
zweifelhaft sein: vielleicht war es schon in das erste Valerisch- 
Horatische Gesetz über die Bedeutung der Tributcomitien aufge- 
nommen worden. Sicher ist es, dass fortan die Störungen der 
plebejischen Volksversammlungen durch die Patricier aufhören 
und dass diese durchweg der Gewalt der Tribunen unterworfen 
sind. Von dem Valerisch-IIoratischen Gesetze ist uns zwar nicht 
der ganze, aber doch der Hauptinhalt wörtlich überliefert: er 
lautete so: „Wer den Volkstribunen, Aedilen, Richtern, Zehn- 
männern geschadet hätte, dessen Haupt solle dem Jupiter ge- 
weiht sein, sein Vermögen beim Tempel der Ceres, des Liber 
und der Libera verkauft werden.” Die Entscheidung, zu Gun- 
sten welcher Beamten es erlassen worden sei, ist sehr schwie- 
rig und unsicher: sie hängt von der Auffassung „der Richter, 
Zehnmänner” ab. Dieser Ausdruck war schon zu Livius’ Zeit 
unklar: er selbst versteht ihn nicht und die Erklärungen seiner 
Zeitgenossen, welche er anführt, beweisen deren Unsicherheit 
Kein Wunder also, dass er uns noch grössere Schwierigkeit 
macht. Gewöhnlich verbindet man jetzt beide Worte und ver- 

a) Liv. L 1. tribunoa vetere iureiurando plebis cum pritnum eam po- 
testatcra creavit, saerosanctos esse. 

b) S. oben I, 229 flgd. 1 
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steht Zehnmänner, welche Richter sind. 7 ) Diese Meinung ist 
indessen unmöglich, aus zwei Gründen, von denen jeder einzeln 
genügt,, sie zu widerlegen. Erstlieh ist der Name „Richter- 
Zehnmänner’' (iudices Xviri) im Lateinischen unerhört, wenig- 
stens in einem Gesetze. Das gewöhnliche ist, dass zu der Zahl 
der Beamten, welche für ein ausserordentliches Amt erwählt 
werden, die Bezeichnung der Amtsthätigkeit im Dativ gesetzt 
wird, seltener, aber doch vollkommen dem Sprachgebrauch an- 
gemessen, geschieht die Bezeichnung durch ein Adjectivum. 
Aber Dativ und Adjectivum müssen in dem gewöhnlichen Aus- 
drucke nachgestellt werden und in einem Gesetze konnte kein 
Römer die Worte iudices Xviri als einen einzigen Begriff auftässen. 
Livius selbst, dem sonst die Bedeutung derselben, wie gesagt, 
nicht klar war, hat sie nicht so aufgefasst. Er macht die Be - 
merkung, einige Erklärer hätten aus ihnen den Schluss gezogen, , 
dieses Valerische Gesetz bezöge sich auch auf die Consuln und 
die mit den Consuln unter gleichen Auspicien erwählten Präto- 
ren ; denn der Consul heisse Richter, iudex. Er widerlegt diese 
Erklärung mit der weiteren Bemerkung, in jener Zeit habe der 
Consul noch nicht iudex , sondern praetor geheissen. Hätte er 
iudices Xviri zu einem einzigen Begriffe verbunden, so hätte, 
da (üe Consuln nimmermehr zu den richterlichen Zehnmännem 
gezählt werden können, darin die beste Widerlegung jener Er- 
klärung gelegen. Ja selbst jene alten Gelehrten, welche die von 
Livius verworfene Erklärung aufstellten,' haben nicht iiulices 
Xviri verbunden: sonst hätten sie nie an die Consuln ge- 
dacht Deshalb werden wir ebenfalls abgesondert iudices und 
Xviri als Richter und Zehnmänner auffassen müssen. Noch 
einen andern Fingerzeig geben uns die Versuche der alten 
Gelehrten, einen zu ihrer Zeit unklaren Ausdruck zu erläutern: 
sie haben nicht geglaubt, dass das Gesetz nur zum Besten ple- 
bejischer Beamten gegeben worden sei. Denn sonst hätten sie 
an die Consuln nicht denken können. Von dieser Ansicht ab- 
zugehen ist kein Grund. Die Consuln wollten durch die neue 
Verordnung nicht bloss für die plebejischen Beamten sorgen: 
sie hatten dies auch schon durch die Erneuerung des Schwures 
in Betreff der Tribunen genügend gethan: sondern getreu ihrem 
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Plane, die beiden Stände zu vereinen, wollten sie überhaupt 
Beamten, welche sonst keine genügende äussere Gewalt zu 
haben schienen, den nöthigen Schutz verleihen. Mau kann 
demnach sehr wohl unter iudices die gewöhnlichen Richter, 
welche in Privatstreitigkeiten und zum Theil auch in Criminal- 
processen den Parteien gegeben wurden, verstehen. Der that- 
sächliche Erfolg der Decemviralgesetzgebung war eine neue und 
feste Anordnung des Gerichtswesens gewesen: nur derjenige 
Theil derselben, welcher nebst der sonstigen Staatsverfassung 
auch über die Beamten, welche zur Leitung desselben berufen 
waren, handeln sollte, war nicht zur Ausführung gekommen, 
und es ist sehr wohl möglich, dass die Consuln jetzt einige 
Bestimmungen deshalb trafen. Es war billig, dass man für die 
Würde und Unverletzlichkeit der Richter, auf welchen die Ver- 
waltung der Rechtspflege beruhte, Sorge trug und zwar ohne 
ihnen eine äussere Gewalt zu verleihen, indem man auf religiö- 
sen Gründen ihre Heilighaltung dem Gewissen der Bürger empfahl. 
Auch unter den Zehnmännern wird man eine richterliche, aber 
plebejische, Behörde verstehen müssen. Zwar die späteren Xv\r% 
stlitibua iudicandis gab es damals noch nicht; denn es ist kein 
Grund vorhanden, wie einige Gelehrte es tlmn , der Angabe 
von Pomponius“) zu misstrauen, der ihre Einsetzung einer viel 
späteren Zeit zuschreibt. Indessen ist es damit sehr wohl ver- 
einbar, dass ihre Anfänge viel früher vorhanden waren: nur 
ihre spätere Gestalt • und Befugnisse erhielten sie in der von 
Pomponius angegebenen Zeit. Es ist wahrscheinlich, dass die 
Plebs auch ausser den Tribunen für die- Schlichtung ihrer be- 
sondem Streitigkeiten schon von Alters her sich Beamten er- 
wählte; sie gingen später, als der Unterschied der Stände erlo- 
schen war, in Beamte des Gesammtstaates über. Ja selbst in 
der Zehnzahl müssen sie dagewesen sein : das beweisen die zehn 
Tribunen, die zehn mit der Gesetzgebung betrauten Beamten. 
Sie also können unter den Zehnmännern des Valerisch-Horatischen 
Gesetzes verstanden werden. Freilich ist alles dies Vermuthung, 
aber ohne Vermuthung wird das Räthsel in Livius' Worten nicht 
gelöst werden können. 

a) Pompon. § 29 Dig. de orig. iur. (I, 2). 
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• Eigentümlich ist die andere von Livius gemachte Bemerkung. 
Die Juristen, sagt er, behaupteten, nach dem Valeriseh- Horati- 
schen Gesetze sei keiner von den genannten Beamten heilig 
und unverletzlich (sacroaanctua ) ; sondern, wenn irgend einer 
einem von ihnen geschadet hätte, würde dies für den Göttern 
verfallen erklärt. Daher werde der Aedil von den hohem Be- 
amten ergriffen und in das Gefängniss geführt: denn man schade 
demjenigen, dem man nach diesem Gesetze nicht schaden dürfe : 
aber es sei ein Beweis, dass der Aedil nicht „heilig"’ sei; die 
Volkstribunen seien heilig nach dem alten Schwur der Plebs- 
auf dem heiligen Berge.“) Das ist ein feiner, für uns fast un- 
verständlicher Unterschied, den die Römischen Juristen aufstell- 
ten. Freilich nicht alle scheinen ihn gemacht zu haben, wie 
z. B. Cato die Aedilen gleich den Tribunen für „heilig” er- 
klärte. 1 ’) Aber er ist, wie gesagt, für uns schwer verständlich. 
Es heisst: wer jenen Beamten schadet, soll den Göttern ver- 
fallen sein: darin soll liegen, die Handlung des Schadens 
selber sei fluchwürdig, nicht die Beamten „heilig”. Ist dies der 
Fall, so begreift man das Verfahren der Plebejer auf dem heili- 
gen Berge in Betreff" der Tribunen, wie es uns Dionysius“) über- 
liefert hat. Sie machten es, um den Tribunen Unverletzlichkeit 
bei den Plebejern zu sichern, genau so, wie jetzt die Consuln, 
da sie deren Heiligkeit auch bei den Patriciern feststellen woll- 
ten. Sie gaben zuerst ein Gesetz, ganz ähnlich dem jetzigen 
consularischen , folgenden Inhalts: den Tribunen solle Niemand 
zwingen, etwas wider seinen Willen zu thun, noch geissein, 
noch geissein lassen, noch tödten, noch tödteu lassen. Wenn 
einer dies gethan hätte, so sollte er verflucht, seine Habe ver- 
fallen, sein Leben vogelfrei sein. Das zweite war ein Schwur, 
wie Dionysius sagt, das Gesetz für ewige Zeiten unverbrüchlich 

a) Liv. III, 55 Ilac lege iuris interpretes negant r|uemquam sacrosan- 
ctum esse, sed cum quis eorum cuipiam nocuerit, id sacnrni sanciri. 
Itaque aedilcm prendi dueique a maioribus magistratibus: quod etsi non 
iure fiat (noceri enim ei, eui hac lege non ticeat), tarnen argumentum esse, 
non haberi pro sacrosancto aedilcm: tribuuos vetere iureiurando plebis 
cum primum eam potestatem ereavit, sacrosanctos esse. 

b) Bei Festus p. 318 s. v. sacrosanctus. 

c) Dionys. VI, 89. ... 
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halten zu wollen. Sein Inhalt kann von Dionysius nicht voll- 
ständig angegeben sein. Denn auf ihm beruhte, wie er sagt, 
die Heiligkeit des Tribunates: diese muss noch durch einige be- 
sondere Formeln bestimmt worden sein, welche früher die Plebs, 
jetzt auch die Patrieier banden. Livius wurde zu seiner Bemer- 
kung veranlasst einmal durch die Anwendung der tribunicisehen 
Gewalt, welche man zu seiner Zeit machte, um dem Kaiser 
Augustus eine vor allen Bürgern ausgezeichnete und gegen jeden 
Angriff mit Wort und That gesicherte Stellung zu geben 8 ), fer- 
ner durch den thatsächlichen Unterschied , welcher in der gan- 
zen Römischen Geschichte, zwischen dem Tribunat und der 
Aedilität, sowie den übrigen genannten Aemtem bestand. Jene 
galten immer für durchaus unverletzlich und wer ihrer Person 
zu nahe trat, beging einen Frevel gegen die Götter: diese stan- 
den unter der Botmässigkeit der höhern Beamten und sind oft 
mit Zwang zurecht gewiesen worden. Freilich auch der Tribu- 
nen Unantastbarkeit durch Wort und That konnte mehr in der 
Theorie aufrecht erhalten werden als in der Wirklichkeit. So 
lange der Kampf der Stände währte imd die Plebejer mit Eifer- 
sucht an ihren Rechten festhielten , auch die Einfachheit der Sit- 
ten grösser war, hören wir nichts von Missbrauch oder Beschrän- 
kung der tribunicisehen Gewalt. Später bildete sich der in der Ma- 
tur der Sache liegende Unterschied, dass die Volkstribunen, wenn- 
gleich sie für ihre Person immer unantastbar blieben, dennoch 
für ihre Handlungen nur dann vollständige Freiheit und Unab- 
hängigkeit genossen, wenn dieselben Amtshandlungen waren, 
dagegen für die Handlungen des Privatlebens gleich andern Bür- 
gern dem allgemeinen Gesetze und Rechte unterworfen waren. 
Ein Zeitpunkt für die Anerkennung dieses Unterschiedes lässt 
sich nicht nachweisen, sie erfolgte auch nicht durch ein Gesetz, 
sondern bildete sich natürlich aus den Verhältnissen, wie auch 
das Verfahren dabei sich natürlich entwickelte. Das Collegium 
der Volkstribunen war der Gerichtshof, welcher die Frage ent- 
schied, ob etwas Amts- oder Privatsache sei: seiner Entschei- 
dung musste sich der einzelne Tribun zwar nicht dem strengen 
Rechte nach , aber thatsächlich fügen. Es sind uns vier derartige 
Fälle überliefert, drei wo Tribunen wegen Privathandluugen vor 
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Gericht gezogen wurden, Cn. Tremellius, der sich thätlich an 
dem Oberpriester vergriffen hatte“), L. Äurelius Cotta, der sein 
Amt zur Deckung gegen seine Gläubiger zu gebrauchen ver- 
suchte 1 ’), C. Scantinius Capitolin us, welcher von einem curulischen 
Aedileu wegen Unzucht vor dem Volke angeklagt worden sein 
soll. 0 ) Der vierte ähnliche Fall bezieht sich auf einen curuli- 
schen Aedilen 1 *), der vergeblich versuchte, eine ihm als Privat- 
person zugefügte Beleidigung als eine Verletzung seines Amtes 
vor Gericht zu bringen. 

Das Bedürfniss eines geordneten Staatslebens brachte diese 
Veränderung in der Stellung der Volkstribunen hervor: mit ihm 
ist es unverträglich , dass eine Classe von Beamten in allen ihren 
Worten und Handlungen unantastbar und „heilig” ist. Um es 
zu befriedigen, hob man nicht das alte Gesetz auf: das hätte 
man schon deshalb unterlassen, um nicht den religiösen Fluch 
auf sich herabzuziehen , man betrachtete es vielmehr fortwährend 
als einen Grundpfeiler der öffentlichen Freiheit. Aber die Ueber- 
einstimmung der Beamten und die öffentliche Meinung machte, 
dass es entweder nicht* beachtet oder anders erklärt wurde. Die 
künstlichen Erklärungen der Juristen, von denen Livius spricht, 
kamen diesem Streben zu Hülfe. Einige gingen, wie derselbe 
erzählt, so weit zu behaupten, das Horatische Gesetz gelte auch 
für die Consuln und Prätoreu, denn die Consuln führten den 
Namen iudex , und die Prätoren würden unter denselben Auspi- 
cien, wie die Consuln erwählt. e ) Ich spreche nicht davon , ob 
die Erklärung in den Worten des Gesetzes begründet war oder 
nicht; Livius läugnet diese Begründung. Aber es war unmög- 
lich, diese Erklärung aufzustellen, wenn die Stellung der Tri- 
bunen, Aedilen, Zehnmänner eine ganz besondere und durch 


a) Liv. per. XLVII. 

b) Val. Max. VI, 5, 4. 

c) Val. Max. VI, 1, 7. 

d) Gell. IV, 14. Aehnlich wird der andere Fall bei Gell. XIII, 13 ge- 
wesen sein. 

e) Liv. III, 55 Fuere, qui interpretarentur cadera hac lloratia lege 
consulibus quoque et praetoribus, quia iisdem auspiciis, quibus consules 
crearentur, cautum esse; iudicem eniin consulem appellari. 
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Heiligkeit geschützt war, wenn man täglich sehen konute, dass 
Prätoren und Consuln ' angegriffen , ins Gefängniss geführt, au- 
geklagt wurden. Die Wirklichkeit des Staatslebens hatte sich 
von den alten Gesetzen, trotzdem dass sie rechtlich fortbestan- 
den, frei gemacht Ferner den Aedilen, Richtern und Zehn- 
mänuern entgegen zu treten, sagt Livius, sei ein religiöses Ver- 
brechen; dennoch würden jene Beamten von den höher stehen- 
den Beamten ergriffen und in das Gefängniss geführt und damit 
wenigstens eine Verletzung der Gesetze begangen. Er spricht, 
wie ersichtlich, von einer öfters vorkommenden Sache, welche 
strafrechtlich nicht geahndet wurde. Wiederum erkennen wir, 
dass das alte Gesetz und der alte Eidschwur, wenngleich recht- 
lich 'nicht aufgehoben, doch thatsächlich nicht beobachtet wurde. 
Es ist nicht zu verwundern, dass eben dasselbe bei der Straf- 
bestimmung geschah: sie ist nie oder nur in seltenen Fällen, 
wo es sich um geringe Leute handelte, ausgeführt worden und 
konnte nicht ausgefülu-t werden. Die' Strafe bestand , wie Livius 
sagt, darin, dass das Haupt des Lebelthäters dem Jupiter geweiht, 
seine Güter am Tempel der Ceres, des Liber und der Libera 
verkauft wurden. Es ist kein Zweifel, dass dies dieselbe Strafe 
ist, welche auf dem heiligen Berge von den Plebejern gegen 
diejenigen ihrer Standesgenossen, welche den Tribunen zu nahe 
treten würden, ausgesprochen wurde. Sie lautet bei Dionysius*), 
der Uebelthäter solle verflucht, sein Vermögen der Ceres geweiht 
sein: wer ihn getödtet hätte , solle straflos sein. Wir haben also 
wiederum den Begriff der religiösen Verfluchung b ), der sich bei 
weiterer Ausbildung der Staatsverfassung nicht anders ausführen 
lässt, als dass der Uebelthäter gerichtlich verurtheilt und dann 
mit der höchsten üblichen Todesstrafe belegt wird. Wir haben 
früher von dem ursprünglichen Begriffe dieser Verfluchung ge- 
handelt 0 ) und von dem Rechte, welches die Tribunen daraus 
herleiteten, Jeden ihnen in Wort und Tliat entgegen tretenden 
augenblicklich mit den höchsten Strafen zu belegen. Versuche, 


a) Dionys. VI, 89 a. a. 0. 

b) Vergl. oben I, 393 und II, 10. 
e) S. oben I, 229. 
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es auszuüben, wurden, wo es sich nicht gerade um geringe Leute oder 
schlimme Fälle handelte, durch den Einspruch der andern Tri- 
bunen gehindert. Bei der Einziehung des Vermögens war das 
Verfahren dies, dass der Tribun die Güter des Uebelthäters der 
Ceres weihte, worauf sie dann später zum Besten von deren 
Tempel verkauft wurden. Indessen das rechtliche Herkommen, 
wenngleich wir von keinem derartigen Gesetze wissen, war der 
Art, dass eine solche Weihung, selbst wenn sie mit allen Förm- 
lichkeiten durch einen Tribunen geschehen war, dennoch ohne 
eine gerichtliche Verurtheilung nicht galt. Wir können dies 
an einem berülimten Beispiele nacliweisen. Der Volkstribun C. 
Atinius Läbeo im Jahre 130 v. Chr. glaubte sich vom Censor 
Q. Metellus beleidigt und hätte ihn, wenn nicht eiligst ein an- 
derer Tribun zu Hülfe gerufen worden wäre, getödtet. a ) Als 
er dies nicht thun konnte, war sein Zorn dennoch nicht begü- 
tigt. Er ging auf die Keduerbühne zurück , liess einen Flöten- 
bläser und einen Altar kommen und weihte in feierlicher Weise 
die Güter seines Gegners der Ceres. Aber einen Erfolg hatte 
dies Beginnen nicht: Cicero erzählt ausdrücklich, Q. Metellus 
habe seine Güter behalten, ebenso wie einem andern Censor 
Cn. Lentulus, dessen Vermögen ein Tribun auf gleiche Weise 
weihte, dadurch kein Schaden zugefügt wurde. b ) Wollte ein 
Tribun etwas ausriekteu, so blieb ihm nichts übrig als einen 
Hochverrathsprocess gegen denjenigen, von welchem er sich be- 
leidigt glaubte, anzustreugen. Dies that der Tribun P. Rutilius 
1G9 v. Chr. gegen den Censor Ti. Gracchus: er weihte dessen 
Güter, weil er behauptete, derselbe sei ihm durch Nichtbeach- 
tung seiner Einsprache bei der Bestrafung eines Freigelassenen 
zu nahe getreten, dann erhob er gegen den Censor noch einen 
Process in Centuriatcomitien. Als er in diesem nichts ausge- 
riclitet hatte, blieb ohne Zweifel auch die. Weihe des Vermögens 
ohne Folgen.') Es ist ein merkwürdiges Bild, das sich uns 
darstellt. Durch Gesetz und eidliche Verpflichtung des ganzen 


a) S. die Erzählung obe,n I, 202 und 230. 

b) Cic. de dom. 47, 123. 
e) Liv. XL11I, IG: 
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Volkes hatte der Volkstribun das Recht, gegen jeden Bürger, 
von dem er sich beleidigt glaubte, mit den härtesten Lebeus- 
uud Vermögensstrafen augenblicklich einzuschreiten: dies Recht 
hatten die Consulu Valerius und Horatius, wahrscheinlich um 
jeden Argwohn der Plebs zu beschwichtigen , auf das Feierlichste 
anerkannt und man wollte es auch später nicht ändern. Dessen un- 
geachtet traf man Massregelu, um es thatsächlich unwirksam zu 
machen und jede Bestrafung in den gewöhnlichen Processformen 
richterlicher Entscheidung anheimzugeben. 


Zweites Capitel. 

Processe der gestürzten Zehnmänner. Es sind Criminalprocesse und 
werden vor den Tribntcomitien geführt. Weshalb dieselben zn einem 
Criminalprocesse in diesem Falle befngt waren nnd weshalb auch kein 
Senatsbeschlnss nöthig war. Einzelheiten beim Sturze der Zehnmänner 
und bei der Annahme der zwölf Tafeln. Allgemeine Amnestie. Anklage- 
grund gegen die Zehnmänner. Hartes Verfahren gegen dieselben. Art 
der Bestrafung. 

Durch diese Gesetze der beiden Consulu L. Valerius und 
M. Horatius hatte das Römische Staatsrecht eine neue Gestalt 
erhalten: die Grundlagen der Freiheit, welche nach der Ver- 
treibung der Könige gelegt, nach dem Sturze der Zehnmänner 
neu angenommen worden waren, winden befestigt, die Trennung 
der Stände , welche sich in heftigem Parteikampfe gebildet, in 
so weit aufgehoben, dass patricisehe und plebejische Beamten 
in dem Gesammtstaate eine bestimmte Geltung hatten. Das war 
ein grosser und dauernder Gewinn, der trotz der Abneigung 
auf der einen und der Begehrlichkeit auf der andern Seite am 
Ende zu fester Eintracht führen musste. Um indessen die Wie- 
derkehr ähnlicher Zustände, wie sie das zweite Decemvirat dar- 
geboten hatte, zu verhüten, blieb noch die Bestrafung der ge- 
stürzten Zehnmänner übrig. Sie erfolgte einstimmiger Ueber- 
lieferung zufolge nach der Wiederherstellung der alten Verfassung 
und nach der Ausbildung derselben durch die consularischen 
Gesetze. Dieselbe muss trotz der oftenbaren Ungesetzlichkeiten, 
welche die Zehnmänner begangen hatten, nicht ohne Schwierig- 
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keit gewesen sein. Der Anhang, den dieselben, aus den vornehmsten 
Geschlechtern stammend, selbst nach ihrem Sturze unter Patri- 
ciem und Plebejern hatten, war bedeutend, die politischen Gegner 
waren theils durch ihre Abdankung, theils durch die neuen Ge- 
setze der Consuln besänftigt, ein grosser Theil der Bürger 
mochte sich auch scheuen, ein System politischer Rache, wie es 
in Rom selbst bei der Vertreibung der Könige nicht statt gefun- 
den hatte, zu begründen. Man beschloss, die Zehnmänner ein- 
zeln, einen nach dem andern vor Gericht zu fordern und mit 
dem bedeutendsten derselben, Ap. Claudius den Anfang zu 
machen“): nach seinem Sturze hoffte man die übrigen desto 
leichter zur Verurtheilung bringen zu können. Als Ankläger 
wurde gegen ihn durch das Collegium der Tribunen L. Verginius, 
derselbe, der durch seine Ungerechtigkeit zunächst gelitten hatte, 
bestimmt. 

Verginius klagte den ehemaligen Decemvir in Tributcomi- 
tien an. Zwar Dionysius nennt nur das Volk und die Volks- 
versammlung b ) , was eben so gut auf Centuriatcomitien ge- 
hen kann; aber Livius 1 Erzählung ist bestimmt. Der An- 
geklagte kommt, als er seinen Termin erhalten hat, auf den 
Markt um sich zu vertheidigen, auf dem Markte werden aber 
nur Tributcomitien gehalten; der Tribun Verginius giebt den 
Befeld, dass der Angeklagte in das Gefängniss geführt werden soll, 
hat also den Vorsitz in der Volksversammlung, welche folglich 
die plebejische der Tribus gewesen sein muss. Der tribunicische 
Diener, der Viator, ergreift den Angeklagten, der Tribun endlich 
setzt den Endtermin zur Entscheidung des Processes an. Daraus 
ist ersichtlich, dass der Process gegen Claudius wirklich vor 
den Tributcomitien verhandelt wurde und der Tribun, welcher 
die Anklage leitete, zugleich der Vorsitzende war; daran, dass 
die Tribus bloss die vorbereitende Versammlung gebildet haben 
und der Process eigentlich vor den Centuriatcomitien geführt 


a) Dionys. XI, 46 ; Liv. III, 56 init. 

b) Dionys. XI, 46 sttayfiXXexai pexx xoäxo ei; x6v Srjpov 'Awmos 
üito xoü Üüepym'ou xaxTjyopjjfttcs ix'i xijs IxxXrjala c xal aixslxcu yp<5vc»v 
cteoXoyfav. 
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werden sollte, ist nicht zu denken. 9 ) Indessen diese Thatsache 
steht in geradem Widerspruche mit den Vorschriften der zwölf 
Tafeln. Diese bestimmten, wie wir oben erwähnt*), dass über 
das caput eines Römischen Bürgers nur die Centuriatcomitien 
richten dürfen: deu Tributcomitien waren- nur Processe, welche 
auf Geldstrafe gingen, überlassen. Wir linden ferner, dass dieser 
Process gegen Ap. Claudius und gegen die übrigeu Zehnmänner 
seit den zwölf Tafeln der einzige Capitalprocess ist, welcher vor 
den Tributcomitien geführt wurde. Die Vorschrift der zwölf 
Tafeln galt als Grundgesetz, von dem niemals abgewichen wurde: 
noch Cicero beruft sich darauf und zweifelt nicht an ihrer Gültig- 
keit: es war bei ihm nur fraglich, ob sein Process als wirkli- 
cher Capitalprocess angesehen werden müsse. Indem wir den 
Versuch machen, diesen scheinbaren Widerspruch der Ueberlie- 
feruug mit sonst glaubwürdig bezeugten Thatsaehen zu lösen, 
werden wir zugleich eine Einsicht gewinnen in die Einzelheiten 
beim Sturze der Zehnmänner und der Wiederherstellung der 
alten Verfassung, welche von den Schriftstellern in ihrem Stre- 
ben nach Kürze der Darstellung übergangen worden sind und 
sich nur durch Schlussfolgerungen auffinden lassen. 

Die Lösung besteht, um es kurz zu sagen, darin: als die 
Processe gegen die Zehnmänner geführt wurden, hatten die 
zwölf Tafeln oder vielleicht derjenige Tiieil derselben, welcher 
von den Centuriat- und Tributcomitien handelte, noch keine 
Geltung. 

Es ist nicht auffallend, dass die ersten zehn Tafeln der 
neuen Gesetzgebung, wie sie im ersten Jahre der Decemviral- 
regierung abgefasst waren, durch die Centuriatcomitien ange- 
nommen und zum Gesetze erhoben wurden. Abgesehen davon, 
dass sie der Ueberlieferung zufolge gerecht und weise waren, 
besassen die Zehnmänner damals das allgemeine Vertrauen und 
als Vorsitzende der Comitien die nöthige Macht, um jeden Wi- 
derstand zu unterdrücken. 1 ’) Aber in hohem Grade muss es 
auffallend erscheinen, dass die zwei letzten Gesetzestafeln trotz 

a) S. oben I. 365. 

b) Vergl. oben I, 343. 
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des Sturzes ihrer Urheber und trotz des Hasses, mit dem sie 
verfolgt wurden, dennoch Gesetzeskraft erlangt haben solleu. 
Sie wurden nicht während der Herrschaft der Zehnmänner an- 
genommen, sondern die noch nicht beendete Abfassung und Be- 
kanntmachung war der Grund, weshalb dieselben ihr Amt über 
das anfängliche Jahr hinaus beibehielten. Sie enthielten, wie 
Cicero“) wenigstens urtbeilt, zum Theil ungerechte Bestimmungen, 
welche wenige Jahre später durch das Canulejische Gesetz ab- 
geschafft wurden. Sie bezogen sich endlich auf das eigentlich 
so genannte öffentliche Recht, auf die Verfassung und diese 
hatte nach den Absichten der Zehnmänner eine ganz andere 
sein sollen als sie es nach ihrem Sturze und nach Wiederher- 
stellung der alten Verfassung wirklich wurde. ü ) Es ist demnach 
unmöglich, dass die zwei letzten Tafeln so, wie sie von ihren 
Urhebern entworfen waren, Beifall und Anuakme fanden. Wir 
haben über diese vermeintliche Annahme zwei Nachrichten. 
Livius c ) erzählt, die Consuln Valerius uiid Horatius hätten, 
ehe sie die Stadt verliessen um in den Krieg zu ziehen, die De- 
cemviralgesetze, welche die zwölf Tafeln hiessen, in Erz graben 
und öffentlich aufstellen lassen. Er erwähnt diese Nachricht 
nach der von der Einleitung des Processes gegen Ap. Claudius: 
es folgt unmittelbar dessen Tod, der vor dem Schlusstermine 
des Processes stattfand, ferner die Processe der andern Zehn- 
männer und der Beschluss, mit den politischen Verfolgungen 
inne zu halten, endlich die Erzählung von dem Kriegszuge der 
Consuln, von denen es heisst, sie wären nach Beruhigung der 
Stadt ins Feld gezogen. 1 ') Livius setzt also die Bekanntmachung 


a) Cic. de rep. II, 37, 63 Ergo horum (Xviruin) ex iniustitia subito 
exorta est maxima perturbatio et totius commutatio reipublicae ; qui dua- 
bus tabulis iniquarum legum additis, quibus ctiam quae diiunctis populis 
tribui soleut conubia, haee illi ut nc plebi et patribus essent, inhuma- 
nissima lege sanxerunt. 

b) Vergl. I, 341 flgd. 

c) Liv. 111, 57 Priusquam urbe egrederentur, leges Xvirales, quibus 
tabulis duodecim est liomen, in aes incisas iu publieo proposuerunt. Sunt 
qui iussu tribunorum aediles functos eo miuisterio seribant. 

d) Liv. III, 60 Consules rebus urbanis compositis fundatoque plebis 
statu in provincias diversi abiere. 

ti. 3 


Digitized by Google 



34 


Annahme der zwölf Tafeln. 


der zwölf Tafeln jeden Falls nach der Anklage gegen Claudius, 
aber er lässt auch die Möglichkeit zu, dass ebenfalls die andern 
Zehnmänner vor ihrer Bekanntmachung angeklagt, ihr Process 
also begonnen, vielleicht auch vollendet worden ist: erst dann 
erfolgte die Aufstellung der Gesetzestafeln, der Zustand der 
Stadt war beruhigt und die Consuln zogen in den Krieg. 

Aber Livius’ Nachricht, die Gesetze der zwölf Tafeln seien 
von den Consuln aufgestellt worden, ist mangelhaft; denn die 
ersten zehn Tafeln waren schon aufgestellt gewesen, die beiden 
letzten aber mussten zuvor vom Volke angenommen werden. 
Diese Annahme geschah ohne Zweifel kurz vorher und als sie 
geschah, wurde zugleich beschlossen, die ersten zehn Tafeln von 
Neuem in Erz graben und mit den übrigen zusammen aufstellen 
zu lassen. Genauer ist Diodors Nachricht“): die Consuln Vale- 
rius und Horatius hätten tlie Gesetzgebung, welche wegeu des 
Aufstandes unvollendet geblieben wäre, beendet. Nur zehn Ta- 
feln wären beendet gewesen, die übrigen hätten die Consuln ab- 
gefasst und darauf alle zwölf in Erz graben und vor der Redner- 
bühne aufstellen lassen. Diese Erzählung ist dem natürlichen 
Verlaufe der Dinge so angemessen, dass man sie in keinem 
Stücke bezweifeln darf: die Annahme der Gesetzgebung, welche 
deren Bekanntmachung nothwendiger Weise vorangehen musste, 
haben Livius und Diodor als selbstverständlich zu erwähnen 
unterlassen. Bemerkenswerth aber ist, dass Diodor ausdrück- 
lich auch die ersten zehn Tafeln, welche schon früher einge- 
graben und aufgestellt gewesen waren , von Neuem aufschreiben 
und aufstellen lässt. Diese Arbeit des Aufzeichnens verursachte 
in jener Zeit keine geringe Mühe und man muss einen Grund 
gehabt haben, um sie noch einmal zu übernehmen. Fasst man 
diese von den Schriftstellern überlieferten Einzelheiten zusammen, 


a) Diodor. XII, 26 ini Se xoiixcuv (d. h. dem Consulat von Valerius 
UDd Horatius) £v Ptöp.i[j ttjc vopiottEai'xs Sei xr ( v oxaotv isuvTEXioTou ye- 

vopivi); ot ’jjxaxoi ouvex^Xeoav aÜTTjv xtöv yap xaXooptivtov owSexo rtvdxtuv 
ol |*ev iixa ouvETeXioftrjoav, tsuj 8’ u7toXetiropUvou{ Sio cWypatJ/av ot urorrot 
xat TcXeoSeiarjc rf ( t intoxEipivT)« vopottsataj xau-rj; Et; SuiScxa yaXxoü; jxtvx- 
xa; -^apaSavtes ot ö-axot xpo{/jXu>oav xotj itpo xoü ßouXEUTTjptO'j töte xEtpif- 
vot; SptßoXot?. 
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so hat mau sich den Hergang so zu denken. Nach dem Sturze 
der Zehnmänner giug man auf die alte Verfassung zurück und 
mit den Urhebern fiel auch ihr Werk, die Gesetzgebung: man 
wollte von den Einrichtungen der Zehnmänner nichts wissen 
und schallte selbst die schon angenommenen zehn Tafeln wieder 
ab; vielleicht gingen bei den Unruhen die aufgestellteu Tafeln 
zu Grunde. Erst nachdem das Volk durch die consularischen 
Gesetze Bestätigung und Erweiterung seiner alten Freiheit er- 
halten, liess es sich wieder die Deeemviralgesetzgebung gefal- 
len: man darf selbst annehmen, dass darüber eine Art Vertrag 
zwischen den Patriciern und Plebejern, d. h. den Consuln und 
Tribunen geschlossen wurde. Die erstem erhielten den Auftrag 
die Gesetzgebung zu vollenden. Dazu bedurfte es einer zwie- 
fachen Thätigkeit. Erstlich mussten die zwei neuen Tafeln hiu- 
zugefügt werden : sie enthielten das Verfassungsrecht, wahrschein- 
lich auch jene Bestimmung über die Befugnisse der Centuriat- 
uud Tributcomitien. Hier konnten allerdings Entwürfe der Zehn- 
männer benutzt werden, aber da die alte Verfassung wieder 
hergestellt und neu begründet war , musste die Arbeit selber eine 
ganz andere sein als jene beabsichtigt hatten. Die Ueberarbei- 
tung der ersten zehn, auf das Privatrecht bezüglichen Tafeln, 
welche schon angenommen und aufgestellt gewesen waren, musste 
nicht schwierig sein. Eine besondere Sorgfalt verlangte das Ein- 
graben der Gesetze in Erz: es kam darauf an, bei dem Origi- 
nale, welches fortan als Richtschnur für alles Recht dienen sollte, 
nicht bloss Fehler, sondern auch absichtliche, der einen oder 
der andern Partei günstige, Fälschungen zu vermeiden. Hier 
traten die plebejischen Beamten die Aufsicht führend den Con- 
suln zur Seite. Livius *) erwähnt die abweichende Ueberliefe- 
rung, nach welcher die Aedilen auf Befehl der Tribunen die 
Eingrabung uud Aufstellung der Gesetzestafeln besorgt hätten: 
ich glaube, sie haben in der erwähnten Art die Aufsicht über 
die Cousuln geführt. 

Bei diesem Hergange , dessen Darstellung sich genau an die 
Ueberlieferung hält, ist es vollkommen erklärlich, weshalb die 


a) Liv. III, 57 an der Seite 33 angeführten Stelle. 

3* 
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Capitalprocesse der Zelmmäuner vor den Tributcomitien geführt 
wurden: sie waren beendet oder doch wenigstens begonnen, ehe 
die zwölf Tafeln ihre endliche Annahme durch das Volk und 
ihre öffentliche Aufstellung fanden. Nach demjenigen Rechte 
aber, welches vor den zwölf Tafeln galt, konnten die Tribut- 
comitien auch Capitalprocesse entscheiden. Freilich war ehemals 
bei der Anklage von Patriciem durch die Tribunen immer ein 
Senatsbeschluss nothwendig gewesen, wodurch der Angeklagte 
an die Plebs ausgeliefert wurde , und von einem Senatsbeschlusse 
haben wir bei den Processen der Zehnmänner keine Andeutung. 
Wir bedürfen nicht der Annahme , seine Erwähnung sei aus zu- 
fälligen Gründen von den Schriftstellern unterlassen worden. 
Denn inzwischen waren die consularischen Gesetze über die Gül- 
tigkeit der Tributcomitien als allgemeiner Volksversammlungen 
und der Tribunen als Beamten des Gesammtstaates erlassen wor- 
den , und in Folge dieser Gesetze musste jener Senatsbeschluss 
fortfallen. •) Die Anklage der gestürzten Zehnmänner geschah 
also gerade in der Zwischenzeit, wo die Valerisch- Horatischen 
Gesetze schon galten, die zwölf Tafeln aber noch nicht ange- 
nommen waren. 

Auch der weitere Process der Zehnmänner ist bemerkens- 
werth und giebt Andeutungen über Vorgänge , welche die Ueber- 
lieferung uns sonst nicht ausdrücklich aufbewahrt hat. Als das 
schlimmste Vergehen derselben erscheint uns, dass sie eigen- 
mächtig ihre Gewalt über die ihnen bei ihrer Walil vorgeschrie- 
bene Zeit ausgedehnt hatten : sie Hessen nicht Nachfolger erwäh- 
len, sondern behielten ihr Amt über ihr Amtsjahr hinaus. Das 
war offenbare Tyrannei und als solche erschien es nicht nur 
den Zeitgenossen, sondern wurde auch so von der einstimmigen 
UeberUeferung bezeichnet. Die Zehnmänner selbst behaupteten 
zwar, sie seien auf unbestimmte Zeit bis zur Beendigung der 
Gesetzgebung erw r ählt b ); aber als sie, durch äussere Kriege be- 
drängt, den Senat zusammen berufen hatten, war die Haupt- 
beschuldigung ihrer Gegner , dass sie Privatleute seien , dass ihre 


a) Vergl. obeu S. 6. 

b) Dionys. XI, 6. 
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gesetzliche Gewalt vorüber sei, dass sie die Tyrannis und die 
Abschaffung des jährlichen Wechsels der Beamten suchten. a ) 
Dennoch geschieht bei der Anklage der Zehnmänner dieser 
schwersten aller Rechtsverletzungen mit keinem Worte Erwäh- 
nung. Livius lässt den Ankläger von Claudius und diesen 
selbst, sowie seinen Vertheidiger Reden halten; aber sie han- 
deln nur von den Ungesetzlichkeiten, welche Claudius sich als 
Richter erlaubt hatte, nicht von der viel grösseren, welche er 
durch die gewaltsame Beibehaltung seines Amtes begangen hatte. 
Auch gegen seinen Collegen Oppius wird nicht dies geltend ge- 
macht, sondern nur, dass er erstens Helfershelfer von Claudius 
beim Processe über Verginia gewesen sei und dann dass er einen 
Soldaten habe grausam bestrafen lassen. Ueber die Anklagen 
gegen die andern Zehnmänner schweigt die Ueberlieferung. 
Hieraus ergiebt sich entweder, dass die Anklage gegen die 
Zehnmänner wegen ungesetzlicher Verlängerung ihres Amtes 
unbegründet war: die Reden der ihnen widersprechenden Sena- 
toren, so sehr sie auch von Livius und Dionysius mit allem 
Ernste hervorgehoben werden, würden auf Entstellung der Wahr- 
heit beruhen, die Zehnmänner wären wirklich nicht auf ein Jahr, 
sondern auf unbestimmte Zeit bis zur Beendigung der Gesetz- 
gebung erwählt worden. Oder man muss annebmen, dass die 
Zehnmänner, ehe sie ihr Amt niederlegten, sich Straflosigkeit 
für die eigenmächtige Verlängerung des Amtsjahres ausbedungen 
haben. Diese letztere Annahme wird durch die Ueberlieferung be- 
stätigt. In der Senatsversammlung, welche nach der Auswan- 
derung der Plebs gehalten wurde, gaben die Zelmmänner, von 
allen Seiten gedrängt, am Ende nach und erklärten sich dem 
Willen des Senates fügen zu wollen; aber sie bitten, sie gegen 
den Volkshass zu schützen und nicht durch ihr Blut die Plebs 
an die Bestrafung der Patricier zu gewöhnen. b ) Wenngleich 
Livius es nicht ausdrücklich erwähnt, wurde ihnen doch dieser 
Schutz wahrscheinlich gewährt. Denn die Gesandten des Sena- 
tes, welche die Bedingungen für die Rückkehr der Plebs fest- 

a) Liv. III, 39 sq.; Dionys. XI, 2 und 4 und 11. 

b) Liv. III, 52 Id modo simul orant ac monent, ut ipsis ab invidia 
caveatur nec suo sanguine ad supplicia patrurn plebcm adsuefaciant. 
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stellen sollen, lehnen die Bestrafung der Zehnmänner ab“), und 
diese legen ihr Amt freiwillig nieder. Von der andern Seite 
aber beantragen die neu erwählten Tribunen sogleich ein Ple- 
biscit, dass Niemanden der Aufstand und die Auswanderung zum 
Schaden gereichen solle b ), und wenn sie für sich eine Verzei- 
hung in Anspruch nahmen , konnten sie eben dieselbe den Zehn- 
männern nicht verweigern. Deshalb , vermuthe ich, wurde die- 
selbe für diese durch den Senat erlassen: im Vertrauen auf sie 
blieben dieZehnmänner in der Stadt und im Senate, erschienen 
auch von ihren Anhängern umgeben vor Gericht. Zur Gewiss- 
heit wird diese Vermuthung erhoben durch die Worte, welche 
Dionysius') später dem Oheim des getödteten Claudius gegen 
die Consuln in den Mund legt: sie hätten die Zehnmänner gegen 
Eid und Vertrag den Tribunen verrathen; denn zwischen Patri- 
ciern und Plebejern sei unter Opfern das Abkommen getroffen 
worden auf Straflosigkeit und Amnestie , und der Senat stimmte 
dem Redner so sehr bei, dass er den Consuln den Triumph ver- 
weigerte. Es war also wirklich eine allgemeine Amnestie erlas- 
sen worden. Die Volkstribunen brachen diese, als sie zur Macht 
gelangt waren: sie erklärten sie für eine politische, sie geltein 
Beziehung auf die Zehnmänner dafür, dass dieselben ihr Amt 
über die gesetzliche Zeit hinaus geführt , dass sie Senat und Volks- 
versammlung vernachlässigt, wohl auch dafür, dass sie unglück- 
lich Krieg geführt hatten : auf wirkliche Verbrechen anderer Art, 
behaupteten sie , könne sich die Amnestie nicht beziehen. Eines 
solchen aber wurde Claudius angeklagt, dass er nämlich gegen 
Gesetz und Herkommen beim Processe der Verginia die Vindi- 
* eien nicht zu Gunsten der Freiheit, sondern der Knechtschaft 
gegeben hatte, ein eben so todeswürdiges Verbrechen, als wenn 
er sich für Geld zu einem ungerechten Richterspruche hätte ver- 


a) Liv. in, 53. 

b) Liv. III, 54. 

c) Dionys. XI, 49 xeXEuxalav ?£ rrjv xuiv hiv. a dvtpüW , oo« Jipo55iox*v 
xoi« 8r|(J.apyou, xcüv piv d-wXetov , xtöv St ö^pisooiv, <u; 7iapd xou; Äpxoo« 
xat xd« oviWjxa« öiEjidvxos ' xd ydp £jti xtuv Updjv ouvop.oXoyrjlHvxa xot« 
jiaxpixfoi« itpo« xoi)« 5t,|jioxixo'J« tn’ döefa xe ndvxrav fEviotiat xal dpivTjaxia 
xüiv Ttpoxäpiov. 
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leiten lassen.“) Deswegen wurde Appius verurtheilt, sein ple- 
bejischer College Oppius deshalb, weil er gegen Appius’ Ent- 
scheidung keinen Einspruch erhoben hatte. 

Das Verfahren gegen die Zehnmänner war hart und leiden- 
schaftlich, nicht nur deshalb, weil es überhaupt angestellt wurde, 
sondern auch im weiteren Verlaufe des Processes. Claudius 
verlangte, als er angeklagt war, Bürgen (vades) für sein Er- 
scheinen in dem Termine stellen und inzwischen auf freiem 
Fusse bleiben zu dürfen. Als der anklagende Tribun darauf 
nicht einging, rief Claudius die Hülfe der andern Tribunen und 
den Schutz des Volkes an; aber Niemand stand ihm bei. Das 
war eine grosse Unbilligkeit: sie würde nicht geschehen sein, 
wenn der Senat noch durch seinen Beschluss die Vermittelung 
mit dem vor den Tributcomitien anklagenden Tribunen gehabt 
hätte : er würde dann eben so gut , wie er es einst bei dem des 
Mordes angeklagten Kaeso Quinctius gethan hatte b ), die Bürg- 
schaftsstellung durchgesetzt haben: ein sicherer Beweis, dass, 
wie wir kurz zuvor 0 ) auseinandergesetzt , der Process nach der 
Ausdehnung der tribunicischen Gewalt auch über die Patricier 
geführt wurde. Claudius wurde gefangen gesetzt: er konnte 
nicht in die Verbannung gehen und musste mit dem Leben büs- 
sen. Dasselbe widerfuhr dem gestürzten Decemvir Sp. Oppius, 
für den ebenfalls nicht Bürgschaft angenommen wurde. Die 
übrigen Zehnmänner scheinen, ehe es überhaupt zum Processe 
kam, freiwillig in die Verbannung gegangen zu sein: die Strafe 
konnte also nur ihr Vermögen treffen. Eigentümlich war in 
dieser Beziehung der Process von M. Claudius, der seinen Pa- 
tron, den Decemvir Claudius, beim Processe derVerginia unter- 
stützt hatte. Auch für ihn nahm der Ankläger, der Tribun 
Verginius, keine Bürgschaft an, er blieb bis zum Termine im 
Gefängniss und wurde verurtheilt; aber in Berücksichtigung da- 
von, dass er auf Befehl seines Patrons gehandelt, erliess ihm 


a) Vergl. I, 386. 

b) S. I, 272. 

c) S. oben S. 36. 
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der Ankläger die Todesstrafe und erlaubte ihm, in die Verban- 
nung zu gehen.’) 

Der Decpmvir Ap. Claudius befand sieh bei seinem Processe 
in einer so ungünstigen Lage, wie kein anderer während der 
ganzen Zeit der Republik: früher galt für die Patricier der 
Schutz, welchen ihnen der Senat durch seinen 'Beschluss ge- 
währen konnte, später die Vorschrift der zwölf Tafeln, welche 
den Tributcomitien die Befugniss zu Capitalprocessen nahm. 
Claudius wurde auf Leben und Tod angeklagt , weil er eine Un- 
gesetzlichkeit beim Rechtsprechen begangen hatte, und seine 
Ankläger waren zugleich Leiter der Volksversammlung, welche 
das Urtheil fällen sollte. Gesetzt der Angeklagte hätte die That- 
sache geläugnet; dann musste dieselbe durch Zeugen festgestellt 
und dadurch das Eingeständniss ergänzt werden , die Erlaubniss 
aber zur Vorbringung der Zeugen giebt und das Verhör dersel- 
ben leitet der Vorsitzende der Volksversammlung, also derselbe, 
welcher Ankläger ist und , abgesehen von aller Parteileidenschaft, 
schon dadurch ein Interesse an der Verurtheilung hat. Verginius 
selbst fühlte, welche Benachtheiligung des Angeklagten in die- 
sem Verhältnisse läge: er bietet daher dem Angeklagten an, im 
Falle er seine Schuld Iäugnete, die Thatsache derselben auf pri- 
vatrechtlichem 'Wege durch einen Dritten feststellen zu lassen. 
Es soll nach uralter Sitte ein Sacramentsprocess geführt werden : 
Claudius und der Ankläger vereinigen sich über einen, der zum 
Richter ernannt wird, beide setzen eine Summe Geldes ein und 
der Richter entscheidet, ob Angeklagter oder Ankläger in Be- 
zug auf das Thatsächliche des Processes Recht hat. b ) Dieser 
Richter hat danu die Verpflichtung die Zeugen zu hören und jede 
nöthige Untersuchung anzustellen: er kann dies mit voller Un- 
parteilichkeit thun. Weigert sich der Angeklagte auf diesen 
Vorschlag einzugehen, so gesteht er mittelbar dadurch seine 
Schuld ein. 10 ) Ein ähnliches Verfahren haben w r ir schon früher 


a) Liv. III, 58. Vergl. 1, 402. 

b) Bei Liv. III, 57 sagt Verginius: Proinde ut ille iterum ac saepius 
provocet, sic se iterum ac saepius iudicem illi ferre, ni vindieias ab liber- 
tate in servitutem dede.rit; si nd iudiciuin non eat, pro dainnato in vincla 
duci iubere. 
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beim Processe von Kaeso Quinctius gefunden"), und wir wer- 
den auf dasselbe später bei der allgemeinen Schilderung des 
CrimiualproceSses zurückkommen müssen, lieber das Ende von 
Ap. Claudius wird einstimmig berichtet, er habe sich vor Ent- 
scheidung des Processes entleibt b ), obwohl es Viele gab, welche 
behaupteten, er sei auf Befehl des Tribunen getödtet worden.') 
Ueber seines Collegen Sp. Oppius’ Tod gab es eine doppelte 
Ueberlieferung: die einen 4 ) erzählten, er sei ebenfalls vor ge- 
fälltem Urtheil gestorben, die andern'), er sei mit allen Stim- 
men verurtheilt und dann getödtet worden. 


Drittes Capitol. 

Fernere Provocationsgesetze. Das dritte Valerische, gegeben von dem 
Consnl M. Valerias Corvas, enthält sorgfältigere Bestimmungen and als 
Neues eine Vorschrift über die gelindere Todesstrafe der durch gericht- 
liches Erkenntniss verurtheilten Bürger. Die Porcische Gesetzgebung der 
drei Forcier. Bestimmung des Zeitpunktes, vor dem sie nicht erlassen 
ist. Inhalt derselben. Sie handelt über die Provocation. Münzen. Sie 
umfasst alle Bürger, schützt die Bürger ausserhalb Roms. Verbot der 
Geisselung überhaupt und in Folge davon Veränderung der Todesstrafe. 
Abstufungen im Bürgerrecht : nur die beste Classe desselben geniesst die 
Vortheile der Gesetzgebung. Ausdehnung derselben auf die Soldaten. 
Zeitpunkt , nach welchem die Porcischen Gesetze nicht fallen können und 
Muthmassung über die Urheber und den Inhalt der einzelnen Gesetze. 
Gesetzesvorschlag von Ti. Gracchus. Gesetz von C. Gracchus. Sein Inhalt, 
seine Veranlassung und Anwendung. . Gesetzesvorschlag des Volkstribunen 
M. Livius Drusus. 

Wir haben-die Grundlagen der Verfassung, welche bis zum 
Untergange der Römischen Republik dauerte , betrachtet und ihre 
allmälige Entstehung nachgewiesen. Allerdings traten hierin auch 
noch durch den Kampf der Stände, dann durch den der politi- 
schen Parteien mannigfache Aenderungen ein : die Plebejer wur- 

a) Liv. III, 24. Vergl. I, 401. 

b) Liv. III, 58; Dionys. XI, 46. 

c) Dionys. XI, 49. 

d) Liv. III, 58. 

e) Dionys. XI, 46. Vergl. Zon. VII, 18. 
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den zu gleichen Rechten mit den Patriciern zugelassen und die 
ursprünglich plebejischen T ributcomitien zur thatsächlichen Herr- 
schaft über den gesammten Staat erhoben. Indessen diese Ver- 
änderungen haben auf die Gerichtsverfassung nicht unmittelbaren 
Einfluss ausgeübt. In richterlicher Beziehung waren die Tribut- 
comitien seit dem Valeriseh -Horatischen Gesetze unabhängig 
und die ihnen durch die zwölf Tafeln auferlegte Beschränkung, 
nur über Geldstrafen entscheiden zu können , wurde nie von 
ihnen genommen. Wir werden also von jetzt an die allgemeine 
politische Entwickelung des Staates und seiner Verfassung ver- 
lassen und uns auf diejenigen Erscheinungen beschränken, 
welche von Einfluss auf das Strafrecht gewesen sind. Dies sind 
zunächst die Gesetze über die Berufung an das Volk, deren 
auch noch in späterer Zeit etliche erlassen wurden. 

Wir haben bis jetzt zwei derselben kennen gelernt. Das 
erste, sogleich heim Beginne der Republik von dem Consul Va- 
lerius gegeben, bildete die Grundlage für die übrigen: es schuf 
für alle Fälle, in denen Lebens - oder Vermögensstrafe eintreten 
sollte, das Volksgericht. Das zweite, ebenfalls von einem Va- 
lerier unmittelbar nach dem Sturze der Zehnmänner erlassen, 
machte vielleicht einige Zusätze zu dem ersten, welche durch 
die vor der Decemviralregierung erlassenen Gesetze über Geld- 
bussen nothwendig geworden waren, ganz besonders aber traf 
es die Bestimmung, dass fortan keine, auch nur vorübergehende, 
Aufhebung des Provocationsrechtes stattfinden sollte. Das dritte, 
von dem Consul M. Valerius Corvus im Jahre 300 v. Chr. ge- 
geben, hatte zur Veranlassung den Aufsehwuug, welchen die 
Volkssache in Folge des Ogulnischen Gesetzes • über die Prie- 
sterämter nahm, und die einzige Nachricht, welche wir davon 
haben, findet sich bei Livius.*) Cicero, der in seinen Büchern 

a) Liv. X, 9 Eodetn auno M. Valerius consul de provocatione legem 
tulit diligentius sanetam. Tertia ea tum post reges exactos lata est, sem- 
per a familia cadem. Causam renovandae saepius liaud aliam fuisse reor, 
quam quod plus paucorum opes quam libcrtas plebis poterat. Porcia ta- 
rnen lex sola pro tergo civium lata videtur, quod gravi poena si quis ver- 
berassct necassetvc civem Romanum sanxit. Valeria lex cum eum, qui 
provocassct, virgis eacdi securique necari vetuisset, si quis adversus ea 
fecisset, nihil -ultra quam improbe factum adiecit. 
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vom Staate mit Begeisterung von der Provocation und den Ge- 
setzen, durch welche sie geregelt wurde , spricht, hält dies dritte 
Valerische Gesetz für so unwesentlich, dass er es nicht erwähnt.“) 
Auch Livius weiss Anfangs keinen besondern Inhalt desselben 
anzuführen: er sagt, der Grund der öfteren Erneuerung dessel- 
ben Gesetzes hätte wohl darin gelegen , dass die Macht Weniger 
mehr vermocht hätte als die Freiheit der Plebs. Es scheint, 
dass er damit die Oligarchie bezeichnet, welche damals nicht 
nur die curulischen Aemter, sondern auch das Volkstribunat in 
Besitz hatte. Die Wirksamkeit der Provocation beruhte, wie 
sich aus unserer früheren Darstellung ergiebt, wesentlich auf 
dem Dazwischentreten der Volkstribunen , welche , sobald Jemand 
verurtheilt werden sollte, ihre Hülfe zusagten: sie musste um 
so mehr hierauf beruhen, je mehr bei der wachsenden Grösse 
der Stadt das Interesse der Menge für den einzelnen Angeklag- 
ten abnahm. Waren nun die Volkstribunen aus denselben Fa- 
milien erwählt, denen auch die curulischen Aemter offen standen, 
so schwand damit der natürliche Gegensatz, in dem sie zu den 
Prätoren und Consuln standen, und deren Bestreben musste 
dahin gehen, ohne Richterspruch des Volkes die meisten Ankla- 
gen zu entscheiden. Sobald die Tribunen nicht eintraten oder 
gar den Beamten ihre Beistimmung erklärten, wurde die Provo- 
cation nicht beachtet. Bei diesem natürlich sich entwickelnden 
Geschäftsgänge und bei der Entfremdung, welche zwischen den 
Tribunen und der grossen Menge eintrat, mochten manche 
Härten und Ungerechtigkeiten Vorkommen. Dies war der nächste 
Grund des dritten Valerischen Provocationsgesetzes und deshalb 
enthielt es „sorgfältigere Bestimmungen “, indem es die Fälle, 
in denen der Berufung an das Volk nachgegeben werden sollte, 
einzeln festsetzte. 

Aber dazu kam etwas Neues, das zuerst in diesem Ge- 
setze ausgesprochen wurde und den Ausgangspunkt für eine 
Reihe von gesetzlichen Anordnungen bildete. Es wird dies ge- 
wonnen durch die sorgfältige Erklärung der schon erwähnten 
Stelle von Livius, welche von den Gelehrten bisher eine nur 


a) Cic. de rep. II, 31, 54. 

* 
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oberflächliche Betrachtung gefunden hat. 11 ) Livius sagt nämlich, 
das Valerische Gesetz, d. h. dieses dritte (denn nur von diesem 
wird an der angegebenen Stelle gesprochen) hätte verboten, Je- 
manden, der provocirt hätte, mit Ruthen zu peitschen und mit 
dem Beile zu tödten. Dieser Ausdruck ist auffallend: es kann 
in ihm nicht die Vorschrift liegen, der Beamte dürfe Niemanden, 
welcher Berufung an das Volk eingelegt hätte, ehe dieses seine 
Entscheidung abgäbe, mit Todesstrafe belegen. Dieser Sinn wird 
in dem ersten Valerisehen Provocationsgesetze so ausgedrückt: 
„kein Beamter dürfe einen Römischen Bürger der Provocation 
entgegen peitschen oder tödten“.*) Das ist verständlich; aber 
wenn es heisst: „wer provocirt hat, darf nicht getödtet werden “, 
so muss das eine andere Bedeutung haben. Denn es würde 
sonst das Wesentliche fehlen, dass, wer provocirt hat, nicht 
eher bestraft werden darf, als bis das Volk die Entscheidung 
gefällt hat. Man darf auch nicht annehmen, Livius habe sich 
ungeschickt ausgedrückt und nur sagen wollen , das dritte Vale- 
rische Gesetz habe denselben Inhalt wie das erste und zweite 
gehabt, nämlich den, Jemand, der provocirt, dürfe nicht vor 
Entscheidung des Volkes bestraft werden. Denn so würde der 
ganze Zusammenhang der Stelle nicht passen. Livius erwähnt 
zuerst die sorgfältigere Abfassung des dritten Valerischen Ge- 
setzes , dann vergleicht er es mit dem Porcischen , welches „für 
den Rücken der Bürger “ gegeben sei , endlich macht er die Be- 
merkung, um deren Verständniss es sich handelt Diese Be- 
merkung enthält aber weder etwas, das eine sorgfältigere Ab- 
fassung bewiese, noch begreift man bei der gewöhnlichen Erklä- 
rung die Vergleichung mit dem Porcischen Gesetze. Deshalb 
muss man auf das natürliche Verständniss der Stelle zurück- 
kommen und annehmen, Livius meine wirklich , was seine Worte 
besagen: „wer provocirt hat, dürfe nicht mit Ruthen gepeitscht 
und mit dem Beile getödtet werden “, d. h. selbst in dem Falle, 
wenn er in Folge der Provocation durch das Volk verurtheilt wird. 


a) Cic. de rep. II, 31 ne quis magistratus civern Romanura adversus 
provocationem nccaret neve verberaret; Val. Max. IV, 1, 1. Vergl. oben 
1, 156 u. 178. 


* ■/ 


Digitized by Google 


Das Wesen der Provocation. 


45 


Denn wenn er freigesprochen wird, versteht sich seine Freilas- 
sung von selbst. 

Uni den Sinn dieser gesetzlichen Vorschrift zu erläutern, 
müssen wir erstens auf das Wesen der Provocation eingehen 
und zweitens einen allgemeinen, von uns schon berührten, 
Grundsatz des Römischen Criminalrechtes anführen, ln dem 
Wesen der Provocation liegt es, dass Niemand, der vor Gericht 
sein Verbrechen eingesteht oder auf der That ertappt ist, zu 
derselben zugelassen wird: es ist widersinnig, dass Jemand, der 
sich für schuldig erklärt, dennoch die Hülfe der Tribunen an- 
ruft oder ein Volksurtheil verlangt, um nicht die durch die Ge- 
setze festgesetzte Strafe zu erleiden oder dass derjenige, dessen 
Schuld offenbar ist, durch freches Läugnen der Bestrafiing ent- 
gehen kann. Wir werden später, wo wir von dem Processver- 
fahren handeln, auf diesen Punkt näher eingehen und ihn nach 
Römischer Auffassung erläutern. Wenn demnach Livius von 
demjenigen spricht, welcher provocirt hat, und ihn mit dem 
Beile hinzurichten verbietet, so meint er denjenigen, welcher 
weder geständig noch auf der That ertapptist, also durch richter- 
liches Erkeimtniss für schuldig erklärt werden muss. Nur bei 
dieser Auffassung kann ein Gesetz, . welches denjenigen, der pro- 
vocirt hat, einer besondern Berücksichtigung empfiehlt (und eine 
solijie Berücksichtigung muss in dem Valerischen Gesetze jeden- 
falls gelegen haben), erklärt werden. Ferner haben wir früher, 
wo wir von den durch die zwölf Tafeln für Verbrecher bestimm- 
ten Strafen handelten“), auf den allgemeinen Römischen Rechts- 
grundsatz aufmerksam gemacht, auf der That ertappte oder ge- 
ständige Verbrecher stärker zu bestrafen als diejenigen, welche 
erst aus Umständen von dem Richter für schuldig erklärt wer- 
den müssen. Wir haben bei den Verbrechen des Mordes und 
Diebstahles aus den Bestimmungen der zwölf Tafeln nachge- 
wiesen, auch an einem Beispiele gezeigt, wie man noch in spä- 
terer Zeit diesen Grundsatz anwendete, um die von den Gesetzen 
vorgeschriebenen, grausamen Strafen zu mildem. Es entsprang 
dieser Grundsatz, wie wir bemerkt, aus der Ueberzeugung von 


a) S. I, 376. 
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der allgemeinen Unsicherheit menschlichen Urtheils: er wurde 
gekräftigt durch die Wahrnehmung, wie leicht insbesondere das 
Volk, welches die höchste Strafgerichtsbarkeit übte, zum Frei- 
sprechen oder Verurtheilen bewogen werden kann. Es zeigt 
sich darin eine grosse Weisheit der Römischen Gesetzgeber, welche 
freilich um so nöthiger war, als eine Begnadigung nach er- 
folgtem Urtheile sehr schwierig, ja in den meisten Fällen tliat- 
sächlich unmöglich war. Selbst noch in später Zeit der Republik, 
als durch Einrichtung der Schwurgerichte die Masse des Volkes 
von der richterlichen Entscheidung entfernt war, galt der Wahr- 
spruch der Geschworneu nie als Gottesurtheil : es war eine 
menschliche, allen menschlichen Schwächen unterworfene Ent- 
scheidung, welche demnach nie dieselben Folgen, wie ein Ein- 
geständniss hatte. 

Von diesem in der gesummten Römischen Strafrechtspflege 
gültigen Grundsätze ging auch das dritte Valerische Provocations- 
gesetz aus. Es verbot einen nicht geständigen oder nicht auf der 
That ertappten Verbrecher, welcher das Urtheil der Volksver- 
sammlung angerufen hatte und durch dieses verurtheilt worden 
war, „mit Ruthen zu peitschen und mit dem Beile hinzurichten.” 
Man muss diesen Ausdruck genau nehmen, und nicht als allge- 
meine Bezeichnung der Todesstrafe auffassen. Denn es gab, 
wie wir früher bemerkt*), bei den Römern seit alter Zeit auch 
viele andere Arten der Hinrichtung. Diese verbot Valerius nicht: 
er erlaubte also den vom Volke Verurtheilten vom Tarpejischen 
Felsen zu stürzen, zu erdrosseln, sonst im Gefängnisse umkommen 
zu lassen: nur die grausamste Todesstrafe, welche damals vor- 
zugsweise vollzogen wurde, verbot er gegen diejenigen, deren Schuld 
nur durch ein richterliches Erkenntniss festgestellt war. Ohne 
Zweifel hatte er bei diesem Verbote noch den weiteren Zweck, 
welcher mit der fortgeschrittenen Bildung seiner Zeit in Verbin- 
dung stand. Er wollte die öffentlichen Hinrichtungen mindern, das 
Blutvergiessen auf dem Markte, die Beschäftigung der Lieferen mit 
Henkersarbeit aufheben : wir werden diesen Punkt später, wo wir 
der weiteren Ausführung dieses Gesetzes durch die Portier ge- 


a) S. unsere Darstellung I, 396. 
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denken, von Neuem berühren. Die Volkstribunen hatten hierauf 
zwar vielfachen Einfluss üben, aber doch nicht unmittelbar da- 
gegen Einspruch thuu können. Denn wenn an einem Verur- 
theilten die gesetzliche Strafe vollzogen wurde, konnten sie nicht 
hindernd eintreten: insofern war es wichtig, dass deren Befug- 
niss dazu von jetzt an gesetzlich anerkannt war, und es ist kein 
Zweifel, dass eine mildere Handhabung, ja eine Aufhebung der 
alten, grausamen Gesetze über die Bestrafung von Verbrechern 
allmälig eintrat. Freilich hatte auch Valerius sein Verbot nicht 
für alle Fälle ausgesprochen: er erklärte es nur für schlecht 
und abscheulich, wenn an einem gerichtlich Verurtheilten die 
grausame Hinrichtung vollzogen würde. Livius macht dabei 
die Bemerkung, damals habe bei der Scheu, welche man vor 
den Gesetzen gehabt, diese moralische Missbilligung für die Ein- 
schärfung des Verbotes ausgereiebf, zu seiner Zeit würde Nie- 
mand im Ernste so drohen.“) Ich glaube, sie ist nicht ganz 
richtig. Valerius wollte sein Verbot nicht für alle Fälle aus- 
sprechen, sondern empfahl es nur sowohl den Beamten als auch 
den Tribunen, welche hindernd eintreten konnten, indem er dabei 
die Möglichkeit liess, in schweren Fällen nach den alten Ge- 
setzen zu verfahren. Es war mehr eine moralische Vorschrift 
als ein eigentliches Gesetz: auch die Römischen Gesetzgeber 
haben, wie wir bei den zwölf Tafeln erwieseu b ), häufig solche 
Vorschriften erlassen. 

Es war ein neues Element, welches durch diese Bestimmung 
in die Provocationsgesetzgebung kam ; aber sein Zusammenhang 
mit derselben ist offenbar: nachdem das Recht der Provocation 
genau bestimmt und eingeschärft war, knüpfte sich daran auf 
natürliche Weise die Fürsorge für diejenigen, welche provocirt hat- 
ten. Sie gehörte eigentlich nicht mehr zu den Provocationsge- 
setzen, stand aber doch mit denselben in der genauesten Verbindung. 
Die dadurch im Strafrecht hervorgebrachten Aenderungen muss- 
ten bedeutend sein; sie wurden noch bedeutender dadurch, dass sie 

a) Liv. X, 9 a. a. 0. Id, qui tum pudor hominum erat, visuiu credo 
vinculum satis validum legis, nuuc vix serio ita miuetur quisquam. 

b) Man sebe I, 394. 
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den Ausgangspunkt für eine Reihe von Gesetzen bildeten, welche 
später in rascher Aufeinanderfolge das Strafrecht umgestalteten. 
Es sind dies die Porcischen Gesetze, über welche wir leider so 
dürftige Nachrichten bei den alten Schriftstellern haben, dass es 
mannigfacher Schlussfolgerungen bedarf, um ihren ungefähren 
Inhalt zu erkennen. Die hauptsächlichste Erwähnung findet sich 
bei Cicero.*) Er hat über die Valerisehen Provocationsgesetze 
gesprochen und fügt dann hinzu, es gäbe Porcische Gesetze von 
drei Porciern ; aber sie hätten ausser der Strafbestimmung nichts 
Neues beigebracht. Wer diese drei Gesetzgeber gewesen, sagt 
Cicero nicht, weil es eine zu seiner Zeit bekannte Sache war: 
jetzt kann es darüber nur Vermuthungeu geben. In den neuesten 
Untersuchungen wird das erste Gesetz dem berühmten M. Por- 
oius Cato und zwar während seiner Prätur im Jahre 198 v. Chr., das 
zweite dem Prätor P. Porcius Laeca im Jahre 195 v. Chr., das 
dritte endlich dem C'onsul des Jahres 184 v. Chr. L. Porcius 
Licinus zugeschrieben. 12 ) Ich halte diese Ansicht nicht für wahr- 
scheinlich. In seiner Prätur soll M. Cato dies für die Stellung 
der Römischen Bürger wichtige Gesetz erlassen haben: das ist 
aus zwei Gründen nicht glaublich. Erstlich verwaltete er in 
derselben die Provinz Sardinien und zwar streng und gewissen- 
haft: er hatte ein neues Heer für die Provinz zu sammeln, Zu- 
fuhren für andere Provinzen zu besorgen, viele Missbräuche ab- 
zustellen. b ) Es ist höchst unwahrscheinlich, dass er nach seinem 
Amtsantritte lange' genug in Rom blieb, um ein solches Gesetz 
durelizubringen. Zweitens haben wir von ihm die ausführliche 
Lebensbeschreibung Plutarchs, in der es, wenn er dessen Urheber 
wäre, nicht wolil hätte übergangen werden können. l3 ) Wir haben 
zwar bei Festus die gelegentliche Nachricht'), Cato habe „für 
die Schultern” gesprochen und dieser Gegenstand bildete, wie 
wir sehen werden, den Inhalt von einem der Porcischen Gesetze; 
aber daraus darf mau nur schliessen, er habe, wie er es bei 


a) Cic. de rep. II, 31, 54 Neque vero leges Porciae, quae tres sunt 
trium Porciorum, ut scitis, quicquam praeter sanctionem attuleruut uovi. 

b) Liv. XXXII, 8 und 27. 

c) Bei Festus p. 234 s. v. pro scapulis. 
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vielen andern Gesetzen gethan, eines der Porcischen Gesetze in 
öffentlicher Rede befürwortet, keinesweges, er sei auch dessen 
Antragsteller gewesen. Dagegen zu einem andern Schlüsse ist 
man berechtigt, zu dem nämlich, dass, so lange uns Liyius' aus- 
führliche Geschichte begleitet, d. h. bis zum Jahre 167 v. Chr., 
kein Porcisches Gesetz überhaupt gegeben worden ist Livius 
hat die übrigen auf die Provocation bezüglichen Gesetze gewissen- 
haft berücksichtigt; beiläufig erwähnt er selbst ein Porcisches: 
er würde, wenn über denselben Gegenstand eine neue Bestimmung 
getroffen wurde, sie nicht verschwiegen haben. Er verfolgt ferner 
genau Catos politische Thätigkeit, erwähnt die Reden, welche 
er für oder gegen die Gesetzes Vorschläge Anderer gehalten 1 ), er ’ 
hatte, wie er öfters bemerkt, Catos Reden vor sich und benutzte 
sie als Geschichtsquelle: es ist fast undenkbar, dass er eine 
von ihm für die Provocation gehaltene Rede oder den damit 
zusammenhängenden Gesetzesvorschlag mit Stillschweigen über- 
gangen haben sollte. Darnach würde als Zeitpunkt , vor dem 
keines der drei Porcischen Gesetze gegeben sein kann, das Jahr 
166 v. Chr. anzusehen sein und noch nach jener Zeit konnte 
der berühmte Cato in voller Kraft als Redner thätig sein. 

Um den Zeitpunkt, nach welchem die Porcischen Gesetze 
nicht fallen können, aufzufinden, müssen wir auf den Inhalt der- 
selben näher eingehen. Cicero an der eben angeführten Stelle 
spricht von Porcischen Gesetzen in der Mehrheit und sagt, drei 
Forcier seien ihre Urheber: es ist also kein Zweifel, dass es 
mehrere gewesen sind. Und doch spricht man auch wieder von 
einem Porcischen Gesetze, nicht nur Livius, dessen Worte wir 
ebenfalls angeführt haben, sondern auch öfters Cicero und Sallust. b ) 

Es muss ein eigenthümliches Verhältniss unter den drei Gesetzen 
sein: sie müssen nicht nur denselben Grundgedanken haben, 

a) So über das Oppischc Gesetz Liv. XXXIV, 1, gegen M’. Acilius 
Glabrio Liv. XXXVII, 57; gegen L. Scipio Liv. XXXVIII, 54; gegen L. 
Quinctius Flamininus Liv. XXXIX, 42; gegen Q. Thennus ibid.: gegen 
P. Furius Philus Liv. XLIII, 2; für die Rhodier Liv. XLV, 20; zu seiner 
eigenen Rechtfertigung Liv. XXXIX, 40. 

b) Cic. p. Rab. 3, 8; 4, 13;. in Verr. V, 63, 163; Sali. Cat. 51. Wir 
werden diese Stellen später anführeu. 
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sondern auch der Zeit nach einander sehr nahe stehen. Dass 
der Grundgedanke aller eiu und derselbe war, bezeugt Cicero*); 
er sagt, sie hätten ausser der Strafbestimmung nichts Neues ent- 
halten ; aber er sagt dies in solchem Zusammenhänge, dass mau 
erkennt, er meint damit nur einen Theil ihres Inhaltes. Er 
spricht nämlich von dem ersten Valerischen Provocatiousgesetze, 
welches die Tödtuug oder Geisselung eines Römischen Bürgers, 
ohne ihm Provocation zu gestatten, verbot: um dieses zu er- 
läutern, erwähnt er die Provocation unter den Köuigen, die Be- 
stimmungen der zwölf Tafeln darüber und das zweite Valerische 
Gesetz, welches die Erwählung eines Beamten ohne Provocation 
hinderte, das dritte Valerische Gesetz nennt er nicht. Es kommt 
ihm also nur darauf au, die Beschränkung der cousularischen 
Macht und die Begründung der obersten Gerichtsbarkeit des 
Volkes darzustellen, ln dieser Beziehung, sagt er, hätten die 
Porcischen Gesetze nichts Neues aufgestellt ausser der Strafbe- 
stimmung; dass sie in anderer Beziehung Neues enthalten haben, 
läugnet er nicht, und wir werden dies später nachweisen : nur 
die oberste Strafgewalt des Volkes war durch die früheren Ge- 
setze so genau und so sehr im Einzelnen bestimmt, dass nichts 
hinzuzufügen war. Welches die neue, durch die Porcischen Ge- 
setze hinzugefügte, Strafbestimmung war, weiss mau nicht durch 
bestimmtes Zeuguiss; aber es ist wahrscheinlich, dass es dieselbe 
war, welche auch auf Verletzung der andern Anordnungen der 
Porcischen Gesetze stand, d. h. Verlust des caput. Die früheren 
Valerischen Gesetze hatten die Beachtung der Provocation ge- 
boten; aber eine Strafe für die Verletzung derselben hatten sie 
nicht festgesetzt. Es Lag in dem Wesen der Provocation, dass 
bei ihrer Beachtung dem freien Ermessen des Beamten ein ge- 
wisser Spielraum gelassen werden musste. Zudem wurde das 
erste Gesetz dieser Art von dem Consul Valerius freiwillig ge- 
geben und es genügte, dass er seine Beobachtung versprach, 
ohne sich und seine Nachfolger einer Strafe zu unterwerfen. 
Bald nachher ging die Pflicht, auf die Provocation zu achten, 
auf die Volkstribunen über: sie waren, um dies wirksam zu 


a) Cic. de rep. 11, 31, 54 an der S. 48 angeführten Stelle. 
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thun, mit besonderen, von den Provoeationsgesetzen unabhängigen, 
Rechten begabt. So erklärt es sich, dass auch das zweite und 
dritte Valerische Gesetz keine Strafbestimmung enthielten: von 
dem letztem wäre es nicht folgerichtig gewesen, eine Strafe auf 
Nichtbeachtung der Provocation zu setzen und doch, wie wir 
durch ausdrückliches Zeuguiss wissen“), dass es geschehen, die 
grausame Hinrichtung von Bürgern, welche provocirt hatten, 
nur für ein moralisches Unrecht zu erklären. Dagegen ein auderes 
Verhältnis trat ein, seit die Porcischen Gesetze die Provocation, 
wie wir alsbald bemerken werden, auch da einführten, wo es 
keine Volkstribunen und keine tribunicische Hülfe gab: da konute 
eine Beachtung der Provocation nur durch Androhung einer be- 
stimmten Strafe gesichert werden. 

Es ergiebt sich somit aus einer genauen Erklärung der 
Worte Ciceros, dass die Porcischen Gesetze Vorschriften über 
die Provocation d. h. über das Recht des Volkes, in allen Crimi- 
nalprocessen Römischer Bürger zu entscheiden, enthielten. Eben 
dasselbe deutet die von uns früher angeführte 1 ') Stelle von Li- 
vius an. Er spricht über das dritte Valerische Gesetz. Dieses 
hatte die einzelnen Fälle, in denen provocirt werden dürfe, an- 
gegeben und am Ende das Verbot hinzugefügt, Jemanden, der 
provocirt hätte, grausam hinzurichten. Livius vergleicht damit 
das Porcische Gesetz, er hebt die Verschiedenheit desselben her- 
vor; es würde aber dieser Vergleich unpassend sein , wenn es 
nicht in anderer Beziehung gleichartig wäre, wenn es nicht eben- 
falls unter den allgemeinen Begriff der Gesetze über Provocation 
fiele und diese behandelte. 14 ) Es bestätigen dasselbe andere 
äussere Zeugnisse. Es giebt eine bekannte Römische Münze 
vom Münzmeister P. Laeca, d. h. P. Poreius Laeca. Sie zeigt 
auf der einen Seite einen Frauenkopf mit Flügelhelm und der 
Umschrift Roma, auf der andern einen Mann mit Panzer und 
Schwell, der nach dem Haupte eines in eine Toga gekleideten 
Mannes, welcher sich in bittender Stellung befindet, die Hand 
ausstreckt. Hinter dem ersten steht ein Lictor mit Ruthen. 


a) Vergl. oben S. 4S. 

b) Liv. X, 9. S. oben S. 42. 

4 * 
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Die Unterschrift ist provoco. Es ist unbestritten, dass die Dar- 
stellung dieser Münze sicli auf eines der Poreisehen Gesetze, 
welche über die Leibesstrafen Römischer Bürger handelten, be- 
zieht und die Unterschrift beweist, dass es trotzdem ein Provo- 
cationsgesetz war und über die Provocatiou Bestimmungen traf. ,ä ) 
Es giebt noch eine andere Münze des Münzmeisters M. Porcius 
Laeca: sie hat als Darstellung eiu Viergespann mit der Liber- 
tas, Hut und Stab führend und von der Victoria bekränzt. Auch 
diese enthält eine Anspielung auf die Poreisehen Gesetze, welche 
die bürgerliche Freiheit förderten, giebt aber sonst keine An- 
deutungen. 

Es gingen also die drei Poreisehen Gesetze von eben den- 
selben Anordnungen, wie die früheren Valerischen aus: sie wie- 
derholten das Recht Römischer Bürger, wenu sie nicht selber 
sich für schuldig erklärten oder erklären mussten, sich auf das 
Urtheil der Volksversammlung berufen zu dürfen: sie sicherten 
dieses Recht durch Strafen, welche sie gegen die dawider han- 
delnden Beamten verhängten, selbst da, wohin nicht der schützende 
Arm der Volkstribunen, der natürlichen Vertheidiger bürgerlicher 
Freiheit, reichte. Aber nach dem Beispiele des dritten Valeri- 
schen Gesetzes knüpften sie an diese Anordnungen andere Be- 
stimmungen über die Leibesstrafen Römischer Bürger überhaupt: 
es waren verwandte Gegenstände und die Gesetzgebung pflegte 
beide in denselben Gesetzen zu umfassen. Den allgemeinen Grund- 
satz der Poreisehen Gesetze spricht Livius an der früher ange- 
führten Stelle*) aus: er sagt, sie hätten bei schwerer Strafe 
verboten, einen Römischen Bürger zu schlagen oder zu tödten. 
Vergleicht man damit den Ausdruck der ähnlichen Bestimmun- 
gen im dritten Valerischen Gesetz 1 ’), so erkennt man den Fort- 
schritt der Gesetzgebung. Jenes handelte über denjenigen, wel- 
cher provocirt hatte, dieses Porcische über die Römischen Bür- 
ger, d. h. über alle überhaupt, nicht bloss über diejenigen, welche 
provocirt hatten; jenes verbot mit Ruthen zu peitschen und mit 
dem Beile zu tödten, also eine einzige Art der Hinrichtung, welche 

a) Liv. X, 9. S. oben S. 42. 

b) S. S. 49. 
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aus zwei Theilen, dem Peitschen und dem Tödten bestand, dieses 
das Schlagen oder Tödten, also zweierlei, einmal eine besondere 
Art Körperstrafe und dann eine besondere Art der Hinrichtung. 
Dies ist die allgemeine Entwickelung, der allgemeine Grundsatz, 
welchen alle drei Porcischen Gesetze zusammen verfolgten. Denn, 
wenn Livius nur von einem Porcischen Gesetze in der Einheit 
spricht, begeht er damit weder einen Irrthum, indem er fälsch- 
lich was von drei Gesetzgebern ausging, einem einzigen zuschrieb, 
noch kann er in unbestimmtem und tadelnswerthem Ausdrucke 
ein einzelnes der drei von den Porciern ausgegangenen Gesetze 
meinen.*) Um den Inhalt der einzelnen Porcischen Gesetze zu 
gewinnen bedarf es der Vermuthung: die Ueberlieferung lässt 
uns im Stich. Das zweckmässigste und einzig mögliche Ver- 
fahren ist, den Entwickelungsgang der Komischen Provocation 
zu verfolgen. Dabei wird man durch bestimmte Zeugnisse un- 
terstützt. Die Ergebnisse wird man der Porcischen Gesetzgebung 
zuschreiben müssen und ungefähr auch den Gang, den sie na- 
türlicher Weise in ihren einzelnen Stufen nehmen musste, an- 
geben können. 

Die Provocation, die Berufung an das Volk, war, wie sich 
aus ihrem Ursprünge und der ältesten Art ihrer Anwendung 
ergiebt b ), eine Art von gesetzlichem Aufruhr. Der Verurtheilte, 
welcher zur Hinrichtung geführt wurde , rief seine Bekannten, 
das gesammte Volk an, ihm thatsächliche Hülfe gegen den Be- 
amten zu leisten und wenn dieses sein Mitgefühl aussprach, 
wurde jener gezwungen nachzugeben, eine ordentliche Versamm- 
lung desselben zu berufen, ihr die Gründe seines Verfahrens 
auseinander zu setzen und am Ende deren Entscheidung sich 
zu fügen. Die Provocation war also an die Stadt Rom, wo allein 
das Volk seinen Sitz hatte, ja an den Markt, wo die Urtheils- 
sprüche gefällt wurden und das Volk sich zu versammeln pflegte, 
gebunden. Indessen allmälig dehnte sich zwar nicht das Rö- 
mische Volk, aber zahlreiche einzelne Römische Bürger über die 
Grenzen Roms aus. Ich spreche nicht von den Soldaten, welche 


a) Vergl. oben S. 49. 

b) Vergleiche unsere Darstellung I, 186. 
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sich immer ausserhalb der Bannmeile der Stadt befanden : sie 
haben, wie wir durch ausdrückliche Zeugnisse wissen, nie von 
den Urtheilen ihrer Befehlshaber Provocation gehabt. Alter auch 
andere Römische Bürger machten sich ausserhalb der Stadt an- 
sässig und es ist bekannt, dass in der spätem Zeit der Repu- 
blik alle Provinzen von ihnen in grosser Menge bewohnt wur- 
den. Bis zum Erlasse des dritten Valerischen Gesetzes war 
noch kein Bedürfniss gewesen , für sie zu sorgen : die Römischen 
Bürger wohnten in Rom oder dessen nächster Umgebung; gab 
es einzelne in entfernteren Gegenden, so betrachteten dieselben 
doch immer Rom als den einzigen Mittelpunkt, wo sie Recht 
holen konnten. Dies Verhältniss änderte sich auch nicht rasch: 
durch die Vermehrung der Colonien entstanden meist nur Halb- 
bürger, welche nicht auf gleiche Rechte, mit den Vollbürgem 
Anspruch machen konnten. Selbst als die ersten Provinzen, 
Sicilien , dann Sardinien gewonnen waren , zogen Römische Bür- 
ger gewiss nur spärlich dahin; ja es scheint, dass man es nicht 
begünstigte. Galt es doch noch zu der Graechen Zeit für einen 
politischen Missgriff, dass eine Colonie von Bürgern nach Africa 
geführt werden sollte: wie damals die Bürger in Italien bleiben 
sollten, so sollten sie früher sich nicht von Rom entfernen.*) 
Wie wenig zahlreich noch in später Zeit die Römischen Bürger 
in Italien ausserhalb Roms waren, beweist Polvbius 1 '), welcher 
die Entscheidung über Verbrechen in Italien, z. B. über Gift- 
lind Meuchelmord, dem Senate zuschreibt, ohne hinzuzusetzen, 
in so fern sie von Italikern, welche nicht Bürger sind, began- 
gen werden. Er meint dies ohne Zweifel ; denu über Bürger hat 
der Senat nie gerichtet; aber weil der Bürger in Italien so we- 
nige waren, hält er ihrethalben einen Zusatz für unnöthig. In- 
dessen die Macht der Verhältnisse war zwingender als der Wille 
der Römischen Regierung. Als der Besitz Italiens vollständig 
gesichert war und die Uebermaebt der Römer ausserhalb dessel- 
ben entschieden hervortrat, verbreiteten sich die Bürger über 
Italien und die Provinzen: es war dies gerade der Zeitpunkt, 


a) Vdlei. II, 7. 

b) Polyb. VI, 13. 
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den wir oben als früheste Grenze für die Porcischen Gesetze 
erwiesen haben. 

Für diese ausserhalb Roms lebenden Römischen Bürger 
musste die Gesetzgebung sorgen und ihnen dieselben Rechte 
sichern, welche die in der Stadt selbst ansässigen hatten. Wenn 
gleich einige unter ihnen wohlhabend waren , so wurde die Mehr- 
zahl durch das Streben nach Erwerb in die Fremde getrieben: 
Verbrechen, welche Strafe erforderten, konnten unter ihnen nicht 
selten sein. Provocation aber gab es in der Fremde nicht, auch 
die Hülfe der Tribunen galt nicht ausserhalb Roms : hätte es 
also für sie nicht eine besondere Einrichtung gegeben, so wür- 
den Consuln und Prätoren über sie eine grössere Macht gehabt 
haben als in der Stadt: es würde, was gesetzlich verboten war, 
Beamte ohne Provocation gegeben haben. Wir haben indessen 
aus republicanischer Zeit nur wenige hierher gehörige Fälle, 
über welche wir später sprechen werden, überliefert; denn die 
Geschichte hat vorzugsweise nur die Staatsverbrechen dem Ge- 
dächtnisse aufbewahrt. Aus der Kaiserzeit ist das Beispiel des 
Apostels Paulus bekannt, der, weil er sein Bürgerrecht geltend 
machte, nach Rom zur Aburtheilung geschickt wurde.*) Eine 
Andeutung von eben diesem Verhältnisse giebt Cicero in dem 
Processe von Verres, wo er diesen beschuldigt, in Sicilien Rö- 
mische Bürger mit dem Kreuzestode bestraft zu haben. „Nimm, 
sagt er, diese Hoffnung, nimm diesen Schutz den Römischen 
Bürgern: bestimme, dass in diesem Worte: ich bin ein Römi- 
scher Bürger, keine Hülfe liegt, dass ungestraft ein Prätor oder 
irgend ein anderer eine Todesstrafe, welche er will, gegen den- 
jenigen festsetzen kann, der ein Römischer Bürger zu sein be- 
hauptet, weil ihn einer nicht kennt: und du wirst mit dieser 
Vertheidigung alle Provinzen, alle Königreiche , alle freien Staa- 
ten, den ganzen Erdkreis, der unsem Landsleuten immer voll- 
kommen offen stand , den Römischen Bürgern verschlossen 
haben.” b ) Cicero bezieht sich hier zunächst auf das von Verres 


a) Apostelgeschichte 16 und 22. 

b) Cic. in Verr. V, 65, 168 Tolle hanc spem, tolle hoc praesidium ci- 
vibus Romanis: eoustitue nihil esse opis in hac voce civis Romanus 
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begangene Verbrechen und deshalb spricht er von „einer beliebigen 
Todesstrafe - ’; indessen er kann nicht meinen, dass der Prätor 
gegen einen auswärtigen Römischen Bürger eine bei Bürgern er- 
laubte Todesstrafe an wenden dürfe. Das Bürgerrecht gewährt 
ausserhalb Roms ganz denselben Schutz wie in Rom. Deshalb 
klagt Cicero an einer andern Stelle Yerres an“), er habe Römi- 
sche Bürger in das Gefängniss werfen und tödten lassen: er 
droht ihm deshalb mit einer Anklage auf Hochverrath. Dort 
handelt es sich nicht um eine bei Römischen Bürgern verbotene 
Art der Hinrichtung, sondern um eine ausserhalb Roms voll- 
zogene Hinrichtung überhaupt. 

Es ist also sicher, dass derselbe Schutz, welchen die Bür- 
ger innerhalb der Bannmeile durch die Valerischen Gesetze er- 
halten hatten, ihnen später durch andere Gesetze auch ausser- 
halb derselben gewährt wurde. Eine Einrichtung, dass sie ausser- 
halb Roms ihr endgültiges Urtheil erhielten, war unmöglich; 
denn das Römische Volk, welches nach Römischen Begriffen 
allein über die Bestrafung eines Bürgers entscheiden konnte, 
gab es nur in Rom: dort allein wurden alle politischen Rechte, 
die ihm zustanden , geübt. Alle Bürger konnten ihr Stimmrecht 
bei Wahlen oder andern Volksversammlungen nur in so fern 
geltend machen, als sie in der Stadt erschienen: sie war der 
einzige Mittelpunkt des gesummten politischen Lebens. Ueber- 
dem war früher in Itidien, später in den Provinzen die Zahl der 
Römischen Bürger schwankend : es wäre immöglich gewesen, 
aus ihnen eine Versammlung zu bilden, welche das Römische 
Volk darstellte: sie machten immer nur den Beirath eines Be- 
amten aus, der für ihre Entscheidungen die Verantwortlichkeit 
hatte. Die Einrichtung musste also nothweudiger Weise so sein, 
dass Römische Bürger in Italien und den Provinzen nur in eben 
denselben Fällen bestraft wurden , wo die Beamten in Rom 


sum, posse irnpunc praetorem aut aliura quemlibet supplicium quod velit, 
in eutn constituere, qui se civem Romanum osse dicat, quod eum quis 
ignoret: iam. omnes provincias, iam omnia regna, iam omnes liberas civi- 
tates , iam omnein orbern tcrrarum , qui semper nostvis hominibus maxime 
patuit, civibus Romanis ista defcnsiouo praecluseris. 
a) Cic. in Vcrr. V, 56 sq. 
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selbständig gegen Bürger verfahren durften : in allen andern Fäl- 
len konnte der Angeklagte nur in Gewahrsam genommen und 
musste nach Rom geschafft werden , wo die gleichberechtigten 
Collegen des Beamten oder die Volkstribuuen Einspruch thun 
oder das Volk entscheiden konnte. Dieses Verhältniss also be- 
stand zu Ciceros Zeit, muss aber viel früher entstanden sein, 
als Römische Bürger sich dauernd zuerst in Italien, dann in 
den Provinzen niederzulassen begannen. Die Vermuthung, dass 
es durch ein Porcisches Gesetz eingeführt worden ist, hat die 
höchste Wahrscheinlichkeit. Denn diese Gesetzgebung umfasste, 
wie wir später sehen werden, in anderen, ebenfalls auf die Vor- 
rechte des Bürgerthums abzielenden, Bestimmungen alle Römi- 
schen Bürger innerhalb wie ausserhalb der Hauptstadt: es war 
r unmöglich, dass sie, da sie von der Provocation handelte, nicht die 
Gewalt der Beamten über die auswärtigen Bürger einschränken 
sollte. Man darf ferner mit Grund annehmen, dass diese Ein- 
schränkung gerade durch dasjenige Porcische Gesetz geschah, 
dessen Andenken in der eben erwähnten Münze von P. Porcius 
Laeca gefeiert wird. In der Mitte derselben steht ein Mann 
mit Panzer und Helm, also ein Beamter, der einen militärischen 
Befehl führt, wie ihn die Consuln und Prätoren, welche Italien 
und die Provinzen beherrschten , hatten : vor ihm als Flehender 
erscheint ein mit der Toga bekleideter Mann, also ein Römischer 
Bürger, aber nicht ein Soldat. Der Lictor, welcher hinter dem 
Beamten steht, trägt in jeder Hand einen Stock, vor dem also 
der Flehende geschützt sein will. Diese Darstellung kann weder 
auf eine Veränderung der militärischen Strafen gehen, auf welche ' 
man sie bezogen hat 16 ); dazu passt weder die Toga des Flehen- 
den noch die Unterschrift yrovoco , da es für Soldaten keine Pro- 
vocation giebt; noch auf die Milderung der Todesstrafe gegen 
Römische Bürger überhaupt; denn dann würde der Beamte nicht 
mit Panzer und Schwert abgebildet sein. Dagegen auf die Aus- 
dehnung des Provocationsrechtes auf die auswärtigen Römischen r 
Bürger passt Alles: der Flehende legt die Berufung an das Rö- 
mische Volk ein und wird in Folge davon zur Aburtheiluug nach 
Rom geschickt. 

Eine weitere Entwickelung nahm die Gesetzgebung in Be- • 
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zng auf die Art und Weise, wie Römische Bürger körperlich 
bestraft werden durften, und zwar in doppelter Beziehung. Das 
Valerisehe Gesetz hatte verboten, diejenigen, welche provocirt 
hatten, d. h. die Bürger, welche nur durch gerichtliche Verur- 
teilung für schuldig erklärt waren, mit einer bestimmten Art 
der Hinrichtung zu bestrafen.' 1 ) Die folgenden Gesetze gingen 
weiter: sie umfassten alle Römischen Bürger, also auch dieje- 
nigen, welche durch eigenes Geständniss oder durch Ertappen 
auf der That eines Verbrechens überführt waren. Dies darf man 
mit Sicherheit aus Livius’ Ausdruck b ), welcher Römische Bür- 
ger im Allgemeinen als durch das Porcische Gesetz geschützt 
nennt, schliessen, vielleicht auch aus den Worten Ciceros c ), 
der von allen Römischen Bürgern spricht. Indessen darf man 
hieraus nicht schliessen, dass von jetzt an aller Unterschied der 
geständigen und der durch richterliches Erkenntniss überführten 
Verbrecher aufgehört und jener seit alter Zeit im Römischen Rechte 
gültige Gegensatz 11 ) aufgehoben worden sei. Dies war keines- 
weges der Fall: nur jene eine Art körperlicher Bestrafung und 
Hinrichtung, welche im Gesetze genannt wurde, war fortan für 
alle Römischen Bürger , mochten sie gestanden haben oder nicht, 
verboten; dagegen andere Hinrichtungsarten, welche durch alte 
Sitte oder Gesetze für bestimmte geständige Verbrecher einge- 
führt waren , bestanden auch ferner : dabei galt auch später der 
Unterschied zwischen den durch eigenes Geständniss und den 
durch richterliche Entscheidung Verartheilten. Der Beweis da- 
für liegt in der bekannten und von uns öfter angeführten That- 
sache"), dass in der letzten Zeit der Republik und unter der 
Kaiserregierung z. B. für die der That geständigen Vatermörder 
die alte, auf religiösen Anschauungen beruhende, Todesstrafe 
bestand, während die von den Gerichten deshalb Verartheilten 
auf gewöhnliche Weise hingerichtet wurden. 


a) S. oben S. 46. 

b) Liv. X, 9. Vergl. S. 42. 

c) Cic. p. Rabir. 4, 12, welche Stelle wir später anführen werden. 

d) Vergl. oben S. 45. 

e) Vergl. oben S. 46 und 1, 396. 
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Ein weiterer Fortschritt der Porcischen Gesetzgebung lag in 
dem Verbote, einen Römischen Bürger „zu schlagen oder zu 
tödten"’, wie Livius berichtet.“) Im Ausdrucke gleichlautend 
ist eine Stelle bei Cicero, der in seiner Rede für C. Rabirius 
die Anklagen der Gegner zurückweist, Rabirius hätte in Apu- 
lien und Campanien Römische Bürger gegen das Porcisehe Ge- 
setz „geschlagen oder getödtet " b ), und an einer andern Stelle 
derselben Rede setzt Cicero „ ungewöhnliche Hinrichtung” den 
Porcischen Gesetzen entgegen. 0 ) Hieraus darf man indessen 
weder schliessen, das Porcisehe Gesetz habe alle Arten von 
Schlägen, noch es habe die Todesstrafe überhaupt untersagt. 
Denn Schläge waren eine auch in den spätesten Zeiten der Re- 
publik gegen Bürger häufig angewandte Strafe : wir wissen dies 
bestimmt von den Soldaten, deren Vergehungen auf diese Weise 
von den Centurionen geahndet wurden, können es auch mit 
höchster Wahrscheinlichkeit annehmen von gemeinen Leuten 
überhaupt, bei denen die durch die zwölf Tafeln gebotene Prü- 
gelstrafe nicht aufgehoben wurde. Auch die Todesstrafe wurde 
nicht im Allgemeinen durch das Porcisehe Gesetz abgeschafft. 
Denn Sallust d ) trennt ausdrücklich das Porcisehe Gesetz von 
andern Gesetzen, welche, wenigstens nach seiner Darstellung, 
Bürgern das Leben zu nehmen verboten. Es muss also die 
Vorschrift des Porcischen Gesetzes sich auf besondere Arten von 
Schlägen und Hinrichtungen bezogen haben. Als im Senate 
über die Strafe der überwiesenen Genossen Catalinas verhandelt 
wurde, gab der künftige Consul D. Silanus seine Meinung da- 
hin ab, sie sollten hingerichtet werden. Ihm widersprach C. 


a) Siehe kurz zuvor S. 42. 

b) Cie. p. C. Rabir. 3, 8 An de servis aiieuig contra legem Fabiam 
retentis aut de civibus Romanis contra legem Porciam verberatis aut ne- 
catis plura dicenda sunt , cum tanto Studio C. Rabirius totius Apuliae, sin- 
gulari voluntatc Campanac vicinitatis ornetur? 

c) Cic. p. C. Rab. 4, 13 Tu mihi etiam legis Porciae, tu C. Gracchi, 
tu horum libertatis, tu cuiusquam denique hominis popularis mentionem 
facis, qui non modo suppliciis inusitatis, sed etiam verborum crudclitate 
inaudita violare libertatem huius populi — conatus es! 

d) Sali. Cat, 51 At aliae leges (d. h. andere als die Porcischen) item 
condemnatis civibus non animarn eripi, sed exilium pennitti iubent. 
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Caesar und in seiner Rede bei Sallust*) fragt er: „Weshalb hast 
du deiner Meinung nicht hinzugefügt, es sollte mit Schlägen 
gegen sie verfahren werden? Etwa, weil es das Porcische Ge- 
setz verbietet ?” Das Gesetz verbot also nicht Hinrichtung über- 
haupt, sondern die mit vorangehender Geisselung verbundene. 
Dies ist das „Schlagen", das Livius und Cicero bei ihrer Er- 
wähnung des Porcischen Gesetzes anfülfren. Genauer noch ler- 
nen wir die Art und Weise der bei Bürgern verbotenen Todes- 
strafe kennen aus den heftigen und ergreifenden Klagen , welche 
Cicero gegen Verres vorbringt. Nachdem er über dessen Grau- 
samkeit gegen die Sicilier gesprochen, kommt er zu seinen 
Verbrechen gegen Römische Bürger 6 ); diejenigen Strafen, welche 
gegen überführte Selaven bestimmt wären, hätte er gegen Rö- 
mische Bürger angewendet : er hätte sehr viele mit Ruthen peit- 
schen lassen, namentlich einen gewissen C. Servilius, der von 
den sechs Lictoren so mit Ruthen gepeitscht wurde , dass er 
für todt liegen blieb und bald nachher starb. Ausführlicher 
schildert dann Cicero die Hinrichtung von P. Gavius, einem 
Bürger aus Cosa in Italien, welcher Schmähreden gegen Verres 
ausgestossen hatte. Ihn Hess dieser, trotzdem er versicherte 
Römischer Bürger zu sein, auf dem Markte in Messina mit 
Ruthen peitschen und dann an das Kreuz schlagen. Dabei er- 
wähnt Cicero“) ausdrücklich des Porcischen Gesetzes, das von 
Verres verletzt worden sei. Es verbot dieses also, dass der 
Verurtheilte nackt an einen Pfahl gebunden und so mit Ruthen 
gegeisselt würde, mochte dies mit darauf folgender Tödtung 
durch das Beil verbunden sein oder nicht. Darum heisst es in 
den obigen Stellen: „schlagen oder tödten”. Denu bei man- 
chem Vergehen war als Strafe blosse Geisselung üblich, ohne 
dass der Gegeisselte„ wenn er dabei mit dem Leben davon kam, 
hingerichtet wurde, z. B. nach alter Sitte bei der Verweigerung 


a) Sali. Cat. ibid. Sed, per deos immortales, quainobrein in senten- 
tiam non addidisti, ut prius verberibus in eos animadverteretur? An quia 
lex Porcia vetat? 

b) Cic. in Verr. V, 53 sq. 

c) Cic. in Verr. V, 63, 163 0 nomen dulce libertatis! o ius eximium 
nostrae civitatis! o lex Porcia legesque Scmproniae! 
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des Kriegsdienstes, einem Falle, denLivius bei Gelegenheit des 
Aufstandes von Publilius Volero anschaulich schildert.“) Das 
dritte Valerische Provoeationsgesetz hatte nur diejenige Hinrich- 
tung, welche im Tödteu durch das Beil mit vorausgehender 
Geisselung bestand, verboten, dagegen die Strafe der Geisse- 
lung selbst, wenn keine Hinrichtung folgte, bestehen lassen: 
und häutig genug konnte die Geisselung allein, wie wir an dem 
eben angeführten Beispiele von C. Servilius und anderen sehen, 
zum Tode führen. Die Porcische Gesetzgebung ging weiter: 
sie verbot jede Geisselung Römischer Bürger überhaupt. 

* Somit war die alte, eigentlich, wie es scheint, patricische 
Art der Hinrichtung abgeschafft , deren zwar in den zwölf Ta- 
feln nicht besondere Erwähnung geschieht b ), die aber sowohl 
vor als nach denselben vielfach bezeugt ist: sie heisst „nach 
Sitte der Vorfahren” (more maiorum). Selbst die Kaiserregie- 
rung hat sie nicht wieder eingeführt und nach Ulpian gilt für die 
Statthalter der Provinzen die Vorschrift, es dürfe Niemand zu 
der Strafe verurtheilt werden , dass er mit Schlägen getödtet oder 
mit Ruthen umgebracht werde. c ) Freilich als Ausnahme kommt 
dieselbe auch noch später vor: nur der Beamte durfte sie nicht 
verhängen ; das Volk aber konnte sie durch seinen Beschluss für 
einen einzelnen Fall wieder einführen. So wird im Jahre 138 
v. Chr., sicherlich nach Erlass der Porcischen Gesetze, erzählt, 11 ) 
C. Matienus sei, weil er das Heer in Spanien verlassen hatte, 
mit Ruthen gepeitscht und verkauft worden; aber das geschah 
nicht auf Befehl des Feldherrn oder eines Beamten, sondern 
nach einer Anklage vor dem Volke und auf dessen Befehl. Noch 
der Kaiser Nero wurde nach seiner förmlichen Absetzung von 
dem Senate dazu verurtheilt, „nach Sitte der Vorfahren” hinge- 
richtet zu werden. 0 ) So ungebräuchlich war damals diese Todes- 

a) Liv. II, 55. Vergl. I, 298. 

b) S. I, 396. 

c) Ulpian. §. 3 1. 8 D. de poenis (XLV11I, 19): Nec ea quidem poena 
damnari quem oportet, ut verberibus necetur aut virgis interimatur. 

d) Liv. per. LV : C. Matienus accusatus est apud tribunos plebis, quod 
exercitum in Hispania deseruisset damuatusque sub furca diu virgis caesus 
est et sestertio nuimno veniit. 

, e) Suet. Ner. 49. 


Digitized by Google 



62 


Das Recht der Ruthen. 


strafe, dass der Kaiser nicht wusste, worin sie bestände, man 
musste ihm sagen, sie bestehe darin , dass der Verurtheilte nackt 
an einen Pfahl gebunden und mit Kuthen zu Tode gepeitscht 
werde. Auch auf die Strafe des Incestes mit Vestai fachen Jung- 
frauen war diese Umänderung in der Hinrichtung von Einfluss: 
erst der Kaiser Domitiau wandte dabei wieder die althergebrachte 
Geisselung an.*) 

Es war somit das Porcische Gesetz, wie Livius an der frü- 
her angeführten Stelle 1 ') richtig sagt, für den Rücken der Rö- 
mischen Bürger gegeben ; es entfernte die Ruthen von dem Kör- 
per derselben, wie Cicero sich ausdrückt 0 ): es entzog sie dem 
Lictor, wie derselbe hinzufügt. Für ihn trat von jetzt an der 
Nachrichter ein, welcher uielit mehr auf dem Markte, wo das 
Urtheil gesprochen war, sondern im Gefängnisse die Todesstrafe 
vollzog. d ) Dadurch entstand ein eigenes Vorrecht der Römischen 
Bürger, das ihnen im Gegensatz zu den nicht regierenden Be- 
wohnern des Reiches einen bedeutenden Schutz verlieh. Pli- 
nius 0 ) nennt es „das Recht der Ruthen”, und wo er erzählt, 
der ältere Cornelius Baibus sei wegen widerrechtlicher An- 
massung des Bürgerrechtes angeklagt worden, sagt er, er sei 
wegen des Rechtes der Ruthen vor Gericht gebracht worden. 
Anderswo f ) drückt sich ein Italiker zu Italikern so aus, er sei 
kern Römer, sondern gleich ihnen den Ruthen unterworfen, wan- 
dere er in Italien umher. Es ergiebt sich hieraus der Beweg- 
grund, welcher die Poreier zum Einbringen ihres Gesetzes ver- 
anlasste. Es kann kein Zweifel sein, dass in Folge davon all- 
mälig die öffentliche, auf dem Markte vollzogene, Hinrichtung 

a) Suet Dora. 8. Vergl. I, 115. 

b) Liv. X, 9. S. oben S. 42. 

c) Cic. p. C. Rab. 4, 12 Porcia lex virgas ab omuium civiurn Roma- 
noruin corpore amovit, hie miserieors tlagella retulit: Porcia lex libertatem 
eivium lictori eripuit, Labienus, homo popularis, camifici tradidit. 

d) Vergl. oben S. 46. 

e) Plin. nat. hist VII, 136 Fuit et Baibus Cornelius maior consul, sed 
accusatus atque de iure virgarum in eum iudicum in consilium missus, 
primus externorum atqne etiam in Oceano geuitorum usus illo lionorc. 

f) Bei Diodor. Excerpt. Vat. XXXVII, 5 oi» 70p iipd 'Piopaioc, dXX 

Spora? iipuüv iiito pajltoi; riepivooiii Trjv 'ItaXiav. , 
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Verurtheilter, in Rom wenigstens, aufhörte. Das Volk entwöhnte 
sicli des Anblicks dieser blutigen Schauspiele: der Markt er- 
schien zu heilig, um dadurch entweiht zu werden und selbst 
die grausamen Hinrichtungen, welche auch später vorkamen an 
Nichtbürgern, wurden meist an andern Orten vollzogen. Indessen 
diese Rücksicht auf die öffentliche Schicklichkeit war für die 
Forcier, welche sonst die alte Strenge der Regieruugsgewalt 
eifrig aufrecht erhielten, nicht bestimmend: sondern es war die 
Ueberzeuguug von der Würde eines Römischen Bürgers, welche 
sie bei ihnen alle scheinbar entehrenden Strafen abschaffen liess: 
der Rücken derjenigen, welche die Herren der Welt waren und 
oft so genannt wurden, sollte von den Stöcken und Ruthen der 
Lieferen befreit sein. 

Hierbei entsteht die Frage, ob dies ein Vorrecht des Bür- 
gerrechtes überhaupt und jedes Bürgerrechtes war oder 'ob nur 
dem besten Bürgerrechte eigentümlich. Es gab nämlich zwei 
Classen you Römischen Bürgern, von denen die höher stehende 
ausser den übrigen Vorrechten das Recht der Wählbarkeit fin- 
den Senat und die curulischen Aemter, „das Recht der Ehren- 
stellen” (ius honorum), wie man es nannte, besass, die andere 
desselben entbehrte. Zur ersteren gehörten die in Rom ansässigen 
Bürger, sodann ursprünglich die der eigentlich Römischen Colo- 
uien und Municipien, zur letztem alle andern Bürger, z. B. die 
zahlreichen der Latinischen Städte und Colonien, sowie diejenigen, 
welche im übrigen Italien und in den Provinzen das Römische 
Bürgerrecht erhielten. Allmälig dehnte sich die höhere Classe 
der Bürger aus, namentlich erhielt während des Marsischen 
Krieges ganz Italien ausser dem Cisalpinischen Gallien, das letztere 
am Ende der Republik das volle Bürgerrecht mit „dem Rechte 
der Ehrenstellen” : der Kaiserzeit war es Vorbehalten, dasselbe 
nach und nach auch über die Provinzen auszudehnen. 17 ) Es 
scheint, dass dieser Unterschied auch in Bezug auf die Leibes- 
und Lebensstrafen von Einfluss gewesen ist. Gellius führt eine 
Stelle aus einer Rede von C. Gracchus de legibus promulgatis 
an“), worin derselbe die Unterdrückung der Italienischen Bun- 


a) Gell. X, 3. 
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desgenossen schildert. Als der Consul nacli Teanum Sidicinum 
kam, befahl er für seine Frau das Männerbad in Bereitschaft zu 
setzen ; indess der Befehl wurde zu spät und ungenügend voll- 
zogen. Deshalb liess der Consul einen der vornehmsten Ein- 
wohner der Stadt, M. Marius, welchem er seinen Auftrag er- 
tbeilt hatte, auf dem Markte an einen Pfahl binden und geisseln. 
Dasselbe geschah aus gleicher Ursache in Ferentinum mit den 
Quästoren. Nun ist es zwar nicht bezeugt, aber doch höchst wahr- 
scheinlich, dass in beiden Städten so angesehene Männer, wie 
Marius und die Quästoren gewesen sein müssen, das Römische 
Bürgerrecht besassen. Wäre also das Porcische Gesetz auf alle 
Bih’ger ausgedehnt gewesen , so hätte Gracchus unmöglich nur 
in einer Rede über die Grausamkeit der Beamten und die Unter- 
drückung der Bundesgenossen klagen können: er w'ürde gegen 
den Consul eine gerichtliche Klage der schwersten Art angestellt 
haben. Man erkennt, dass er zu einer solchen kein Recht hatte, 
folglich Römische Bürger der niederen Classe der härtesten Will- 
kür und schimpflichsten Strafe Preis gegeben w r aren: man muss 
annehmen, dass selbst die Provocationsgesetze , welche eine 
eigenmächtige Bestrafung durch die Beamten verboten, sich nur 
auf die höhere Classe der Römischen Bürger bezogen. Entschei- 
dend ist ein anderes Beispiel aus der Zeit des Jugurthinischen 
Krieges, als Q. Metellus den Oberbefehl führte. Die Stadt Vaga 
hatte verrätherischer Weise ihre Römische Besatzung getödtet 
und deren Befehlshaber T. Turpilius Silanus war entkommen. 
Deshalb wurde dieser der Verrätherei imgeklagt, von dem Ober- 
feldherrn verurtheilt und mit Ruthen zu Tode gepeitscht. „Denn 
er war ein Bürger aus Latium/’ setzt Sallust*) hinzu, d. h. er 
war nicht Römischer Vollbürger, bei dem eine so entehrende 
Strafe nicht hätte angewendet werden dürfen, sondern gehörte, 
weil er aus einer Lateinischen Stadt war, der minderen Classe 
der Bürger an. Dass er entweder, weil er eine Ehrenstelle be- 
kleidet hatte, oder aus andern Gründen das Römische Bürger- 
recht besass und nicht bloss gewöhnliches Latinisches Recht hatte, 
darf bei einem sonst so angesehenen Manne, wie er war, nicht 


a) Sali. Jug. 61*. 
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bezweifelt Werden. Dieses Beispiel ist um so mehr beweisend, 
als wir aus Plutarchs Erzählung“) wissen, dass Turpilius eiu 
Gastfreund von Metellus w'ar, dass dieser ihn ungern verurtheilte 
und beim Strafen, wenngleich mit strenger Gerechtigkeit, so 
doch ohne Grausamkeit verfuhr. Ein drittes Beispiel vom Jahre 
51 v. Ohr. ist nicht entscheidend, wenngleich es sicherlich nicht 
zum Beweise, dass es zwischen den beiden erwähnten Arten von 
Bürgern keinen Unterschied gegeben habe, gebraucht werden 
kann. Cäsar hatte eine Colonie in Novum Comum gegründet 
mit Latinischem Recht; daher diejenigen, welche dort Aemter 
bekleidet hatten, Römische Bürger waren. Der Consul M. Mar- 
cellus behauptete, Cäsar habe bei Gründung der Colonie seine 
Vollmacht überschritten und liess deshalb, um Cäsar zu kränken, 
einen dortigen Colonisten, der ein Amt bekleidet hatte und folg- 
lich Römischer Bürger war, öffentlich in Rom geissein. War 
das Recht von Comum dasselbe gewesen, wie das der alten 
Latinischen Colonien, so handelte der Consul gesetzmässig und 
ein aus Comum stammender Römischer Bürger war der Geisselung 
unterworfen. So sah es der Consul an, so mochte es strenges 
Recht sein und deshalb hören wir auch nicht von einem Ver- 
suche, den Consul gerichtlich zur Rechenschaft zu ziehen. Aber 
das ganze übrige Italien hatte damals „das Recht der Ehren- 
stellen”, auch die Transpadaner strebten darnach und erhielten 
es durch Cäsars Vermittelung bald nachher: es ist wahrschein- 
lich, dass Cäsar bei dem Gesetze, nach welchem er seine Colo- 
nie einrichtete, darauf Rücksicht nahm und die Colonisten von 
Comum besser stellte oder ihnen ein besseres Recht verhiess, 
als die früheren Latiner gehabt hatten. Cicero missbilligt des 
Consuls Grausamkeit, nicht aus Freundschaft für Cäsar; dem 
ein Schimpf angethan worden war, sondern weil ein Transpadaner 
betroffen w r ar, also aus politischen Gründen; mittelbar erkennt 
er das Recht der Geisselung gegen einen Römischen Bürger aus 
einer Lateinischen Stadt an. 18 ) 

Die Andeutungen, welche uns durch die Ueberlieferung von 
einem Unterschiede, der in Bezug auf Leibes- und Lebeusstrafen 


a) Plut. Mar. 8. 
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zwischen den beiden Arten der Römischen Bürger bestanden 
bat, gegeben werden, sind gering und zum Tbeil schwankend: 
aber an sieb ist das Verhältniss glaublich, ja wahrscheinlich. 
Sieber bezeugt ist die Ausdehnung des Verbots der Geisselung 
auf die Soldaten , welche Römische Bürger waren ; selbst das 
eben angeführte Beispiel von T. Turpilius spricht mittelbar da- 
für. Cicero sagt in seiner Vertheidigungsrede für C. Rabirius*), 
das Porciscbe Gesetz habe die Ruthen von dem Körper aller 
Römischen Bürger entfernt, er meint somit auch diejenigen, 
welche sich in den Heeren befanden. So finden wir es wirklich, 
ln früherer Zeit war die Strafe der Geisselung und darauf fol- 
genden Hinrichtung durch das Beil bei den Soldaten sehr häufig 
gewesen. Im Jahre 271 v. Chr. wurden die Ueberreste der Cam- 
pauischen Legion b ), welche Rbegium widerrechtlich besetzt hatte, 
in Rom öffentlich auf dem Markte mit dem Beile hingerichtet 19 ): 
noch 252 v. Chr. wurde ein Militärtribun aus dem vornehmsten 
Geschleckte wegen Feigheit von seinem Feldherrn gegeisselt. c ) 
Später finden sich keine Beispiele dieser Art und Polybius er- 
wähnt nur die Prügelstrafe, die bis zum Tode ausgedehnt werden 
konnte. 20 ) Es ist nicht bekannt , dass die Porcische Gesetzge- 
bung die Soldaten wirklich genannt und hei ihnen die Anwen- 
dung von Ruthen auf blossem Körper verboten hat : es ist auch 
nicht uöthig ein solches ausdrückliches Verbot anzunehmen. 
Dennoch konnte die Abschaffung der Geisselung in Rom die 
Veranlassung geben, dass die Feldherrn freiwillig hei dem Heere 
eine ähnliche Einrichtung trafen, welche nachher als Sitte Gel- 
tung erhielt. In den Auszügen aus Livius wird von Seipio 
Aemilianus berichtet, wie er bei der Belagerung von Numantia 
die Mannszucht im Römischen Heere wieder hergestellt habe 
und dabei unter anderm, er hätte die Soldaten, welche er ausser 
Reih und Glied getroffen, wenn sie Römer waren, mit dem Reh- 
stocke, wenn Fremde, mit Ruthen schlagep lassen. 0 ) Schwerlich 

a) Cic. p. C. Rab. 4, 12. S. oben S. 62. 

b) Polyb. 1, 7; Oros. IV, 3; Liv. per. XV. 

e) Val. Max. II, 7, 4; Frontin. Strat. IV, 1, 31. 

d) Liv. per. LVU : quem militem extra ordinem deprebeudit, si Roma- 
u us esset, vitibus, si extraueus, virgis cecidit. 
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würde sich diese Bemerkung in dem Auszuge finden, wenn nicht 
Livius in seinem ausführlichen Werke vollständiger darüber ge- 
sprochen hätte, und dies wiederum geschah passender Weise 
nur, wenn es eine neue Einrichtung war. Dazu kommt, dass 
von demjenigen Feldherrn, der zunächst vor dem jüngeren Scipio, 
die Römische Kriegszucht verbessert haben soll, von Aemilius 
Paulus im Kriege gegen den Maeedonier Perseus nichts derar- 
tiges erzählt wird , trotzdem dass wir über ihn noch Livius’ 
ausführliches Geschichtswerk besitzen. 0 ) Scipio aber nahm seine 
Aemlerung entweder unmittelbar in Folge eines Befehles der 
Porcischen Gesetzgebung vor, oder mittelbar, ohne dazu gezwun- 
gen zu sein, nur um die Kriegszucht mit den Grundsätzen der 
bürgerlichen Gesetzgebung in Einklang zu bringen. 

Somit ist Scipios Feldzug gegen Numantia, 134 v. Chr., 
als der Zeitpunkt gewonnen, nach welchem keines der Porcischen 
Gesetze gegeben worden sein kann; denn mit der Anwendung 
auf die Soldaten erscheinen die Grundsätze, welche dieselben für 
die Würde und die Vorrechte der Römischen Bürger verfolgten, 
als vollständig abgeschlossen: es ist nichts derartiges später hin- 
zugefügt worden. Es bleibt also nach unsern früheren Unter- 
suchungen h ) ein Zeitraum von etwas mehr als dreissig Jahren, 
vom Jahre 166 bis 134 v. Chr., in welchem alle drei Porcischen 
Gesetze erlassen sein müssen. Er ist gross genug, dass darin 
das Bedürfnis nach erneuten Gesetzesvorschlägen über denselben 
Gegenstand sich einfinden und geltend machen konnte, und auch 
wiederum kleiu genug, um verschiedene, aber von eben denselben 
Grundsätzen ausgehende Gesetze, welche von den Mitgliedern 
einer Familie ausgingen, als eine einzige Gesetzgebung erscheinen 
zu lassen. 0 ) Geber alles Weitere sind nur unsichere Vermuthun- 
gen zulässig. Ob die Antragsteller Prätoren oder Volkstribuuen 
gewesen sind, bleibt ungewiss; wahrscheinlich jedoch ist das 
Letztere, da von den Tribunen Gesetze, zumal volkstümlicher 
Art, leichter und sicherer angeregt und durchgebracht werden 


a) Liv. XLIV, 33. 

b) S. oben S. 49. 

c) Vergl. oben S. 50. 
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konnten; während des angegebenen Zeitraumes müssen P. Por- 
cius Laeea, M. Porcius Cato, der Sohn des Censorius, und M. 
Porcius Licinus das Tribunat bekleidet haben. 21 ) lieber den 
Unterschied der drei Gesetze im Einzelnen kann man verschie- 
dene Mutbmassungen aufstellen. Mau hat gesagt, das erste 
habe die Geisselung oder Hinrichtung der Bürger im Allgemei- 
nen verboten , das zweite dies Verbot auf die Kölnischen Bürger 
Italiens und der Provinzen, das dritte über die in den Heeren 
befindlichen ausgedehnt. 22 ) Diese Muthmassung ist nicht wahr- 
scheinlich. Abgesehen davon, dass es nicht feststeht, ob über die 
Soldaten überhaupt eine gesetzliche Bestimmung getroffen wor- 
den ist, würde so das erste Gesetz, genau erklärt, das zweite 
und dritte umfassen und unnütz machen. Mehr Wahrscheinlich- 
keit hat die Annahme, das erste Gesetz habe von dem Vale- 
risehen Gesetze, ausgehend , die grausame Hinrichtung nicht bloss 
derjenigen, welche provocirt hatten, sondern aller in Rom an- 
sässigen Bürger verboten, das zweite die Verhältnisse der aus- 
wärtigen Römischen Bürger geregelt, das dritte endlich „den 
Rücken ” der Bürger gesichert , indem es jede Geisselung ver- 
bot. Freilich lassen sich auch noch andere Möglichkeiten den- 
ken, zumal da wir an der dreifachen Wiederholung des Valeri- 
sehen Provocationsgesetzes sehen, wie ein geringer Zusatz ge- 
nügte, um eine neue gesetzliche Anordnung zu veranlassen. 
Sicher ist es, dass alle drei Porcischen Gesetze die Bestimmun- 
gen der alten Valerischen Gesetze über Provocation beibehielten 
und den Gedanken des dritten Valerischen , unter den Yerurtheil- 
ten einen Unterschied der Todesstrafe eintreten zu lassen, der- 
gestalt ausführten, dass sie damit ein der thatsächlichen Stellung 
des Römischen Bürgerthums entsprechendes Vorrecht schufen. 
Gemeinsam war wahrscheinlich aucli allen drei Porcischen Ge- 
setzen die Strafe, welche sie gegen die Uebertreter verhängten, 
eine schwere Strafe, wie Livius sagt.“) Welches sie gewesen, 
können wir nur aus einem uns überlieferten Beispiele schliesseu. 
Cicero wirft bei dem Processe von 0. Verres dem Angeklagten 
Verletzung der Porcischen Gesetze vor, weil er Römische Bür- 

a) Liv. X, 9. S. oben S. 42. 
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ger auf schmähliche Weise habe hinrichten lassen. Er führte 
.dieses Verbrechen bei seiner Anklage, die auf Erpressungen 
lautete, an*) und hob es vor allen hervor, da es geeignet war, 
den Zorn des Volkes ganz besonders zu erregen. Dennoch ver- 
kannte er nicht, dass es nur uneigentlich zur Anklage wegen 
Erpressungen gehörte: Verres hatte dadurch nicht unmittelbar 
Geld gewonnen, dagegen die heiligsten Rechte der Römischen 
Bürger gekränkt. In der Einleitung seiner Anklage also b ), wo 
er von dem möglichen Erfolge derselben spricht, droht Cicero, 
wenn er die Verurtheilung von Verres wegen Erpressungen 
nicht durchsetzen sollte, mit einer Anklage wegen Staatsdieb- 
stahl; wenn diese nicht, mit einer andern wegen Majestätsver- 
brechen, und wenn auch diese nicht, so will er ihn wegen per- 
duellio beim Römischen Volke selbst anklagen und zwar des- 
wegen , weil er Römische Bürger mit dem Beile hätte hinrichten 
lassen; denn über die Vorrechte der freien Römischen Bürger 
habe das Volk selbst zu entscheiden. Daraus ergiebt sich, dass 
der Uebertreter der Porcischen Gesetze sich der perduellio schul- 
dig machte und es ist auf das Höchste wahrscheinlich, dass 
diese Erweiterung des Begriffes der perduellio durch das Por- 
cische Gesetz geschah , dass dies die von Livius erwähnte schwere 
Strafe ist. 

So sehr die Freiheit und Würde der Römischen Bürger 
durch die bisherigen Gesetze geschützt war, so erkannte man 
dennoch, dass das ganze Verfahren in Strafsachen imbehiüfiich 
und im Einzelnen oft drückend sei: die Formen des Rechts Ver- 
fahrens waren fast ganz diejenigen der Verwaltung überhaupt 
und der Macht der Beamten, welche meist übereinstimmten, ein 
weiter Spielraum gelassen. Man kehrte also am Ende dieses 
Zeitraumes, nicht lange ehe durch Sulla die Schwurgerichte be- 
gründet wurden, noch einmal zu dem Versuche zurück, durch 
neue Bestimmungen das Provocationsrecht zu erweitern, ja ein 
ganz neues und bisher imbekanntes Element in demselben zu 
schaffen. Es war natürlich, dass dieGracchen, als sie um den 


a) Cic. in Verr. lib. V, 53 seq. Vcrgl. oben S. GO. 

b) Cic. in Verr. I, 5. 
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Senat und die Beamten zu beschränken , alle Leidenschaften des 
Volkes erregten und die Massen entfesselten, auch auf diesen 
Punkt ihr Augenmerk richteten. Von Ti. Gracchus wird unter 
den letzten Massregeln, die er um die schon schwindende Gunst 
der Menge sich zu erhalten traf, auch folgendes Gesetz erwähnt: 
er hätte Berufung an das Volk von den Richtern gewährt und 
zu den damaligen Richtern, welche aus dem Senatorenstande 
waren, eine gleiche Anzahl aus dem Ritterstande hinzugefügt. 4 ) 
Denn es scheint , dass diese beiden Bestimmungen in ein und 
demselben Gesetze über die Gerichte vereinigt waren. Es würde 
sich dasselbe dann auf die Schwurgerichte bezogen haben, von 
denen Gracchus eine Berufung an die Volksversammlung einrich- 
ten wollte. Indessen blieb das Ganze nur ein Entwurf; Plu- 
tarch selbst, der uns die einzige Nachricht darüber mittheilt, 
deutet an, dass die eine Abstimmung in der Volksversammlung 
nicht beendet wurde und zu einer ferneren kam es nicht, weil 
Gracchus inzwischen getödtet wurde. Ein Theil seiner Ideen 
wurde später von seinem Bruder ausgeführt, der andere Theil, 
der die Berufung von dem Schwurgericht an das Volksgericht 
betrifft, ist nur in der letzten, verworrenen Zeit der Republik 
einmal versucht, aber nie zur Ausführung gebracht worden. 

Als Gajus Gracchus sein Tribunat angetreten hatte, war 
seine erste Sorge, seinen Bruder zu rächen und sich selbst da- 
durch grössere Sicherheit zu verschaffen. Plutarch erzählt, wie 
er das Römische Volk durch die Erinnerung an seinen Bruder 
und dessen unglückliches Ende aufgeregt und wie er dann zwei 
Gesetze eingebracht habe, welche beide auf seinen Bruder Be- 
zug hatten. Das erste war, derjenige, welcher vom Volke sei- 
nes Amtes entsetztworden sei, solle ehrlos sein und zu keinem 
weiteren Amte zugelassen werden: es war gegen M. Octavius, 
mit dessen Absetzung Tiberius’ Unglück begonnen hatte, gerich- 
tet. Indessen diesen Gesetzesvorschlag liess Gajus auf Bitten 


a) Plut. Ti. Gracch. 16 ’EzeI Se ouvopOüvxe; ot iy(Xoi Tat d-etXd; xal 
trjv sjoTaotv cpovxo 3eiv Xxipas HEpttyeoöai 07jpiapy(a{ etc x b p liXXov, aü&ts 
iXXot« v3|iot{ dvEXap.pave xö TtXfjftoc — Biöoüj ^txaXEtoflat xöv 8?jpiov et— 6 
•t&'t Sixatmüv xai xo?c xptvousi, x3te O'jfxXTjXixots oüai , xaxapuyvüt ix xdiv 
bizituv xöv tsov dpiftpiiv. 
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seiner Mutter wieder fallen. Er wurde erst 104 v. Chr. in er- 
weiterter Fassung durch einen Volkstribunen L. Cassius durch- 
gesetzt. *) Den zweiten dagegen setzte er durch. Er bestimmte 11 ), 
dass derjenige Beamte, welcher einen Römischen Bürger ohne 
Gericht um sein caput gebracht hätte, vor das Gericht des Vol- 
kes gestellt werden sollte. Plutarch gebraucht den Ausdruck 
„um das caput bringen, in die Acht erklären” (Lateinisch aqua 
et igni interdicere), indem er die Sitte der spätem Zeit berück- 
sichtigt, wo durch die Gesetze über [die einzelnen Verbrechen 
die Aechtung statt der wirklichen Todesstrafe eingeführt war: 
auch zu Gracchus’ Zeit wurde, da es dem Angeklagten meist 
frei stand, sich vor dem Schlusstermine freiwillig zu entfernen, 
die Todesstrafe selten vollzogen. Es ist indessen kein Zweifel, 
dass Gracchus sowohl die wirkliche Todesstrafe als auch die an 
deren Stelle tretende Aechtung in seinem Gesetze umfasste. Plu- 
tarch sagt ferner, „ohne Gericht” dürfe ein Bürger nicht ver- 
urtheilt werden, indem er darunter das Volksgericht versteht, 
das nach Römischen Be glitten allein befähigt war, über Leib 
und Leben der Bürger zu urtheilen. 6 ) Endlich soll Gracchus 
bestimmt haben , dass der dawider handelnde Beamte vor das 
Gericht des Volkes gestellt würde, wahrscheinlich als perdudüs: 
er sollte der perdueUio schuldig sein , wie es schon die Porcische 
Gesetzgebung in gleichem Falle bestimmt hatte' 1 ) , und deswegen 
von dem Volke, nicht von den damals schon bestehenden Schwur- 
gerichten verurtheilt werden. Unter dem Volke aber verstand 
Gracchus die Centuriatcomitien ; denn dass deren alleinige Be- 
fugniss, über das caput eines Bürgers zu richten, nicht verän- 
dert worden ist ^erkennt man daraus, dass dieselbe noch zu 
Cieeros Zeit unaagefochten bestand. ^ 

Indessen diese Nachricht Plutarchs ist nicht geeignet, zu 


a) Ascon. in Cic. Com. p. 78. 

b) Plut. C. Gracch. c. 4 Mo v4p.oo{ etcicpepe, xöv piv, et xivos 4p/ov- 
xo{ i'fjpTjXO rijv op/zjv* 6 5jjpoj, ouz. eiüvxa xoixtp Seoxtpat 4p '/?fi pexou atav 
elvai, xöv 5t, efxtc äp yiov äxpixov öxxexrjpujroi zoXtxxjv , xax’ aixoü Öi5(5vxa 
xp£oiv xip 5rjp.q>. 

c) Vergl. I, 191. 

d) S. oben S. 69. 
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einer nähern Aufklärung über das Sempronische Gesetz zu ver- 
helfen: man begreift darnach nicht, zu welchem Zwecke es die- 
nen konnte. Die früheren Provocationsgesetze umfassten mehr, 
enthielten genauere Bestimmungen und eben dieselben Strafan- 
drohungen: selbst das erste Valerische Gesetz verlangte nicht 
nur bei Lebens-, sondern auch bei Leibes- und Vermögensstra- 
fen, dass dem Angeklagten Berufung auf das Volksgericht ge- 
stattet werde. Mau darf .auch nicht annehmen , jene älteren Be- 
stimmungen seien in Vergessenheit gerathen: nicht lange vorher 
hatte die Porcische Gesetzgebung dieselben von Neuem einge- * 
schärft und erweitert; ja wollte man selbst dies annehmen, so 
wäre es doch ganz unwahrscheinlich, dass, man in einer Zeit, 
welche für Erweiterung der Volksrechte leidenschaftlich begeistert 
war, eine Minderung der seit der ältesten Zeit bestehenden 
vorgenommen hätte. Nur drei Bestimmungen werden wir aus 
Plütarchs Angabe festhalten müssen, die Perduellionsklage als 
Strafe, dass es sich um das Aussprechen der härtesten Strafe 
gegen Bürger handelte, dass ein Volksgericht geboten wurde. 
Auch die andern Erwähnungen dieses Sempronischen Gesetzes 
liefern nicht sichere Ergebnisse, ln seiner Rede für C. Rabirius 
sagt Cicero"), C. Gracchus hätte das Gesetz gegeben, über das 
caput Römischer Bürger sollte nicht ohne Befehl des Volkes ge- 
lirtheilt werden. Dieses Gesetz enthält scheinbar unnöthige oder 
unmögliche Bestimmungen. Nimmt man an, es habe ein Urtheil 
des Volkes auch in demjenigen Falle für nothwendig erachtet, 
wo der Angeklagte gestanden hatte oder auf der That ertappt 
war, einem Falle, welchen die früheren Gesetze von der Provo- 
cation ausgenommen hatten, so wäre ein solches Verfahren un- 
möglich , ^Vveil es in unzweifelhaften Fällen einen unnützen Ver- 
zug bringen würde. Ueberflüssig dagegen wäre das Gesetz, 
wenn es nur geboten hätte, über einen seine Schuld läugnenden 
Angeklagten ohne Befragung des Volkes die Verurtheilung aus- 
zusprechen; denn dies setzten schon die früheren Gesetze fest. 

a) Cic. pro C. Rab. 4, 12 C. Gracchus legem tulit, ne de capite civium 
Romanorum iniussu vestro iudicarctur, hic popularis a llviris iniussu vestro 
non iudicari de cive Romano , sed indicta causa civem Romanum capitis 
condemnari coegit. 
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Auch der Ausdruck „urtheilen” muss bei Cicero in einem be- 
sonderen Sinne genommen sein : man erkennt dies an dem Gegen- 
satz , in welchem er an der betreffenden Stelle gebraucht wird. 
Cicero vergleicht nämlich mit dem Sempronischen Gesetze das 
Verfahren des Volkstribunen T. Labienus. Dieser hatte, ohne 
besondere Vollmacht vom Volke, durch Zweimänner, welche 
nicht vom Volke erwählt waren, C. Rabirius ohne gehöriges 
richterliches Verfahren zum Tode verurtheilen lassen. Der Ge- 
gensatz also liegt darin, dass Gracchus selbst ein richterliches 
Verfahren gegen das caput eines Bürgers verboten, Labienus 
eine Verurtheiiung ohne ein solches veranlasst hatte. Gracchus 
hatte somit jedes richterliche Verfahren verboten, ja er war noch 
weiter gegangen. In seiner vierten Catilinarischen Rede spricht 
Cicero über die Meinung, welche C. Caesar im Senate über die 
Bestrafung der geständigen Catilinarischen Verschworenen abge- 
geben hatte: dieselbe ging bekanntlich dahin, sie sollten nach 
Einziehung ihres Vermögens in das Gefangniss gesetzt werden 
und Niemand solle über sie später Anträge beim Senate oder 
Volke machen. Cicero sagt, er bemerke, dass von den de- 
mocratisch gesinnten Mitgliedern des Senates etliche fehlten, 
damit sie nämlich nicht über das caput Römischer Bürger eine 
Meinung abzugeben brauchten, und führt nachher im Gegensatz 
zu ihnen Caesar an, der die Gültigkeit des Sempronischen Ge- 
setzes für den vorliegenden Fall läugne. Hierzu macht der Am- 
brosianische Scholiast zwei Bemerkungen : er nennt drei Senato- 
ren, die sich absichtlich von der Senatssitzung fern gehalten 
hätten, und sagt dann: Gracchus hätte das Gesetz gegeben, es 
solle Niemand gegen einen Römischen Bürger eine das caput 
angehende Meinung abgeben. b ) Dies ist etwas Neues und das 
einzige Neue, das uns über dieses Sempronische Gesetz iiberlie- 

a) Cie. in Cat. IV, 5, 10 Video de istis, qui se populäres haberi volunt, 
abesse non nemiuem , ne de capite videlicct civium Romanorum seuteutiam 
ferant. — At vero C. Caesar intelligit legem Semprouiam esse de civibus 
Romanis constitutum, qui autem reipublicac sit bostis, eum civem nullo 
modo esse posse, denique ipsum latorem Semproniae legis iussu populi 
poenas reipublicae dependisse. 

b) Schob Ambros, p. 370 Quia seuteutiam (falsch statt legem) tulerat 
Gracchus, ne quis'iu civem Romanum capitalem sententiam diceret. 
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fert ist. Früher waren nur die Beamten, welche einen Bürger 
ohne einen Volksbeschluss zum Verlust seines caput verurtheilt 
hatten, verantwortlich gewesen, jetzt wurden es Alle, welche 
zu einer solchen Verurtkeilung in irgend einer Weise mitgewirkt 
hatten, also z. B. diejenigen, welche in dem selbstgewählten 
Beirathe der Beamten gewesen und darin für die Verurtheilung 
gestimmt hatten, oder diejenigen, welche bei einem Senatsbe- 
scblusse zur Einsetzung eines Gerichtes ohne Volksbeschluss mit- 
gewirkt hatten. Eigentümlich ist die sophistische Beweisfüh- 
rung, mit der Cicero an der angeführten Stelle seinem Gegner 
Caesar den Gedanken unterschiebt , wer ein Feind des Staates 
sei, sei kein Bürger und deshalb finde das Sempronische Ge- 
setz auf ihn keine Anwendung: eine Auslegung des Gesetzes, 
die, wenn sie im Ernst gemeint wäre und nicht bloss als red- 
nerische Wendung gelten müsste, alle zum Schutze der Bürger 
erlassenen Gesetze überllüssig machen würde. Es scheint viel- 
mehr, dass Caesar deshalb das Gesetz nicht auf den vorliegen- 
den Fall angewendet wissen wollte, weil die Verschworenen auf 
der That ertappt und geständig waren : und daraus wieder schlies- 
sen wir, dass Gracchus hierin keine Aenderuug der früheren 
Gesetze vornahm. Ebenfalls bemerkenswert!) ist die Art und 
Weise, wie Caesar das Sempronische Gesetz, welches ein eigen- 
mächtiges Verfahren gegen das caput eines Bürgers verbot, in 
seinem Vorschläge zu umgehen suchte: wir werden hierauf, so 
wie auf die ganze Frage über die Bestrafung der Catilinarischen 
Verschwörung später ausführlicher zurückkommen. 

Plutarch macht, wo er von dem Sempronischen Gesetze 
spricht 1 *), die Bemerkung, dasselbe sei gegen P. Popilius Laenas 
gerichtet gewesen, der als Consul im Jahre nach Ti. Gracchus’ 
Ermordung dessen Freunde geächtet hätte, und eben derselbe 
berichtet, wo er von Ti. Gracchus’ Lebensende spricht 1 ’), dass 
etliche seiner Freunde von den Consuln schmählich getödtet oder 
in das Elend gejagt worden .seien: dieselbe Nachricht findet 
sich bei Cicero, der die Consuln mit einem Beirath von Sena- 


a) Plut. C. Gracch. c. 4. 

b) Plut. Ti. Gracch. 20. 
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toten, und eine von ihnen geführte ausserordentliche Untersu- 
chung erwähnt.“) Von freien Stücken werden die Consulu, so 
heftige Gegner von Ti. Gracchus sie auch sein mochten, diese 
Untersuchungen nicht vorgenommeu haben : wahrscheinlich wurde 
durch einen Senatsbeschluss den Consuln aufgetragen, die Tlieil- 
nehmer des unterdrückten Aufstandes zu bestrafen. Es war na- 
türlich, dass C. Gracchus sein Gesetz auch gegen einen solchen 
Senatsbeschluss richtete und dass er es wirklich getlian, beweist 
die früher angeführte Stelle Ciceros über den Senatsbeschluss 
in der Catilinarischen Verschwörung: die Furcht einiger Sena- 
toren, an ihm Theil zu nehmen, erscheint erst dann begründet, 
wenn wirklich ein solcher in dem Gesetze verboten wär. Eben- 
falls bezieht sich darauf die Nachricht des Gronovianischen 
Scholiasten zu jener Stelle h ): es sei nach dem Sempronischen 
Gesetze nicht erlaubt gewesen, eine Untersuchung über das caput 
eines Römischen Bürgers anzustellen, ohne Befehl des Volkes. 
Denn obgleich eine Untersuchung anstellen auch von jedem ge- 
wöhnlichen, vor den ordentlichen Gerichten eingeleiteten Crimi- 
nalprocesse gesagt wird, so kann doch ein darauf bezügliches 
Verbot nur auf ein ausserordentliches, nach Senatsbeschluss statt- 
findendes Verfahren gerichtet werden. Gracchus kann indessen 
dasselbe nicht im Allgemeinen als gesetzwidrig verboten, oder 
verlangt haben, es sollte jedem ein Volksbeschluss vorhergehen. 
Denn es war eine blosse Massregel der Verwaltung, wenn der 
Senat bei plötzlich eintretenden zahlreichen Criminalprocessen 
die gewöhnlichen Richter von der Besorgung derselben entband 
und etwa andere Frätoren oder die Consuln damit betraute: 
das Interesse der Freiheit litt nur dann darunter, wenn diese 
durch den Senat eingesetzten ausserordentlichen Richter, im .Ver- 
trauen auf die Unterstützung der obersten Staatskörperschaft, 
ihre Befugnisse überschritten. Dies nur konnte Gracchus ver- 
hindern wollen : wahrscheinlich verfügte er sogar, dass in dem 
betreffenden Senatsbeschlusse eine Hinweisung auf Beobachtung 


a) Cic. Lael. 11, 37. 

b) Schob Gronov. p. 412 Grell. Lege Sempronia iniussu populi non 
licebat qnaeri de capito civis Romani. 
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des Provocationsrechtes hinzugefügt werden musste. Geschah 
dies nicht, so waren die Senatoren, welche an dem Beschlüsse 
Theil genommen, sowie alle andern, welche zur Ausführung des- 
selben mitgewirkt hatten, verantwortlich. 

Hiernach wird man sich ein wenigstens theilweises Bild von 
diesem Sempronischen Gesetze machen können. Es war ein 
neues Gesetz nur in Bezug auf die Senatoren und Theilnehmer 
eines ohne Bewilligung des Volkes niedergesetzten Gerichtes: 
für sie konnte eine Bestrafung erst wegen einer nach Erlass des 
Gesetzes geschehenen Verletzung desselben eintreten. Dagegen 
die Beamten selbst, welche gegen die Provocation gehandelt, 
waren schon nach dem frülieren Rechte strafhar: es ist kein 
Zweifel, dass Gracchus die Consuln, welche gegen die Freunde 
seines Bruders grausam verfahren waren, auch ohne das neue 
Gesetz hätte anklagen können. Er gab es nur, um ihnen jede 
Entschuldigung zu nehmen, vielleicht auch um ihnen eine härtere 
Strafe auferlegen zu können. Deshalb hatte es für sie rückwirkende 
Kraft: es wurden nach ihm die Consuln, welche sich gegen Ti. 
Gracchus’ Anhänger vergangen hatten, P. Popilius") imd wohl 
auch P. Rutilius b ) mit Aechtung bestraft. Aber abgesehen von 
diesen neuen Bestimmungen umfasste das Sempronische Gesetz 
von Neuem das ganze, seit den ältesten Zeiten hergebrachte 
Provocationsrecht. Man kann dies daraus schliessen, dass 
von Cicero, wo er Verres’ Verfahren gegen P. Gavius, den 
Bürger von Cosa, tadelt'), zusammen mit dem Poreischen Ge- 
setze auch die Sempronischen angerufen werden. Es handelt 
sich dort um einen auswärtigen Römischen Bürger und um dessen 
in einer Provinz erfolgte Bestrafung: selbst diese Verhältnisse 
also muss Gracchus, wenn auch nicht neu geordnet, doch wie- 
derum berührt und eingeschärft haben. Cicero spricht von 
mehreren Sempronischen Gesetzen, wahrscheinlich weil Gracchus 


a) Cic. de dom. 31, 82; p. Cluent. 35, 95; de leg. III, 11, 26: de 
republ. I, 3, 6; post red. in sen. 15, 37; Gell. XI, 13. 

b) Veil. II, 7. 

c) Cic. in Verr. V, 63, 163 0 nomen dulce libertatis! o ius eximium 
nostrae civitatis! 0 lex Porcia legcsque-Scntproniae! 
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, auch in andere Gesetze, namentlich die auf die Schwurgerichte 
bezüglichen, die Gewährleistung der Vorrechte Komischer Bürger 
aufgenommen hatte. 23 ) 

Es bleibt noch ein Gesetzesvorschlag übrig, welcher die 
Gewalt der Beamten bei Bestrafung Römischer Bürger schmälern 
sollte, der des Volkstribuneu M. Livius Drusus, des Gegners 
von C. Gracchus. Wir haben über ihn nur eine Nachricht. Plu- 
tarch erzählt von den Kunstgriffen und der Freigiebigkeit, durch 
welche Livius mit Unterstützung des Senates seinen Collegen 
Gracchus aus der Gunst der Menge zu verdrängen suchte. Er 
erzäliit zuerst vyu den Sempronischen Colonieu und setzt ihnen 
die Livischen gegenüber: diese waren grösser und reichlicher 
ausgestattet als jene. Daun erwähnt er, dass Gracchus den La- 
tinern gleiches Stimmrecht mit den Bürgern geben wollte und 
stellt dem gegenüber Livius’ Gesetzesvorschlag: es sollte nicht ge- 
stattet sein, einen Latiner mit Ruthen zu geissein, auch nicht 
im Kriege.*) Darnach scheint es, dass Livius im Gegensatz 
zu Gracchus, welcher den Latinern gleiche politische Rechte mit 
den Römischen Bürgern verlieh, für sie das für die Masse der- 
selben weit wichtigere Vorrecht beantragte, gleich den Bürgern 
sowohl im Frieden als im Kriege von der Geisselung und der 
öffentlichen Hinrichtung mit dem Beile befreit zu sein, kurz die 
ganze Porcische Gesetzgebung auf die Latiner übertrug. Mochte 
die Veränderung der Kriegsstrafeu bei Bürgern auch nur eine 
mittelbare Folge derselben gewesen sein, so konnte dennoch 
Livius jetzt ein dies befehlendes Gesetz erlassen. Indessen es 
ist sicher, dass Livius’ Gesetzesvorschlag nicht durchging, eben 
so wenig wie Gracchus’ Bemühungen um das Bürgerrecht der 
Latiner einen Erfolg hatten: jener war nur ein Mittel gewesen, 
um diese zu verhindern. Die oben angeführten Beispiele von 
T. Turpilius, welcher von Metellus, und von dem Golonisten 
aus Comum, der von dem Consul Marcellus mit Geisselung be- 
straft wurde, beweisen, dass bis zu Ende der Republik die Be- 

a) Plut.C. Graccli. c. 9 'Exi 6 |jiev (I’päxyo;) xok Aaxtvc.it iao<{ir ( <f(av 
SiSoüs iXorei, toü hi (Atßlou), oruj; fjLvjö’ ir.\ oxpaxefa; itj xiva Aaxivtuv 
( idßtots alxloaaüai ypaiavxos ^oVjtL’Jv xiü v<Spnu. 
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freiung von den Rutjien der Lietoren ein ausschliessliches Vor- 
recht der Römischen Bürger bildete.*) 

Viertes Capitol. 

Die mit der Criminalrechtspflege betrauten Beamten. Aufhebung der 
Quästoren. Debertragung ihrer Geschäfte zum Theil an die Aedilen. 
Einsetzung der Militärtribunen und Grund derselben in der Nothwendig- 
keit, die Zahl der höchsten Beamten zu vermehren. Das Ganulejische 
Gesetz und seine Veränderungen, ehe es angenommen wurde. Wahl der 
Militärtribunen. Ihre Zahl. Ihre Amtsgewalt der consularischen gleich. 
Die quaestores parricidii. Nachricht von Pomponius. • Quästoren werden 
theils Beamte, theils Privatmänner. Eine andere Art der Quästoren für 

den Criminalprocess. 

Nachdem wir die Provocationsgesetze bis zum Untergänge 
der Republik verfolgt haben, müssen wir den Faden unserer 
Untersuchungen wieder bei dem Sturze der Zehnmänner aufueli- 
men, um die Beamten, welche die Strafrechtspflege leiteten, zu 
betrachten: sie erlitten zahlreiche und für deu gesammten Staat 
wichtige Veränderungen. Als nach der Deeemviralregierung die 
alte Verfassung wieder hergestellt war, bestanden zwei Arten 
von Beamten im Staate, auf der einen Seite die beiden Consuln, 
in Centuriatcomitien erwählt und durch Curiatcomitien bestätigt, 
neben ihnen die beiden Quästoren, von den Consuln erwählt, 
aber durch die Curiatcomitien bestätigt; ihnen gegenüber die 
plebejischen Beamten, in Tributcomitien erwählt, die zehn 
Volkstribunen und die beiden Aedilen. Die Macht der letzteren 
war durch die Valerisch- Horatische Gesetzgebung, welche un- 
mittelbar auf die Viederannahme -der alten Verfassung folgte, 
erweitert worden : sie waren nicht mehr Beamte der Plebs allein, 
sondern des gesammten Volkes, ihre Gewalt erstreckte sich eben 
so wohl über Patricier wie über Plebejer. Auch mit den patri- 
cischen Beamten ging eine Aenderung vor. Die Quästoren, welche 
bis dahin die Geholfen der Consuln bei der Rechtspflege gewe- 
sen waren, hörten auf, wahrscheinlich wurden sie nach dem 
Sturze der Zehnmänner nicht wieder erwählt. Dagegen wurdeu 

a) Vergl. oben S. 03. 
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vom Jahre 447 v. Chr. an jährlich zwei Sehatzquästoren durch 
das Volk ernannt: die quaestores pamculii, welche seitdem öfters 
erwähnt werden, waren nicht stehende Beamte, sondern aus 
besonderer Veranlassung und für besondere Geschäfte vom Volke 
ernannt Dies ist das Ergebniss einer früher von uns geführten 
Untersuchung. “) 

Man fragt, weshalb die Veränderung mit den Quästoren 
vorgenoinmen worden ist: da sie in einer Zeit geschah, in die 
vielfache Zugeständnisse der Patrieier an die Plebejer fallen, 
wird man auch in ihr ein Naehgebeu von Seiten der ersteren, 
eine Begünstigung der letzteren vermuthen dürfen. Es ist auf- 
fallend, dass überhaupt eine Verminderung der Beamten statt- 
fand: die Stadt hatte seit Vertreibung der Könige zugenommen, 
die Herrschaft selbst und die Beziehungen mit auswärtigen Völ- 
kern waren gewachsen. Man sollte eher eine Vermehrung der 
Beamten erwarten. Darüber, an wen die Geschäfte, welche bis- 
her von den Quästoren besorgt worden waren, gekommen seien, 
fehlt jede Nachricht. Diese Geschäfte waren doppelter Art ge- 
wesen. Erstlich, wie der Name der Quästoren selber besagt, 
polizeilicher Natur. Sie hatten die Verbrechen aufzuspüren, 
wohl auch noch die weitere Pflicht, im Namen der Consuln die 
Ordnung in der Stadt aufrecht zu erhalten, von welcher Pflicht 
wir nur deshalb nichts wissen, weil das Amt selbst frühzeitig 
untergegangen ist. Zweitens waren sie Richter: wir haben be- 
stimmte und sicher überlieferte Beispiele, dass sie Centuriat- 
comitien beriefen und die Schuldigen zur Verurtheilung und 
Strafe brachten. Von diesen Geschäften können die polizeilichen 
nur auf die Aedilen übergegangen sein; denn sie sind die ein- 
zigen Beamten, welche es ausser den Consuln und Tribunen 
gab, waren überdem auch schon durch das Aternisch-Tarpejische 
Gesetz, welches ihnen das Recht, auf Geldstrafen zu erkennen, gab, 
mit der Fähigkeit, eine polizeiliche Aufsicht zu führen, versehen 
worden. Jetzt erfuhr der Amtskreis der Aedilen eine Erweite- 
rung und diese Erweiterung muss als ein Zugeständniss der 
Patrieier an die Plebejer aufgefasst werden. Ursprünglich hatten 


a) S. oben unsere ausführliche Auseinandersetzung I, 52 flgd. 
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die Aedilen, als Geholfen der Volkstribunen, wie diese selbst 
nur das Recht gehabt, Streitigkeiten unter Plebejern zu vermit- 
teln; fruchtete diese Vermittelung nichts oder waren es Streitig- 
keiten mit Patriciern, so musste die Klage bei den Consulu an- 
gebracht werden; denn dies war der einzige eigentliche Rechts- 
weg. Es knüpfte sich an dieses Vermitteluugsamt eine Aufsicht 
über den Markt, wo die meisten Streitigkeiten der Plebejer vor- 
zukommen pflegten und dasselbe wurde anerkannt und mit staat- 
licher Vollmacht versehen durch das schon erwähnte Atemische 
Gesetz. Die polizeilichen Geschäfte der Quästoren waren natür- 
lich durch die sich allmülig befestigende Gewalt der Aedilen 
vermindert worden, ähnlich wie die consularische Macht selbst 
durch die Volkstribuuen eine Beschränkung erfuhr.*) Guter der 
Herrschaft der Zehnmänner hörten Quästoren wie Aedilen auf: 
entweder genügten dieselben bei ihrer grösseren Anzahl zu per- 
sönlichem Dienste oder sie hielten sich von ihnen allein abhän- 
gige Diener. Als nach dem Sturze der Zehnmänner die plebe- 
jischen Beamten auch über die Patricier Gewalt erhielten, konnte 
man füglich die polizeiliche Aufsicht über die Stadt den Aedilen 
übertragen. Unmittelbare Beweise oder Beispiele für diese Ent- 
wickelung der Aedilität lassen sich nicht anführen; aber sie liegt 
in der Natur der Verhältnisse und die geschichtlich überlieferten 
Thatsachen werden sich nicht anders erklären lassen. 

Freilich mag auch eine allmälig eintretende Veränderung im 
Strafrecht zur Verminderung der quästorischen Amtspflichten beige- 
tragen haben. Die Quästoren hatten das Geschäft gehabt, Verbrechen 
und Verbrecher aufzusuchen : sie schritten von Amtswegen ein. Im 
Römischen Strafrecht lag von Anbeginn an, wie wir nachgewiesen 
haben b ), ein doppelter Grundsatz über die Einleitung von Processen : 
es gab den Anklageprocess, aber auch das von den Beamteu aus 
eigener Machtvollkommenheit eingeleitete Verfahren. Die Ent- 
wickelung während der Republik ging im Allgemeinen auf ein 
Uebergewicht des ersteren und man darf annehmen, dass derselbe 
schon bis zuf Zeit der Zehnmänner Fortschritte gemacht hatte. 

a) Man vergleiche unsere Darstellung über den ursprünglichen Ge- 
schäftskreis der Aedilen, oben I, 285. 

b) Man sehe I, 129. 
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Mit der Aufhebung der alten Quästoren erlangte der Anklage- 
process bis auf die wenigen Spuren, welche sich in den immer 
seltener werdenden quaestores parricidii zeigen, das Ueberge- 
wicht. Um so leichter war es, das Amt der Quästoren, welches 
sich auf die veraltende Art des Proeesses gründete, aufzuheben. 
Dagegen die richterlichen Pflichten der Quästoren mussten ganz 
auf die Consuln übergehen: sie allein konnten fortan die Cen- 
turiatcomitien zur Verurtheilung in Leibes- und Vermögensstra- 
fen halten, sie allein dieselben aussprechen und vollziehen. Einige 
Erleichterung war ihnen geschafft worden durch die Schatzquä- 
storen, welche, wenngleich in gewisser Abhängigkeit von ihnen, 
doch besondere und stehende Beamte geworden waren. Dennoch 
ist die Vermehrung der eonsularischen Geschäfte auffallend und 
dem sonstigen Entwickelungsgange des Römischen Staatsrechtes 
entgegengesetzt: die Zahl der Aemter und Beamten pflegte sich 
zu vermehren, hier ging ein Amt ein und seine Geschäfte 
wurden auf diejenigen übertragen, deren Thätigkeit mit der 
zunehmenden Ausdehnung der Herrschaft an sich wachsen musste. 
Wahrscheinlich würde auch an die Stelle der Quästoren alsbald 
ein anderes Amt getreten sein, wenn nicht zwei Jahre nach 
ihrer Abschaffung eine grosse Veränderung im Staatsrechte statt- 
gefunden hätte, wenn nicht an Stelle der zwei jährlichen Consuln 
die Militärtribunen getreten wären , deren Zahl immer eine 
grössere war. Selbst in denjenigen Jahren, wo wieder die pa- 
tricischen Consuln die Regierung führten, war der Versuch, 
eine neue Behörde zu schaffen, unmöglich, da derselbe den 
Kampf der Stände hervorgerufen hätte. 

Indessen diese Ansicht, das Richteramt der Consuln sei 
bei der Veränderung der Staatsverfassung auf die Militärtribu- 
nen übergegangen, steht im Widerspruch mit der neuesten 
Forschung: dadurch wird uns die Pflicht auferlegt, über den 
Ursprung und die Pflichten der neuen Beamten, welche der Staat 
erhielt, ausführlicher zu sprechen. Ueber die Gründe, weshalb 
das neue Amt eingesetzt wurde, muss die Ueberlieferung nicht 
ganz sicher gewesen sein. Livius*) erzählt zuerst die gewöhn- 


a) Liv. IV, 1 aimi principio et de conubio patrurn et plebis C. Canu- 


• u. 
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liehe Nachricht, der Tribun C. Canulejus habe einen Gesetzes- 
vorschlag über die Gestattung der Ehe zwischen Patriciern und 
Plebejern eingebracht, dann hätte man darüber verhandelt, die 
Wahl des einen Consuls aus den Plebejern solle erlaubt werden, 
und diese Verhandlungen hätten am Ende zu dem Gesetzesvor- 
schlage von neun Tribunen geführt, es solle dem Volke die Wahl 
der Consuln aus Patriciern oder Plebejern freigegeben werden. 
Später indessen, wo er zum folgenden Jahre von der wirklich 
erfolgten Walil der Militärtribunen berichtet.*), gesteht er, es 
gebe eine andere Ueberlieferung: sie rede nicht von dem Streben 
der Plebejer nach dem Consulate, erwähne auch nicht die Ein- 
bringung eines darauf bezüglichen Gesetzes, sondern berichte nur, 
man habe der vielen Kriege halber die Zahl der Oberbefehlshaber 
vermehren müssen und deshalb drei Militärtribunen statt der 
beiden Consuln ernannt. Dass diese Ueberlieferung weniger 
richtig sei oder von weniger zuverlässigen Gewährsmännern 
ausgehe, setzt Livius nicht hinzu: er muss sie also für gleich- 
berechtigt halten. Wahrscheinlich ist dieselbe von der zuerst 
erwähnten nicht wesentlich verschieden : sie ist nur auf der 
einen Seite kürzer, indem sie die Erwähnung des Zwistes zwi- 
schen Patriciern und Plebejern auslässt, auf der andern Seite 
ausführlicher, indem sie als Anlass der ganzen Streitigkeiten 
das Bedürfniss nach einer vermehrten Anzahl der obersten Be- 
amten berichtet. Die vollständige Geschichte muss überhaupt 
aus den Berichten verschiedener Schriftsteller, von denen der 
eine diesen, der andere jenen Umstand erzählt, zusammengesetzt 
werden. So fügt Zonaras b ) eine Rücksicht hinzu, mit welcher 
die Plebejer ihre Forderung der Theilnahme an dem Consulate 
begründeten. Das Volkstribunat nämlich änderte allmälig seine 
Stellung: es sollte seiner Einsetzung nach nur den Plebejern 


leius tribunus plebis rogationem promulgavit — et mentio, primo sensim 
illata a tribunis, ut alterum ex plebe consulem liceret fieri, eo processit 
deinde, ut rogationem novem tribuni promulgarent, ut populo potestas esset, 
seu de plebe seu de patribus vellet cousules faciendi. 

a) Liv. IV, 7. 

b) Zon. VII, 19 ot xi -jap xoö xal üjxaxtutiv IJOtXov, izzlztp 

ISr ( (i«pj(ouv oi e&naxpt'iat rpäj aixoö« ptDioxoipievoi. 
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offen stehen; aber den Patriciern stand es frei, ihren Stand auf- 
zugeben und zu den Plebejern überzugehen. Anfangs mögen sie 
dies nicht gethan haben; als indess durch die Valerisch- Hora- 
tischen Gesetze die Macht des Tribunates über die Patricier 
ausgedehnt war, suchten diese dasselbe zu erlangen und dadurch 
den natürlichen Gegensatz, in welchem es zu den patricischen 
Beamten und dem Senate stand, aufzuheben. Dagegen die Ple- 
bejer hatten keine Möglichkeit, in den patricischen Stand zu 
gelangen und kamen iu dem blossen Streben, das bisherige 
Gleichgewicht der beiden Stände zu erhalten, zu der Forderung, 
dass ihnen der Zugang zu den patricischen Aemtern geöffnet 
werden sollte. 

Wenngleich also die übrigen Schriftsteller mit der gewöhn- 
lichen Ueberlieferung, welche Livius vorzugsweise darstellte, 
übereinstimmen 24 ), so ist man doch zu der Annahme berechtigt, 
dass das Bedürfniss nach Vermehrung der obersten Beamten 
den ersten Anlass zur Forderung der Plebejer gegeben hat und 
dieses Bedürfniss wurde durch die Besorgung des Richteramtes, 
welches jetzt den Consuln allein oblag, hervorgerufen. Noch im 
Jahre 53 v. Chr. kam man bei den Wahlumtrieben, welche den 
Staat zerrütteten, auf den Gedanken, Militärtribunen statt der 
Consuln zu erwählen, damit, wie Dio Cassius") sagt, Mehrere 
zu gleicher Zeit zu den Ehrenstellen befördert werden könnten. 
Ueber die Art und Weise, wie die Vermehrung der Beamten 
ausgeführt werden sollte, könnten wir nach Livius’ Bericht nur 
ungenügend urtheilen, wenn nicht Dionysius’ Erzählung hinzu- 
käme. Jener sagt nur, die neun Tribunen hätten verlangt, dem 
Volke solle erlaubt werden, die Consuln entweder aus der Plebs 
oder aus den Patriciern zu erwählen. Dagegen Dionysius 1 ’) giebt 
Folgendes als Inhalt des Gesetzvorschlages an: jährlich solle das 
Volk entscheiden, ob Patricier oder Plebejer zur Bewerbung um 
das Consulat zugelassen werden sollten. Die einzelnen Collegien 
also der höchsten Beamten sollten ungemischt sein; aber es 
sollte erlaubt sein, ein solches auch nur aus Plebejern zu bilden. 


84 Verhandlungen über das Canulejische Gesetz. 

Dieser Sinn kann auch in Livius' Worten liegen und muss 
wegen Dionysius’ Erläuterung hineingelegt werden. Indessen 
dieser Gesetzesvorschlag erfuhr, ehe er durchging, einige Aende- 
rungen. Erstlich bestanden die Patricier darauf*), das Consulat 
selbst den Plebejern nicht zu eröffnen, auch die Zahl der jedes- 
maligen Consuln nicht’ zu vermehren. An sich wäre gegen eine 
solche Vermehrung der Consuln nichts einzuwenden gewesen: 
die Zahl der Volkstribunen war vermehrt worden, später wurde 
es die der Prätoren und Quästoren. Weshalb es nur zwei Con- 
suln geben sollte, dafür wird niemals ein bestimmter Grund an- 
gegeben: es war nur das Herkommen, welches bei dem Streite 
um das Canulejische Gesetz festgestellt wurde und bis in die 
spätesten Zeiten unverbrüchlich galt. Ferner missbilligten die 
Patricier das System, die einzelnen Collegien der höchsten Be- 
amten ungemischt zu erhalten und unter den beiden Ständen 
abwechseln zu lassen: sie zogen das schon bei der Regierung 
der Zehnmänner erprobte System war, dass in den einzelnen 
Collegien beide Stände zusammen vertreten waren oder vertreten 
sein durften, und sie thaten Recht daran, nicht bloss um der 
Erhaltung ihrer eigenen Macht halber, sondern auch für den 
Bestand des Staates. Dieser wäre, wenn es in einigen Jahren 
ganz plebejische, in andern ganz patricische Beamten gegeben 
hätte, in die bedenklichsten Schwankungen gerathen, während 
die Mischung der Stände in den Collegien allmälig ein Abschwä- 
chen des Gegensatzes unter denselben herbeiführte. Die Patri- 
cier konnten überdem erwarten, durch persönliches Ansehen 
und Geschäftskenntniss einen gewissen Einfluss auf ihre plebe- 
jischen Collegen auszuüben und dadurch die Fortpflanzung der 
alten Sitte, auf welcher die Dauer des Staates beruhte, zu sichern. 
Aber die Patricier stellten auch bei dieser Mischung der einzelnen 
Collegien die Bedingung, dass die patricischen Mitglieder nicht 
in der Minderzahl sein, also wenigstens die Hälfte bilden sollten b ). 
Wie später einer der Consuln ein Plebejer sein musste, so 


a) Die Verhandlungen erzählen Dionys. XI, 56 und 61; Liv. IV, 6. 

b) Dionys. XI, 56 h toütoic toT( dvSpa'm pd) IXuttovoc dpi8p,oü 

lotiuaov ol itaxpf-MOi tiüv ?7j[X(iTixÄiv. 


Digitized by Google 



Jährliches Gesetz über die Wahl der Beamten. 


85 


musste jetzt wenigstens die Hälfte der obersten Beamten aus 
Patriciern bestehen und kein Collegium war vollständig, in wel- 
chem diese Bedingung nicht erfüllt war. 

Schon durch die bisherigen Aenderungen war Canulejus’ 
Gesetzesvorschlag vollständig umgestaltet: es bleibt indessen 
noch ein wichtiger Punkt zu erwähnen übrig. Die Volkstribunen 
hatten ein für immer gültiges Gesetz über die Wahl der obersten 
Beamten verlangt, der Senat und die Patrieier gestanden nur 
ein für ein einzelnes Jahr gültiges Gesetz zu, welches aber aller- 
dings als Vorbild für die Zukunft dienen konnte. Jene forderten, 
der 'Senat solle ein für allemal die Wahl von Plebejern bewilli- 
gen, und es solle dann das Volk, d. h. die Tributcomitien, unter 
Vorsitz der Tribunen alljährlich bestimmen, ob es für das nächste 
Jahr Plebejer oder Patrieier zu den höchsten Beamten haben 
wollte. Dies verweigerten die Patrieier: das allgemeine, von 
ihnen angenommene, Gesetz bestimmte vielmehr nur, dass die 
Frage, ob patricische Consuln oder Militärtribunen zü wählen 
seien, jährlich durch ein Gesetz, bei dem also jederzeit Senat 
und Volk mitzu wirken hatten, entschieden werden sollte: jährlich 
um die Zeit der Wahlversammlung sollte der Senat den für die 
Entscheidung des Volkes nothwendigen Senatsbeschluss fassen.*) 
Diese Abänderung war den Patriciern förderlich, um, nachdem 
man einmal den Grundsatz, dass rein patricische und rein ple- 
bejische Collegien mit einander abwechseln sollten, aufgegeben 
hatte, noch desto leichter die Wahl der alten patricischen Con- 
suln durchsetzen zu können. Denn die Tributcomitien waren 
bei dem damaligen Stande der Parteien, immer für die Wahl 
von Militärtribunen: dies berichtet Dionysius ausdrücklich und 
es ist kein Grund, ihm einen Irrthum vorzuwerfen. Bemerkens- 
werth ist der Zusatz zum allgemeinen Gesetz: in jedem Jahre 
sollte ein Vorbeschluss des Senates über die Wahl der Beamten 
des künftigen Jahres zu Stande gebracht werden. Dieser Zusatz 


a) Dionys. XI, 60 CTctv 8e xeXüiaiv oSxoi xtjv dpyrjv xai xaü^xi) vea; 
dpyi« länoiefxv’joöai, X7)v ßooXrjv xat xöv 5f,p.ov authe ouv«X9<Svxac Stayviüvai, 
r<5xepov öicaxouc rj yiXidpyoo; ßouXovxai TrapaXaßeiv xrjv dpyijv, clxi o äv 
iiraoi 5<5;r| ov eitevtyxaai, xoüx’ elvai xupiov, iTtixtXeTooai 8t xö irpoßoü- 
Xfjfia xatt’ Exaoxov tviaoxdv. 
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kann sich nur auf eine Verpflichtung der Consuln oder sonsti- 
gen Vorsitzenden des Senates beziehen, jährlich in demselben 
eine Verhandlung über die Art der Comitien für das folgende 
Jahr vorzunehmen. Es kann indessen darin nur eine moralische 
Verpflichtung gelegen haben, ohne Strafbestimmung für deu Fall, 
wenn die Verhandlung unterbliebe. Denn schon zum Jahre 441 
v. dir. erzählt Livius“), ein Volkstribun habe mit grosser An- 
strengung bei den Consuln durchgesetzt, dass der Senat befragt 
wurde, ob er für das nächste Jahr Comitien von Consuln oder 
Militärtribunen haben wolle und der Senat habe sich für Con- 
suln entschieden. Somit hatten die Patricier zwei Möglichkeiten, 
die Wahl von Consuln und folglich von Patriciern als oberster 
Beamten durchzusetzen. Entweder fand gar keine Berathung 
darüber statt, welche Wahlversammlung gehalten werden sollte, 
oder wenn sie stattfand, konnte sie dennoch zu Gunsten von 
Consuln ausfallen. In beiden Fällen blieben die Wünsche des 
Volkes unberücksichtigt, und thatsächlieh hing die Entscheidung 
darüber, ob Consuln oder Militärtribunen gewählt werden soll- 
ten, vom Senate ab. Deshalb erwähnt Livius im Verlaufe sei- 
ner Geschichte vorzugsweise die Senatsbeschlüsse, ohne indessen 
die Betheiligung des Volkes zu vergessen 11 ), welche auch durch 
andere Zeugnisse sicher gestellt ist. 0 ) Hatten die Tribunen 
ein Zwangsmittel gegen den Senat, z. B. eine Aushebung, welche 
sie hindern konnten, - so setzten sie ihre Forderung von Militär- 
tribunen durch , Hessen sich jedoch auch auf Unterhandlungen 
ein und bewilligten Bedingungen, z. B. im Jahre 409 v. Chr. d ), 


a) Liv. IV, 12 Qui tribunus plebis — ueque ut de agris dividendis 
plebi referrent consules ad senatum , pervineere potuit , et cum magno cer- 
tamine obtinuisset, ut consulereutur patres, consulum an tribunorum pla- 
ceret comitia haben, consules crcari iussi sunt. 

b) Ein Seuatsbesclduss allein wird erwähnt bei Liv. IV, 42; V, 29; die 
Betheiligung des Volkes IV, V Contentio consulesne an tribuni militum cre- 
arentur, in interreguo rem dies complures tenuit. Interrex ac senatus 
consulum comitia, tribuni plebis et plebcs tribunorum militum ut häbeau- 
tur tendunt. 

c) Dionys. XI, 63 Tiji 8’455j; 4v«ut<(S ~di.iv urafcout i]/7j ! fisap.£vou vov» 
xaTaoTatHjvat u. s. w. vom Jahre 443 v. Chr. 

d) Liv. IV, 55. 
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wo sich der Senat ansmachte, dass keiner der damaligen Volksr 
tribunen zur Bewerbung um das Militärtribunal zugelassen, auch 
keiner derselben für das nächste Jahr von Neuem zum Volks- 
tribunen erwählt werden sollte. Auf diese Weise war es mög- 
lich, das höchste Amt, welches den Staat leiten sollte, lange 
Zeit schwankend zu erhalten: bald siegten die Patricier , so dass 
Consuln erwählt wurden , bald gewannen die Plebejer das Ueber- 
gewicht. Da in denjenigen Jahren, wo Militärtribunen gewählt 
wurden, immer eine besondere Uebereinkunft zwischen Senat 
und Volk nöthig war, so war es natürlich, dass dabei den Pa- 
triciem noch weitere Zugeständnisse abgerungen wurden, wie 
es denn feststeht, dass später die Bestimmung, uach der we- 
nigstens die Hälfte der Militärtribunen Patricier sein musste, 
nicht mehr in Kraft blieb. Ohne Zweifel wurde bei diesen Ver- 
handlungen der Senat durch Parteirücksichten geleitet, aber zum 
Theil doch auch durch die Rücksicht auf Zweckmässigkeit. Man 
weiss, dass die Vermehrung der Militärtribunen von sechs auf 
acht geschah, um Censoren für die Besorgung der Censur zu 
gewinnen: wahrscheinlich wurden bei der Wahl von drei, von 
vier, von sechs Militärtribunen, wie sie in verschiedenen Jah- 
ren vorkam, ähnliche Rücksichten wenigstens äusserlich geltend 
gemacht. Dasselbe Bedürfniss, welches die Wahl von Militär- 
tribunen überhaupt herbeigeführt hatte, musste auch später auf 
die bald grössere, bald kleinere Zahl derselben einwirken. 25 ) 

Wenn man von Pomponius absieht, in dessen Berichte sich 
ein Schreibfehler findet 26 ), erzählen alle Schriftsteller gleich- 
mässig, man hätte sich im J. 445 v. Chr. auf die Wahl von 
sechs Militärtribunen geeinigt.. Diesen Vorschlag lässt Dionysius*) 
in der Privatzusammenkunft der Patricier den Vorkämpfer der- 
selben C. Claudius machen, denselben nachher T. Genucius im 
im Senate wiederholen 6 ), es sollten drei aus den Patriciern, 
drei aus den Plebejern erwählt werden ; dasselbe erzählen Zona- 


a) Dionys. XI, 56 ijxol (J.tv fip <äxx<i> rj 6; droypfjvxt Boxet. 

b) Dionys. XI, 60 avxi xü>v Orxaxwv yikuipyouc dTioBeijrüijvai xpett piiv 
ix xü>v naxptxiiov , xpei{ B’Ix xiüv Brjptoxtxiüv. 
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ras*) und der Kaiser Claudius in seiner Rede über das Bürger- 
recht der Gallier. Auch Livius deutet es an, zwar nicht da, 
wo er von der Einsetzung der' Militärtribunen berichtet, aber 
zum Jahre 439 v. Chr. Es waren in diesem Jahre Oonsuln ge- 
wesen, aber die Volkstribunen setzten es durch, dass für das 
folgende Militärtribuneu gewählt wurden , in der sichern Erwar- 
tung: „da dann sechs Plätze zu besetzen seien, würden dar- 
unter auch etliche Plebejer gewählt werden. ” b ) Darin liegt die 
Andeutung, dass sechs Militärtribuuen die regelmässige Zahl 
bildeten. Dennoch wurden lange Zeit nur drei wirklich erwählt, 
zuweilen vier: erst später wurden regelmässig so viele, als es 
erlaubt war, ernannt. Der Grund dieser Verschiedenheit zwi- 
schen der erlaubten und wirklich erwählten Zahl der Militärtri- 
bunen kann nur iu der Art der Wahl gelegen haben. . Es stand, 
wie man venuutheu kann, in dem Gesetze, dass sechs Stellen 
zu besetzen erlaubt wäre, ferner, dass die Hälfte wenigstens, 
also drei, Patricier sein müssten, endlich dass diejenigen ge- 
wählt sein sollten, welche die einfache Mehrheit der Centurien 
erhalten hätten. Es war dann ein ähnliches Verfahren, wie es 
vor dem Trebonisehen Gesetz bei der AVahl von Volkstribunen 
gewesen war, wo öfters wegen Zersplitterung der Stimmen nicht 
die volle Zahl der Volkstribunen erwählt, sondern dann wahr- 
scheinlich diejenigen , welche die verhältnissmässig meisten Stim- 
men der Tribus erhalten hatten, von dem Vorsitzenden Tribu- 
nen cooptirt wurden: die Cooptation fand aber nur statt, weil 
die Zalil der Tribunen erfüllt werden musste. AYenn eine solche 
Bestimmung iu dem Gesetze über die AVahl der Militärtribunen 
fehlte, also sechs nur erlaubt, nicht auch geboten waren , so ge- 
schah es leicht, dass nur drei oder vier erwählt wurden, zu- 
mal da hierbei der Einfluss des A T orsitzeudeu, meist eines Pa- 
triciers, entscheidend war. Ohne Zweifel lag in diesem Ver- 
fahren eine Vereitelung der Absicht, iu welcher das Gesetz 

a) Zod. VII, 19 xai tpeis erp’ exaxipwv '/iltap/o'j« ävxi t<üv 8'io intdxiov 
alpeiabat auveSolcv. 

b) Liv. IV, 16 Pervicerunt igitur (tribuni plebis), ut tribunorum militum 
potius quam consulum eomitia haberentur, haud dubii, quin sex locis (tot 
euirn iam creari licebat) et plebeii aliqui — crearentur. 
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gegeben war; aber die Plebejer liessen es sich, zufrieden mit der 
gesetzlichen Möglichkeit ihrer Erwählung, gefallen. Indessen 
eine Aenderung muss um das Jahr 405 v. Chr. eingetreten sein : 
von da an ist das Collegium der Militärtribunen immer vollstän- 
dig: wahrscheinlich ist also für sie ein ähnliches Wahlgesetz, 
wie das Trebonische für die Volkstribunen, erlassen worden, 
wenn gleich die Ueberlieferung davon eben so wenig erzählt, 
wie von der Abschaffung der anfänglichen Bestimmung, dass 
wenigstens die Hälfte der Erwählten Patricier sein musste. 27 ) 

Das Urtheil über die Amtsgewalt der Militärtribunen ist 
erst bei den neueren Gelehrten schwankend geworden: früher 
nahm man eine Verschiedenheit des Namens, aber keine der 
Befugnisse an. Die neueren Forscher glaubten an eine gerin- 
gere Macht der Militärtribunen , ohne indessen angeben zu 
können, worin dieselbe sich gezeigt habe; die neueste Ver- 
muthung geht dahin, es habe zwischen den patricischen und 
plebejischen Mitgliedern des Militärtribunates ein Unterschied 
bestanden, und zwar in Bezug auf deren richterliche Befug- 
nisse. 28 ) Nach den Streitigkeiten , welche, wie wir auseinander- 
gesetzt, der Einsetzung des Militärtribunates vorangingen, und 
bei dem beständigen Schwanken, welches zwischen ihm und 
dem Consulate stattfand, ist es schwer, an die Wahrschein- 
lichkeit einer jenen beiden Vermuthungen zu glauben. Man 
kann annehmen, dass in Bezug auf die Leitung der Angelegen- 
heiten, welche die patricischen Mitglieder des Senates für sich 
abgesondert vorzunehmen hatten und welche damals noch einen 
bestimmten Einfluss auf die allgemeinen Staatssachen ausübten, 
so wie in Bezug auf gewisse religiöse Feierlichkeiten die patri- 
cischen Militärtribunen einen gewissen Vorzug vor ihren plebe- 
jischen Collegen hatten; aber abgesehen von diesen für das 
Ganze unwesentlichen Sachen standen die Militärtribunen den 
Consuln , und die patricischen und plebejischen Mitglieder ein- 
ander an Amtsgewalt gleich. Die alten Schriftsteller selbst 
schreiben ihnen ohne irgend eine Unsicherheit dieselbe Macht 
zu, wie den Consuln. Die Militärtribunen heissen gewöhnlich 
„mit consularischer Amtsgewalt” (tribuni müüum conaulari 
potestate), zuweilen „mit cunsularischem Oberbefehl” ( conaulari 


Digilized by Google 



90 


Amtsgewalt der Militärtribunen. 


imperio). 1 ) Daria liegt die deutliche Anerkennung, sie hätten 
eine gleiche Macht wie die Consulu gehabt , eben so wie früher 
die Zehnmänner sie gehabt hatten und späterhin die Dreimänner 
zur Ordnung des Staates sie hatten. Deshalb waren sie auch 
curulisehe Betonten b ) und hatten die Amtszeichen der Consuln.') 
Dionysius lässt den Patricier C. Claudius , dessen Rath man am 
Ende bei der Wahl von Militärtribunen befolgte, sagen, man 
möchte das Consulat selbst den Plebejern nicht Preis geben, aber, 
so oft es nothwendig würde, den übrigen Bürgern Theilnahme 
an der höchsten Gewalt und dem höchsten Amte gestatten, in- 
dem man Tribunen statt der Consuln erwählte d ), undZonaras®) 
berichtet ausdrücklich , die Sache hätte man den Plebejern zuge- 
standen, den Namen aber ihnen nicht mitgetheilt, damit nicht 
die Ehre der Benennung besudelt würde. Diese Zeugnisse sind 
so bestimmt, dass man sich wundert, wie Jemand auf den Ge- 
danken kommen konnte, trotz derselben anzunehmen, die Amts- 
gewalt der Militärtribunen sei geringer gewesen als die der Con- 
suln. Man glaubte dazu berechtigt zu sein aus zwei Gründen. 
Erstlich haben wir die Nachricht'), dass kein Militärtribun je- 
mals # triumphirt hat. Dies würde jedoch nur für einen geringe- 
ren Rang beweisend sein, nicht für geringere Macht. Wenn 


a) Gell. XVII, 21. 19 tribunis militaribus consulari imperio remp. Ro- 
manam rcgentibus; Rede des Kaiser Claudius Tafel I; Liv. V, 14 quippe 
non communicatum modo cum plcbe , sed prope amissum cernentibus sum- 
mum imperium ; Liv. IV, 7 Sunt qui — tribunos militum tres creatos di- 
cant — et imperio et insignibus eonsularibus usos. Derselbe IV, 6 und 
23 und 39 schreibt ihnen imperium zu, Tac. Ann. 1, 1 tribunorum militum 
consulare ius. 

b) Liv. IV, 7 patricii cum sine curuli magistratu respublica esset, coiere 
et interregem creavere. 

c) Liv. IV, 7. 

d) Dionys. XI, 5G Sxav 5’ ei; dvs lyxqv xaxaxXei3&T|Te — pexaStMvai xal 
toT; aXXoi; soXIxat; x q; peftaxq; iSouola; xal dpyq; X l ^ l! ‘P'/. 0Ut clvT ' 1 
birdxujv aTtooetxvuxe. 

e) Zon. VII, 19 xoü ptiv epyou rqc X^epovla; ol Suvaxol ooxoi; Ttope- 
/ujpqaav , xoü 51 övdpaxo; oi pextSiuxav , dXX’ dvff öita'xtuv ytXtäpyo'j; 
ibvdpaaav , fva pq xo xq; xXfjOMo; fvxipov xip aopspaxi 6ptXiu xaxappo- 
Kalvotxo. 

f) Bei Zon. VII, 19. 
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z. B., wie öfters geschah, eine Provinz von einem quaestor pro 
praetore verwaltet wurde, so hatte derselbe gleiche Macht wie 
ein Prätor, aber, da er geringeren Ranges war, keine Möglich- 
keit des Triumphes. Den zweiten Grund fand man darin, dass 
es heisst, die Militärtribunen seien an Stelle der Consuln gewe- 
sen.“) Daraus folgt aber nur, dass es keine Consuln gab: auch 
die Proconsuln der spätem Zeit standen nur an Rang, nicht an 
Macht den Consuln nach. ' Durch keinen dieser Gründe werden 
die ausdrücklichen Zeugnisse der Schriftsteller, welche den Mi- 
litärtribunen consularische Gewalt ohne Andeutung einer Verrin- 
gerung derselben zuschreiben , widerlegt: sie haben eben so gut, 
wie die Consuln selbst , den Vorsitz im Senate b ), den Oberbefehl 
im Felde, die Leitung der Centuriatcomitien , die oberste richter- 
liche Gewalt. Nur darin war die Macht des Einzelnen einge- 
schränkt, dass er mehrere Collegen, welche ihn in seinen Be- 
fehlen hindern konnten, hatte. Es war auch für die Patricier 
kein Vorwand da, um den Plebejern die Theilnahrae an der 
höchsten Gewalt im Staate zu verweigern. Den Namen und 
Rang des Consulates mochten sie ihnen absprechen, aber die 
Macht selbst hatten sie ihnen schon eingeräumt bei der Regie- 
rung der Zehnmänner, von denen im zweiten Jahre ein Theil 
Plebejer gewesen war. Dass diese damals ihren patricischen 
Collegen an Macht nachgestanden, wird nicht erwähnt : sie hat- 
ten, wie jene, den Oberbefehl im Felde, die Leitung des Sena- 
tes , auch eben* dieselbe richterliche Gewalt. Nachdem der De- 
cemvir Ap. Claudius wegen Ungerechtigkeit im Richteramte ver- 
urtkeilt worden war, wurde sein plebejischer College Sp. Oppius, 
welcher mit jenem in der Stadt gewesen und die Rechtspflege 
gehabt hatte, angeklagt, aus zwei Gründen, erstens dass er die 
Ungerechtigkeit, seines Collegen Appius nicht gehindert hätte : er 
konnte also gegen dessen richterliche Entscheidungen Einspruch 
thun und hatte dieselbe Richtergewalt. Zweitens wurde ihm 
Grausamkeit bei der Ausübung des eigenen Richteramtes vorge- 


a) Liv. IV, 41 M. Postumius, qui tribunus militum pro consule ad Ve- 
ios fuerat; Gell. XIV, 7 tribunos militares, qui pro consulibus fuissent. 

b) Gell. XIV, 7. 
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worfen. 1 ) In diesem Beispiele liegt die vollständige Widerlegung 
derjenigen Ansicht, welche den plebejischen Militärtribunen ge- 
ringere. Gewalt als den patricischen zuschreibt: zu einem Un- 
terschiede lag nach dem' Vorgänge der Zehnmänner kein Grund, 
ja keine Möglichkeit mehr vor. Es ist zweifellos , dass derselbe 
wesentlich dazu beigetragen hat, um die Patricier zur Nachgie- 
bigkeit gegen die Plebejer zu bestimmen. Es handelte sich bei 
den Militärtribunen wirklich nur um den geheiligten Namen des 
Consulates, des Erben der königlichen Macht: ihn wollte man 
nicht Preis geben und es müssen hauptsächlich religiöse Gründe 
gewesen sein, welche mau geltend machte; Es erforderte noch 
lauge Zeit und die durch die Theilnahme an der thatsächlichen 
Macht herbeigeführte Verschmelzung der regierenden Geschlech- 
ter, ehe auch der Name und die Würde der Consuln den Ple- 
bejern zugestanden wurde. Wenn aber alle Militärtribunen nicht 
minder als die früheren Inhaber der Staatsgewalt, die oberste 
richterliche Macht besassen, so wurde es leicht möglich, die 
Menge der Geschäfte zu bewältigen, zumal da um jene Zeit, 
wie wir oben gesehen b ), für die Privatgerichtsbarkeit die Hülfe 
eines jährlich dazu abgeordneten Pontifex hinzutrat. Auf welche 
Weise dieser Hülfe leistete, lässt sich nicht bestimmen: wahr- 
scheinlich war er nur ein technischer Gehülfe der Recht sprechen- 
den Behörden, der in ihrem Aufträge imd unter ihrer Verant- 
wortlichkeit handelte. 

Nachdem wir über die Militärtribunen, welche bis zum J. 
366 v. Cln - . mit den Consuln in der obersten Leitung des Staa- 
tes abwechselten,* gesprochen und ihre richterlichen Befuguisse, 
namentlich in den Criminalprocessen , nachgewiesen haben, 
müssen wir über die andern Beamten, welche als Leiter und 
Richter in der Strafgerichtsbarkeit Vorkommen, handeln. Es 
sind dies zunächst die quaestores pdrricidii, deren Zusammen- 
hang mit den alten königlichen Quästoren wir schon früher er- 
wiesen haben. c ) Diese waren stehende Beamte gewesen, jähr- 


a) Liv. III, 58. Vergl. oben S. 37. 

b) Vergl. I, 148. 

c) Man sehe I, 70flgd. und oben S. 78. 
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lieh ernannt, um die Criminalprocesse , welche ihnen von den 
Consuln überwiesen wurden, zu leiten und im Falle der Verur- 
theilung eines Römischen Bürgers die dazu nöthige Bestätigung 
der Volksversammlung emzuholen. Die neuen Quästoren waren 
nicht stehende Beamten, sie wurden nach Bedürfniss und für 
das Bedürfniss erwählt. Auch ihre Amtsgewalt war eine ver- 
schiedene. Pomponius*.) begründet ihre Einsetzung folgender- 
massen: „weil, wie wir gesagt, gesetzlich die Consuln über 
das caput eines Römischen Bürgers nicht ohne Befehl des Volkes 
Recht sprechen durften, deswegen wurden Quästoren von dem 
Volke eingesetzt, um Capitalprocesse, zu leiten.” Der Grund 
der Einsetzung war also die beschränkte Richtergewalt der Con- 
suln. Daraus muss man folgern , dass die neuen Quästoren 
unbeschränkt waren, also auch über das caput Römischer Bür- 
ger ohne das Volk urtheilen durften. Wäre dies nicht der Fall, 
so würde entweder die zu grosse Beschäftigung der Consuln oder 
das Streben der Plebejer nach Beamten aus ihrer Mitte oder 
irgend ein anderer Umstand als Grund der Einsetzung angege- 
ben werden. Die Gewalt der quaestores parricidii stand also 
gewissermasser höher als die der Consuln : sie waren nicht an 
die Einwilligung des Volkes gebunden, das sich seiner Gewalt 
freiwillig entäusserte. Schon hieraus kann man folgern, dass 
ihr Amt nicht ein stehendes, nicht ein regelmässiges, für 
die Entscheidung aller Criminalprocesse eingesetztes , war. Denn 
sonst wäre damit ein Beamter ohne Provocation geschaffen wor- 
den, was nach dem Valeriscli- Horatischen Gesetze, das fort- 
während als einer der Gruudpfeiler der Römischen Freiheit galt, 
verboten war. Quaestores pandeidii sind also nach Pomponius 
Beamte für die Entscheidung einzelner Capitalverbrechen von 
dem Volke mit uneingeschränkter Vollmacht ernannt. Ihre je- 
desmalige Zahl musste unbestimmt sein; denn da sie als Ver- 
trauensmänner und nur für den Fall, wo sich das Volk der 
eigenen oberrichterlichen Gewalt begeben wollte, galten, so war 

a) Pompon. § 23 Dig. de orig. iur. (I, 2) : Et quia, ut diximus, de ca- 
pite civis Romani iniussu populi non erat lege permissum consulibus ius 
dicere, propterea quaestores eonstituebantur a populo, qui capitalibns re- 
bns praeessent: hi appellabantur quaestores parricidii. 
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es unnütz , sie immer durch die Möglichkeit eines gegenseitigen 
Einspruches zu beschränken: bei weniger ausgedehnten Ver- 
brechen war es einer, bei denjenigen, welche Viele betrafen, 
mehrere. Aus dem Ausdruck von Pomponius: „um die Capi- 
talsacben zu leiten ’, darf man keinen Schluss auf grössere oder 
geringere Amtsgewalt ziehen: er ist der gewöhnliche, um die 
richterlichen Pflichten des Beamten zu bezeichnen. Der Quästor 
führte den Process nach den dafür hergebrachten oder gesetzlich 
vorgeschriebenen Regeln, hatte seinen Beirath, mochte er ein 
selbstgewählter sein, an dessen Beistimmung er nur moralisch, 
oder ein vom Gesetze gegebener, an den er nothw endig gebun- 
den war: er allein sprach das Urtheil und er allein war ver- 
antwortlich. In diesem Sinne sind auch die Prätoren, welche 
in der spätem Zeit der Republik die Geschworengerichte über 
Capitalverbrechen leiten, quaestores parricidii und es ist be- 
kannt, dass sie wenigstens den Namen Quästoren auch amtlich 
führten. 

Die Bestellung von quaestores parricidii ist nach der obi- 
gen Auseinandersetzung ein ausserordentliches Verfahren: wo 
die gewöhnlichen Gerichte wegen der Menge der Schuldigen oder 
des Misstrauens in ihre Gerechtigkeit nicht für ausreichend er- 
achtet werden, da wird ein Ausnahmegericht unter der Leitung 
von Quästoren eingesetzt. Die Römische Geschichte ist voll von 
solchen Fällen und man begreift deren Nothwendigkeit: sie lag 
in der Schwierigkeit, welche die Volksversammlung als richter- 
liche Behörde darbot und in dem Grundverbote des Staatsrechtes, 
Beamte ohne allgemeine Provocation zu ernennen. In einzelnen 
Fällen aber durfte das Volk, schon im voraus der Entscheidung, 
welche ein von ihm Erwählter fällen würde, sich fügend, seine 
oberste richterliche Gewalt übertragen, entweder an Beamte, Con- 
suln oder Prätoren, welche besondere Vollmachten für die Un- 
tersuchung erhielten, oder auch an Privatleute. Das Erstere 
wird das gewöhnliche gewesen sein, wo es ohne zu grosse Be- 
lastung der Beamten möglich war. Ein Beispiel davon findet 
sich im Jahre 413 v. Chr., zur Zeit, als die oberste Gewalt 
zwischen Militärtribunen und Consuln wechselte. Einer der Mi- 
litärtribunen des vorhergehenden Jahres, M. Postumius, war 
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von seinen eigenen Soldaten im Aufruhr getödtet worden. Seine 
Collegen hatten das Verbrechen im Senate zur Sprache gebracht, 
aber wegen des Einspruches der Volkstribunen keinen Senats- 
beschluss abfassen können. Erst die Consuln des folgenden 
Jahres setzten einen Senatsbeschluss durch, die Volkstribunen 
möchten durch die Tributcomitien einen Commissarius für die 
Untersuchung des Mordes erwählen lassen. Die beiden Consuln 
wurden erwählt und straften die Schuldigen, sicherlich selbst- 
ständig, obwohl dies nicht ausdrücklich bezeugt ist , ohne weitere 
Theilnahme des Volkes.“) Denn, um einen gewöhnlichen Pro- 
cess, bei dem eine Berufung an das Volk stattfand, einzuleiten 
bedurfte es keines Volksbeschlusses. In diesem Falle waren 
also die Consuln neben ihrem eigentlichen Amte noch quaestores 
parricidii. Nicht $euau ist die Ueberlieferung b ) vom Jahre 314 
v. Chr.,. wo C. Maenius Dictator war und den Auftrag erhielt, 
über staatsgefährliche Verschwörungen zu Gericht zu sitzen: er 
führte Untersuchungen nicht bloss in Capua, was ihm als eigent- 
licher Wirkungskreis bezeichnet worden zu sein scheint, sondern 
auch in Rom und zwar gegen vornehme Bürger. Livius erwähnt 
nur einen ihm vom Senate gegebenen Auftrag und es scheint, 
dass die Ueberlieferung vollständig ist und der Dictator wirk- 
lich nur diejenige Befugniss hatte , welche ihm der Senat und 
sein Ausnahme -Amt verleihen konnte. Nachdem der Dictator 
sein Amt niedergelegt hatte , führten die Consuln, ebenfalls, 
wie Livius sagt, von. dem Senate bevollmächtigt, die Unter- 
suchung weiter: sie konnten sicherlich ohne Volksauftrag nicht 
selbständig urtheilen. Sie waren also nicht quaestores parricidii 
im Sinn von Pomponius und wahrscheinlich hatte der Senat, 
weil er den für eine selbständige Führung des Processes nöthi- 
gen Volksbeschluss nicht durchsetzen konnte, anfänglich einen 
Dictator ernannt , dem vermöge seines Amtes eine grössere Macht 
zukam. Auch über zwei andere Fälle ist die Ueberlieferung 
nicht ganz bestimmt: sie fallen in die Jahre 184 und 180 v. Chr. c ) 


a) Liv. IV. 50 und 51. 

b) Bei Liv. IX, 26. Vergl. über die Dictatur oben S. 19. 

c) Liv. XXXIX, 41 und XL, 37. 


Digitized by Google 



96 


Beispiele von quaestores parricidii. 


Es handelte sich um Giftmorde, welche in und um Rom ge- 
schehen sein sollten : beidemale wurden Prätoren zu ausserordent- 
lichen Untersuchungsrichtern ernannt und dieser ausserordent- 
liche Auftrag schon bei der Bestimmung der prätorischen Pro- 
vinzen ausgesprochen. Im ersten Falle war es der Prätor von 
Sardinien, im zweiten der Fremdenprätor und der von Sar- 
dinien, welche den Auftrag erhielten. Von wem, sagt Livius’) 
nicht ausdrücklich , sondern nur „nach einem Senatsbeschluss”, 
was einen spätem Volksbeschluss nicht ausschliesst: wahrschein- 
lich kam dieser hinzu, die vom Volke Beauftragten führten die 
Untersuchung selbständig und waren wirkliche quaestores parri- 
cidii. Sicherlich aber war ein solcher der Consul Cn. Caepio im 
Jahre 141 v. Ohr., welcher die Untersuchung gegen L. Hostilius 
Tubulus , den Prätor des vorigen Jahres , *der sich hatte be- 
stechen lassen, führte. Seinetwegen hatte der Tribun P. Scae- 
-vola ein Plebiscit gegeben, in Folge dessen der Senat den einen 
Consul mit ausserordentlicher Vollmacht versah. b ) 

Indessen auch Privatleute wurden zu quaestores parricidii 
ernannt, ja es scheint, dass Pomponius solche hauptsächlich 
meint, da er von der Einsetzung besonderer Beamten spricht. 
Sie kamen wahrscheinlich in älterer Zeit häufiger vor als später, 
wo die Menge der Beamten für das Bedürfniss des Staates aus- 
reichte. Man wählte zu ihnen Männer, welche schon im Dienst 
erprobt waren, eben so wie man. früher zu Quästoren oft gewe- 
sene Consuln genommen hatte. Beispiele sind uns nur aus der 
letzten Zeit der Republik bekannt, aus denen man jedoch mit 
Sicherheit auf die früheren Verhältnisse schliessen kann. Im 
Jahre 110 v. Chr. brachte der Volkstribun C. Manilius ein Ge- 
setz durch, es sollten drei Untersuchungsrichter ernannt wer- 
den, um über diejenigen, welche den Staatsfeind Jugurtha mit 
Rath und That unterstützt hätten, zu entscheiden: unter diesen 
Richtern war M. Scaurus , damals Consular®); also werden auch 

a) Liv. XL, 37 venificii quaestio ex senatus consulto, quod in urbe 
propiusve urbem X milibus passuum esset commissura, C. Claudio prae- 
tori — , ultra deciraum lapidem per fora conciliabulaque C. Maenio — 
decreta. 

b) Cie. de fin. II, 16. 

c) Sali. lug. 40. 
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die übrigen, wenn sie Privatleute waren, consularischen oder 
prätorischen Ranges gewesen sein. Dieser Seaurus war ein 
achter quaestor pamcidii im Sinne von Pomponius : es war ein 
Capitalverbrechen , über das er zu entscheiden hatte, er war 
vom Volke ernannt und mit der höchsten Vollmacht versehen. 
Aber auch L. Domitius Ahenobarlus , der Milos Process leitete, 
war ein quaestor parricidii , wenngleich er wohl nicht mehr so 
genannt worden ist : er war eingesetzt durch ein Gesetz von Cn. 
Pompejus, welches bestimmte, es sollte aus den gewesenen 
Consuln ein Untersuchungsrichter wegen der Ermordung von Clo- 
dius und der damit zusammenhängenden Verbrechen von den 
Tributcomitien ernannt werden.*) Durch ein besonderes Gesetz 
also musste jeder quaestor parricidii bestellt werden: nur so 
konnte das Volk die ihm allein zustehende ßefugniss, über das 
Leben Römischer Bürger abzuurtheilen , einem Andern übertra- 
gen. Dabei ist es bemerkenswert!! , dass, während die Gewalt 
über das caput der Bürger unmittelbar zu entscheiden, nur den 
Centuriatcomitien beiwohnte, und ihnen allein nach einem gehei- 
ligten Grundgesetze des Staates Vorbehalten blieb, dennoch die 
Bevollmächtigung eines Stellvertreters durch die Tributcomitien 
zu geschehen pflegte: das beweisen die angeführten Beispiele 
theils. unmittelbar, theils dadurch, dass der Vorschlag des Ge- 
setzes von den Volkstribunen ausging. So sehr stellten Centu- 
riat - und Tributcomitien , obwohl in ihrer innern Einrichtung 
verschieden, dennoch dasselbe Volk dar. Dasselbe Gesetz, wel- 
ches die Einsetzung eines quaestor parricidii anordnete, be- 
stimmte auch die Art und Weise seiner Ernennung: entweder 
überliess es dieselbe dem Senate und dies wird in den Zeiten, 
wo nach dem Aufhören des Ständezwistes Eintracht zwischen 
Senat und Volk herrschte, meist geschehen sein, oder befahl 
sie durch die Tributcomitien. Es bestimmte ferner die Anzahl 
der Quästoren, und gab das Verbrechen oder die Verbrechen, 
über welche sie entscheiden sollten, an: wodurch deren Amts- 
thätigkeit nicht auf die bei den ordentlichen Beamten üblichen 


a) Ascon. in Cic. p. Mil. p. 39. Wir werden über diesen Process spä- 
ter bei den Schwurgerichten ausführlicher handeln: 
n. 7 
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Gesetze über quaestores parricidii. 


Amtsjahre beschränkt, sondern in Anfang und Ende nach der 
Ausführung des Auftrages bestimmt wurde. Dasselbe Gesetz 
musste ferner die Vollmacht für das selbständige Urtkeilsprechen 
der Ernannten enthalten und Anweisung über das Processver- 
fahreu geben. Dieses Verfahren war natürlich im Allgemeinen 
das zu jeder Zeit übliche, d. h. in der altern Zeit richtete der 
ernannte Quästor allein, später als die Geschworengerichte auf- 
gekommen waren, mit Geschworenen. Ueber einen vom Quästor 
hinzuzuziehenden Beirath wurden sicherlich nicht gesetzliche 
Vorschriften gegeben 29 ) : diese Sitte war im Römischen Rechte 
seit den ältesten Zeiten so tief eingewurzelt, dass es schwerlich 
je einen Beamten ohne Beinith gegeben hat. Waren mehrere 
Quästoren ernannt, so richteten sie nicht gemeinschaftlich, son- 
dern jeder bildete einen besonderen Gerichtshof, jedoch so, dass 
einer gegen den andern Einspruch tlimi konnte; daher eine Ver- 
ständigung über die Hauptsachen unter denselben nothwendig 
war. Zuweilen wurden, wie wir in einem der obigen Beispiele 
gesehen haben, den einzelnen sogar räumlich getrennte Wir- 
kungskreise angewiesen. Natürlich musste durch das Gesetz 
auch für die äussere Ausstattung der Quästoren Sorge getragen 
werden , zumal wenn dieselben Privatpersonen waren : Schreiber, 
Diener mussten ihnen zugewiesen, auch für die Zeit ihrer«Amts- 
thätigkeit das imperium ertheilt werden , ohne dafe sie die An- 
geklagten nicht vorladen, nicht strafen, überhaupt nicht Gericht 
halten konnten. Ihre Verhältnisse mussten so sein, wie die der 
übrigen ausserordentlichen, zu besonderen Zwecken ernannten 
Beamten. Es ist darnach ersichtlich, wie ausführlich die Gesetze 
über die quaestores parricidii sein mussten, wie grosse Ver- 
schiedenheiten in den einzelnen Fällen Vorkommen konnten. 
Gemeinsam aber war allen, dass sie in Folge eines Gesetzes, 
sei es unmittelbar oder mittelbar, durch das Volk ernannt wur- 
den und die sonst dem Volke allein zustehende Befugniss, über 
das caput Römischer Bürger zu richten, übten. 

Wir haben über die quaestores parricidii , welche von Pom- 
ponius erwähnt werden, gesprochen und man muss aus seinen 
Worten folgern, dass sie diesen Namen nach eigentlichem Sprach- 
gebrauche führten. Indessen Quästoren kann und muss es noch 
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anderer Art gegeben haben. Es war eine Ausnahme, wenn das 
Volk seine richterliche Befugniss einem Andern übertrug, das 
Ergebniss entweder von besonders drängenden Umständen oder 
von besonderem Vertrauen: es geschah in alter Zeit gewiss nicht 
oft. Es konnte auch Vorkommen, dass es nur die Vorunter- 
suchung einem von ihm Erwählten übertrug, sich selbst aber 
sein Recht der endgültigen Entscheidung vorbehielt. Dies wird 
im Allgemeinen geschehen sein, wenn die eigentlichen, mit der 
Rechtspflege betrauten, Beamten durch andere Geschäfte verhin- 
dert waren, also gleichsam in Stellvertretung derselben, und eine 
ähnliche Stellung hatten die früheren, aus der Zeit der Könige 
herstammenden, Quästoren gehabt, nur dass ihre Ernennung von 
den Consuln ausgegangen war. Es ist sehr glaublich, dass sie, 
als stehende Beamten untergegangen, dennoch nicht ganz abgesehalft 
wurden, sondern zuweilen nach Bedürfniss wieder erschienen, 
nur jetzt vom Volke erwählt Wir haben nur ein Beispiel der- 
selben, aber dieses ist sicher und berechtigt zu dem Schlüsse, 
dass sie öfters eingesetzt worden sind. Varro*) hat uns ein 
merkwürdiges Bruchstück erhalten aus den Untersuchungsacten 
von dem Quästor M. Sergius, dem Sohne des Manius, welcher 
T. Quinetius Trogus auf Tod und Leben anklagte. Dasselbe 
bietet zwar grosse Schwierigkeiten der Critik und des Verständ- 
nisses dar, lässt aber doch, auch ohne auf dieselben einzugehen, 
für die hierher gehörige Hauptsache keinen Zweifel. Es wird 
also in ihm ein sonst unbekannter Quästor M. Sergius erwähnt, 
der einen uns ebenfalls unbekannten T. Quinetius in einem Ca- 
pitalprocesse angeklagt und darüber die Untersuchung geführt 
hat. Selbst die Zeit des Processes lässt sich nicht bestimmen; 
nur daraus, dass in dem Bruchstücke mehrere Prätoren erwähnt 
werden, sehen wir, dass der Process nach 242 v. Chr. fallen 
muss und da ihn Varro alt nennt, werden wir sehliessen können, 
dass er ungefähr in die Zeit der Punischen Kriege gehört: 
möglich selbst, dass M. Sergius jener ist, den Livius b ) als städ- 
tischen Prätor des Jahres 197 v. Chr. nennt, ln dem erwähnten 


a) Varro de ling. lat. VI, 9. 

b) Liv. XXXV, 27 und 28. 

7 * 
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Andere Quästoren für CrimiDalprocesse. 


Bruchstücke also wird derselbe als Quästor genannt, ausser- 
ordentlich eingesetzt, uni eine Criminaluntersuehung, man weiss 
nicht, ob auf Anklage eines Privatmannes oder im Staatsauftrage, 
zu führeu. Dass er ausserordentlich eingesetzt war, beweist 
folgender Umstand. Varro giebt die Formeln beim Zusammen- 
berufen der Centuriatcomitien an und führt bei den von den 
Censoren undConsulu berufenen als Quelle die censoriae tabulae 
und die commentarii consulares an. Wären jene Quästoren ste- 
hende, ordentliche Beamte gewesen , so hätte er demnächst die 
commentarii quaestorii anführen müssen; aber das thut er nicht, 
sondern nennt als Quelle die Verhandlungen, welche M. Sergius 
bei dem einen Process gegen T. Trogus führte*): er war also 
nur für den einzelnen Fall ernannt und die Formeln, welche bei 
einem solchen Processe Vorkommen konnten, waren nicht immer 
dieselben. Wenn er aber ein ausserordentlicher Beamter war, 
so musste er vom Volke ernannt sein; anders konnte er die Be- 
fugniss, eine Centurienversammlung zu berufen, nicht haben. 
Ob er allein zum Quästor ernannt war oder einer oder mehrere 
mit ihm, wissen wir nicht: jedenfalls sprach er in dem ange- 
führten Processe allein das Urtheil; denn er allein berief die 
Centimen. Unter den Collegen, welche in der Formel erwähnt 
werden, sind die Senatoren zu verstehen; denn senatorischen 
Standes war der Quästor sicherlich, wahrscheinlich sogar präto- 
risehen Ranges, aber nicht selbst Prätor oder ein anderer Beam- 
ter. Denn in der Formel kommen neben den Collegen die Prä- 
toren vor und Varro setzt hinzu, aus einem andern Grunde als 
bei einer Criminaluntersuehung dürfe der Quästor nicht die Cen- 
timen versammeln: dies passt nur auf einen ausserordentlichen 
Criminalrichter. Hieraus engiebt sich, dass vom Jahre 447 v. dir. 
an, als die Schatzquästoren jährlich zur Hülfeleistung der Con- 
suln erwählt wurden, dennoch die alten Quästoren, mit gleichen 
Befugnissen als richterliche Beamte fortbestanden, aber ausnahms- 
weise für bestimmte Processe vom Volke erwählt. Wir werden 


a) Varro 1. 1. commentarium - anquisitiouis M. Scrgü quaestoris, qui 
capitis accusavit Trogum. 
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später, wo wir von dem Processverfahren sprechen, noch einmal 
in Kürze auf diese Quästoren zurückkommen n^üssen. 

t 

Fünftes Capitel. 

Die Prätoren als Criminalrichter. Grund für die Einsetzung der Prätur. 
Widerlegung der Ansicht, der städtische Prätor habe nichts mit der 
Strafrechtspflege zu thun gehabt, durch den Mangel an anderen Beamten, 
durch überlieferte Beispiele. Vervielfachung der Prätoren. Strafrechts- 
pflege ausserhalb Roms in Italien und den Provinzen. Das prätorische 
Edict, seine Entstehung und die Behandlung des Strafrechts in demselben. 
Gurulische Aedilität. Gründe ihrer Einsetzung: sie steht mit dem Straf- 
recht nur in so fern in Verbindung, als die Aedilen ausserordentliche 
Ankläger sind. Dreimänner für Gapitalsachen. Ihre allmälige Entstehung 
und Beschäftigung. Polizeiliche Wirksamkeit in Führung von Vorunter- 
suchungen und Bestrafung geringerer Vergehen. 

Wir haben gezeigt, dass bei der Einsetzung und Wald der 
Militärtribunen, welche beinahe achtzig Jahre lang, abwechselnd 
mit den Consuln, den Römischen Staat leiteten, das Bedürfniss 
nach vermehrter Anzahl der höchsten Beamten von Eiufluss ge- 
wesen ist.*) Als im Verlaufe des Kampfes der Stände die Ple- 
bejer auf der Theilung des Consulates und der Abschaffung des 
Militärtribunates bestanden, musste sich dasselbe von Neuem 
geltend machen. Es wäre möglich gewesen, mehr als zwei Con- 
suln einzusetzen. Denn es ist kein, auch nur religiöser, Grund 
bekannt, welcher die Zweizahl nothwendig gemacht hätte. In- 
dessen bei drei Consuln war eine gleiche Vertheilung der Ge- 
walt unter die beiden Stände unmöglich: es mussten wenigstens 
vier sein und bei solcher Anzahl hätte, wie die Geschichte der 
Militärtribunen beweisst, die Kraft der Regierung gelitten. Man 
verlangte eine einheitliche Spitze eines jeden Standes und nahm 
deshalb keine Vermehrung der Consuln vor. Zugleich aber 
schuf man, weil eine grössere Anzahl der höchsten Beamten 
nöthig war, die Prätur: sie wurde, da das höchste politische 
Amt zwischen den Ständen getheilt war, natürlicher Weise den 
Patriciem überlassen, zumal da die Plebejer das ihnen ausschliess- 


a) S. oben S. 87. 
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Gründe für Einsetzung der Prätur. 


lieh zukoromende Volkstribunat besassen. Wir sind über die 
letzten Kämpfe, welche der Annahme des Lieinisch-Sestischen Ge- 
setzvorschlages vorhergingen, sehr wenig unterrichtet : sie waren, 
wie Livius*) sagt, gewaltig; aber nach dem Verlauf der übrigen 
Streitigkeiten zwischen den Patrieiern und Plebejern wird man 
schliessen können, dass ein gegenseitiges Nachgeben auch hier 
stattgefunden hat. Die Patrieier setzten die Abzweigung der 
Prätur durch, weil sie wirkliches Bedürfhiss war. Dies ergiebt 
sich selbst daraus, dass sie Bestand hatte, als die Patrieier im 
Jahre 337 v. Chr. aus dem ausschliesslichen Besitze derselben 
verdrängt wurden. 1 ') Ganz bestimmt aber sagt es Pomponius, 
der, ohne den Ständekampf zu erwähnen, angiebt, die durch 
die Kriege geforderte Abwesenheit der Consuln von Rom hätte 
die Wahl eines Prätors veranlasst.'’) Man meint jetzt 30 ), die 
Patrieier hätten auf der Einsetzung der Prätur bestanden, um 
nicht die Rechtspflege in die Ilände der Plebejer gerathen zu 
lassen. Dies ist nach dem, was wir über die Gerichtsbarkeit 
der Militärtribunen und schon früher der Zelmmänner gefunden 
haben, nicht wahrscheinlich : ja derjenige Theil der Rechtspflege, 
welcher von patriciseher Wissenschaft abhing, befand sich in den 
Händen des patricischen Priesters, welcher jährlich dazu abge- 
ordnet zu werden pflegte und befand sich darin noch eine Weile 
nach Einsetzuug der Prätur. d ) 

Mag also auch der Kampf der Stände die Veranlassung zum 
Ursprünge der Prätur gegeben haben, mag die Hartnäckigkeit 
der Patrieier Schuld gewesen sein, dass dieselbe noch etwa dreissig 
Jahre lang ausschliesslich von ihnen allein besetzt wurde, es 
war das von Allen anerkannte Bedürfniss, das die. Vorschläge 
der Patrieier annehmen Hess. Es war unmöglich, dass, wenn 
die Consuln ins Feld zogen, alle Geschäfte in Rom selbst auf- 


a) Liv. V, 42. 

b) Liv. Vm, 15. 

c) Pompon. Dig. §. 27 de orig. iur. (I, 2): Cumque consules avoca- 
rentur bellis finitimis neque esset, qui in civitate ius reddere posset, factum 
est, ut praetor quoque crearetur, qui urbanus appcllatus est, quod in urbe 
ius redderet. 

d) S. I, 148. 
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hören sollten, unmöglich, dass so lange keine Klage der Bürger 
über Beschädigung und Verletzungen eingeleitet werden konnte“): 
die Kriege wurden zu häufig, dauerten zu lange, wurden in Ge- 
genden geführt, welche von der Stadt zu entfernt waren. Es 
wurde deshalb ein für die Stadt allein bestimmter curulischer 
Beamter geschaffen, welcher den früheren Namen der Consuln 
„Prätor" erhielt. Seine übrigen Amtspflichten, seine Wahl, sein 
Rang, der ihn den Consuln zunächst stellt, gehören nicht hier- 
her: wir hiiben es nur mit seiner richterlichen Thätigkeit zu 
thun. Nach der gewöhnlichen Ansicht der Gelehrten 31 ) freilich 
würde auch über sie bei einer Untersuchung, welche das Crimi- 
nalrecht zum Gegenstände hat, gar nicht oder nur wenig zu 
sprechen sein. Man glaubt nämlich, der Prätor dieser Zeit und 
der städtische Prätor überhaupt habe es nur mit der Civilrechts- 
pflege zu thun, mit der Strafrechtspflege stehe er in gar keiner 
oder nur in sehr loser Verbindung. Die Ueberlieferung bietet 
zu dieser Meinung keinen Anlass; denn Livius und Pomponius 
sagen nur, der Prätor sei eingesetzt worden, um in der Stadt 
Recht zu sprechen b ); dass dieses sich nur auf Privatstreitigkeiten 
beziehe, sagt Niemand und kann man auch nicht aus den Wor- 
ten selbst schliessen. Erst Cicero') in der Darstellung einer 
Verfassung, welche er für seinen, nach dem Römischen entwor- 
fenen Staat macht, sagt: „Schiedsrichter über das Recht, um 
über Privatstreitigkeiten zu richten oder richten zu lassen, soll 
der Prätor sein: er soll des bürgerlichen Rechtes Wächter sein.” 
Damit deutet er an, dass des städtischen Prätors Amt sich nur 
auf das Privatrecht bezieht und seine Aeusserung ist wahrschein- 
lich der Grund, weshalb man überhaupt dem Prätor die Straf- 
rechtspflege abgesprochen hat. Indessen man muss Ciceros Zeit 
von der früheren unterscheiden. Denn wenngleich er sonst den 


a) Man sehe z. B. die Geschichte von Kacso Quinctius’ Process 1, 272. 

b) Liv. V, 42 a plebc nobilitati {concessum est) de praetore uno, qui 
ius in urbe, diceret, ex patribus creando; Pomponius an der eben ange- 
führten Stelle. 

c) Cic. de leg. 111, 3, 8 Iuris disceptator, qui privata iudicet iudica- 
rive iubeat, praetor esto: is iuris civilis custos esto: huic potestate pari 
quotcunque senatus creverit populusve iusserit, tot sunto. 
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Der Pr&tor auch als (Jriininalrichtcr. 


Geist und die Unbescholtenheit der Staatsverfassung, wie sie sich 
in den frühem Zeiten der Republik gezeigt hatte, preisst, nahm 
er doch die nothwendige Entwickelung derselben, welche die 
veränderten Verhältnisse seiner Zeit mit sich gebracht hatten, 
an und inan würde sehr irren, wenn man in seinem Entwürfe 
einer Staatsverfassung das getreue Bild etwa der Zeiten Roms 
in den Punischen Kriegen zu finden vermeinte: er schildert 
vielmehr die Einrichtungen seiner Zeit, aufgefasst im Geiste eines 
früheren Jahrhunderts. Es ist aber sehr wohl möglich, dass die 
Prätur anfänglich beides, das Strafrecht wie das Privatrecht, 
umfasste, später jedoch bei den wachsenden Geschäften beide ge- 
trennt und verschiedenen Personen überwiesen wurden. Dies 
ist der natürliche Entwickelungsgang der Römischen Staatsämter 
gewesen und wird sich auch bei der Prätur wiederfinden. 

Es lässt sich auf das Eiideuchtendste erweisen, dass die 
Strafrechtspflege am Anfänge lange Zeit und während der Blüthe 
der Republik zum Amte des städtischen Prätors gehört hat, ja 
sie muss ihn anfangs mehr in Anspruch genommen haben als 
die Pflege des Privatrechtes. Denn für dieses gab es nach Ein- 
setzung der Prätur noch die jährlich abgeordneten Priester, von 
denen wir gesprochen haben“), während der Prätor für jene keine 
Unterstützung fand. Der Beweis für die oberriehtliche Befugniss. 
des Prätors auch in Strafsachen liegt darin, dass sie eine Noth- 
wendigkeit war: es gab keinen andern Beamten, der sie hätte 
üben können. „Weil die Consuln in Kriegen beschäftigt waren,” 
sagt Pomponius, wurde der Prätor eingesetzt. Also die Consuln, 
welche im Beginne der Republik die von den Königen vererbte 
Strafrechtspflege gehabt hatten, konnten sie thatsächlich nicht 
üben: die curulischen Aedilen haben sie anerkannter Massen 
nie gehabt, Quästoren gab es, wie wir gesehen, nicht regel- 
mässig, und selbst diejenigen Gelehrten, welche der alten, falschen 
Ansicht zufolge eine, man weiss nicht recht wie, stattfindende 
Verbindung der Schatzquästoren mit den peinlichen Quästoren 
annehmen, werden dennoch erkennen müssen, dass denselben 
nicht die Leitung aller Criminalprocesse zufallen konnte. Ebenso 


a) S. 1, 148 und obeu S. 102. 
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wäre es eine durch nichts zu beweisende und mit der Folgezeit 
in Widerspruch stehende Annahme, die Beamten der Plebs hätten 
die gewöhnliche Criminaljustiz gehabt. Also für diejenigen Fälle, 
in denen das Urtheil ohne Zuziehung der Volksversammlung ge- 
fällt wurde, bleibt kein Beamter übrig: ausser den Consuln und 
dem Prätor hatten die andern selbst keine Diener, um die Stra- 
fen nach gefälltem Urtheil vollziehen zu können. Noch klarer 
ergiebt sich die Strafrechtspflege der Prätoren für diejenigen 
Fälle, in denen eine Entscheidung der Volksversammlung nöthig 
war: diese geschah nach dem alten Staatsgrundgesetze in Cen- 
turiatcomitien , diese aber konnte ausser den Consuln nur der 
Prätor berufen. 

Ausser diesem, in dem Mangel an Beamten ' liegenden Be- 
weise giebt es aber auch unmittelbare Beispiele für die Straf- 
rechtspflege des Prätors. Ein gemeines Verbrechen hatte jene 
Bürgerin oder jener Bürger begangen, welche zur Todesstrafe 
im Gefängniss verurtheilt von ihrer Tochter mit der Milch ihrer 
Brüste am Leben erhalten wurde : welcher Beweis von kindlicher 
Liebe Anlass zur Erbauung eines Tempels der Pietas gegeben 
haben soll. Zwar haben die Erzählungen darüber etwas Sagen- 
haftes an sich und sind bei den Schriftstellern nicht gleich? 
aber die Art und Weise der Verurtheilung darf als vollkommen 
geschichtlich gelten und giebt uns eine Andeutung, wie über- 
haupt in der ersten Hälfte des zweiten Jahrhunderts v. Chr., also 
in der Blüthezeit der Republik, Verbrechen vor Gericht behan- 
delt wurden. Valerius“) sagt ausdrücklich, die Schuldige sei 
vom Prätor bei seinem Tribunal wegen Capitalverbrechen zum Tode 
verurtheilt worden. Mochte auch zur Zeit, als mehrere Prätoren 
bestanden, irgend einer derselben die Entscheidung der Straf- 
processe haben, so muss man daraus folgern, dass anfangs, wo 
es nur einen Prätor gab, dieser mit der Aufsicht über die Pri- 
vatprocesse auch die Leitung der Criminalprocesse verband. 
Aehnlich heisst es, eine Frau, welche ihre Mutter getödtet hatte, 
sei bei dem Prätor M. Popilius Laenas angeklagt, aber aus be- 


a) Val. Max. V, 4, 7. Ausserdem erwähnen diese Begebenheit Plin. nat: 
hist. VII, 121; Festus s. v. pietati p. 209; Liv. XL, 34. 
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sondern Gründen weder verartheilt noch freigesprochen worden. a ) 
Wir wissen nicht, ob es eine Bürgerin oder Fremde war; eine 
Sclavin war es sicherlich nicht. Auch die Zeit des Processes 
lässt sich nicht genau bestimmen; jedenfalls fiel er vor die Er- 
richtung der Schwurgerichte für Criminalsachen und beweist, 
dass der Prätor in diesen entschied. 32 ) Eine genauere Nach- 
richt haben wir von einem Verbrechen, das kurz vor dem dritten 
Punischen Kriege geschah. Zwei vornehme Frauen, Publilia und 
Licinia, wurden beschuldigt, ihre Männer, gewesene Consuln, 
durch Gift getödtet zu haben. Sie wurden beim Prätor ange- 
klagt und dieser forderte Bürgen für ihr Erscheinen am Gerichts- 
tage. Indessen die Verwandten kamen der Schande einer Ver- 
urtheilung durch das Volksgericht zuvor und tödteten die Schul- 
digen nach dem Beschlüsse eines Familiengerichtes. b ) Eben 
hierher gehört die Erzählung von L. llostilius Tubulus, der 
sich als Prätor bei einem Processe, den er über Mord leitete, 
offenbar hatte bestechen lassen.') Denn ein Schwurgericht über 
Mord gab es damals noch nicht. Die Strafe des schuldigen 
Prätors wurde einem ausserordentlichen Gerichte, welches der 
Consul Cn. Servilius Caepio in Folge eines Volksbeschlusses als 
quaestor parricidji' 1 ) leitete, übertragen; wahrscheinlich hätte 
das Volk auch hierfür einen Prätor bestellt, wenn es nicht zweck- 
mässig erschienen wäre, für die Bestrafung eines Mannes von 
prätorischem Range einen höher stehenden Beamten zu ernennen. 
Dies sind Beispiele, welche die Amtsthätigkeit des Prätors in 
gewöhnlichen Criminalprocessen sicher beweisen. Indessen eben 
derselbe leitete auch ausserordentliche politische Capitalprocesse. 
Wenn die Volkstribunen einen gewesenen Beamten wegen per- 
duellio hei den Centuriatcomitien anklageu wollten, so mussten 
sie den Termin von dem Prätor erbitten, der dann als oberster 


a) Val. Max. VIII, 1 amb. 1. 

b) Liv. per. XLVIII und Val. Max. VI, 3, 8. 

c) Cum praetor quaestionem inter sicarios exereuisset, sagt Cic. de 
fin. n, 16. Mau vergleiche über diese Sache noch Cic. de fin. IV, 28; de 
deor. nat. I, 23; III, 30; p. Scaur. 1; über das endliche Schicksal des 
Schuldigen Ascon. p. 23 Grell. 

d) Vergl. oben S. 96. 
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Richter die Leitung des Processes hatte. So erzählt Gellius*) 
von einem Perduellionsprocesse, welchen der Volkstribun Licinius 
anstellte und zu dem er sich den Termin von dem Prätor M. 
Marcius erbat; so klagte 211 v. Chr. der Tribun C. Sempronius 
Blaesus den Prätor des vorhergehenden Jahres Cn. Fulvius Flaccus 
an und erbat sich dazu den Termin von dem städtischen Prätor 
C. Calpurnius. b ) Damals waren allerdings beide Consuln ausser- 
halb Roms, aber dass ihre Anwesenheit in der Stadt keinen 
Unterschied machte, zeigt das Beispiel des Tribunen P. Rutilius, 
welcher, als er im Jahre 169 v. Chr. die beiden Censoren C. 
Claudius Pülcher und Ti. Gracchus wegen perduellio anklagen 
wollte, sich dazu den Termin ebenfalls von dem städtischen 
Prätor C. Sulpicius erbat. c ) Selbst unter den ausserordentlichen 
quaestorea parricidii, welche vom Volke zur Entscheidung be- 
sonderer Criminaluntersuchungen bevollmächtigt wurden, befan- 
den sich Prätoren, selten Consuln, und diejenigen Privatpersonen, 
welche mit diesem Geschäfte betraut wurden, hatten gewöhnlich 
prätorischen Rang.' 1 ) 

Es ist demnach sicher, dass der Prätor Criminalrichter war 
und zwar von Anfang seiner Einsetzung an. Denn, wenngleich 
die angeführten Beispiele sich auf eine spätere Zeit beziehen, so 
haben sich doch die Verhältnisse der Prätur erst in der letzten 
Zeit der Republik durch die Errichtung der Geschworenge- 
richte geändert Es wurde nach ihr keine Behörde, welche die 
Criminalgerichtsbarkeit hätte üben können, geschaffen: die Drei- 
männer für Capitalsachen, von denen wir später handeln werden, 
waren niemals Richter. Wie lange aber die Strafrechtspflege 
unter dem Prätor oder vielmehr unter dem städtischen Prätor 
gestanden hat und wann das Verhältniss, wie Cicero 1 ') es schil- 
dert, eingetreten ist, diese Fragen lassen sich aus der Ueberlie- 
ferung genügend beantworten. Nämlich bis zum Jahre 242 v. 


a) Gell. VII, 9. 

b) Liv. XXVI, 3. 

c) Liv. XLIII, 16. 

d) Vergl. oben S. 96 flgd. 

e) S. oben S. 103. 
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Chr. 33 ) genügte der eine Prätor, der anfangs eingesetzt worden 
war: damals wurde ein zweiter gewählt, wie Pomponius*) sagt, 
weil eine grosse Menge von Fremden nach der Stadt kam: er 
sollte unter diesen und über alle Beziehungen mit den Fremden 
Recht sprechen. Es theilte sich also das Amt des Prätors so, 
dass, während derselbe früher über alle Einwohner der Stadt 
Recht gesprochen hatte, von jetzt an die Bürger dem städtischen 
Prätor verblieben, die Fremdem dem neuen zufielen. So war 
es wenigstens in der Regel; denn bekanntlich wurde zuweilen 
bei dringender Kriegsgefahr auch fernerhin die ganze Rechts- 
pflege der Stadt einem einzigen Prätor übertragen, während dem 
eigentlichen Fremdenprätor irgend ein auswärtiger Auftrag zufiel. 
Unter der Rechtspflege aber ist immer die Criminalgerichtsbar- 
keit mit zu verstehen; die Vertheilung geschah, wie es heisst, 
nach den Classen derjenigen, welchen Recht gesprochen werden 
sollte, nicht nach der Art der Processe. Die weitere Vermeh- 
rung der Prätoren, zuerst 227 v. Chr. um zwei b ), dann 197 v. 
Chr. wieder um zwei 0 ), geschah der Provinzen halber, welche 
allmälig zum Römischen Reiche hinzukamen. Dies deuten Livius 
und Pomponius' 1 ) an und es ergiebt sich auf das Sicherste aus 
der Vertheilung der prätorischen Provinzen, welche uns, soweit 
Livius’ Geschichte reicht, genau bekannt ist. 31 ) Die Geschäfts- 
kreise der beiden in der Stadt befindlichen Prätoren wurden 
also durch diese Vermehrung der Prätorenzahl nicht berührt, 
eben so wenig durch die allmälig beginnende Sitte, die Prätoren 
während ihres Amtsjahres entweder innerhalb oder ausserhalb 
der Stadt zu andern Zwecken zu verwenden und ihnen dann 


a) Pompou. § 28 Dig. de orig. iur. (I, 2): Post aliquot deinde annos 
non sufficiente eo praetorc, quod rnulta turba etiam peregrinorum in civi- 
tatem veniret, crcatus est et alius praetor, qui peregrinus appellatus est ab 
eo, quod plcrumque intcr pcregrinos ins dicebat. 

b) Liv. per. XX. 

c) Liv. XXXII, 27 Sex praetores illo anuo priinum creati cresccntibus 
iam provineiis et latius patescente imperio. 

d) Pompon. § 32 Dig. de orig. iur. (I, 2) : Capta deinde Sardinia, mox 
Sicilia, item liispania, deinde Narbouensi provincia totidem praetores, quot 
provinciae in ditionem venerant, creati sunt , partim qui urbanis rebus, 
partim qui provincialibus praeesseut. 
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nach Ablauf desselben ihr Imperium zu verlängern, Verhältnisse, 
über welche wir später, wo wir von der Entstehung der soge- 
nannten quaestiones perpetuae handeln, ausführlicher sprechen 
werden. Erst Sullas Staatseinrichtung brachte hierin eine durch- 
greifende Veränderung hervor: er schuf acht Prätoren , liess alle 
während ihres Amtsjahres in Rom bleiben und alle nach Ablauf 
desselben als Proprätoren in die Provinzen gehen. Da musste 
sich das Amt der beiden Prätoren, welche vorher allein in der 
Stadt gewesen waren, des eigentlich so genannten städtischen 
und des Fremdenprätors, ändern. Als der letztere eingesetzt 
wurde, fand, wie wir gesehen, die Vertheilung der Geschäfte 
zwischen ihm und dem städtischen Prätor nach den Classen 
derer, welche Recht suchten, statt: eine weitere Vertheilung 
nach eben diesem Grundsätze war unter acht Prätoren nicht mög- 
lich. Deshalb wurde ein anderer Eintheilungsgrund gewählt und 
in der Verschiedenheit der Processe , dann in der der Verbrechen 
gefunden. Die Criminalgerichtsbarkeit wurde abgezweigt und 
unter die sechs neuen Prätoren, welche in der Stadt blieben, 
vertheilt: der städtische Prätor behielt die Privatprocesse unter 
Bürgern, der Fremdenprätor die unter Nichtbürgern. Zu die- 
ser Zeit zuerst wurde die Criminalgerichtsbarkeit von der Ci- 
vilgerichtsbarkeit den richtenden Personen nach getrennt, wäh- 
rend bis dahin beide immer unter denselben Richtern vereinigt 
gewesen waren. Dennocli verlor selbst damals der städtische 
Prätor nicht allen Einfluss auf die Criminalprocesse : er galt 
immer als der erste der Prätoren, er war der Mittelpunkt der 
Prätur, er hatte, wie bekannt, das Verzeichniss der jährlichen 
Richter, aus denen die Geschworenen entnommen wurden, an- 
zufertigen: ja er hatte auch noch in einzelnen Criminalprocessen 
Recht zu sprechen. Cicero erzählt von Verres*), der städtischer 
Prätor war, er habe einen Staatsproeess geleitet und einen 
ehemaligen Volkstribunen Q. Opimius durch eine Geldstrafe zu 
Grunde gerichtet Jedoch über diesen Gegenstand werden wir 
später mehr zu sprechen haben: hier kommt es nur darauf an, 
festzustellen, dass die Prätur bis auf Sullas Verfassung Civil- 


a) Cic. in Verr. lib. I, 60, 155. 
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und Criminalgerichtsbarkeit auf gleiche Weise und in denselben 
Personen vereint hat: ja aus der grossen Zahl von Prätoren, 
denen die letztere von Sulla übertragen wurde , darf man schlos- 
sen , dass dieselbe bis dahin eine Hauptbeschäftigung der beiden 
städtischen Prätoren gewesen war. 

Der im Jahre 366 v. Chr. zuerst eingesetzte Prätor hiess 
der „städtische”, weil er im Gegensatz zu den Consnln, welche 
die Verwaltung des Staates nach aussen führten, die gesammte 
Gerichtsbarkeit in der Stadt leitete : wenngleich man keine Nach- 
richt darüber hat, darf man doch als sicher annelimen, dass 
sein Geschäftskreis sich bis zum ersten Meilensteine von der Stadt 
erstreckte, bis wohin auch die Gewalt der Volkstribunen reichte. 
Es war dies also die erste räumliche Eintheilung des Reiches 
in Bezug auf die Gerichtsverfassung: alle Processe innerhalb der 
Stadt und der städtischen Bannmeile fielen dem Prätor zu. Man 
fragt, vor welchen Richter das ausserhalb dieser Grenzen Lie- 
gende gehörte. Wo Polybius die Römische Staatsverfassung 
schildert, erwähnt er unter den Obliegenheiten des Senates Fol- 
gendes“): „die Vergehen in Italien, welche einer öffentlichen 
Untersuchung bedürften, z. B. Verrath, Verschwörung, Gift- 
mischerei, Mord, fielen dem Senate anheim”. Es ist zu bedau- 
ern, dass er nicht bestimmter die Gattungen der Verbrechen 
nennt: so viel darf man sicherlich aus seinen Worten schliessen, 
dass nicht alle Verbrechen, auf denen als Strafe der Tod stand, 
von dem Senate abgeurtheilt wurden , ja er sagt nicht einmal, 
dass das Urtheil im Senate gefällt wurde. Wenn er von Gift- 
mischerei und Mord spricht, so meint er so weit verzweigte 
Genossenschaften zur Verübung von Mordthaten, wie sie öfters 
in der Römischen Geschichte Vorkommen b ) : einzelne Fälle der 
Art meint er nicht. Dass nicht alle Verbrechen überhaupt vor 


a) Polyb. VI, 13 oaa t<Bv dBix^picmov tü>v xaf ’IxaAtav TipocBeixai Btq- 
[Aootac liuoxlt^etoj , Aly io Bl ofov itpoBoatas , ouvcupioofa; , cpapfjLaxei'a? , 80A0- 
tpovfa;, tq a\>yxArjTU) pteAei Trepl Tauxa’ npo; ol toutoic ef xts {Biü>tt)c itd- 
Atc T<üv xaxd 77}v ’ IxaAtav BiaXOcew; r i 1 t:iti|aVjoe<d; t) ßorjdeta; rj tpuAox^c 
7rpo;8etTat, toutiuv tccivtiuv etiiusAe; laxt ttjJ auyxX'/jToi. 

b) Liv. VIII, 18: XXXIX, 41 und die bei Gelegenheit der Bacchanalien 
verübten Verbrechen. 
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den Senat kamen , giebt er ausdrücklich an. Es scheint , dass 
gesetzlich keine bestimmte Grenze gezogen war, sondern der 
Senat, wo politische Vergehungen oder bedeutende Verbrechen 
Vorlagen, eingriff. Man fragt aber, wer, abgesehen von den 
Befugnissen , welche den Behörden der einzelnen Städte zustan- 
den , der gewöhnliche Oberrichter ausserhalb Roms war. Es 
ist kein Römischer Beamter vorhanden, an den man denken 
könnte, ausser den Consuln: sie müssen für Privatstreitigkeiten 
und die gewöhnlichen Verbrechen die oberste Entscheidung ausser- 
halb Roms gehabt haben, und dies allein passt zu den Befug- 
nissen des Senats , von welchen Polybius erzählt. Dies ist der 
Anfang zur Entstehung der Provinzen gewesen. Bis dahin hatte 
das ganze Römische Gebiet eine gleiche Behandlung durch die- 
selben Beamten gehabt, nur dass Bürger vor Nichtbürgern einen 
grösseren Rechtsschutz gegen die Willkür der Beamten genossen: 
von jetzt an schied sich die Stadt Rom von der Provinz, ohne 
dass indessen auch hier der Unterschied zwischen Bürgern und 
Niehtbürgern verschwand: wir haben früher*) nachgewiesen, 
dass alle Römischen Vollbürger, mochten sie ansässig sein wo 
sie wollten, in gewissen Fällen des Criminalrechtes nur den 
städtischen Behörden unterworfen waren. 

Vom Jahre 366 v. Chr. an gab es also Provinzen , welche 
jährlich unter die Consuln vertheilt wurden. Sie hatten, ein 
jeder in dem ihm angewiesenen Theile, den militärischen Ober- 
befehl verbunden mit der Gerichtsbarkeit: in wichtigen Fällen 
zogen sie den Senat zu Rathe, empfingen von ihm Aufträge für 
die Leitung besonderer Untersuchungen. So fand man im Jahre 
303 v. Chr., dass bei den Frusinaten sich eine Verschwörung 
gegen die Römische Herrschaft gebildet hatte. Die Consuln be- 
richteten an den Senat und empfingen von ihm den Auftrag, 
der Stadt den dritten Theil ihres Gebietes zu nehmen und die 
Schuldigen zu strafen: sie Hessen die Häupter der Verschwörung 
hinrichten. b ) Im Jahre 204 v. Chr. hatte der eine der Consuln 
M. Cornelius Etrurien als Proviuz und berichtete über die Ver- 

a) Vergl. oben S. 56. 

b) Liv. X, 1. 
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bindungen, welche die dortigen Städte mit den Puniem gehabt 
hätten: erbekam den Auftrag, die Untersuchung zu führen, Hess 
Viele hinrichten und zog von Andern die Güter ein“). Aehnlieb 
wurde im Jahre 200 der Prätor Q. Minucius, welcher ßruttieu 
als Provinz hatte , auf sein Ansuchen zu einer ausserordentlichen 
Untersuchung über die Plünderung des Tempels der Proserpina 
in Locri vom Senate bevollmächtigt b ) ; im Jahre 184 strafte der 
Prätor L. Postumius, dessen Provinz Tarent war, Verschwörun- 
gen unter den Hirten dortiger Gegend und Theilnehmer an den 
Bacchanalien entweder nach besonderem Aufträge des Senates 
oder doch an denselben berichtend und seine Bestätigung ein- 
holend. c ) Als im Jahre 198 eine staatsgefährliche Verschwörung 
in Setia sich bildete, wurde die Anzeige davon an den städti- 
schen Prätor L. Cornelius Merula gebracht und, da die Consuln 
weit von Rom mit Kriegen beschäftigt waren, erhielt derselbe 
ausserordeutlicher Weise vom Senate den Auftrag, dieselbe zu 
untersuchen und die Schuldigen zu strafen 4 ); ähnlich im Jahr 
196 der Fremdenprätor M’. Acilius. °) Der Senat konnte in 
solchem Falle, wenn die ordentlichen Beamten beschäftigt waren, 
auch das Imperium verlängern, wie z. B. im Jahre 207 v. Chr. 
M. Livius nach seinem Consulate abgesendet wurde, um staats- 
gefährliche Verschwörungen in Etrurien und Umbrien zu unter- 
drücken. 1 ) Doch dies sind ausserordentliche Fälle: sie bewei- 
sen , dass der Senat zu Italien in demselben Verhältnisse stand, 
wie die Volksversammlung zur Stadt Rom und den Römischen 
Bürgern; nur ist für diese Volksversammlung im Strafrecht eine 
gesetzliche Wirksamkeit geboten, die Theilnahme des Senates 
beruht auf dem Uebereinkommen mit den Beamten und der dar- 
aus entstandenen Gewohnheit. Oberrichter in Italien sind die 
Consuln , ebenso wie sie es ursprünglich in Rom waren : mit 
Hülfe des Senates theilen sie sich ihre Amtsbezirke räumlich 


a) Liv. XXIX, 36. 

b) Liv. XXXI, 12. 

c) Liv. XXXIX, 41. 

d) Liv. XXXII, 26. 

e) Liv. XXXIII, 36. 

f) Liv. XXVIII, 10. 
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ab. Wenn sie wegen Kriege oder anderer Beschäftigungen nicht 
ausreichen, wird entweder gewesenen Consuln ihre Amtszeit ver- 
längert oder Prätoren, seit es deren mehrere gab, zu Hülfe ge- 
nommen : auch sie erhielten wieder räumlich abgegrenzte Bezirke 
für ihre Wirksamkeit. Je verwickelter die Verhältnisse wurden, 
wie es z. B. während der Punischen Kriege der Fall war, desto 
grösser musste der Einfluss des Senates werden, um den ein- 
zelnen Beamten ihr Amt anzuweisen. 

Polybius nennt in der oben angeführten Stelle nur die in 
Italien vorkommenden Verbrechen , vou den eigentlichen , ausser- 
halb Italiens gelegeuen, Provinzen spricht er nicht. Und doch 
ist es unmöglich, dass deren Verhältuiss anders gewesen ist; 
denn sonst hätten die Statthalter derselben eine grössere Macht 
gehabt als die Consuln, welche Italien regierten, und von den 
Consuln selbst wäre derjenige, welcher Italien regierte, beschränk- 
ter gewesen als der andere, der vielleicht eine auswärtige Pro- 
vinz erhalten hatte. Freilich war die Entfernung der Provinzen 
von Rom grösser, folglich die Aufsicht des Senates schwieriger, 
dennoch aber fand dieselbe, soweit es möglich war und gewiss 
in viel höherem Grade , als man gewöhnlich vermutbet oder als 
man überhaupt uachweisen kann , statt. Als Verres Sicilien ver- 
w'altete, stellte sich seiner Kunsträuberei ein angesehener Sici- 
lier Sthenius entgegen und Verres, um ihn unschädlich zu 
machen, liess ihn wegen eines Capitalverbrechens anklagen. 
Indessen Sthenius entfloh, kam nach Rom und bewirkte durch 
seine Freunde, dass seine Sache "im Senate zur Sprache kam: 
man verlangte einen Senatsbeschluss, es sollten im Allgemeinen 
Criminalanklagen gegen Abwesende verboten werden. Der Be- 
schluss kam am Ende nicht zu Staude und es blieb bei der 
blossen Besprechung im Senate; dennoch äussert Cicero keinen 
Zweifel, dass der Senat so hätte beschliessen können und dass 
Verres verbunden gewesen wäre zu gehorchen.*) Dies ist ein 
Fall, wo der Senat wegen eines einzelnen Provinzialen eingrei- 
fen wollte: wie oft wird er, wo es wichtigere Sachen und aus- 
gedehntere Verbrechen galt, eingegriffen haben oder um sein 


a) Cic. iu Verr. IV, 39, 95. 

“• 8 
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Gutachten angegangen worden sein ! Es beruht auf dieser Stellung 
des Senates zu den Statthaltern der Provinzen die ganze Gesetz- 
gebung, welche sich allmälig über die Amtsvergehen eines gros- 
sen Theiles der Beamten bildete, und wir werden deshalb spä- 
ter auf denselben Gegenstand zurückkommen müssen. 

Das Ergebniss unserer Untersuchungen ist, wenn wir von 
Italien und den Provinzen absehen, dass bis auf Sullas Verfas- 
sung die Prätoren die Gerichtsbarkeit in der Stadt in ihrem 
ganzen Umfange, d. h. eben so gut in Criminal- wie in Privat- 
sachen, gehabt haben. Diese beiden Arten des Rechtes scheiden 
sich bis auf Sulla nicht mehr, als sie durch das erste Valerische 
Provocationsgesetz , welches dem Volke die höchste Entscheidung 
über das Leben und Vermögen Römischer Bürger verliehen 
hatte, geschieden worden wareu: sie nahmen beide denselben 
Entwickelungsgang. Wenn aber der Prätor auch die Criminal- 
gerichtsbarkeit leitete , so musste sich sein jährliches Edict auch 
auf diese beziehen. Zwar hat es Gelehrte gegeben , welche dein 
prätorischen Edicte überhaupt kein hohes Alter zuschrieben, son- 
dern meinten, seine Entstehung falle nicht lange vor Cicero» 
Zeit. 35 ) Dafür giebt es keine Beweise und die unsichem Aeusse- 
rungen , welche man darauf bezogen hat, erlauben keine Folge- 
rung. Wir wissen, dass im Jahre 67 v. Chr. der Volkstribun 
C. Cornelius ein Gesetz gab, die Prätoren sollten nach den' von ihnen 
im Anfänge des Jahres aufgestellten Edicten Recht sprechen ; 
denn früher pflegten sie, wie Dio Cassius sagt*), nicht alle 
Rechtsbestimmungen zusammenzufassen, noch alle auf einmal 
bekannt zu machen, auch öfters von, den aufgestellten Bestim- 
mungen nach Gunst oder Feindschaft abzuweichen. Dies Gesetz 
setzt als vorhergehend einen Zustand der Unsicherheit und des 
Schwankens, aber doch zugleich die Gewohnheit voraus, dass 
die Prätoren beim Beginne ihres Amtes ein Edict erliessen. Sie 


a) Dio Dass. XXXVI, 23 ol otpaTrj-pi ttdvxEC xd dixata . xa9’ i oixdoetv 
t(ieXXov , aüxoi ooyypdtpovx«« e£exi!)eoxv • oi ydp 7t <u -dvxa xd dixauüpiaxa, 
d ttcpi td aopßdXata attxixaxxo , ir.divjt o5xe Esdtta; toöt ittofo'jv ouxe xd 
ypatpivxa ^xtjpouv , dXXd ttoXXdxt; auxd i/.Exiypatp&v xat oujrvd ii xodxui 7tpo5 
^apiv Jj xat xat’ tyttpav xtvtüv . uiaitEp tixö{, iy(v ex&. Vergl. Ascou. iu Cie. 
p. Coruel. p. 58. 
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waren aber daran nicht gesetzlich gebunden, konnten während 
des Amtes selbst ändern und Zusätze machen. Dies erkennt 
man aus Ciceros Rede gegen Verres*), der heftig gescholten 
wird , dass er solche Abänderungen vornahm , wenngleich deren 
gesetzliche Gültigkeit nicht bezweifelt wird. Hätte Sulla in sei- 
ner Gesetzgebung diesen Punkt berücksichtigt, so wäre ein sol- 
ches Schwanken bei Verres nicht mehr möglich gewesen. Für 
eine längere Dauer der Sitte eines jährlichen prätorischen Ed i ei- 
te s spricht auch die Nachricht, dass Ciceros Zeitgenosse, Ser- 
vius Sulpicius einen kurzen Commentar dazu geschrieben habe. 1 ') 
Plautus erwähnt schon edictiones aediliciae 0 ), worunter er nicht 
für einzelne Fälle erlassene Befehle, sondern allgemeine Polizei- 
vorschriften versteht. Sie wurden einzeln erlassen und allmälig 
bildete sich aus ihrer Zusammenstellung das edictum aedilicium , 
welches noch später zu Anfang des Jahres, und zuletzt als 
unverbrüchliche Norm für die Aedilen bekannt gemacht wird. 
Aehnlich hat man sich die Entstehung des prätorischen Edictes 
zu denken. In früher Zeit schon pflegte der Prätor, sobald be- 
sondere Fälle vorkamen, sein Verfahren in einem Erlasse aus- 
zusprechen, das die Erwartung erregte, er würde in ähnlichem 
Falle auf gleiche Weise verfahren und zugleich seinem Nachfol- 
ger als Richtschnur diente. Später machte er ausführlichere 
Edicte von Zeit zu Zeit bekannt, am Ende hatte sich diese 
Sitte so ausgebildet , dass er schon beim Amtsantritt sein zu- 
künftiges Verfahren, ohne sich jedoch fest zu binden, regeln 
konnte. Jedenfalls wird man, wenngleich ein bestimmter Zeit- 
punkt nicht festgesetzt werden kann, die Sitte der prätorischen 
Edicte in eine so frühe Zeit rücken müssen, wo die Prätoren 
auch Criminalrichter waren, und ihnen einen bedeutenden An- 
theil an der Ausbildung des Strafproeesses einräumen können. 
Wir haben oben, wo wir von der Gesetzgebung der zwölf Ta- 
feln sprachen, einiges derartige angeführt, z. B. über die Bestra- 
fung des Diebstahls ; aber wahrscheinlich ist Vieles , besonders 
auf den Process bezügliche , so allmälig festgestellt worden , wie 


a) Cic. in Verr. I, 40, 104flgd. 

b) Pompon. § 44 Dig. de orig. iur. (1. 2). 

c) Plaut. Capt. IV,, 2, 44. 
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über die vorläufige Gefängnisshaft , Aber die Ordnung des Zeu- 
genverhöres und ähnliches. Wir haben sogar eine auf das Cri- 
minalrecht bezügliche Bestimmung überliefert, welche in dem 
prätorischen Edict gestanden hat und aus einer Zeit herrührt, 
wo dieses noch das gesummte Komische Recht umfasste. Ul- 
pian erwähnt in seinem Buche zur Erklärung des Edictes*) 
einer Bestimmung, worin der Prätor sich verpflichtet, demjeni- 
gen, welcher keinen Advocaten hätte, einen solchen zu ver- 
schaffen. Es ist kein Zweifel, dass Ulpian, so wie seine Epi- 
tomatoren, dies nur vom Privatrecht verstand, dass es auch in 
dem damaligen Edicte sich nur auf dasselbe bezog. Aber diese 
Bestimmung war aus dem alten, vor Trennung der Privat- undCri- 
minalgerichtsbarkeit bestehenden, prätorischen Edicte herüberge- 
nommen und bezog sich auf beide gleichmässig. Dies lernen wir 
aus einer Bemerkung Ciceros, der in der Vertheidigungsrede für 
einen strafrechtlich Angeklagten, wo er sein Auftreten rechtfer- 
tigt, bemerkt, die Vorfahren, also die Körner seit alter Zeit, 
hätten die Bestimmung getroffen, dass keinem, auch nicht dem 
Geringsten, ein Anwalt fehlen dürfe. b ) Aehnlich wird sich auch 
bei andern Bestimmungen des prätorischen Edictes ihre ursprüng- 
liche Beziehung auf das Criminalrecht uachweisen lassen. Die 
Prätoren wurden geleitet theils von den Erfahrungen ihrer Vor- 
gänger, theils von den Beschlüssen der Volkstribunen, denen 
gegen die Amtshandlungen der Prätoren Einspruch zustand. c ) 
Sie, konnten im Einverständnisse mit denselben neue Bestimmun- 
gen erlassen , welche , wenn sie sich bewährten , bei ihren Nach- 
folgern Aufnahme fanden. So, wissen wir, geschah es kurz 
vor Sullas Verfassung, wo das Collegium der Prätoren, in wel- 
chem sich M. Marius Gratidianus befand , und das der Tribunen 
gemeinschaftlich ein Edict über Münzverfälschungen erliessen 


a) Ulpian 1. 1 § 4 Dig. de postulando (III, 1): Ait praetor: «i mm ha- 
bebunt adrocatum, ejo dttho. Nec solum Ins personis hanc humanitatem 
praetor solet exhibere, verum et si quis alius sit, qui eertis ex causis vel 
ambitione adversarii vel metu patronum non invenit. 

b) Cie. p. Mur. 4, 10 in qua (civitate) nemiui unquam infimo maiores 
uostri patrouum deesse voluerunt. 

e) VergL I, 217. 
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und für die dawider Handelnden ein Processverfahren und Strafe 
festsetzten. *) Als mit Sullas Verfassung die Criminalgerichts- 
barkeit des eigentlich städtischen und des. Fremdenprätors auf- 
hörte, gingen natürlich die criminalreehtlichen Bestimmungen 
des Edictes in die neuen Criminalgesetze über und fortan um- 
fasste dasselbe nur Anordnungen über das Civilrecht. 

Eigenthümlich ist die Art und Weise, wie Cicero die Prä- 
toren in seinem Verfassungsentwurfe b ) erwähnt. Er nennt nur 
den städtischen Prätor, fügt aber hinzu, es sollten ihm so viele 
„mit gleicher Gewalt“ beigegeben werden, als Senat oder Volk 
beschlösse. Die Zahl der Prätoren also erscheint ihm als un- 
wesentlich. Aber wenn er von gleicher Gewalt spricht, so deu- 
tet er damit an , dass jeder Prätor gegen seinen Collegen Ein- 
spruch erheben kann und wir haben bestimmte Beispiele aus 
späterer Zeit, welche dieses Recht bestätigen. 0 ) Indessen auch 
als es nur einen Prätor gilb, war gegen seine Entscheidungen 
Einspruch erlaubt und zwar von den Consuln. Es ist einleuch- 
tend, eines wie grossen Rechtes sich die Consuln begaben, als 
sie die Einsetzung der Prätur gestatteten: sie wollten sich we- 
nigstens die Möglichkeit des Einflusses auf dieselbe erhalten. 
Dazu kam, dass der Prätor damals der einzige Beamte in der 
Einzahl war: er hätte eine zu grosse Macht gehabt, wenn er 
ohne Collegen unumschränkt in seinem Wirkungskreise da ge- 
standen hätte. Diese Gründe scheinen das Einspruchsrecht der 
Consuln herbeigeführt zu haben und dasselbe hat immer gegol- 
ten. Ein geschichtliches Beispiel haben wir zwar nur in einem 
Privatproces8 d ), aber sicherlich war es für den gesummten Amts- 
kreis des Prätors erlaubt. 36 ) 

Zugleich mit der Prätur entstanden die curulischen Aedilen. 
Wenngleich dieselben nicht bei der Leitung von Criminalproces- 
sen betheiligt sind , so müssen sie dennoch hier besprochen wer- 


a) Cic. de off. III, 20, 80: Plin. nat. hist. XXXIU, 132; Senec. de ira 

m, i8. 

b) Gic. de leg. III, 3, 8. Vergl. oben S. 103. 

c) Cic. in Verr. I, 46, 119; Caes. bell. civ. III, 20. 

d) Bei Val. Max. VII, 7, 6. 
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den, schon um denjenigen Zweig ihrer Thätigkeit, welcher den- 
noch mit dem Strafrecht in Beziehung steht, deutlicher feststel- 
len zu können. Ueber ihre Wahl und äussere Stellung wollen 
wir hier nicht sprechen 37 ), sondern nur auf ihre Amtsgeschäfte, 
wie sie in den zerstreuten Bemerkungen der alten Schriftsteller 
angegeben werden, eingehen. Ihre Einsetzung wird sehr kurz 
erzählt. Livins“) berichtet nur, der Senat habe wegen der Wie- 
derherstellung der Eintracht beschlossen, zu den Ituli maximi 
einen vierten Tag hinzuzufügen; die plebejischen Aedilen hätten 
ihre amtliche Hülfe dazu versagt , dagegen die patricischen Jüng- 
linge sich freiwillig dazu erboten: aus ihnen seien Zweimänner 
als Aedilen erwählt worden; Pomponius 1 ') legte dem Amte so 
geringe Wichtigkeit bei , dass er sagt , es sei nur eingesetzt 
worden , um den Patriciern mehr curulische Aemter zu verschaf- 
fen. Man hat diesen Entstehungsgrund bezweifelt und vielfache 
Vermuthungen auf einander gebaut, um den Aedilen von Anfang 
an einen grösseren Wirkungskreis zuzuweisen. 3S ) Es scheint 
dies indessen nicht richtig zu sein: es ist sehr wohl denkbar, 
dass der Grund der Einsetzung wirklich nur der Wunsch war, 
mehr Beamten zu erhalten und dieselben nach geführtem Amte 
in den Senat aufnehmen zu können; die Besorgung der Spiele 
war der äussere Vorwand , den man nahm. An diesen Kern 
schlossen sich später, als das Bedürfniss nach vielen Beamten 
eintrat, mehrere andere Geschäfte, ohne jedoch jemals der Aedi- 
lität eine besondere politische Wichtigkeit zu verleihen. Für 
dies Letztere spricht folgender Umstand. Als die übrigen curu- 
lischen Aemter den Plebejern zugänglich wurden , war die Ver- 
keilung unter die beiden Stände so, dass in ein und demsel- 
ben Collegium Patrieier und Plebejer zusammen sassen, beide 
mit gleichen Rechten ausgestattet: indem der eine den andern 
hindern konnte, kam also nur dasjenige zur Ausführung, was 
beiden Ständen gleichmässig frommte. Dagegen bei den curu- 
lischen Aedilen gestaltete sich das Verhältniss verschieden und 
zwar so, wie es die Plebejer anfänglich für das Consulat gefor- 

a) Liv. VI, 42. 

b) Pompon. § 26 Dig. de orig. iur. (I, 2). 
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dert, aber wegen des Widerstandes der Patricier nicht durchge- 
setzt hatten.“) Schon im folgenden Jahre nach der Einsetzung 
sah sich der Senat durch die Eifersucht der Plebejer bewogen, 
auch ihnen die curulisehe Aedilität zu eröffnen; aber es wurde 
bestimmt, abwechselnd sollte das Collegium aus patricischen und 
plebejischen Aedilen bestehen : so ist es vom Jahre 365 v. Chr. 
an regelmässig geschehen und vielleicht erst in den bürgerlichen 
Unruhen, welche dem Marsischen Kriege vörangingen, der Un- 
terschied der Stände in der Aedilität aufgehoben worden. 33 ) 
Hätten die Aedilen eine unabhängige Gerichtsbarkeit oder sonst 
eine wichtige Stellung im Staate eingenommen, so würde sich 
ein so seltsames Verhältniss, welches den Character der Be- 
hörde von Jahr zu Jahr änderte und bei den Consuin mit Recht 
verworfen worden war, nicht erklären lassen, aber es hat seine 
Berechtigung, wenn die curulischen Aedilen nur zur Ausfüllung 
des Senates dienten: die Besorgung der Spiele war ein ihnen 
der äussern Ehre wegen übertragenes Amt ohne politischen 
Einfluss. 

Indessen zu diesem anfänglichen Zweck kamen andere damit 
in keiner innern Verbindung stehende Geschäfte und zwar 
sehr bald. Denn die Consuin, mit der Führung von Kriegen 
und ausserhalb der Stadt beschäftigt, zweigten Manches von 
ihrer Amtstätigkeit ab, um es den Aedilen zu überlassen: 
wie die Prätoren die Rechtspflege erhalten hatten, so wurde 
ihnen die Sorge für die Stadt übertragen. Dies bezeichnet Ci- 
cero in dem Entwürfe seiner, der wirklich bestehenden nach- 
gebildeten , Verfassung als das Amt der Aedilen und eben so 
beschreibt er es , wo er von seiner eigenen Aedilität spricht. b ) Es 
ist dies die Sorge für die Stadt (cura urbis ■), verschieden von 
der Wache über die Stadt (custodia urbis): diese, welche den 
Prätoren obliegt , ist militärischer Art und bezieht sich auf die 


a) Vergl. oben S. 83. 

b) Cic. de leg. III, 3, 7 Suntoque aediles curatores urbis annonae lu- 
dorumque sollemnium : id. in Verr. V, 14, 36 Nunc sum designatus aedilis, 
habeo rationem, quid a populo Romano acceperim, mihi ludos sanctissi- 
mos — facieudos, mihi sacrarum aedium procurationem, mihi totam urbcm 
tuendam esse commissam. 
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Sicherheit vor äussem und innern Feinden, jene kommt, den 
Aedilen zu und entspricht ungefähr dem, was wir jetzt Polizei 
nennen. Bemerkenswerth ist, dass hierin die plebejischen 
Aedilen den curulischeu gleichgestellt wurden. Denn beide ge- 
meinschaftlich vertheilten, wie wir aus späterer Zeit wissen, 
fünf Tage; nach ihrem Amtsantritt die Theile der Stadt Rom, 
welche ein jeder zu besorgen hatte, unter einander.®) Es gab 
keinen Theil der Polizeigewalt,, welcher nicht von den Aedilen 
geübt wurde: der bauliche Zustand der Strassen und der Ver- 
kehr auf denselben, die Abwehr fremder Religionsgebräuche, die 
Aufsicht über den äussem Anstand und Sitte, namentlich die 
Bäder und zur Schau tretende Liederlichkeit, über verbotenen 
Luxus, über die Marktzufuhr, alles dieses und ähnliches ge- 
hörte zum Amte der Aedilen 40 ) , der curulischen sowohl wie der 
plebejischen. Waren die Unordnungen, denen sie steuern woll- 
ten, grösser, so traten die böhern Beamten, Prätoren oder Con- 
suln, v ein, entweder selbständig oder in Folge eines Senatsbe- 
schlusses , wie z. B. im Jahre 213 v. Chr. b ), wo die Aedilen 
den einreissenden Missbrauch fremder Religionsgebräuche nicht 
hatten abstellen können und der städtische Prätor ein Edict er- 
liess. Die Mittel, welche den Aedilen zu Gebote standen, um 
ihren Anordnungen Geltung zu verschaffen, waren zuerst die 
allen Beamten zustehende Zwangsgewalt , vermöge deren sie zu- 
erst die Missbräuche abstellten, z. B. in dem angegebenen Falle 
die zum fremden Religionscultus gehörigen Opfer hinderten, die 
Strassen säuberten, falsches Gewicht beim Marktverkehr zer- 
brachen , ferner gegen diejenigen , welche ihren Geboten zuwider 
handelten , Geldstrafen , wie sie nach dem Atornisch-Tarpejischen 
Gesetze auch ihnen erlaubt waren, endlich die Eintreibung der 
von den Gesetzen für die einzelnen Vergehen bestimmten Geld- 
strafen. Eigenthümlick war es den curulischen Aedilen, dass 
sie allein , mit Ausschluss der plebejischen Aedilen , ein jähr- 
liches Edict zu erlassen pflegten. Indessen eine Folgerung dar- 
aus, dass sie allein eine besondere Art von Gerichtsbarkeit ge- 


a) Tab. Heracl. 1, 2. 

b) Liv. XXV, 1. 
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habt hätten, wäre nicht gerechtfertigt. Denn auch von den ple- 
bejischen Aedilen weiss man, dass sie von Anfang an eine Ge- 
richtsbarkeit über die Plebejer übten , besonders über den Markt- 
verkehr derselben*), und seit die plebejischen Beamten überhaupt 
Gewalt über das ganze Volk erhalten hatten, mnsste diese Ge- 
richtsbarkeit an Ausdehnung und Kraft gewinnen. Es scheint, 
dass curulische und plebejische Aedilen gleichmässig, und nur 
räumlich nach den verschiedenen Theilen der Stadt, jene auf 
„die Sorge der Stadt ' bezügliche polizeiliche Gerichtsbarkeit übten. 
Dass dieersteren ein Edict, wahrscheinlich für alle gemeinschaft- 
lich, erliessen, kommt daher, dass diese ihre Gewalt sich von 
der prätorischen Gerichtsbarkeit abzweigte : deshalb ahmten sie 
die Sitte des Prätors nach. Vielleicht geschah diese Abzwei- 
gung erst, als die Geschäfte des Prätors sich dadurch, dass 
man jährlich einen Priester zum Beistände in der Civilgerichts- 
barkeit zu ernennen aufhörte, bedeutend vermehrt hatten. Die 
Grenzen der Amtsthätigkeit zwischen Prätoren und Aedilen ge- 
nau zu bezeichnen ist nicht möglich: wahrscheinlich waren sie auch 
nicht bestimmt festgestellt, der Prätor konnte, wo es ihm gut 
dünkte , mit seinem militärischen Oberbefehl eingreifen. Mit der 
Criminalgericktsbarkeit, erkennt man, standen die curulischen 
Aedilen bei den von uns bisher erwähnten Amtsbefugnissen in 
keiner Verbindung. Nur weil sie zu den höhern Staatsbeamten 
gehörten, stand ihnen, wie den Tribunen, plebejischen Aedilen, 
Prätoren, das Recht zu, Anklagen vor dem Volke zu erheben, 
sowohl in Tribut- als in Centuriatcoinitien und sie haben dieses 
Recht in den verschiedensten Fällen, sowohl um eigener, als 
um fremder Sachen willen geübt. Als der curulische Aedil A. 
Hostilius Mancinus eine öffentliche Dirne, von der er bei Nacht 
verwundet worden war, bei dem Volke anklagte, wollte er sich 
wegen Verletzung der eigenen Würde rächen b ), ebenso der be- 
rühmte M. Claudius Marcellus, da er als curulischer Aedil einen 
Volkstribunen C. Scantinius Capitolinus wegen Verführung, welche 
derselbe gegen Marcellus" Sohn versucht hatte, vor das Volks- 

a) S. oben S. 80 und I, 129. 

b) Gell. IV, 14. 
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gericht zog.*) Dagegen in fremden Sachen übte sein Anklage- 
recht der. curulische Aedil Sp. Albinus, als er einen geschickten 
Landwirth wegen Zauberei vor Gericht zog 1 ') und wollte es 
üben Cicero, als er Verres mit einem Prozesse wegen perduellio 
drohte. r ) 

Indessen diese Thütigkeit der curulischen Aedilen im Straf- 
processe kommt, wie schon bemerkt, von ihrer allgemeinen Eigen- 
schaft als Beamte her: dagegen die engste Verbindung mit dem- 
selben haben die sogenannten Dreimänner (lllviri capitales). 
Sie sind dieselben, wie die lllviri nocturni, die zuweilen er- 
wähntwerden 41 ): ihre Amtspflichten und ihre Stellung sind nicht 
von Anfang an dieselben gewesen, ln den Auszügen aus Livius’ 
Geschichte findet sich die kurze Bemerkung zum Jahre 289 v. 
Chr., damals zuerst seien lllviri capitales gewählt worden. d ) 
Dies kann bedeuten, in jenem Jahre sei dieses Amt zuerst ge- 
schaffen worden, während es früher noch nicht bestanden hätte; 
aber es kann auch heissen, damals zuerst seien die Dreimänner 
durch Volkswahl und regelmässig alle Jahre eingesetzt worden, 
und dass dies letztere der Sinn der Nachricht sein muss, be- 
weist die Erzählung von Cn. Flavius, curulischem Aedilen vom 
Jahre 304 v. Chr.*): er soll nach der Ueberlieferung einiger 
Schriftsteller, ehe er Aetlil wurde, zwei Triumvirate, eines für 
die nächtliche Sicherheit der Stadt (Hlvir noctumus) und das 
andere zur Gründung einer Colonie bekleidet haben, und, mag 
die Ueberlieferung richtig oder falsch sein, sie setzt in jedem 
Falle das Dasein von Dreimännern, deren Pflicht die Sicherheit 
der Stadt war, schon vor dem Jahre, wo das Volk sie zu er- 
wählen begann, voraus. Darnach wäre es mit diesem Amte ge- 
gangen, wie mit der Quästur. Ehe die alten königlichen Quästo- 
ren als stehende Beamte geschaffen wurden, war schon das Be- 
dürfniss gewesen, zuweilen zur Unterstützung der Könige Quästo- 


a) Val. Max. VI, I, 7; Plut. Marc. 2. 

b) Plin. nat. hist. XVIII, 41. 

c) Cic. in Verr. libr. I, 5. 

d) Liv. per. XI: lllviri capitales tune primum creati. 

e) Bei Liv. IX, 46. 
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ren zu ernennen und ehe die späteren Schatzquästoren jährlich 
vom Volke erwählt wurden, hatte man schon öfters bei besonderen 
einzelnen Veranlassungen Quästoren für die Besorgung der öffent- 
lichen Gelder erwählt.*) Aehnlich wird es bei den Dreimännern 
der Fall gewesen sein und es ist nur fraglich, ob ihre gelegent- 
liche Ernennung früher durch das Volk oder durch die Consuln 
geschah. Nach zwei, freilich unsicheren und unklaren Erwäh- 
nungen scheint es, dass man schon in sehr alter Zeit Abgeordnete 
ernannte, um für die nächtliche Sicherheit der Stadt zu sorgen b ): 
sie sollen angeblich in Veranlassung der Zerstörung Roms durch 
die Gallier eingesetzt worden sein, ist diese Erzählung richtig, 
so würde man sie in jener Zeit für Unterbeamte zu halten haben, 
welche von den Consuln oder consularischen Militärtribunen er- 
nannt wurden; einige Wahrscheinlichkeit würde dann sogar die 
Vermuthung für sich haben, dass, als nach dem Valerisch-Hora- 
tischen Gesetze im J. 447 die ehemals königlichen, gerichtlichen 
Quästoren als stehende Unterbeamten der Consuln aufhörten 0 ), 
dennoch diese gelegentlich Senatoren zu ernennen pflegten, um 
ihnen bei der Aufspürung von Verbrechen und der Sicherheit 
der Stadt zu helfen. Ihr Hauptgeschäft war dann in jener Zeit 
die Behütung der Stadt während der Nacht und darnach wurde 
ihnen ihr Name gegeben. Als sie später seit dem erwähnten 
Jahre durch Volkswahl und regelmässig ernannt wurden, war 
ihre Thätigkeit, wenngleich sie die frühere nicht verloren, doch 
hauptsächlich eine mit der Criminalgerichtsbarkeit in Verbindung 
stehende und von ihr führten sie fortan ihren Namen. Ja wir 
haben Nachricht, dass ihnen später noch andere Pflichten aufge- 
tragen wurden. Es wird das Gesetz eines Volkstribunen L. Pa- 
pirius erwähnt, welches den Dreimännern die Einziehung der 
gerichtlichen Suecumbenzgelder aufgetragen haben soll.' 1 ) Dies 


a) S. I, 65. 

b) Die Erwähnungen finden sich in einer wunderlichen Stelle bei 
Lydus de mag. 1, 50 und in einer ebenfalls sehr eigentümlichen Bemer- 
kung des Scholiasten zu luv. XII, 157. 

c) Vergl. S. 79 und die dort angeführten andern Stellen. 

d) Bei Festus s. v. sacramentum p. 347, der nach Erklärung dieses 
Wortes hiuzufiigt: qua de re lege L. Papiri tr. pl. sanctum est bis verbis: 
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Gesetz war weder dasjenige, wodurch die regelmässige Volks- 
walil der lllviri capitales eingeführt wurde, noch stammt es 
überhaupt aus alter Zeit. Denn es wird in ihm der Prätor, 
welcher unter Bürgern Recht spricht, erwähnt, eine Ausdrucks- 
weise, welche wenigstens den Fremdenprätor als bestehend vor- 
aussetzt; dieser aber wurde, wie wir bestimmt wissen“), erst 
im Jahre 243 v. Chr. geschaffen, zu einer Zeit, wo die Drei- 
männer längst als regelmässige Beamten bestanden. Diese Drei- 
männer wurden zudem vom Gesetze capitales benannt, ein Name, 
der ihnen nur von iluen andern Geschäften gegeben werden 
konnte. Man wird also annehmen müssen, das Papirische Ge- 
setz habe ihnen ausser den Pflichten, welche sie früher hatten, 
noch das Amt die gerichtlichen Suceumbenzgelder einzutreiben, 
übertragen, und dies Amt war ihrer sonstigen Thätigkeit ganz 
entsprechend. Wie sie im Criminalproeesse die ausgesprochene 
Verurtheilung zu vollziehen hatten, so wurde ihnen jetzt auch die 
Vollziehung der Urtheile im Civilprocesse, so weit dieselbe den 
Staat angingen, übertragen und in der Vereinigung dieser beiden 
Aemter liegt eine Andeutung, dass überhaupt auch das Aus- 
sprechen des Urtheils in Griminal- wie in Civilsachen in einer 
Hand, nämlich in der des städtischen Prätors lag. 1 ') Es ist in- 
dessen nicht wahrscheinlich, dass das Papirische Gesetz bis zum 
Ende der Republik bestand: wir haben wenigstens aus der spä- 
teren Zeit, aus der uns über das Verfahren im Civilprocesse viel 
berichtet wird, keine Andeutung über das Bestehen desselben. 
Deshalb darf man annehmen, dass, als die Criminalrechtspflege 
von dem städtischen Prätor an die andern Prätoren überging, 
d. h. durch Sullas Verfassung, den Dreimännern dieses auf den 
Civilprocess bezügliche Amt wieder abgenommen wurde. 

Ihre Haupttkätigkeit stand immer in genauester Verbindung 
mit der Strafrechtspflege: sie umfasste den polizeilichen Theil 

quicunque praetor posthae factus erit, qui inter cives ius dicet, tres viros 
capitales populum rogato hique tresviri (capitales) quicunque (posthac facti) 
erunt, sacrameuta ex(igunto) iudicantoque eodemque iure sunto uti ex legi- 
bus plebeive scitis exigere iudicareque esseque oportet. 

a) Liv. per. XIX. Vergl. oben S. 108. 

b) Vergl. oben S. 104. 
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derselben und dadurch unterscheiden sich die Dreimänner von 
den Aedilen. Diese besorgten die übrigen Anordnungen für das 
öffentliche Leben der Stadt, die Dreimänner treten ein, sobald 
irgend ein Verbrechen, welcher Art es auch sein mag, begangen 
wird. Natürlich ist es, dass öfters Aedilen und Dreimänner zu- 
sammen wirken, wie z. B. im Jahre 213 v. Chr., als fremde 
und abergläubische Religionsbräuche die Einwohner Roms in 
Erregung versetzten, der Senat von ihnen gemeinschaftlich Ab- 
hülfe für das Uebel verlangte"), und 186 v. Chr. bei der Unter- 
suchung über die Bacchanalien beide von den Consuln zur Auf- 
spürung der Schuldigen und zur Sicherheit der Stadt verwendet 
wurden. b ) Aber dies waren Ausnahmen bei besonderen Veran- 
lassungen. Die regelmässige Thätigkeit der Dreimänner erstreckte 
sich auf die polizeiliche Voruntersuchung der Verbrechen und 
die Vollziehung der durch das Gericht festgesetzten Strafen. 
Cicero in seinem Entwürfe einer Verfassung sagt von ihnen: „sie 
sollen die Fesseln der Schuldigen hüten, die Todesstrafen voll- 
ziehen”, 0 ) indem er diese doppelte Thätigkeit unter einem Be- 
griffe, dem, dass sie das Gefängniss unter ihrer Aufsicht gehabt 
hätten, zusammenfasst, wahrscheinlich nach eigenthümlich Rö- 
mischer Anschauung, welche das Gefängniss vor der Untersuchung 
und das nach der Verurtheilung nicht schied. Auch Pomponius 
schreibt ihnen nur die Aufsicht über das Gefängniss zu. d ) In- 
dessen ihre doppelte Thätigkeit ist hinlänglich bezeugt. Die 
Sorge für die nächtliche Sicherheit der Stadt, von der ihr Amt 
ausgiug, haben sie immer gehabt : sie werfen also Herumtreiber 
und Verdächtige ins Gefängniss 0 ) und zwar eben so wohl Rö- 
mische Bürger f ) wie Fremde und Sclaven. Aber auch bei Tage 
haben sie die Aufsicht über alle Uebelthäter, daher sie Varro 
mit den früheren Quästoren, welche ebenfalls zur Aufspürung 


a) Liv. XXV, 1. 

b) Liv. XXIX, 14. 

c) Cic. de leg. III, 3, 6 vincla soutiura servanto, capitalia vindicanto. 

d) Pompon. § 30 Dig. de orig. iur. Illviri capitales, qui carceris cu- 
stodiam haberent, ut, cum auimadverti oporteret., interveutu eorum fieret. 

e) Plaut. Amph. 1, 1, 3. 

f) Liv. XXXIX, 17. 
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von Verbrechen dienten, zusammenstellt. *) Sie schreiten auf 
gemachte Anzeige, aber auch ohne dieselbe ein, gegen Sclaven 
z. B. wegen Tragens unerlaubter Waffen b ), wegen Betruges'), 
wegen sonstigen Verdachtes 11 ), aber auch gegen Römische Bürger. 
So soll der Dichter Naevius wegen seiner Schmähgedichte gegen 
vornehme Personen von ihnen in das Gefängniss gew orfen worden 
sein'); so wurde ein ehemaliger Hauptmann C. Cornelius wegen 
Unzucht von einem Triumvirn in das öffentliche Gefängniss ge- 
bracht r ): so wurde Avilius aus Larinum, der seinen Landsmann 
Asuvius auf Anstiften von Oppianicus getödtet hatte , von den 
Freunden des Ermordeten vor den Triumvir geführt.*) Davon, 
dass die Dreimänner die Vollziehung der von den Richtern er- 
kannten Leibes- und Lebensstrafen gehabt, finden sich einige 
Beispiele. Sie vollziehen an einem Sclaven die Kreuzigung 11 ), an 
Römischen Bürgern die Hinrichtung im Gefängniss*): auch die 
Theilnehmer der Catilinarischen Verschwörung k ) und unter Kai- 
ser Tiberius die Genossen Sejans 1 ) wurden von ihnen hinge- 
richtet; ja in der Kaiserzeit vollziehen sie auch die Vernichtung 
verbotener Bücher. m ) 

Fraglich ist es, ob die Dreimäuner auch eine richterliche 
Thätigkeit ausgeübt haben und in wie weit. Dass ihnen gele- 
gentlich einmal ein iudicium beigelegt wird"), beweist nichts; 
denn so kann jede Entscheidung nicht nur eines Beamten, son- 
dern überhaupt jedes mit der Besorgung einer Sache Beauftragten 

a) Varro de ling. lat. V, 14.Quaestoresa quaerendo, qui conquirerent — 
maleticia, quae lllviri capitales nunc eonquirunt. Vergl. 1, 69. 

b) Plaut. Aulul. 111, 2, 2. 

c) Plaut. Pers. I, 2, 20; Asin. I, 2, 5; Trucul. IV, 2, 47. 

d) Aseon. in Cic. p. Mil. p. 38. 

e) Gell, in, 3. 

f) Val. Max. VI, 1, 10. 

g) Cic. p. Cluent. 13, 38. 

h) Val. Max. VIII, 4, 2. 

i) Val. Max. V, 4, 7. 

k) Sali. Cat. 55. 

l) Tac. Ann. V, 9.' 

in) Tac. Agr. 2. 

n) Varro de ling. lat. IX, 49. 
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genannt- werden. Ein solches iudicium eines Triumviru wird in 
dem eben angeführten Beispiele von Avilius geschildert, der 
eines Mordes halber vorgeführt wurde. Er nannte als Anstifter 
desselben Oppianicus und auch dieser wurde vor den Triumvir 
gebracht und dem Ankläger gegenüber gestellt, aber, wie Cicero 
wenigstens behauptet, weil er den Triumvir bestach, nach gesche- 
hener Untersuchung entlassen. Hier handelt es sich nur um ein 
polizeiliches Verfahren; die Befugniss, über Oppianicus ein rich- 
terliches Urtheil zu sprechen und ihn zu eiuer Strafe zu verur- 
teilen, hatte der Triumvir niöht. Ebenso wenig ist in den an- 
dern, so eben angeführten, Beispielen von einer gerichtlichen 
Verurteilung die Rede. Man nimmt in der Regel au, gegen 
Sclaven und geringere Leute habe den Dreimännern Straf- und 
eorrectionelle Zuchtgewalt zugestanden 42 ). Als Beweis führt mau 
eine Stelle aus Horaz an,, der einen reich gewordenen Freige- 
lassenen verspottend sagt, derselbe sei früher von den Prügeln 
der Dreimänner zerhauen worden“), woraus man nur folgern darf, 
entweder dass Sclaven von den Dreimännern zur Strafe verur- 
teilt wurden oder dass sie die von Prätoren verhängte Strafe 
durch jene erlitten. Wichtiger ist die Bemerkung von Cicero, 
der den Wunsch von Q. Caecilius Niger, sein Gehülfe bei der 
Anklage von Verres zu sein verspottend, sagt, er und seines 
gleichen möchten sich doch lieber an der' Manischen Säule An- 
geklagte suchen b ): wozu der Scholiast die Erklärung giebt, es 
würden z. ß. Diebe und nichtsnutzige Sclaven gemeint, die bei 
den lllviri capitales an der Manischen Säule bestraft zu werden 
pflegten. r ) Zwar auch die Steife von Cicero kann man nur von 
eiuer Voruntersuchung, welche bei den Dreimäunern stattgefun- 
den habe, verstehen; erst wenn man die Erklärung des Scho- 
liasten als richtig hinzunimmt, gewinnt man die Nachricht, dass 


a) Horat. Epod. 4, 11 sectus flagellis hic triumviralibusi 

b) Cic. div. 16, 50 vobis autem tanta inopia reorum est, ut mihi cau- 
sam praeripere potius quam aliquos ad columnam Maeniam vestri ordinis 
reos reperiatis? 

c) Pseudo-Ascon. p. 121 reos vestra defensione condignos , .velut fures 

et seryos uoquam, qui apud lllviros capitales apud columnam Maeniam 
puuiri solent. • 
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vor den Dreimänuern eine gerichtliche Verurtheilung und in Folge 
davon eine Bestrafung stattfand. Das Verfahren war im Allge- 
meinen dasselbe, was überhaupt für gerichtliche Verhandlungen 
galt, ln der Basilica au der Manischen Säule waren drei Tri- 
bunale, auf denen die erhöhten Sitze der Dreimänner waren*): 
es ist nach den Erwähnungen nicht zu zweifeln, dass sie nach 
Sitte aller Römischen Beamten einzeln richteten, mit der Erlaub- 
nis des gegenseitigen Einspruches. Die Uebelthäter, welche in 
der Nacht ergriffen, oder diejenigen, welche sonst von den Die- 
nern der Dreiinänuer aufgespürt oder von den Beschädigten vor- 
geführt waren, wurden vor das Tribunal eines der Dreimänner 
gebracht, der, ohne Zweifel von einem Beirath umgeben, Anklage 
und Vertheidigung hörte: Römische Bürger b ), Fremde, Sclaveu 
erschienen in gleicher Weise. Es gab eine eigene Classe von 
Rednern, welche die Vertheidigung oder Anklage führten, die 
am wenigstens angesehene. Cicero spricht in der kurz zuvor 
angeführten Stelle von ihnen mit sichtlicher Verachtung: er selbst 
liess sich nie herab vor den Dreimänuern zu sprechen. Wie 
weit die Befugnisse derselben gingen, wissen wir nicht genau. 
Nach der eben erwähnten Nachricht des falschen Asconius konn- 
ten nichtsnutzige Sclaven von ihnen verurtheilt und sogleich mit 
körperlichen Strafen gezüchtigt werden, auch Diebe, sicherlich ' 
nicht solche, die Römische Bürger waren. Denn diese traf, wie 
wir gesellen, eine andere Strafe. In allen übrigen Fällen trug 
das Verfahren vor den Dreimännern den Charakter einer poli- 
zeilichen Voruntersuchung, deren Ergebuiss vor den Prätor als 
ordentlichen Richter gebracht wurde und auch von den Parteien 
gebracht werden konnte. Ohne Zweifel war dies Verhältniss 
gesetzlich geregelt; aber Vieles mag sich mit der Zeit geändert 
haben, Vieles hing auch von dem Ermessen des jedesmaligen 
Prätors oder der Prätoren, welche die Strafrechtspflege hatten, 
ab. Es lässt sich selbst denken, dass diese, um ihre eigenen 

a) Cic. p. Cluent. 13, 38 sagt hoiuinem ante pedes Q. Manlii, qui tum 
erat lllvir, constituuut. 

b) Ein Beispiel von einem Römischen Bürger, der 'später selbst das 
Triumvirat bekleidete, giebt noch Cic. p. Cluent. 13, 39. 
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Geschäfte zu verringern, für bestimmte Fälle den Dreimännern 
besondere Vollmacht gaben. In jedem Falle konnten die Präto- 
ren, wo es ihnen gut dünkte, eingreifen, natürlich auch von 
Verurtheilten Berufung an sie eingelegt werden. Ebenso stand 
es frei, die Hülfe der Volkstribunen anzurufen.») Fand der 
Triumvir in den Fällen, wo ihm keine eigene Verurtheilung zu- 
stand, nach geschehener Untersuchung, dass kein Grund zur An- 
klage vorlag, so entliess er den ihm Vorgeführten, wie es z. B. 
bei Oppiauicus der Fall war b ): erklärte er ihn für schuldig, so 
behielt er ihn, je nachdem die Verhältnisse w r aren, entweder im 
Gefängidsse oder veranlasste, trotzdem dass er auf freiem Fusse 
blieb, die Anklage vor dem Prätor. Bei allen schwereren Ver- 
brechen, selbst von Sclaven, fand noch ein richterliches Verfah- 
ren statt; denn es w r erden Sclaven, die von Richtern zum Tode 
verurtheilt wurden, erwähnt 0 ), und in den späteren Gesetzen für 
die Schwurgerichte über gemeine Verbrechen werden die Uebel- 
thäter ohne Unterschied des Standes angeführt. 

a) Die vergebliche Anrufung der Tribunen durch eineu Römischen 
Bürger wird erwähnt Val. Max. VI, 1, 10; Plin. nat hist. XXI, 8. 

b) Cic. p. Cluent. 13, 39. 

c) Val. Max. VIII, 4, 2. 
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Das Processverfahren. 


Erstes Capitel. 

Darstellung des Strafverfahrens. Schwierigkeit derselben. Einteilung 
ln ordentliches und ausserordentliches. Einheit der richterlichen und 
vollziehenden Gewalt. Einheit der Civil- und Strafgerichtsbarkeit. Stel- 
lung der Beamten zu einander in der Gerichtsbarkeit. Oeffentlichkeit der 
Verhandlungen. Schriftliche Aufzeichnungen dabei. Beirath der Beamten. 
Seine Zusammensetzung und Hinzuziehung. Eintheilung des Verfahrens 
sowohl beim Civil- als auch beim Criminalprocess in das in iure und in 
iudicio. Bemerkungen darüber. 

ir haben die Entwickelung der Römischen Verfassung bis zu 
ihrem Höhenpunkte geleitet, wo sie, eine geraume Zeit im 
Gleichgewichte verharrend, dem Volke die Kraft verlieh, die 
alte Welt sich unterthänig zu machen. Die Formen des Crimi- 
nalverfahrens blieben während dieses Zeitraums dieselben und 
erst die dem Untergange zuneigende Republik schuf neue For- 
men, welche einer besonderen Darstellung bedürfen. Auch das 
Recht selbst entwickelte sich weniger durch einzelne Anordnun- 
gen der Gesetzgebung als durch die stetige Ausübung und den 
stillen , aber mächtigen Einfluss , welchen die fortschreitende Ge- 
sittung und die alle Erwartung übertreffende Entfaltung der 
äusseren Machtverhältnisse ausübte. Wir haben die Entstehung 
und Fortbildung der Staatsgewalten betrachtet, welche bei der 
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Strafrechtspflege thätig waren, die Einsetzung und Mehrung der 
Beamten, welche sie leiteten: es ist nöthig, jetzt das Zusam- 
menwirken der einzelnen Bestandteile beim Strafverfahren zu 
schildern, ein Unternehmen, das abgesehen von der mangelhaf- 
ten Ueberlieferung, welche alle Einsicht in die Verhältnisse der 
früheren Römischen Republik unvollkommen macht, mit vielen 
Schwierigkeiten verbunden ist. Diese Schwierigkeiten sind zum 
Theil solche, die jeder einen längeren Zeitraum umfassenden 
Schilderung gemeinsam sein müssen und in besonderem Grade 
die des Criminalprocesses treffen. Eine Staatsverfassung ist, 
so sehr sie auch am Alten hängt, dennoch einer beständigen 
Veränderung unterworfen und mit der Verfassung ändert sich 
aus dem Volksleben nichts so sehr als die Strafgerichtsbarkeit. 
Es ist daher schwierig, von derselben, mag man einen Zeit- 
punkt wählen, welchen man will, eine einheitliche Darstellung 
zu geben: die Veränderungen, welche theils vorher bestanden, 
tlieils später eintraten, hinzuzufügen ist wegen der Lückenhaf- 
tigkeit der Geschichte, welche diese leisen Uebergänge im Ein- 
zelnen meist verschweigt , nur selten möglich. Die andere Schwie- 
rigkeit entspringt aus der bemerkenswerthen Eigentümlichkeit 
des Römischen Volkes, das, wenngleich in ununterbrochener 
Umgestaltung begriffen, dennoch das Alte nicht auf hob, sondern 
der Zeit die Ersetzung des Einen durch das Andere überliess. 
Als daher die Schwurgerichte eingeführt wurden, erlösch damit 
die alte Form der Strafgerichtsbarkeit nicht ganz, sondern blieb 
für gewisse Verbrechen neben dem neuen Verfahren bestehen: 
selbst der Uebergang von einem zum andern Verfahren geschah 
allmälig und wurde durch mehrere Stufen vermittelt. 

, Trotz dieser Schwierigkeiten wollen wir eine Schilderung 
des Strafverfahrens versuchen und zwar des gesammten mit 
Ausnahme der später entstandenen Schwurgerichte. Die Dar- 
stellung wird in zwei Theile zerfallen. Der erste enthält das 
Verfahren, welches später durch die Schwurgerichte ersetzt 
wurde, umfasst also nur die Zelt bis zur Entstehung der letzteren. 
Der zweite behandelt das Verfahren, welches später entstanden 
ist als das erstere, aber dann, obgleich an Wichtigkeit und 
Ausdehnung sehr verringert, dennoch bis zum Ende der Repu- 

9 * 
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blik bestehen blieb: bei seiner Behandlung werden wir also auf 
die letzten Zeiten des Freistaates eben so gut Rücksicht neh- 
men müssen wie auf die früheren. Ungeachtet der grossen Ver- 
änderung, welche die Einsetzung der Schwurgerichte herbei- 
fülirte, war indessen die Beständigkeit der Römischen Verhält- 
nisse so gross und das Festhalten der Römer an dem Hergebrachten 
so streng, dass Vieles in den Einzelheiten des Strafverfahrens 
zu jeder Zeit dasselbe blieb: die Aufeinanderfolge der einzelnen 
Theile desselben, die Grundsätze in Bezug auf Zeugen und son- 
stige Beweise und anderes ähnliche war bei den Schwurgerich- 
ten nicht verschieden wie bei den frülier üblichen Gerichten. 
Eine vollständige Darstellung dieser Sachen würde sich also 
wiederholen müssen und nur in Anführung von Beispielen ver- 
schieden sein können. Deshalb ziehen wir es vor, hiervon nur 
bei der Schilderung der Schwurgerichte zu sprechen; denn von 
ihnen haben wir, namentlich durch die Reden Ciceros, eine bei 
weitem ausführlichere. Ueberlieferung, an welche sich etwaige 
Bemerkungen über den früheren Eutwickelungsgang zweckmässig 
anschliessen können. 

Der erste 'Theil unserer Darstellung, welcher die Zeit vom 
Beginne der Republik bis auf die Sullanische Verfassung begreift, 
soll dasjenige enthalten, was wir das ordentliche Strafverfahren 
nennen wollen. Dieser Name ist zwar im Sprachgebrauche der 
Römischen* Republik nicht begründet, aber der Sache nach er- 
scheint er als nicht unzweckmässig. Denn dies Verfahren um- 
fasst alle Verbrechen, kann jeden Angehörigen des Staates, 
wenn auc 1» nicht zu jederZeit treffen: es ist das im Römischen 
Staate ursprüngliche und hat die Norm abgegeben für jeden 
Criminalprocess. Der zweite Theil soll über das ausserordent- 
liche Verfahren handeln. Wir nennen es so, weil es bei ausser- 
ordentlicher Gelegenheit entstanden ist und diesen Character 
fortwährend beibehalten hat: die Verbrechen, welche es straft, 
zeichnen sich der Regel nach durch Schwere oder die Stellung 
der Schuldigen aus oder sind politischer Natur. Es zerfällt in 
Unterabtheilungen nach der Verschiedenheit derjenigen, welche 
die Verhandlungen leiten. 

Die richterliche und die vollziehende Gewalt sind in der 
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Römischen Republik niemals getrennt gewesen : sie waren sammt 
der militärischen in denselben Personen vereinigt und bildeten 
zusammen das sogenannte Imperium , das ein einiges und un- 
heilbares war. 8 ) Erst in der spätem Kaiserzeit, als nach Gleich- 
stellung der Provinzen und Italiens die Verhältnisse mannigfacher 
und die Ansprüche aller nunmehr gleichberechtigten Einwohner 
des Reiches schwieriger zu befriedigen wurden, entwickelte sich 
allmälig jene Trennung, die, so segensreich sie an sich sein mochte, 
von den Römern selbst, weil sie das andere Unglück der Zei- 
ten betrachteten, nur aus Noth angenommen und nicht nach Ge- 
bühr anerkannt wurde. Die Könige hatten, wie wir oben ge- 
sehen, die oberste richterliche und vollziehende Gewalt ohne 
Einschränkung gehabt und bei der Uebertragung ihrer Machtfülle 
an ihre Beamten den Grundsatz, beide zu trennen, nur unvoll- 
kommen befolgt. Hätte ihre Regierung längeren Bestand gehabt, 
wäre der Staat unter ihnen umfangreicher, die Masse der Bür- 
ger grösser, folglich die Menge der Geschäfte zahlreicher gewor- 
den, so wäre es möglich gewesen, dass sich unter der oberen, 
Alles umfassenden, Aufsicht der Könige durch Verschiedenheit 
der Beamten eine Theilung der Gewalten vollzogen hätte. In- 
dessen deren Herrschaft hörte auf, eben als das Reich sich zu 
erweitern und zu befestigen begann, und zwar nach der Regie- 
rung eines Königs, der mit grosser persönlicher Thatkraft be- 
gabt, seine unmittelbare, persönliche Wirksamkeit zum Schaden 
der früheren Freiheit erweitert hatte. Die Erben seiner Gewalt 
waren die Consuln , zugleich wurde die Ausdehnung des Staates 
verringert: es war natürlich, dass man nicht an eine Trennung 
dessen dachte, was von denselben Personen leicht bewältigt 
werden konnte und überdem den Vortheil einer einheitlichen, in 
der neuen und von innern Zwistigkeiten zerrissenen Republik 
doppelt nöthigen Regierungsgewalt gewährte. Und eben den- 
selben Grundsatz hielt man auch später fest: es hat nie in der 
Römischen Republik einen Richter gegeben, der nur richterliche 
Amtspflichten gehabt, nicht auch an der allgemeinen Verwaltung 
des Staates Theil genommen hätte. Die Consuln , die Zehnmän- 

a) Vergl. Anm. 28 a. E. 
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ner, die Militärtribunen, die Volkstribunen, die Prätoren, selbst 
die Aedilen und Dreimänner hatten neben den richterlichen Ge- 
schäften, welche ihnen oblagen, entweder nebenher oder sogar 
hauptsächlich politische Pflichten: ja dieser Grundsatz geht so 
sehr durch die ganze Römische Republik, dass man auch für 
ausserordentliche Fälle, wo richterliche Geschäfte zu besorgen 
waren, diese nicht besonderen Beamten übertrug, sondern sie 
den vollziehenden auferlegte. Z. B. bei den Aeckervertheilungen 
kam es zunächst auf die richterliche Entscheidung an, was 
öffentliches, was Privateigenthum wäre; aber.es ist einem Rö- 
mischen Gesetzgeber nie eingefallen, für diese Entscheidungen, 
welche in allen sonst bei der Rechtspflege üblichen Formen 
vor sich gingen, besondere Beamten zu ernennen, sondern eben 
dieselben, welche das Land an die einzelnen Ansiedler vertheil- 
ten, versahen auch das Amt als Richter. Es war daher folge- 
recht, dass man durch die Provocationsgesetze der Volksversamm- 
lung, welche in allen sonstigen Staatsangelegenheiten die höchste 
Entscheidung hatte, auch das oberste Richteramt beilegte, und 
zwar in derselben Gliederung, wie sie überhaupt ihre politischen 
Rechte ausübte. Selbst zu Privatrichtem wurden eben dieselben 
Personen erlesen, welche den höchsten Staatsrath bildeten: sie 
vereinigten in sich die richterliche und politische Gewalt und als 
man am Ende der Republik auch die anderen Stände zum Rich- 
ten heranzog, geschah das nicht, um das Richteramt selbständig 
für sich hinzustellen, sondern um ein politisches Gleichgewicht 
unter den verschiedenen Ständen des Volkes einzuführen. 

Die Rechtspflege erseheint im Anfänge des Staates als eine 
einheitliche, nicht getrennt in Privat- und Strafgerichtsbarkeit. 
Der König unmittelbar oder mittelbar richtete über Streitigkeiten 
und über Verbrechen der Bürger: es wird uns von keiner Ver- 
schiedenheit der Formen, welche dabei obgewaltet habe , berich- 
tet. Servius Tullius versuchte eine Art von Trennung, indem 
er die Entscheidung in der Civilgerichtsbarkeit abgab und sich 
unmittelbare Einwirkung nur in den Crirainalprocessen vorbehielt. 
Allein sein Nachfolger stellte das alte Verhältniss wieder her 
und die ersten Consuln empfingen von ihm die ungetheilte rich- 
terliche Gewalt. Sie stellten die von Servius angegebene Tren- 
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nung wieder her und befestigten sie dadurch, dass sie vermit- 
telst der Provocationsgesetze für die Criniinalprocesse eine ähn- 
liche Form erfanden, wie sie durch die königliche Einrichtung 
für die Civilprocesse bestand. Trotz dieser Verschiedenheit in 
einem, und zwar dem wichtigsten Theile des Verfahrens, galten 
dennoch die beiden Arten von Processen für gleich und waren 
es auch: selbst in den zwölf Tafeln war die Behandlung beider 
dieselbe und erhielt sich auch so. Namentlich bestand diese 
Einheit des Civil- und Criminalprocesses während der ganzen 
Republik in den höchsten richterlichen Beamten: die Consulp, 
Zehnmänner , Militärtribunen , Prätoren waren immer zu gleicher 
Zeit Civil- und Criminalrichter. Nur in den niederen Beam- 
ten, den Gehülfen der höhern, den Aedilen und Dreimännern, 
erscheint die Rechtspflege getrennt, in so fern jene ein kleines 
Stück der Civilgerichtsbarkeit, diese die polizeiliche Vorunter- 
suchung über Verbrechen leiteten. Selbst als mit der Einfüh- 
rung der Schwurgerichte durch Sullas Verfassung bestimmte Be- 
amte für die Civil- und andere für die Criminalgerichtsbarkeit 
eingesetzt wurden , waren die Befugnisse, Namen, Ehren für 
beide Arten gleich : es fand nicht eine besondere Wahl für die 
eine oder die andere statt, sondern die Vertheilung geschah, wie 
bei andern in der Mehrzahl gewählten Beamten, von denen jedem 
sein eigener Wirkungskreis angewiesen werden sollte: ein Ver- 
fahren, welches deutlich für die auch damals noch bestehende 
Einheit der Gerichtsbarkeiten zeugt. 

Die Folgerungen, welche sich aus diesen dem Römischen 
Staate eigenthümlichen Verhältnissen ergeben, sind bedeutend. 
Zuerst erklärt sich daraus die gegenseitige Stellung der Beamten 
zu einander. Die Volkstribunen waren eingesetzt, um die Plebs 
gegen die Willkür der Patricier und patriciscken Beamten zu 
schützen, nicht um irgend einen Einfluss auf die Rechtspflege zu 
üben , und dennoch haben sie denselben in ausgedehntem Masse 
geübt, sie konnten gegen alle Handlungen anderer Beamten, 
mochten dieselben Gerichtsverhandlungen leiten oder Verwaltungs- 
massregeln anordnen, auf gleiche Weise Einspruch thun. ' Eben 
so galt der Grundsatz, dass eine höher oder gleichstehende Ge- 
walt mehr gelte, im ganzen Staatsleben. Obwohl der Prätor 
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als eigentlichen Wirkungskreis die Leitung der Rechtspflege hat, 
kann der Consul, weil er überhaupt die höhere Gewalt hat, 
dennoch auch in dieser gegen ihn hindernd einschreiten und unter 
den Prätoren, von denen in späterer Zeit jeder seinen besonderen 
Kreis der Civil- oder der Criminalgeriehtsbarkeit hat, findet 
ebenfalls uneingeschränkt Einspruch des einen gegen den andern 
statt. Ferner kein rechtsprechender Beamter kann gegen den 
ihm gleich oder höher stehenden Beamten kraft seiner richter- 
lichen Befugniss einschreiten; denn deijenige, gegen welchen er 
einschreiten müsste, kann durch Einspruch die Ausübung der 
Befugniss unmöglich machen : dies gilt von Verwaltungsmass- 
regeln in nicht höherem Grade als von den Handlungen der 
Criminal- und C'ivilrechtspflege. Nicht minder erklärt sich hier- 
aus, dass die Formen, in denen ein Beamter richterliche Ent- 
scheidungen giebt, dieselben sind wie diejenigen, in denen er 
überhaupt feierliche Staatshandlungen vornimmt. Ort und Zeit 
sind dieselben. Der Markt und das Tribunal sind für den Be- 
amten, mag er thun was er will, bestimmt: es hört zu, wer 
will. Freilich in der Königszeit hatte nur die Sitte und die 
Rücksicht auf die öffentliche Meinung diese Oeffentlichkeit ver- 
langt und sie war deshalb öfters verletzt worden; aber zu den 
ersten Massregeln der Consularregierung gehörte die Bestimmung, 
dass das tyrannische Verfahren, heimlich und in der Privatwoh- 
nung Entscheidungen zu geben, abgeschaffit und die Sitte der 
volksfreundlichen Könige als bindendes Gesetz anerkannt wurde.*) 
Seitdem ist sie so sehr im Gebrauch, dass es eine Römischen 
Begriffen fremdartige Idee ist, von der Oeffentlichkeit gericht- 
licher Verhandlungen zu sprechen. Freilich sind sie öffentlich, 
aber es fiel Niemandem ein, dies, was von allen Amtshandlun- 
gen der Beamten auf gleiche Weise galt, als etwas besonderes 
anzumerken. Die Zeit für die Gerichte ist ebenfalls dieselbe, 
wie für amtliche Handlungen überhaupt. Niemals ist festgesetzt 
worden, richterliche Volksversammlungen sollten an andern 
Tagen gehalten werden können als andere politische, sondern 
im Allgemeinen wurden einige Tage für Volksversammlungen 


a) Man sehe I, 159. 
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verboten, andere dafür bestimmt. Niemals ist für richterliche 
Handlungen der Beamten eine andere Tageszeit verordnet ge- 
wesen als für andere öffentliche Verhandlungen: wenn die öffent- 
liche Thätigkeit überhaupt aufhörte, schlossen auch die Gerichte. 
Selbst die Gehülfen und Diener der Beamten dienten für Ver- 
richtungen aller Art, wie denn z. B. die Lictoren stets zur Aus- 
führung aller möglichen Befehle der Beamten gedient haben. 
Wenn in späterer Zeit einzelne Zweigerdes öffentlichen Dienstes 
besondere Unterbeamten erhielten , z. B. die Diener des Gefäng- 
nisses nur für diesen einen Zweck da waren, so beruhte das 
auf der nothwendigen Theilung der Arbeit: der allgemeine Grund- 
satz der Einheit wurde in den obem Beamten vollständig gewahrt. 

Man hat die Frage aufgeworfen, ob bei dem Criminal- 
processe ein schriftliches Verfahren stattgefunden habe und hat 
dieselbe verneint. 43 ) Sie ist, so aufgeworfen, gegen die Rö- 
mische Anschauung. Es gab anfangs bei den Gerichten kein 
schriftliches Verfahren , weil man sich der Schrift überhaupt noch 
nicht zur Aufzeichnung von Verhandlungen bediente, sondern 
zufrieden war, die Hauptdenkmale durch Eingraben auf Holz, 
Stein oder Erz der Nachwelt zu erhalten. Als der Gebrauch 
der Schrift allgemeiner wurde, fing man im ganzen Staatsleben 
und auch im Gerichtswesen an, schriftliche Aufzeichnungen zu 
machen. Ohne sie wäre die Sammlung der königlichen Gesetze 
durch das Papirische Geschlecht nicht möglich gewesen. Als 
nach der Gesetzgebung der zwölf Tafeln die legis actiones abge- 
fasst wurden, hätte dies nichts genutzt, wenn sie nicht schrift- 
lich aufgesetzt worden wären. Ap. Claudius, der zu König Pyr- 
hus' Zeit als Rechtskundiger berühmt war, soll sogar ein Buch 
geschrieben haben, und, wenngleich es heisst, dasselbe sei spä- 
ter nicht erhalten gewesen“), so beweisst doch diese Nachricht, 
dass der Gebrauch der Schrift ziemlich geläufig war. Man fin- 
det allerdings nicht, dass sie zu den gerichtlichen Verhandlun- 
gen selbst angewendet wurde, dass der Ankläger seine Klage 
schriftlich eingereicht hätte oder die Ergebnisse des Zeugenver- 
hörs schriftlich aufgesetzt worden wären : wir werden von diesem 


a) Pompon. § 36 de orig. iur. Dig. (1, 2). 
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Gebrauche erst in der späteren Zeit bei den Schwurgerichten 
Nachrichten und Beispiele finden. Aber sicherlich geschah es 
schon frühzeitig, dass die Beamten, wie sie überhaupt das Wich- 
tigste aus ihren Amtshandlungen aufzeichneten , so auch von den 
Processen, welche sie leiteten, die Hauptthatsachen schriftlich 
abfassten, ähnlich wie wir später sehen werden, dass bei den 
Schwurgerichtsprocessen die Vorsitzenden Prätoren Kläger, Grund 
der Anklage, Richter und Aehnliches in Listen eintrugen. Ein 
Beispiel eines solchen alten commentarium ist uns von Varro“) 
erhalten aus der ausserordentlichen Untersuchung, welche der 
quacstor parricidii M. Sergius gegen T. Quinctius Trogus führte. 
Es muss nach den erhaltenen Bruchstücken ausführlich gewesen 
sein; denn es enthielt die Formel, mit der die Volksversamm- 
lung berufen wurde, wahrscheinlich also auch die Anklage und 
das Ergebniss derselben. 

Eine besondere Beachtung verdient der Beirath ( consilium ), 
den jeder rechtsprechende Beamte hat: er ist der Civil- und Straf- 
rechtspflege durchaus gemeinsam, er findet sich selbst bei den 
Privatrichtern. Sein Ursprung ist uralt und schreibt sich aus 
der Sitte derjenigen Stämme her, welche den Staat selbst ge- 
bildet haben. ' Schon die Könige hatten ihn und im Verlauf der 
Geschichte erscheint nie ein Richter, der ihn nicht hätte haben 
können, den die Sitte nicht verpflichtet hätte, ihn hinzuzuziehen 14 ). 
Aber es würde nicht richtig sein anzunehmen, dass in diesem 
Hinzuziehen eines Beirathes ein unterscheidendes Merkmal der 
richterlichen und verwaltenden Behörden liege. Auch im Kriege 
ziehen Consuln und Prätoren ein consilium zu Rathe, auch der 
Oberpriester hat bei seinen Entscheidungen, trotzdem dass er 
allein verantwortlich ist, seine Beisitzer b ), ebenso die Beamten bei 
allen Entscheidungen der Verwaltung: bei dem jährlichen Wech- 
sel derselben beruht auf dieser Einrichtung die Möglichkeit einer 
sachgemässen Leitung des Staates. Wir haben über diesen 
Beirath nur gelegentliche Nachrichten, wahrscheinlich weil seine 
Hinzuziehung auf der Sitte beruht, und seine Wahl, wenngleich 


a) Varro de fing, lat VI, 9 p. 268. Vergl. oben S. 99. 

b) Vergl. 1, 104. 
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ebenfalls im Einzelnen durch die Sitte bedingt, dennoch in dem 
freien Ermessen des Beamten steht. Dass nur die Sitte das 
Hinzuziehen eines Beirathes gebot, ergiebt sich aus den Nach- 
richten über die Königszeit *) : es werden aus ihr Beispiele an- 
geführt, wo der König ohne Beirath richtete; dies war tyrannisch 
und wurde getadelt, aber der gefällte Spruch wurde dadurch 
nicht ungültig. Aus der späteren Zeit ist uns keine gesetzliche 
Bestimmung über die Nothwendigkeit der Hinzuziehung über- 
liefert, aber auch kein Beispiel, wo eine Entscheidung ohne ein 
conailium stattgefunden hätte. Naturgemäss hätte eine solche 
Unregelmässigkeit eher in der Provinz als in Rom , vorfallen 
können und doch wird Verres, dem sonst alle möglichen Unge- 
rechtigkeiten vorgeworfen werden, niemals von Cicero angeklagt, 
er hätte ohne den herkömmlichen Beirath ein Urtheil gelallt. 
Aber die Berufung in denseiben stand lediglich in der Willkür 
des Beamten oder überhaupt dessen, der eine Entscheidung ab- 
geben sollte, sowohl was die Zald als die Personen der Beisitzer 
betraf. 1 *) Die genauesten Nachrichten haben wir über diesen 
Punkt in den Verrinisehen Reden Ciceros, aus denen sich das 
Verhältniss des Beirathes zum Provinzialstatthalter ergiebt. Z. B. 
ist sehr lehrreich, was Cicero über den Capitalprocess von 
Sopater erzählt. 0 ) Sopater war schon bei dem früheren Statt- 
halter Siciliens, C. Sacerdos, wie Cicero sagt, wegen desselben, 
wie es wahrscheinlich ist, wegen eines ähnlichen Verbrechens 
angeklagt, aber freigesprochen worden. Als Verres sein Gericht 
hielt, waren in seinem Beirathe zum Theil dieselben Römischen 
Bürger, welche bei Sacerdos gewesen waren. Die Mitglieder des 
Beirathes kamen „zahlreich” zusammen und zwar diejenigen, 
„welche zu kommen pflegten”. Von ihnen entliess Verres einen 
Römischen Ritter M. Petilius, weil derselbe in einem Privat- 
proeesse zum Richter bestellt war, und auf dessen Bitten noch 
andere, welche in jenem Privatprocesse den Beirath bilden soll- 
ten. Kurz alle gehen fort, wie Cicero mit Uebertreibung sagt; 


a) Vergl. I, 123. 

b) Beispiele von andern als Beamten sind 1, 353 flgd. angeführt. « 

c) Cic. in Verr. libr. II, 29 flgd. 
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denn es blieben doch noch etliche übrig. Demnach glaubte Q. 
Minucius, der Vertheidiger von'Sopater, Verres würde dessen 
Process an jenem Tage mit unvollständigem Beirathe nicht vor- 
nehmen; als er es wider Erwarten dennoch that, ging Minucius 
trotz der Einsprache von Verres fort, unter dem Vorwände, Pe- 
tilius hätte auch ihn ersucht, an seinem Beirathe für den Privat- 
process Theil zu nelimen. Der Prätor war also jetzt „ohne Bei- 
rath”, wie Cicero sich ausdrückt, der Angeklagte „ohne Verthei- 
diger”. Indessen Verres verhandelte den Process und verurtheilte 
den Angeklagten „nach dem Ausspruche seines Schreibers, seines 
Arztes, seines Wahrsagers”. Aus diesen letzten Worten ergiebt 
sich, dass Yerres trotz des Weggehens der Uebrigen dennoch 
seinen Beirath hatte, dass er ihn ordnungsmässig befragte und 
sein Urtheil nach dessen Ausspruch bildete: er hatte die Sitte 
äusserlich nicht verletzt, wenngleich er die Absicht derselben 
nicht beobachtet hatte. Nur dies Letztere kann ihm Cicero vor- 
werfen; den Urtheilssprueh selbst hätte er auch dann nicht 
rechtlich anfechten dürfen, wenn Verres ohne Beirath entschieden 
hätte. Denn hätte es ein Gesetz gegeben, welches die Zuziehung 
des Beirathes gebot, so hätte dasselbe auch Bestimmungen über 
die Zusammensetzung desselben enthalten müssen. Es ergiebt 
sich aber aus Ciceros Schilderungen von dem Processe, so ge- 
hässig dieselben auch sein mögen, auf das Deutlichste, wie sehr 
die Bildung und Auswahl des Beirathes von der Willkür des 
Beamten, ja von dem Zufall abhing, und daraus folgt wieder 
mit Nothwendigkeit, dass trotz des Beirathes dennoch der Beamte 
allein für sein Urtheil verantwortlich blieb. Die Mitglieder des 
Beirathes unterstützten ihn privatim und ihre Befragung sollte 
ihn der öffentlichen Meinung gegenüber decken, seinem Ausspruche 
Gewicht verleihen; aber die Verantwortlichkeit konnte und sollte 
sie nicht von ihm nehmen. Es ist selbst fraglich, ob er ver- 
pflichtet gewesen ist, der Mehrheit seines Beirathes sich zu fügen : 
in der Sache liegt die Verpflichtung nicht begründet. Aber wir 
haben kein Beispiel, dass er es nicht gethan hätte und jedenfalls 
lag es, wie wir eben gesehen haben, in seiner Macht, auf die 
Zusammensetzung und Abstimmung des Beirathes so einzuwirken, 
dass er durch denselben nicht behindert wurde. Es ist wahr- 
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scheinlich, dass zu der Zeit, wo die Senatoren allein Richter 
in Privat- und Criminalprocessen waren, auch der Beirath nur 
aus Senatoren zusammengesetzt wurde und demgemäss weniger 
zahlreich war; später als auch die anderen Stände am Richter- 
amte Theil nahmen, und die Rechtskunde überhaupt sich allge- 
meiner verbreitete, war die Auswahl unbeschränkt. 

Die richterliche Gewalt war, wie wir erwähnt, während der 
ganzen Republik von der vollziehenden nicht getrennt, sondern 
nur ein Theil derselben und ihr untergeordnet. Dennoch musste 
sich das Bedürfniss geltend machen, Sicherheit für Leben und 
Eigeuthum im richterlichen Ausspruch zu gewinnen und alle die 
Gründe, welche in neueren Staaten die Trennung der richterlichen 
Gewalt, ilire Unabhängigkeit auf der einen Seite, ihre Gebunden- 
heit an die Form auf der . andern herbeigeführt haben, mussten 
auch bei den Römern als massgebend erscheinen ; aber sie führ- 
ten zu etwas anderem. Man wollte durchaus die Einheit der 
oberen Beamten und damit die Kraft der Regierung erhalten und 
kam deshalb darauf, das gerichtliche Verfahren in zwei Abschnitte 
zu zertheilen, von denen der eine in iure, der andere in iudicio 
hiess. Diese Eintheilung ist bei dem Privatprocesse anerkannt 
und dient allgemein als Grundlage, um denselben zu verstehen 
und darzustellen; aber sie muss in eben derselben Ausdehnung 
bei dem Criminalprocesse anerkannt werden: auf ihr beniht die 
Möglichkeit, sein Wesen und seine Eigentümlichkeit zu erfassen: 
sie zeigt die ursprünglich vollständige und noch am Ende der 
Republik bis zu einem gewissen Grade bestehende Einheit beider 
Processarten. Wie sie beim Privatprocesse uralt ist, so ist sie es 
auch beim Criminalprocesse und erscheint in den ersten, sagen- 
haften Anfängen des Staates. Indem der König zum Aburtheilen 
über die Schuld oder Unschuld des Verbrechers einen Beirath 
hinzuzieht, erkennt er damit an, dass das Fällen des Urtheils 
ein besonderer Abschnitt des Verfahrens ist, der grössere Ver- 
antwortung als die übrigen Theile des Processes erfordert All- 
mälig bildete sich die Trennung weiter aus: Servius Tullius 
ernannte Privatrichter für das Verfahren in iudicio bei Privat- 
processen, und das erste Valerische Provocationsgesetz enthielt 
eine vollständige Anerkennung von der Verschiedenheit und Be- 
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deutung des iudicium in Criminalprocessen, welche bis zum 
Ende der Republik bestanden hat. Indessen das Verfahren in 
iure und das in iudicio sind nicht zwei aufeinander folgende 
Abschnitte, dergestalt, dass das letztere auf das erstere folgen 
musste, sondern, wie mit dem Verfahren in iure begonnen wurde, so 
wurde auch mit demselben geschlossen. Das iudicium bildete 
den Mittelpunkt: darauf bezog sich das anfängliche Verfahren in 
iure und daran schloss sich das noch folgende in iure wiederum 
an. Dies letztere fand nicht blos vor dem Beamten, sondern 
durch den Beamten statt, der somit die Einheit des ganzen Pro- 
cesses bildete, und Anfang, sowie Ende desselben in seiner 
Hand hielt. Die Gesetze über die Criminalgericbtsbarkeit um- 
fassen entweder nur das iudicium, wie z. B. die wesentlichsten 
Bestimmungen der Provocationsgesetze , oder das Verfahren in 
iure, wie wahrscheinlich der grösste Theil der zwölf Tafeln, 
oder endlich beide zusammen, wie in späterer Zeit meistentheils 
die über die Schwurgerichte. Es war jedoch ein bemerkens- 
werther Unterschied zwischen dem Criminal- und Civilprocesse in 
Betreff des Verfahrens in iudicio. Iu dem letzteren übergab der 
Beamte den gehörig eingeleiteten Process einer andern Person 
zum Verfahren in iudicio: dieser Andere, von ihm beauftragt, 
leitete dasselbe selbständig, verhörte die Zeugen, überwachte die 
Klage und Vertheidigung, that am Ende den Spruch. Dagegen 
beim Criminalprocesse hatte derselbe Beamte, welcher das Ver- 
fahren in iure geleitet, auch das weitere in iudicio zu leiten: 
selbst das Fällen des Wahrspruches geschieht zwar durch einen 
Andern, aber unter seiner Aufsicht. Die Folge dieses Verhält- 
nisses ist, dass die Gesetze über das Privatrecht das Hauptge- 
wicht auf das Verfahren in iure legen und dasselbe, um einem 
Missbrauche der Beamten vorzubeugen, auf das Genaueste regeln, 
während die über das Criminalrecht sich hauptsächlich mit dem 
iudicium beschäftigen. 
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Zweites Capitel. 

Einleitung der Anklage von Amtswegen oder durch Privatankläger. An- 
geber , ihre Begünstigungen und Belohnungen. Privatankläger begünstigt 
und belohnt. Alle können angeklagt werden ausser den Beamten. An- 
wälte und Vertheidiger. Annahme der Anklagen durch die Beamten. Er- 
scheinen des Angeklagten an der Gerichtsstätte. Verhaftung desselben, 
Stellung von Bürgen. Gefängnisshaft bei den Römern. Sie ist keine 
Strafe und wird doch in aussergewöhnlichen Fällen von den Beamten als 
Strafe angewendet. Art des Gefängnisses: altes königliches 6efängniss, 
die Steinbrüche, Haft bei den Beamten, freies Gefängniss, Bewachung 
durch andere Städte. 

Die Quelle des ordentlichen Criminalprocesses ist eine dop- 
pelte. Er entspringt entweder aus der unmittelbaren amtlichen 
Einwirkung des Beamten oder aus der Beschwerde eines Privat- 
mannes, der bei dem Beamten Bestrafung für ein ihm oder dem 
Staate zugefügtes Unrecht sucht. Beide Elemente finden sich seit 
den ältesten Zeiten im Römischen Strafprocesse"), die Entwicke- 
lung aber geixt dahin, dass der Anklageprocess allmälig vor- 
herrschend wird und in dem folgenden Zeitabschnitte, wo die 
Schwurgerichte diesen Theil des Strafrechts umfassen, finden wir 
ihn durchaus überwiegend. 45 ) Je mehr die Bürger an den öffent- 
lichen Angelegenheiten Theil nahmen, desto mehr mussten sich 
selbst für diejenigen Fälle, welche nicht Einzelne unmittelbar 
betrafen, Ankläger finden und viele Processe, welche ihren Ur- 
sprung in der Thätigkeit der Beamten hatten, mussten, wenn sie 
weiter geführt wurden, die Mitwirkung von Privatpersonen als 
Ankläger in Anspruch nehmen. Dies freiwillige Interesse der 
Bürger gewährte bei der grösseren Entwickelung des Staates den 
Beamten diejenige Unterstützung, durch welche allein es mög- 
lich war, die Gerechtigkeitspflege wirksam zu erhalten. Denn 
öffentliche, vom Staate bestellte, Ankläger, deren Thätigkeit auf 
die Anklage allein gerichtet gewesen wäre, hat es nicht gegeben. 
Unter den Königen bestanden die Quästoren, als deren Amt die 


a) Siehe I, 121. 
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Aufsuchung von Verbrechen und Verbrechern angegeben wird*): 
sie schritten auch ohne dass ein Privatankläger auftrat, ein, aber 
nicht als Ankläger, sondern auch als Richter in der Vorunter- 
suchung. Dieselbe Behörde bestand im Anfänge der Republik mit 
denselben Pflichten, und, nachdem sie erloschen, half mau sich 
eutweder auf ausserordentliche Weise oder durch die grössere An- 
zahl der höheren Beamten, bis man die Dreimänner schuf, deren 
Amt, als auf die Aufsuchung von Verbrechen gerichtet, mit dem 
der ehemaligen Quästoren verglichen wird. Wir haben aus frü- 
her, wie aus später Zeit Beispiele überliefert, in denen sie, nach- 
dem sie Kunde von Verbrechen erhalten hatten, die Verbrecher 
vor sich führen liessen, die polizeiliche Voruntersuchung hielten, 
je nach dem Befunde der Umstände die Verdächtigen entweder 
eutliessen oder zu weiterem Verfahren vor dem Prätor in Ge- 
wahrsam hielten b ). Dies, wird man annehmen müssen, war bei 
den meisten, nicht politischen, Criminalverbrechen das gewöhn- 
liche. Aber freilich ist kein Zweifel, dass auch der Prätor un- 
mittelbar ohne vorhergehendes Verfahren vor den Dreimännern 
eingreifen konnte: entweder trat vor ihm ein Ankläger auf oder 
der Prätor verfuhr in Folge einer geschehenen Anzeige. Wir 
haben ein paar Beispiele, wo es sich um Mordthaten handelte, 
und den berühmten Fall mit den Bacchanalien: bei ihnen hören 
wir, wenngleich sie uns ausführlich berichtet werden, nichts von 
einem Verfahren vor den Dreimännern, sondern unmittelbar 
werden die Verbrechen vor dem mit dem Richteramte betrauten 
höheren Beamten verhandelt. 0 ) Wir werden diese Beispiele, weil 
die Richter bei ihnen auf ausserordentliche Weise ernannt sind, 
erst später näher betrachten ; aber man darf aus ihnen schliessen, 
dass dasselbe auch bei dem gewöhnlichen Verfahren, wenngleich 
vielleicht seltener, geschah. 

Zur Unterstützung des amtlichen Einschreitens der Behör- 
den und zur Grundlage der Anklage dienten die Angeber (indi- 
ces). Das beweist die Neigung, welche die Römische Sitte dafür 


a) Vcrgl. I, 69 und oben 79. 93. 

b) S. oben S. 126 flgd. 

c) Cie. Brut. 22; Liv. Vlll, 18: XXXIX, 41. 
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hatte, die Mittel zur Anklage der Thätigkeit von Privatpersonen 
zu überlassen : von Alters her hat man Angeber und Angeberei 
begünstigt, ja geradezu im Namen des Staates dazu aufgefor- 
dert. Das erste, freilich uoeh in Sagen gehüllte, Beispiel eines 
solchen Angebers ist jener Sclave, welcher die zu Gunsten der 
eben vertriebenen Tarquinier angezettelte Verschwörung bei den 
Consuln entdeckte: er erhielt als Belohnung die Freiheit, das 
Bürgerrecht und ein Geldgeschenk aus dem Staatsschätze“), ln 
derselben Weise heisst es von den Vergiftungen, welche im Jahre 
331 v. Chr. vorkamen, sie seien von einer Sclavin verrathen 
worden 6 ); während des zweiten Punischen Krieges wurde eine 
Verschwörung von Sclaven in Rom durch einen Mit verschwore- 
nen entdeckt und dem Angeber die Freiheit und Geld geschenkt 0 ); 
später eine Verschwörung der Campaner in dem unlängst er- 
oberten Capua, auch durch einen Sclaven. d ) Nach Beendigung 
des zweiten Punischen Krieges wurde eine Verschwörung Car- 
thagischer Gefangenen in Setia durch Angeberei entdeckt, die An- 
geber belohnt, der eine, ein Römischer Bürger mit einer -grossen 
Geldsumme, die beiden andern, welche Sclaven waren, mit der 
Freiheit und einer geringeren Geldsumme. 0 ) Am berühmtesten 
ist die Art und Weise, wie die verbrecherische Feier der Baccha- 
nalien entdeckt wurde. P. Aebntius, ein freigeborener Römischer 
Bürger, und eine Freigelassene Hispala Fecennia waren die er- 
sten Angeber und erhielten die grössten Belohnungen. Als man 
durch deren Aussagen das Allgemeine des Verbrechens erfahren, 
suchte man die Theilnehmer an demselben durch andere Ange- 
ber zu entdecken und durch Staats- und Volksbeschluss wurde 
den mit der Untersuchung beauftragten Consuln die Vollmacht 
gegeben, etwaigen Angebern Straflosigkeit und andere Be- 
lohnungen zuzusichern.') Aehnlich wurden, als im Jahre 210 
v. Chr. häufige Feuersbrünste die Stadt Rom bedrohten, Angeber 

a) Liv. 11, 5. Ein ähnliches Beispiel ist Liv. IV, 45. 

b) Liv. Vlll, 18. 

c) Liv. XXII, 32. 

d) Liv. XXVII, 3. 

e) Liv. XXXn, 26. 

f) Liv. XXXIX. 19. 
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aufgerufen und denselben vom Consul nach Senatsbeschluss Geld 
und andere Belohnungen verheissen. *) Nothwendiger Weise 
nämlich kam man, wenn man einmal Angeber begünstigte und 
belohnte, auch dazu, Theilnehmem an einem Verbrechen, im 
Falle sie zur gerichtlichen Verfolgung und Bestrafung desselben 
beitrügen, Straflosigkeit und sogar Belohnungen zu gewähren. 
Aber feste Grundsätze oder gesetzliche Bestimmungen gab es 
darüber nicht ; sonst hätte es nicht für den einzelneu Fall be- 
sonderer Senats- oder gar Volksbeschlüsse bedurft. Die erwähn- 
ten Beispiele beziehen sich nur auf Staatsverbrechen oder solche, 
an denen der Staat wegen ihrer Schwere oder Ausdehnung 
wenigstens mittelbaren Antheil nahm. Bei anderen Verbrechen 
war es die Sache der Ankläger, sich die Beweise der Anklage 
zu verschaffen : wahrscheinlich wandten sie , um Angaben zu ge- 
winnen, ebenfalls Belohnungen an; Straflosigkeit konnten sie 
Theilnehmern am Verbrechen nicht zusichern, lieber die Nach- 
theile , welche sich aus dem auf Angeberei gegründeten Process- 
system bei den Römern entwickelten, haben wir aus diesem 
Zeitabschnitte keine weiteren Nachrichten : wenngleich in gerin- 
gerem Grade als später, müssen sie doch auch schon jetzt her- 
vorgetreten sein. Schon zu Plautus’ Zeit standen Angeber und 
die sogenannten quadruplatores im übelsten Rufe. b ) 

Erfolgte kein amtliches Einschreiten der Behörden , so konnte 
eine Anklage durch Privatleute eintreten , aber nur bei denjenigen, 
welche der Strafrechtspflege vorstanden , d. h. anfänglich bei den 
Consuln oder den Stellvertretern der consularischen Macht, spä- 
ter bei den Prätoren. Einen Beweis davon haben wir aus älte- 
rer Zeit bei dem Processe von Volscius Fictor, der behauptete, 
er habe seine Anklage gegen Kaeso Quinctius nicht anbringen 
können, weil die Consuln von Rom abwesend gewesen wären. c ) 
Die Quästoren konnten also ohne den Auftrag der Consuln kei- 
nen CriminalprocesB einleiten, noch viel weniger konnten es die 
Dreimäuner, welche der Fähigkeit als Richter entbehrten und 


a) Liv. XXVI, 27. 

b) Plaut. Pers. I, 2, 10. 
e) Siehe I, 293. 
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nur das Recht der polizeilichen Voruntersuchung besassen. Das 
Recht, eine Anklage anzustellen, werdeu ungefähr dieselben Per- 
sonen gehabt und nicht gehabt haben wie iu späteren Zeiten, 
von denen wir ausführlichere Kunde haben: man gab darüber 
später nicht neue Gesetze, stellte nicht neue Grundsätze auf, 
sondern bestimmte nur alles im Gewohnheitsrecht oder in der 
Natur der Verhältnisse Liegende genauer. Es wird daher zweck- 
mässig sein, hierüber erst bei den Schwurgerichten zu handeln. 

Nur über zwei Punkte werden wir hier sprechen. Erstlich ist 
die Frage, ob auch Beamte als Ankläger auftreteu durften, was 
später bei den Schwurgerichten, weuu auch nicht gewöhnlich, 
doch unzweifelhaft erlaubt war. Man muss die Frage verueiueu, 
wenigstens was die höheren Beamten, die Consuln, Prätoren, 
auch die Volkstribunen betrifft. Die ersteren konnten selbst 
Richter sein, auf jeden Fall auf den Process entscheidend ein- 
wirken: es wäre nicht folgerichtig gewesen, wenn sie zugleich 
als Ankläger hätten auftreten dürfen. Aeludich verhielt es sich 
mit den Volkstribunen, welchen überdem das ausserordentliche 
Verfahren vor dem Volksgerichte zu Gebote stand und die davon , 
sowohl in eigenen, wie fremden Angelegenheiten vielfach Ge- 
brauch gemacht haben. Es galt demnach seit den ältesten Zei- 
ten eben derselbe Grundsatz, welcher in der Kaiserzeit über die 
Unfähigkeit der Beamten zur Criminalanklage herrschte 1 ): nur 
bei den Schwurgerichten am Ende der Republik konnte davon 
eine Ausnahme gemacht werden. Eine zweite Frage kann man 
aufwerfen über die Belohnungen der Ankläger. Dass es solche 
gab. und geben musste, erhellt aus Vielem. Wie früher er- 
wähnt 11 ), wurden in der Königszeit für glückliche Anklagen 
wegen Staatsverbrechen Belohnungen aus den Gütern der Verur- 
theilten gewährt, und .wir werden später erweisen, dass für 
Aufdeckung eben dieser Verbrechen bei den Schwurgerichten 
Geld und andere Belohnungen gesetzlich bestimmt waren: An- 
geber wurden ferner, wie wir eben gesehen, nach alt Römischer 
Sitte aufgemuntert. Daraus wird man mit Sicherheit folgern dür- 

a) Man sehe Macer 8 Dig. de accusat (XLVIH, 2). 

b) Vergl. I, 122. 
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fen , dass auch bei- dem ordentlichen Criminalverfahren der frü- 
heren republikanischen Zeit dem Ankläger, wenn er seine An- 
klage durchsetzte, Belohnungen zufielen. Indessen Beispiele da- 
für lassen sich bei den spärlichen Nachrichten, welche wir über- 
haupt haben, nicht anfuliren. Die Beamten ihrerseits hatten ein 
Interesse daran, dass Ankläger auftraten, welche das Aufsucheu 
der Zeugen, das Sammeln der Beweise, kurz alle für den Pro- 
cess nöthigen Vorbereitungen besorgten. Die Gesetze selbst ent- 
hielten schwerlich hierüber Verordnungen; aber die Prätoren in 
ihren Edicten ergänzten dies, indem sie angaben, unter welchen 
Bedingungen sie Ankläger zulassen würden , ähnlich wie sie es bei 
den Vertheidigern der Angeklagten thaten. Sie wurden dabei 
unterstützt bald durch die in der Römischen Sitte seit alter Zeit 
begründeten Privatfeindschaften, welche mit der Trennung des 
Staates in politische Parteien zusammenhingen, bald durch die 
eigentümliche Gliederung der Bürgerschaft in Patrone und 
Clienten, woran sich die Gewohnheit schloss, dass die auf Ehren- 
stellen Anspruch machenden Bürger durch unentgeltliches Besor- 
gen der für den Staat wichtigen Geschäfte Beliebtheit und Volks- 
gunst suchten. Wo dies nicht ausreichte, bewog der Beamte 
durch seinen sonstigen Einfluss Bürger, die Anklage zu über- 
nehmen, wie z. B. in späterer Zeit Verres von Cicero vielfach 
beschuldigt wird, für die ungerechten Richtersprüche, welche er 
fällen wollte, Ankläger aus seinen ihm ergebenen Freunden auf- 
gestellt zu haben.*) Kurz, nimmt man dazu, dass den glück- 
lichen Ankläger auch Belohnungen erwarteten, so wird es nie- 
mals an einem Privatmanue gefehlt haben, der die Anklage eines 
vermeintlich Schuldigen übernahm und dem Beamten die damit 
verbundenen Geschäfte erleichterte. 

Angeklagt konnten alle werden, mit Ausnahme der Beam- 
ten. Denn es wäre widersinnig gewesen, die Anklage derjeni- 
gen zu gestatten, welche durch ihr Einschreiten jedes Gericht 
unmöglich machen konnten; selbst als es später Beamten gab, 
welche unter der Botmässigkeit der richtenden Beamten stan- 


a) Der eigentliehe Ausdruck, dafür ist apponere; man sehe z. B. Oie, 
in Verr. 1, 29, 74; 11, 8, 22; 11, 10, 26 und sonst öfter. 
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den , Quästoren und Aedilen , nahm man ihre Ausnahmestellung 
währenddes Amtes an, zumal da sie am Fortsetzen eines etwai- 
gen Unrechtes durch die höher stehenden Beamten gehindert werden 
konnten. Selbst die ausserordentlichen Beamten, welche nur zur 
Besorgung bestimmter Geschäfte erwählt wurden , waren w ährend 
der Dauer derselben von Criminalanklagen frei und der Grund- 
satz, dass ein im Dienste des Staates Beschäftigter Privatleuten 
in keiner Weise Rechenschaft zu geben habe, muss während der 
ganzen Zeit der Republik in Geltung gewesen sein, anfänglich, 
weil es nur diejenigen Beamten gab, welche zugleich Richter 
waren, später in bewusster Anwendung. Das beweist dessen 
sofortige Geltung bei der Einsetzung der Schwurgerichte. Ein 
eigentümlicher Fall in dieser Beziehung ereignete sich im Jahre 
314 v. Chr. *) Wegen politischer Umtriebe innerhalb und ausser- 
halb Roms war ein Dictator C. Maenius ernannt worden , der 
M. Foslius zu seinem Reiterobersten erwählte. Als beide ihr 
Amt unnachsiehtlich auch gegen angesehene Bürger übten , ent- 
stand Unwille gegen sie und man drohte ihnen mit einer An- 
klage, sobald sie ihr Amt niedergelegt hätten. Im Bewusstsein 
ihrer Unschuld legten sie es nieder, Hessen sich bei den Con- 
suln, welche nach Senatsbeschluss ausserordentlicher Weise die 
Untersuchung führten, anklagen und wurden freigesprochen. Da 
es sich hier um einen Dictator handelte , war der Fall zwar etwas 
verschieden, dennoch spricht der Berichterstatter Li vius so, dass 
man auf die Gültigkeit des Grundsatzes , ein Beamter, sei wäh- 
rend seiner Amtsführung nicht anklagbar, schliessen darf. Ein 
Privatmann musste demnach warten, bis der Beamte, gegen 
welchen er seine Anklage erheben wollte, sein Amt niederge- 
legt hatte. Bei den Verhandlungen über den Triumph von L. 
Paulus lässt Li vius b ) einen Vertheidiger desselben sagen: wenn 
Ser. Galba, der Widersacher von Paulus, demselben Schaden 
zufügen wolle, möchte er bis nach dem Triumphe warten 
und ihn Tages nachher, w'o er Privatmann wäre, auf ordent- 


a) Erzählt von Liv. IX, 26. Vergl. oben S. 19. 

b) Liv. XLV, 37 postero die quam triumphatum est, privatum cum 
visurus esset, nomen deferret et legibus interrogaret. 
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liehem Gerichtswege anklagen. Also selbst der Oberbefehl, wel- 
chen der Feldherr des Triumphes halber hat , gilt als Ilinderniss 
für die Anklage. War das Verbrechen auffallend stark, so blieb 
nur übrig, dass ein anderer Beamter, namentlich ein Volkstri- 
bun, eine ausserordentliche Anklage vor dem Volksgerichte unter- 
nahm, und auf die Absetzung, so wie Bestrafung des Schuldi- 
gen antrug. “) Selbst eigenes Unrecht konnte der Beamte sogleich 
auf diese Weise vor Gericht bringen, wie es denn z. B. heisst, 
dass M. Claudius Marcellus als curulischer Aedil einen Volks- 
tribunen wegen versuchter Unzucht mit seinem Sohne vor dem 
Volke anklagte und, trotzdem dass jener sich durch seine „ge- 
heiligte Gewalt” zu schützen suchte, vor dem Gerichte zu er- 
scheinen zwang b ): worauf natürlich Absetzung von dem Amte 
zugleich mit der Bestrafung beantragt wurde. Aehnlich von 
dem Verfahren eines Beamten gegen einen andern Beamten, sei 
es in eigener oder fremder Angelegenheit, ist zu verstehen ein 
anderer uns überlieferter Fall, wo Meteilus Celer einen gewissen 
Cn. Sergius Silus wegen versuchter Verführung einer Frau vor 
dem Volke belangte.') Mit dieser Ausnahme der Beamten oder 
der gerade im Staatsdienste befindlichen Personen (und dazu 
gehörten auch die zahlreichen Soldaten, welche während ihres 
Dienstes nur unter der Gerichtsbarkeit ihrer militärischen Vor- 
gesetzten standen) konnte Jeder nach dem ordentlichen Crimi- 
nalverfahren angeklagt werden , Bürger, Fremde, Selaven, wenn- 
gleich der Beamte bei diesen verschiedenen Classen der Bevöl- 
kerung auch verschiedene Befugnisse hatte. Auch bei den Scla- 
ven war, wenn es sich nicht um ein Verbrechen gegen ihre 
Herren, welches von diesen allein zu ahnden war, handelte, das 
Dazwischentreten des Prätors und ein ordentliches Gericht nö- 
thig, weil dadurch das Eigenthum ihrer Herren in Gefahr ge- 
rieth Daher heisst es , dass sowohl ein Sclave, der einen anderen 
Selaven, als auch, dass ein anderer, der einen Römischen Ritter 


a) Vergl. 11, 207. 

b) Val. Max. VI, 1, 7; Plut. Marc. 2. 

c) Erzählt von Val. Max. VI, 1, 8. 
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getödtet hatte, vor den Prätor gebracht und in förmlichem Pro- 
cesse verurtbeilt wurde.*) 

lieber die Anwälte, namentlich zur Vertlieidigung der An- 
geklagten, haben wir aus der spätem Zeit vielfache Nachrichten, 
aus derjenigen Periode, welche bis zur Errichtung der Geschworen- 
gerichte reicht, keine. Es ist kein Zweifel, dass, wie die An- 
klage in alter Zeit einfach war und in blosser Anführung von 
Thatsachen bestand, so auch die Verteidigung ohne besondere 
Kunst und auf das Notwendige beschränkt, jedem Angeklagten 
selber möglich war. Dennoch ist es an sich unwahrscheinlich, dass 
die spätere Sitte, nach der jeder Angeklagte einen Verteidiger hatte, 
erst mit der Veränderung des gerichtlichen Verfahrens erfunden 
und plötzlich ausgebildet worden ist. Die Ueberlieferung erzählt 
bei den frühesten Processen zwar von Reden, welche die Ange- 
klagten selbst zu ihrer Verteidigung gehalten haben sollen, z. B. 
bei Coriolan, bei Käso Quinctius, aber doch auch vielfach von 
den Bemühungen, welche Angehörige und Freunde unternahmen, 
wie bei allen Processen, in denen Patricier vor der Plebs au- 
geklagt wurden: schon bei P. lloratius" Process in der Königs- 
zeit soll der Vater des Schuldigen gesprochen haben. So wenig 
geschichtlich die einzelnen Reden sein mögen, der Thatsache 
der Ueberlieferung liegt doch die allgemeine Ueberzeugung zu 
Grunde, dass seit den ältesten Zeiten förmliche Verteidigung 
vor Gericht nicht nur durch den Angeklagten selbst, sondern 
auch durch Andere stattgefunden hat. Bei dem Processe von 
C. Sempronius Atratinus im Jahre 422 v. Chr. wird als etwas 
Besonderes erzählt, dass der Angeklagte sich selbst verteidigt 
habe. b ) Dies fand einen bestimmten Anhalt in alter Römischer 
Sitte: das Verhältniss zwischen Patronen und Clienten, das 
schon im Anfänge der Geschichte als Privatverhältniss ohne staats- 
rechtliche Folgen erscheint, war von dem grössten Einflüsse 
gerade für die Rechtsgeschäfte. 0 ) Naturgemäss waren die Patro- 
nen befähigter, vor Gericht aufzutreten, als die Clienten: sie 


a) Val. Max. VIII, 4, 1 und 2. 

b) Liv. IV, 44 causa ipsc pro se dieta — damnatur. 

c) Vergl. unsere Darstellung I, 123. 
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waren die nothwendigen Vertreter der letzteren, wenn diese als 
Ankläger eine Unbill zu rächen hatten , noch mehr wenn sie 
selbst angeklagt wurden, weshalb auch der Sprachgebrauch, der 
Entwickelung der Verhältnisse sich anschliessend, die Ausdrücke 
Patron und Client auf den Vertreter vor Gericht und den Ver- 
tretenen übertragen hat. Dazu kam die schon früher erwähnte *), 
bei den Römern überaus entwickelte Sitte der Familienfeindschaft, 
später das Streben der Vornehmen, die Volksgunst zu gewinnen: 
Alles bewirkte, dass die Gewohnheit einer kunstgemässen Ver- 
teidigung und das System von Anwälten Behufs derselben sich 
früh erzeugte und ausbildete. Vollkommen entwickelt erscheint 
es zur Zeit, als die Schwurgerichte aufkamen : schon dies spricht 
für sein langes Bestehen. Das Cincische Gesetz, über dessen 
Bedeutung wir später ausführlich reden werden, zur Zeit des 
ältern Cato erlassen, hatte die Absicht, das Verhältniss zwischen 
den Herrschenden, welche zugleich die Vertreter vor Gericht 
waren, zu den Beherrschten und Vertretenen in seiner ursprüng- 
lichen Reinheit zu erhalten und nicht in das von Bezahlten und 
Bezahlenden ausarten zu lassen. Von den ältesten Juristen und 
Rednern haben wir zwar, keine, auf ihre Thätigkeit im gewöhn- 
lichen Criminalprocesse bezügliche Nachrichten: nur Entscheidun- 
gen über das Privatrecht und Auftreten in Volksgerichten wer- 
den erwähnt; aber das hat seinen Grund hauptsächlich in der 
Dürftigkeit der Ueberlieferung, welche nur die hervortretenden, 
mit politischen Folgen verknüpften, Fälle berücksichtigt. Cicero 
erwähnt einmal „die Vorfahren hätten die Absicht gehabt, es 
sollte Niemanden, auch nicht dem Geringsten an einem Anwälte 
fehlen.” b ) Er deutet damit an, dass die Sitte, einen Anw r alt 
vor Gericht und insbesondere in einem Criminalprocesse, um den 
es sich bei Gelegenheit jener Aeusserung handelt, zu haben, 
sehr alt ist und dass es darüber sogar gesetzliche Bestimmungen 
gab. Von solchen wissen wir indessen nichts; dagegen in dem 


a) S. oben S. 148. 

b) Cic. p. Mur. 4. 10 in ea civitate consul designatus defensorem non 
haberet, in qua nemini unquam infimo maiores nostri patronum deesse 
voluerunf. 
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prätorischen Ediete war eine Bestimmung, wodurch der Prätor 
sich verpflichtete, denjenigen, welche keinen Advocaten hätten, 
einen solchen zu verschaffen: und er pflegte dies auch in den- 
jenigen Fällen, wo Jemand durch die Macht und den politischen 
Einfluss seines Gegners benachtheiligt wurde, also sicherlich 
auch in Criminalprocessen, zu tliun. 3 ) Es ist kein Zweifel, 
dass Cicero bei seiner Bemerkung diese in dem prätorischen 
Ediete enthaltene Bestimmung meint. 

lieber die Beamten, denen die Strafrechtspflege oblag, haben 
wir schon an verschiedenen Stellen gesprochen. Es waren im 
Beginne der Republik die beiden Consuln, bei denen man die 
Klage anbringen konnte; aber ihre Zeit war auch durch viele 
andere Geschäfte in Anspruch genommeu und sie konnten nur 
einer geringeren Bevölkerung und den einfachen Verhältnissen 
eines kleinen Staates genügen. Wir haben ein Beispiel einer 
bei den Consuln angebrachten Criminalklage, das in dem Staats- 
processe von Kaeso Quinctius zur Sprache kam. b ) Diesen wollte 
M. Volscius Fictor wegen des an seinem Bruder im Jahre 463 
v. Chr. begangenen Mordes belangen; aber in jenem Jahre 
herrschte die Pest in Rom, an ihr starb der eine Consul und 
der andere scheint gar nicht zu Gericht gesessen zu haben. 
Auch im folgenden Jahre war Anfangs Gerichtsstillstand, weil 
beide Consuln ins Feld gezogen waren; erst als sie vom Feld- 
zuge heimgekehrt, wäre es Volscius möglich gewesen, seine 
Klage anzubringen. Diese Erzählung giebt uns ein deutliches 
Bild von der Einfachheit der damaligen Verhältnisse, wo mit 
jedem grösseren oder kleineren Feldzuge ein Stillstand der Ge- 
richte verbunden war. Diesem Uebelstande wurde abgeholfen, 
als die Zehnmänner und später als die Militärtribunen die Re- 
gierung der Stadt führten; denn die Einrichtung pflegte so ge- 
troffen zu werden, dass wenigstens einer von ihnen zur Besor- 

a) Ulpian. 1. 1, 4 Dig. de postulando (111, 1): Ait praetor si uon 
habebunt advocatum, ego dabo. Nee solum his personis haue hu- 
manitatem praetor solet exhibere, verum et si quis alius sit, qui certis 
ex causis vel ambitione adversarii vel metu patronum non invenit. Vergl. 
oben S. 116. 

b) Liv. III, 13; Dionys. X, 7. Vergl. 1, 293. 
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gung der städtischen Geschäfte, ganz besonders aber für die 
Rechtspflege in Rom blieb. Als nach der Ausgleichung der 
Stände wiederum die beiden Consuln als höchste Behörde ein- 
traten, wurde zugleich die Prätur geschaffen, ein städtisches 
Amt , das nur im Nothfalle , wenn ohnehin ein Stillstand der 
Geschäfte zweckmässig war, für auswärtige Geschäfte verwendet 
wurde. Als zum städtischen Prätor der zweite, der Fremden- 
prätor hinzukam, wurde, wie schon der Name andeutet, keines- 
wegs die Gerichtsbarkeit nach Privat- und Criminalfällen unter 
beide getheilt, ein sicherer Beweis dafür, dass überhaupt nach 
damaliger Anschauung beide nicht getrennt gedacht wurden. 
Der städtische Prätor erhielt vielmehr die gesammte Gerichts- 
barkeit unter den Bürgern, der andere die unter den Fremden 
oder die zwischen Fremden und Bürgern. Diese Vertheilung 
wird theils durch Beispiele, die uns überliefert werden, be- 
zeugt, theils durch die späteren Verhältnisse der Beamten 
bestätigt. Als der städtische und Fremdenprätor ausschliess- 
lich auf die Civilgerichtsbarkeit beschränkt waren, hatte der 
erstere nur über Streitigkeiten von Bürgern, der andere über 
die zwischen Bürgern und Fremden zu richten: darauf deu- 
tet der Name des letztem, der vielfach Prätor zwischen Bür- 
gern und Fremden genannt wird, ferner die Bezeichnung des 
ersteren als Wächters des bürgerlichen' Rechtes*): Verres, der 
städtischer Prätor gewesen war, werden von Cicero etliche Un- 
gerechtigkeiten bei Processen zwischen Bürgern, aber keine, bei 
der ein Fremder als Kläger oder Verklagter betheiligt gewesen 
wäre, vorgeworfen. Eine gleiche Vertheilung wird man bei den 
Criminalprocessen annehmen müssen: alle Processe, bei denen 
ein Fremder, sei es durch Anklagen oder durch Angeklagtwer- 
den, betheiligt war, kamen vor den sogenannten Fremdenprätor. 

Im Civilprocesse ist es Sache des Klägers, denjenigen, gegen 
welchen er klägen will, zur Gerichtsstätte zu bringen; aber das 
Gesetz steht demselben gegen den widerspenstigen Verklagten 
bei. Diese gesetzliche Hülfe muss grösser gewesen sein im Cri- 
minalproeesse, wo es die Natur der Sache mit sich bringt, dass 


a) Bei Cie. de leg. 111, 3, ü. 
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der liehelthäter nicht gutwillig vor Gericht erscheint, lieber 
diese gesetzlichen Bestimmungen sind wir nicht näher unterrich- 
tet; aber dass sie den Ankläger ermächtigten Gewalt zu brauchen, 
wissen wir. Bei der Untersuchung über die Bacchanalien setzten 
die ausserordentlich vom Senate zu Richtern bestellten Consuln 
eine Belohnung aus für den Angeber, der einen Schuldigen vor 
sie gebracht oder einen Abwesenden angezeigt hätte.’) Wenn 
auch für diesen Fall besondere Vorkehrungen getroffen wurden, 
so werden dieselben doch der sonstigen Sitte ähnlich gewesen 
sein. Cicero erzählt '') von der Ermordung eines gewissen Asu- 
vins aus Latinum; dessen Freigelasseue und Freunde hätten 
auf Avilius, in dem sie den Mörder vermutheten, einen Angriff 
gemacht und ihn vor den Triumvir gebracht ; ferner wegen des- 
selben Verbrechens sei Oppianicus mit Gewalt aus seinem Hause 
geschleppt und verhört worden. Sicherlich also hat es auch ge- 
setzliche Bestimmungen gegeben, um den Uebelthäter vor das 
Gericht des Prätors zu bringen: gelang dies den' Privatleuten, 
welche die Anklage erheben wollten, nicht, so werden die Drei- 
männer mit ihren Dienern eingeschritten sein. Bei dem Civil- 
processe wissen wir, stand es dem Kläger nicht frei, das Haus 
dessen, den er verklagen wollte, zu betreten, oder ihm in dem- 
selben Gewalt anzuthun c ): bei dem Criminalprocesse konnten 
dergleichen Einschränkungen nicht gelten. Natürlich kann bei 
einem solchen Angeklagten von keinem vindex die Rede sein, 
eben so wenig wie von einem Vergleiche mit dem Ankläger: 
der Angeklagte muss sich persönlich vor Gericht stellen. 

War die Schuld des Angeklagten durch die entweder von 
dem Richter oder der polizeilichen Behörde angestellte Unter- • 
suchung als wahrscheinlich ermittelt, so war es altes Recht, dass 
er bis zur Beendigung des Processes in Gewahrsam gehalten 
wurde, um an ihm nöthigen F'alls die verhängte Strafe vollzie- 
hen zu können. Indessen die Zeit milderte die Sitte und zur 
Milderung trugen besonders die politischen Processe, welche 

a) Liv. XXXIX, 17. 

b) Cic. p. Cluent. 13, 38. 

c) Man sehe 1. 18 — 21 Dig. de in ius vocando (fl, 4). 
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während des Kampfes der Stände stattfanden, bei. Wenngleich einige 
in ihnen Verurtheilte mit dem Leben biissten, so begnügte sich 
das Volk bei den meisten mit Geldstrafen oder der Verbannung, 
und es war natürlich, dass, wo man im Fidle der Verurtheilung 
höchstens diese Strafen zu vollziehen beabsichtigte, statt der 
vorläufigen Verhaftung Bürgen für das Wiedererscheinen des 
Angeklagten vor Gericht zugelassen wurden, d. h. vadimonium , 
wie es im Civilprocess gewöhnlich war. Die ersten Bürgen die- 
ser Art soll der Ueberlieferung zufolge Kaeso Quinctius, als er 
zuerst aus politischen Gründen, dann aber auch zugleich wegen 
Todtschlages angeklagt wurde, gestellt haben.") Der Volkstribun, 
welcher ihn anklagte, wollte, anfangs, als die Anklage aus einer 
politischen zu einer solchen wegen Todtschlages wurde, Bürgen 
nicht zulassen: er erklärte, das Römische Volk müsse die Mög- 
lichkeit haben, an dem, welcher einen Menschen getödtet habe, 
die Todesstrafe zu vollziehen und deshalb wollte er den Ange- 
klagten in Verhaft nehmen. Er musste am Ende dem Aus- 
spruche des Senates weichen, der unter keiner andern Bedingung 
das Volksgericht über einen Patricier zugeben wollte. Indessen 
dies war eine Ausnahme: der Angeklagte gehörte zu den vor- 
nehmsten Bürgern, der Process war, wenn auch die Anklage 
wegen Todtschlages hinzukam, wesentlich politisch, die Richter 
wurden durch die Vorrechte des patricischen Standes gehindert. 
Auf die gewöhnlichen Criminalprocesse musste dies Beispiel ohne 
Einfluss bleiben, und selbst bei politischen Processen hielt man, 
wenn es möglich w’ar, an der strengen alten Sitte der sofortigen 
Verhaftung des Angeklagten fest. Bei dem Processe, der gegen 
die Hauptschuldigen unter den Zehnmännern angestellt wurde, 
bestanden die anklagenden Tribunen auf Verhaftung einiger Ange- 
klagten, trotz dem dass sie später die Hinrichtung der Verur- 
teilten unterliessen und ihnen die Verbannung gestatteten. 6 ) 
Allmälig also bildete sich eine mildere Sitte, die sich freilich bei 
der Mangelhaftigkeit der Ueberlieferung nicht im Einzelnen ver- 
folgen lässt. Es wirkte auf sie die immer bereite tribunicische 

a) Liv. UI, 13. Vergl. I, 272. 

b) Liv. III, 58. Vergl. oben S. 35flgd. 
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Hülfe, welche eine Härte in jedem einzelnen Falle aufheben 
konnte: sie fand auch wohl ihren Ausdruck von Seiten der 
Richter selbst in dem prätorischen Edicte, das bei manchen Ver- 
brechen, sowie nacli dem Grade der Wahrscheinlichkeit einer 
Schuld oder auch bei besonderer Sicherheit, welche in den Ver- 
hältnissen der Angeklagten lag, von vorn herein die vorläufige 
Verhaftung aufheben mochte.*) Politische Angeklagte gewöhnte 
man sich bis zum Termine des Gerichtes auf freiem Fusse zu 
lassen. Während des Mariauischen Bürgerkrieges wurden der 
Flamen Merula und Lutatius Catulus von ihren politischen Gegnern 
vor Gericht gezogen, uud zwar mit der Absicht, sie so streng 
als möglich zu behandeln. Dennoch blieben die Angeklagten 
auf freiem Fusse 1 '). Der Zustand, welcher uns zur Zeit, da die 
Schwurgerichte eingesetzt wurden, in vielfachen Beispielen ent- 
gegen tritt, musste sich allmälig vorbereiten. Im Allgemeinen 
muss man annehmen, dass nach Erhebung der Anklage die Ver- 
haftung eintrat: dies beweist schon das Fortbestehen der Todes- 
strafe, mit der ein blosses vadimoninm unverträglich ist. Ja 
aus schon später Zeit wird uns ein Fall berichtet, welcher deut- 
lich beweist, welche Machtvollkommenheit die Beamten gesetzlich 
hatten. Im Jahre 141 v. Chr. wurde eine ausserordentliche Un- 
tersuchung gegen den gewesenen Prätor L. Tubulus eröffnet, 
weil derselbe sich bei einem Processe wegen Meuchelmord hatte be- 
stechen lassen. Dies war nach altem Recht ein todeswürdiges 
Verbrechen 0 ) und bei den Zehnmännern auch ähnlich bestraft 
worden d ); aber in späterer Zeit begnügte man sich mit der Ver- 
bannung. Deshalb wurde der Angeklagte nicht gefangen gesetzt 
und hatte die Möglichkeit, sich, da er sich schuldig fühlte, der 
Anklage durch Flucht zu entziehen. ■ Indessen als beim Termine 
wegen seines Nichterscheinens die Verbannung gegen ihn aus- 
gesprochen werden sollte, kamen so abscheuliche Sachen zum 
Vorschein, dass der Vorsitzende Beamte ihn aus der Verbannung 
zurückholen und gefangen setzen liess, um im Falle der wirk- 

a) Vergl. oben S. 116. 

b) App. bell. civ. I, 74. 

c) Veifcl. I, 386. 

d) Vergl. oben S. 36. 
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liehen Verurtheilung die Todesstrafe an ihm zu vollziehen. Tu- 
bulus tödtete sich vor der Entscheidung durch Gift.") 

Die Gefängnisshaft war somit nach Römischer Sitte nur eine 
vorläuiige, um die Möglichkeit zu sichern, dass die Strafe voll- 
streckt werden konnte. Als Strafe, durch die ein Verbrechen ab- 
gebüsst, die in einem gerichtlichen Urtheile zuerkaunt wird, ist 
sie während der ganzen Republik unbekannt gewesen: es giebt 
kein Gesetz, wodurch sie als Strafe bestimmt, kein Beispiel, wo 
sie von Richtern ausgesprochen würde. Erst die Kaiserregierung 
schuf die Strafe der Deportation, welche der Gefängnisshaft ähn- 
lich ist; aber darin liegt kein Beweis für ein früheres, nur von 
der Ueberlieferung nicht bezeugtes, Dasein derselben. Denn er- 
weislich entstand die Deportation durch eine Verschärfung der 
Verbannung, nicht durch eine Milderung des Gefängnisses, ln 
der späteren Zeit der Republik, als namentlich durch die Porci- 
sche Gesetzgebung die öffentliche Hinrichtung von Bürgern auf 
dem Markte verboten und auch für andere Verurtheilte ausser 
Gebrauch gekommen warf), schloss sich hieran die Benutzung 
des Gefängnisses zur Hinrichtung: wir werden im Verlaufe un- 
serer Untersuchung einige Beispiele anführen, wo die Verurtheil- 
ten in das Gefängniss zurückgebracht und dort von den öffent- 
lichen Henkern auf die eine oder die andere Weise getödtet 
wurden. Ausser diesen beiden Fällen wird nach Römischem Ge- 
richtsbrauche das Gefängniss ordnungsmässig nicht augewendet. 
Hiermit stehen etliche Beispiele, von denen uns die Ueberlieferung 
sicher und ausführlich erzählt, in scheinbarem Widerspruche. 
Einer der Dreimänner C. Pescennius, wird erzählt 0 ), habe einen 
ehemaligen, seiner Tapferkeit halber berühmten Centurio C. Cor- 
nelius wegen Unzucht, die er mit einem freigeborenen Jünglinge 
getrieben, ins Gefängniss geworfen und derselbe sei gezwungen 
gewesen im Gefängnisse zu sterben. Wenn dies eine dem ange- 
klagten Centurio, der die Thatsache nicht läugnete, vom Richter 

a) Ascon. in Oie. p. Scaur. p. 123 L. hic Tubulus praetorius fuit aetate 
patrnra Ciceronis. Is propter multa flagitia cum de exilio arcessitus esset, 
ne in carcere necaretur, venemun bibit. 

b) S. oben S. 61. 

c) Bei Val. Max. VI, 1, 10. Vergl. oben iS. 126. 
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anerkannte Strafe gewesen wäre, so müsste man daraus folgern, 
dass es bei den Römern für gewisse Verbrechen wirklich Ge- 
fängnisshaft als Strafe gegeben habe und dass nur durch Zufall 
die Ueberlieferung davon verloren gegangen sei. Indessen von 
einem über den Angeklagten gefällten UrtheUe wird nicht erzählt, 
ja es konnte von den Dreimännern, welche allein als Behörde 
in dieser Sache genannt werden, gar nicht gefällt werden. Mau 
muss also vielmehr annehmen, die Gefängnisshaft sei in diesem 
Falle nur eine Fortsetzung der bei der Anklage erfolgten Fest- 
nehmung gewesen: der Process wurde nach der Einleitung abge- 
brochen, nicht zu Ende geführt, ein Urtheil nicht gefällt. Na- 
türlich konnte ein solches Verfahren nur stattfinden, wenn alle 
Beamte und namentlich die Volkstribunen damit übereinstimmteu: 
sobalil ein Prätor oder ein Gonsul die Appellation des Ange- 
klagten annahm oder irgend einer der Volkstribnnen seine Hülfe 
zusagte, war es unmöglich. Daher heisst es denn auch, G. Cor- 
nelius hätte, wahrscheinlich weil er die Uebereinstimmung des - 
Prätor mit dem Triumvir kannte, die Dazwischenkunft der Volks- 
tribunen nachgesucht und Entschuldigungsgründe für sein Ver- 
brechen beigebracht; als sie aber ihr Einschreiten ablehnteu, 
musste er sich der Entscheidung des Triumvir fügen. Eben so 
jst zu beurtheilen die Bestrafung des Dichters Naevius, der nach 
Griechischer Sitte die Staatsmänner Roms in seinen Gedichten 
angegriffen, also damit gegen die Bestimmung der zwölf Tafeln 
•gefehlt hatte.") Er wurde von den Dreimännern in das Gefäng- 
niss geworfen, in welchem er lange genug blieb, um zwei Stücke 
darin verfassen zu können. Also ein eigentlicher Process wurde 
gegen ihn nicht geführt; aber nachdem er seine Reue gezeigt, 
wurde |er durch die Volkstribunen aus seiner Haft entlassen. b ) 
In der Uebereinstimmung der Beamten, von denen ein einziger 
im Stande war hindernd einzuschreiten, lag die einzige Gewähr- 
leistung gegen Willkür bei einem Verfahren, das sonst alle Mög- 
lichkeit zu arger Bedrückung darbot. Zwei ähnliche Beispiele 
berichtet Plinius. Im zweiten Punischeu Kriege als der Staat in 


a) S. I, 383. 

b) Gell. Noct. Att. 111, 3 extr. Vergl. obeu S. 126. 
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höchster Noth alle Geldmittel auf die Abwehr des Feindes ver- 
wandte, wurde dem Senate hinterbraeht, ein reicher Wechsler 
L. Fulvius hätte sich öffentlich mit einem Rosenkränze bei Tage 
sehen lasseu : auf Befehl des Senates wurde er ins Gefängniss 
geführt und nicht vor dem Ende des Krieges entlassen.*) Dass 
eine Verurtheilung stattgefunden, wird nicht gesagt, und hätte 
sie stattgefuuden, so wäre eine Entlassung aus dem Gefängnisse 
nach Beendigung des Krieges nicht möglich geweseu. Der Senat 
kann auch an sich keinen Bürger ins Gefängniss werfen lassen, 
sondern nur einem Beamten anrathen, dass er es thue, auch der 
Beamte kann nur einen Widerspenstigen verhaften, von Wider- 
stand aber ist hier uicht die Rede. Man kanu sich also den 
Vorgang nur so erklären: Es war durch die Schwelgerei des 
Wechslers ein öffentliches Aergerniss gegeben worden und 
auf die Anzeige davon ermächtigte der Senat den Prätor, den 
Schuldigen vorzuladen und nachdem er sich von der Richtig- 
keit der Thatsache überzeugt, ihn ins Gefängniss zu wer- 
fen, aber dann die gerichtliche Untersuchung uicht fortzufülum 
So blieb Fulvius, dem Niemand Beistand leistete, in Haft, aus 
welcher er erst in der Siegesfreude nach Beendigung des Krie- 
ges entlassen wurde. Aehnlich ist der zweite von Plinius be- 
richtete Fall zu erklären, bei dem das Verfahren wahrschein- 
lich dem bei dem ersten nachgebildet war. P. Munatius wurde 
ebenfalls, weil er sich einen Blumenkranz aufgesetzt, von den 
Dreimännern ins Gefängniss gesetzt und musste darin verbleiben,» 
weil die Volkstribuneu ihm ihre Hülfe verweigerten. Dass in 
den angegebenen Fällen die gerichtliche Untersuchung, wie wir 
angenommen, wirklich nur begonnen, nicht zu einem gesetz- 
lichen Ende geführt wurde, beweist die Erzählung von dem 
Verfahren bei der Bestrafung der Bacchanalien. Die mit der- 
selben beauftragten Consuln machten zwei Gassen unter den 
Schuldigen, erstlich die derjenigen, welche ausserdem noch 
Verbrechen verübt hatten : sie wurden hingerichtet; zweitens die 

a) Plin. uat. hist. XXI, 8 L. Fulvius argentarius bello Punico secun- 
ilo cum corona rosacea interdiu e pergula sua in forum prospexisse 
dictus ex auetoritate senatus in carcerem abduetus non ante finem belli 
emissus est. 
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derjenigen, welche nur an den Festfeiern Theil genommen hat- 
ten : diese „Hessen die Consulu im Gefängniss”, wie Livius sagt*), 
ein sehr bezeichnender Ausdruck für ein Verfahren, bei dem 
kein Urtheil, sondern ein Abbrechen der gerichtlichen Unter- 
suchung stattfand. Diese Schuldigen schienen nicht den Tod 
verdient zu haben, und man half sich mit einer ausserordent- 
lichen Strafe. Ebenso erging es bei der Klage, welche während 
der Samniterkriege T. Veturius gegen seinen Gläubiger P. Plo- 
tius , der ihn im Schuldgefängnisse schlecht und unzüchtig behan- 
delt hatte , bei den Consuln einbrachte. Diese Hessen, nach Be- 
fragen des Senates, den ungerechten Gläubiger vor sich laden, 
warfen ihn ins Gefängniss, setzten aber dann den Process, weil 
sie keine gesetzliche Strafe hätten aussprechen können, nicht 
weiter fort b ). Im Italischen Kriege entzog sich, wie erzählt 
wird'), C. Vettienus durch Selbstverstümmelung der Aushebung 
zum Kriegsdienst : der Senat bestimmte , seine Güter sollten eiü- 
gezogen, er selbst in ewigem Gefängniss gehalten werden. Wir 
wissen nicht, welche Strafe sonst auf die in dieser Absicht ge- 
schehene Selbstverstümmelung stand, Gütereinziehung war seit 
alter Zeit bei denen, welche sich dem Kriegsdienste entzogen, 
gebräuchlich' 1 ) ; der Senat wünschte besondere Strenge zu zeigen. 
Nach seinem Gutachten also Hess der Beamte, welcher die Aus- 
hebung leitete, den Schuldigen ohne gerichtlichen Urtheilssprach 
in das Gefängniss setzen. Der Senat rieth zugleich durch seinen Be- 
schluss den Beamten der folgenden Jahre ab, ihn daraus zu befreien. 
Denn weiter konnte er nicht gehen , und es nicht hindern, wenn ein 
Tribun etwa den Gefangenen später entlassen wollte. Dieser 
zuletzt erwähnte Fall ist bemerkenswert!!, weil er die Aeknlick- 
keit darbietet, um die Bestrafung, welche Cäsar gegen die ge- 
fangenen und im Senate überführten Catilinariscken Verscliwore- 


a) Liv. XXIX, 18 Qui taotum initiati erant — eos in vinculis relin- 
quebant 

b) Val. Max. VI, 1, 9. Etwas verschiedeu ist die Ueberlieferung bei 
Liv. VIII, 28; Dionys. Exc. Vat. XVI, 9. 

c) Von Val. Max. VI, 3, 3. 

d) Dionys. XI, 22. 

ii. 11 
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nen vorschlug, zu verstehen. Sie sollten, schlug Cäsar vor»), 
ihre Güter verlieren und im Gefängniss in deu bedeutendsten 
Munieipien gehalten werden: es sollte Nieinaud später über sie 
einen Antrag bei dem Senate machen oder eine Verhandlung 
vor dem Volke beginnen; wer dies thäte, der würde, wie der 
Senat erkläre, gegen deu Staat und das Wohl Aller handeln. 
Sollte die Gefängnisstrafe im richterlichen Urtheil begründet 
werden , so war das Verbot von Anträgen beim Senate oder 
Volke unnütz; da sie aber auf einer Verwaltungsmassregel be- 
ruhte, konnte sie jeder Beamte, sicherlich aber der Senat und 
das Volk aufbeben, etwas das bei einer durch deu Richter ver- 
fügten Entscheidung unmöglich war. 

Diese Art der Gefängnissstrafe fand, wie wan aus den an- 
geführten Beispielen , erkennt, in solchen Fällen statt, wo die 
gewöhnlichen gesetzlichen Strafen nicht ausreichten, wo den 
Gesetzen nach nur eine geringere Busse hätte auferlegt werden 
können uud doch härtere Ahndung nothwendig erschien; daher 
denn auch dabei die Mitwirkung des Senates, welche der Ent- 
scheidung der Beamten Gewicht verleihen sollte, erwähnt wird. 
Es ist diese Gefäugnisshaft, die nach Belieben ausgedehnt und 
als Strafe behandelt wird, in vielfacher Hinsicht bemerkeuswerth. 
Ohne Zweifel liegt in ihr eine Umgehung der Provocationsgesetze, 
in so fern diese die Absicht gehabt hatten, jede Entscheidung 
über eine an dem Leben und Vermögen von Bürgern zu vollzie- 
hende Strafe dem höchsten Gerichte des Volkes zu übertragen. 
Wäre sie zur Zeit, als das erste derselben gegeben wurde, oder 
auch nur später häufig gewesen, so würde sie sicherlich in die- 
selben einbegriffen, d. h. bestimmt worden sein, dass sie nur 
durch Volksbeschluss verhängt werden dürfe. Aber es stand 
über sie nichts in den Provocationsgesetzen , wir finden davon 
in ihnen auch nicht die leiseste Spur; eben so wenig kommt 
sie in den späteren Gesetzen über die Schwurgerichte vor. Daher 
konnte sie im Fiille der Uebereinstimmung aller höheren Beam- 

a) Sali. Cat. 51 ita cen&eo, pubficandas eorutn pecunias, ipsos in viu- 
culis habendes per municipia, quae maxime opibus valent, neu quis de 
bis postea ad senatum referat neve cum populo agat; qui aliter fecerit, 
senatum existimarc eum contra rempublicam et salutem ornnium facturum. 
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teu als Massregel der Verwaltung sowohl über Bürger als 
Fremde gleichmässig verhängt werden. Ferner aber ergiebt sich 
aus den angeführten Beispielen, dass bei den Römern keine 
gesetzliche Bestimmung über die Länge der Untersuchungshaft 
bestand, dass es kein Gesetz gab, wonach der Angeklagte bin- 
nen einer bestimmten Frist seine gesetzliche Aburtelung finden 
musste: sonst hätte der Process nicht abgebrochen, die Unter- 
suchungshaft nicht bis zu lang- oder lebenswieriger Gefängniss- 
strafe ausgedehnt werden können. Solche Bestimmungen wären 
nur bei einer Trennung der Rechtspflege von der Verwaltung 
ausführbar gewesen. Die Ideen von der Wahrung der persön- 
lichen Freiheit , welche von entscheidendem Einflüsse auf unsere 
Gesetzgebungen sind, waren dem Römischen Alterthum unbe- 
kannt: es suchte die einzige Gewähr in dem Rechte der Inter- 
cession der Beamten unter einander und in der tribunicischen 
Hülfe: und wie wenig dieselbe in aussergewöhnlichen Fällen aus- 
reichend war, lehren die uns überlieferten Beispiele: viele der 
Art wird die Geschichte als zu unwichtig verschwiegen haben. 

Wenn man die Zwecke, zu denen bei den Römern das Ge- 
fängniss diente, überlegt, so erkennt man, dass es, wenngleich 
bei weitem nicht so umfangreich' wie in den heutigen Staaten, 
doch immer gross genug sein musste Es diente erstlich zum 
Aufbewahrungsort für Gesindel und nächtliche Herumtreiber, wie 
sie Rom bei seiner schnell wachsenden Grösse nicht minder 
hatte als grosse Städte der Neuzeit: die Dreimänner waren die 
eigentlichen Beamten , welche in ihrer Sorge für die öffentliche 
Sicherheit, dasselbe bevölkerten. Ä ) Ferner diente es, wie schon 
erwähnt 1 *), zur Untersuchungshaft der peinlich Angeklagten , dann 
als Ort für die Hinrichtung der zum Tode Verurtheilten , seit 
dieselbe nicht mehr, wie in ältester Zeit, auf dem Markte durch 
die Lictoren der Beamten vollzogen wurde. Dazu kommen 
endlich , seit die grossen Kriege begannen , zahlreiche Gefangene : 
sie wurden in öffentlichem Gewahrsam gehalten und dieser. Ge- 
wahrsam war, da die militärischen Behörden dieselben waren 

a) Plaut. Amph. 1, i, 3. 

b) S. oben S. 166. 

11 * 
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wie die richterlichen, ungefähr gleich dem der übrigen Gefange- 
nen. Es ist unmöglich, dass das noch heut zu Tage erhaltene 
Staatsgefängniss , welches König Aucus Marcius erbaut und Ser- 
vius Tullius mit einem unterirdischen Kerker, dem Tullianum, 
versehen hatte, am Capitolinischen Hügel zur Rechten des jetzi- 
gen Aufganges vom Römischen Forum , allen diesen Zwecken 
genügt habe: es ist im Wesentlichen in derselben Gestalt und 
demselben Umfange erhalten, die es ehemals hatte und für eine 
nur etwas grössere Anzahl von Gefangenen unzulänglich. Des- 
halb half man sich bei ausserordentlichen Gelegenheiten mit an- 
dern öffentlichen Gebäuden, wie z. B. 281 v. Chr. Pränestinische 
Staatsgefangene in das Aerarium gesperrt wurden.*) Später, 
ungewiss zu welcher Zeit, lernte man die öffentlichen Gefäng- 
nisse Griechischer Staaten kennen, welche die Steinbrüche, aus 
denen man das Material zum Häuserbau genommen, zur Aufbe- 
wahrung von Verbrechern benutzten: man übertrug den Namen 
(lautumiae) und wahrscheinlich auch die Einrichtung nach 
Rom. 46 ) Dieses Gefängniss wird zuerst erwähnt im Jahre 198 
v. Chr. bei einer Verschwörung Carthagischer Geissein, als die 
Sicherheit der ganzen Stadt bedroht schien b ); eben dahin wur- 
den 190 v. Chr. die gefangenen Aetoler gebracht.') Es scheint 
ferner überall da verstanden werden zu müssen, wo erzählt 
wird, Consuln oder andere Beamte seien von einem Volkstribu- 
nen d ) oder Senatoren von den Consuln wegen Widersetzlichkeit 
im Senate ins Gefängniss gebracht worden e ), wenigstens in spä- 
terer Zeit. Denn in einem solchen Falle wird erzählt, der ge- 
fangene Consul Q. Metellus C'eler habe versucht, im Gefängnisse 
den Senat zu versammeln und als der Tribun den Senatoren 
den Zutritt wehrte, die Mauer zu durchbrechen f ), Vorgänge, 
welche auf das alte königliche Gefängniss nicht passen. Es 

a) Zon. VIII, 3. 

b) Liv. XXXI, 26. 

c) Liv. XXXVII, 6/ 

d) Z.B. Cic. de leg. III, 9; Liv. per. XLVIII; Val. Max. IX, 5, 2 uud 
öfter. 

e) Gell. IV, 10. 

* f) Dio Cass. XXXVII, 50. 
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bildete sich der Unterschied, dass dieser ursprüngliche Kerker 
nur für die zum Tode verurtheilten Verbrecher bestimmt wurde. 
Zwar wird dies nirgends ausdrücklich gesagt, aber man kann 
es daraus schliessen, dass in ihm die Hinrichtungen vollzogen 
und Gefangene, welche anderswo verwahrt gewesen waren, zur 
Hinrichtung dorthin gebracht wurden. So geschah es z. B. mit 
den Genossen Catilinas, welche aus dem milden Gewahrsam, in 
dem sie vorher gewesen waren , zur Hinrichtung nach dem Tul- 
lianum gebracht wurden; auch noch in der Kaiserzeit mit den 
Kindern Sejans“), wahrscheinlich auch mit jener Menge von 
Verurtheilten, welche Tiberius durch ein einziges Edict hinrich- 
ten Hess. b ) • . 

Indessen ausser den beiden öffentlichen Gefängnissen, welche 
wir erwähnt, gab es noch andere Arten, Gefangene in Gewahr- 
sam zu halten. Von dem Gefängnisse der Steinbrüche haben wir 
erst aus späterer Zeit Kunde und schon vorher war Rom eine 
grosse Stadt und Mittelpunkt eines bedeutenden Reiches, für 
welches das kleine königliche Geföngniss nicht hinreichen konnte. 
Es scheint, dass man die Aufbewahrung der Gefangenen als 
eine persönliche Sache der Beamten ansah, dass jeder dersel- 
ben diejenigen, welche er in Haft zu halten wünschte, in 
seinem Hause behielt und nach eigenem Ermessen für die Sicher- 
heit derselben sorgte. Dies linden wir selbst später noch als 
anerkanntes Recht und Sitte. Als Verres Seeräuber gefangen 
genommen hatte, behielt er den Anführer derselben in eigenem 
Gewahrsam und zwar selbst nach Niederlegung seiner Statthal- 
terschaft. Nur dies letztere greift Cicero als ungesetzlich an; 
dass er ihn in seinem Hause in Haft gehalten, missbilligt er 
zwar, giebt aber doch zu, es sei auch von Anderen geschehen. 
Als die Behörden in Rom das Geständniss von Verres, er habe 
den Seeräuberhauptmann noch in seinem Hause, erfuhren, wurde 
ihm derselbe abgenommen und in das öffentliche Geföngniss ge- 
bracht. c ) Ein berühmtes Beispiel dieser Art haben wir aus der 
Kaiserzeit. Asinius Gallus war vom Senate verurtheilt, aber 

a) Tac. Aun. V, 9. 

b) Tac. Ann. VI, 19. 

c) Cic. in Verr. V, 29 Ögd. 
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der Kaiser Tiberius gönnte ihm den Tod nicht: er befahl ihn 
bis zu seiner Rückkehr nach Rom im Gefängnisse zu halten bei 
den höchsten Beamten , welche die Befehle des Senates zu voll- 
ziehen hatten. So blieb Gallus drei Jahre lang in strengem und 
hartem Gefängniss bei den jedesmaligen Consuln oder, wenn 
Tiberius selbst das Consulat bekleidete, bei den Prätoren. •) 
Aehnlich erging es'Junius Gallio, der härterer Bestrafung hal- 
ber aus dem Exil zurückgeschleppt und den jedesmaligen Be- 
amten zur Bewachung übergeben wurde. 1 ’) Auf demselben 
Grundsätze beruhten die kaiserlichen Gefängnisse, welche, wie 
wir wissen , in und ausserhalb Roms mit den kaiserlichen Woh- 
nungen verbunden waren. Man darf annehraen, dass dies alte 
Römische Sitte war, um so mehr, als in republikanischer Zeit 
die höchsten Beamten selbständiger dastanden und die Schei- 
dung zwischen den Privat- und öffentlichen Pflichten derselben 
weniger streng war. Wie bei der Untersuchung über die Bac- 
chanalien die unfreiwilligen Angeber in dem Hause des Consuls 
festgehalteu wurden, um in Sicherheit und bei der Verhandlung 
der Sache in Bereitschaft zu sein“), so geschah es auch mit 
Angeklagten, deren Erscheinen bei den Terminen gesichert wer- 
den sollte. Es entwickelte sich hieraus das sogenannte „freie 
Gefängniss ” (libera custodia), das bei vornehmen Angeklagten 
zur Anwendung kam. In den meisten Fällen war es solchen 
erlaubt, gegen Stellung von Bürgen (viules ) , welche mit einer 
bestimmten Geldsumme verhaftet waren, auf freiem Fusse zu 
bleiben. War aber das Verbrechen der Art, dass man die Ent- 
weichung der Schuldigen durchaus verhindern wollte , so forderte 
man Bürgen, welche nicht mit Geld, sondern mit ihrem eigenen 
Leben für die Festhaltung der Angeklagten hafteten; sie moch- 
ten dann nach eigenem Ermessen Massregeln treffen, um sich 
der Person der Angeklagten zu versichern. Das bekannteste 
Beispiel dieser Art von Untersuchungshaft ist das der Catilina- 

a) Dio Cass. LVIil, 3 und Tac. Ann. VI, 23. 

b) Tac. Ann. VI, 3 et quia incusabatur facile toleraturus exilium de- 
lecta Lesbo, insula nobili et amoena, retrahitur in urbem custoditurque 
domibus magistratuum. 

c) Liv. XXXIX, 14. 
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rischen Verschwörer, die einzelnen Beamten und Senatoren zur 
Bewachung übergeben wurden.*) Auch in der Kaiserzeit blieb 
diese Art Gefängnisshaft gebräuchlich und den Beamten mit 
Rücksicht auf das Verbrechen oder den Stand des Angeklagten 
oder andere Umstände die Anwendung derselben gestattet. b ) So 
wurden für P. Vitellius und Pomponius Secundus, die unter 
Tiberius wegen Majestätsverbrechen angeklagt wurden , ihre 
Brüder, welche beim Kaiser in hohem Ansehen standen, Bür- 
gen und hielten die Angeklagten in ihrem Hause in Haft, in 
welcher der erstere sich selbst den Tod gab, der andere sieben 
Jahre lang verblieb. 0 ) Wie dieses „freie Gefängniss’’ sich aus 
der Privathaft, bei den Beamten entwickelte, so entstand aus dem 
öffentlichen Gefängnisse der Stadt Rom jene Art von Haft , wel- 
cher Cäsar die Catilinarischeu Verschwörer überwiesen wissen 
wollte. Man übergab Staatsgefangene, die man in sicherem Ge- 
wahrsam halten, aber doch nicht gleich Verbrechern streng be- 
handeln wollte , unterthänigen Städten zur Bewachung. So wurde 
während des Punischen Krieges Dasius Altinius, dessen Treue 
verdächtig schien, in Cales bewacht* 1 ), so nach dem zweiten Pu- 
nischen Kriege Carthagische Geissein nach der Stadt Setia ge- 
bracht, wo sie zwar mit ihrer Dienerschaft, aber doch bewacht 
von den Einwohnern, lebten 6 ); so nach dem Kriege mit Perseus 
der besiegte König Macedoniens selber nach Alba, Bitis, der 
Sohn des Königs Cotys, nach Carseoli in anständige Haft ge- 
schickt^) 


a) Sali. Cat 47. 

b) Ulpian. 1. 1 Dig. de custod. rcor. (XLVIII, 3): De custodia reorum 
proconsul aestimare solet, utrum in carcerem recipienda sit persona an 
militi tradenda vel fideiussori committenda vel ctiam sibi. Hoc autem vel 
pro criminis, quod obiieitur, qualitate vel propter honorem aut propter 
amplissimas facultates vel pro innocentia personae vel pro dignitate eius, 
qui accusatur, facere solet 

c) Tac. Ann. V, 8; Suet Vit. 2. 

d) Liv. XXIV, 45. 

e) Liv. XXXII, 26. 

f) Liv. XLV, 42. 
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Drittes Capitel. 

Einteilung des Criminalprocesses in das Verfahren in iure und das in 
iudicio. Annahme oder Abweisung der Anklage durch den Beamten. Ver- 
fahren in iure. Interrogatio in iure. Im Falle des Geständnisses ent- 
scheidet der Beamte selbständig. Ebenso bei Ertappung auf frischer That. 
Beweis für die Selbständigkeit der Beamten in diesen Fällen. Weite 
Ausdehnung dieser Fälle durch juristische Erklärung. Beschränkung der 
Prövocation dadurch. Macht der Beamten im Strafprocess. Allmälige 
Milderung der Strafen. Das Verfahren in iure, wenn ein Verfahren in 
iudicio folgt. Falsche Ansicht von zwei Instanzen. Widerlegung dersel- 
ben. Begriff von iudicare und iudicium. Mur das Verfahren vor dem Volke 
gilt als richterliches. Stellung der Beamten und Endzweck des Verfah- 
rens in iure in diesem Falle. 

Das Verfahren in iure beim C’riminalprocesse zerfällt in zwei 
Theile. Der erste derselben läuft auf das Verfahren in iudicio 
hinaus: er soll dasselbe vorbereiten und möglich machen. Der 
zweite Theil schliesst sich an dasselbe an: er enthält die Aus- 
führung des in iudicio Bestimmten. Die einzelnen Unterabthei- 
lungen desselben treten in ihrer Besonderheit bei den Schwur- 
gerichtsprocessen, von denen wir eine ausführlichere Ueberliefe- 
mng haben, hervor: sie sind indessen so sehr in der Natur der 
Sache begründet und mit dem gesammten Römischen Gerichts- 
wesen verknüpft, dass wir ihr Dasein seit den ältesten Zeiten 
annehmen müssen , ja auch die späteren Benennungen derselben 
waren gewiss lange vor den Schwurgerichten in Gebrauch. Neh- 
men wir an, der Ankläger, mochte derselbe aus eigenem An- 
triebe aufgetreten sein öder sich auf Veranlassung des Beamten 
gefunden haben"), sei au der Gerichtsstätte vor dem Beamten, 
welcher die Gerichtsbarkeit übte, erschienen: so war das erste, 
dass er den Namen desjenigen, welchen er anklagen wollte, 
nebst den Gründen der Anklage nannte: der stehende Ausdruck 
dafür ist nomen deferre . b ) Der Beamte prüfte diese vorläufige 
Anklage: hielt er sie für unbegründet, so stand es ihm frei, 

a) Vergl. oben S. 146. 

b) Derselbe findet sich schon vor der Zeit der Schwurgerichte, z. B. 
bei Liv. XLV, 37. 
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dieselbe nicht anzunehmen und den Ankläger abznweisen. Nie- 
mand konnte den Beamten zwingen, eine Anklage wider seinen 
Willen anzunehmen : seine Collegen konnten nur gegen das, was 
er that, nicht gegen das, was er nicht that, Einspruch thun, 
und umgekehrt stand es ihm selber frei, die etwaige Annahme 
einer Anklage durch dieselben seinerseits zu hindern. So lange 
die Consuln oder die höchsten Staatsbeamten zugleich Richter 
waren, gab es auf diesem Wege keine Abhülfe; seit der Prätor 
für die Rechtspflege eingesetzt wurde, war es möglich, dass ein 
von diesem Abgewiesener sich an die Consuln wendete. Diesen 
stand es frei, unbehindert durch die Prätoren, die Anklage an- 
zunehmen. Ein Beispiel davon ist uns nicht überliefert ; aber 
wir dürfen es daraus schliessen, dass es sonst den Consuln er- 
laubt war, die gerichtlichen Entscheidungen des Prätors abzu- 
ändern. *) In allen Fällen dagegen konnten die Volkstribunen 
wirksam eingreifen. Zwar war es auch ihnen nicht möglich, den 
richtenden Beamten zur Annahme einer Anklage zu zwingen; 
aber sie durften die Sache, wenn sie ihnen wichtig genug er- 
schien und sie sich in Uebereinstimmung mit ihren Collegen 
befanden, in einem ausserordentlichen Processe vor dem Volke 
anhängig machen. So war es geschehen bei dem Processe von 
Käso Quinctius. Der Ankläger Volscius Fictor behauptete, er 
hätte früher seine Anklage wegen Mordes bei den Consuln nicht 
anbringen können; jetzt als der allgemeine Zorn gegen den Pa- 
tricier ausbrach, brachte er sie mit Unterstützung der Volks- 
tribunen unmittelbar im Volksgerichte vor. h ) 

Hielt dagegen der Beamte die Anklage für begründet, so nahm 
er sie an und trug, so viel dies die Verhältnisse jeder Zeit mit sich 
brachten“), den Namen des Angeklagten, des Anklägers und auch den 
Gnind der Anklage in dieListen, welche erüber seine amtlichen Ver- 
handlungen führte, ein: worüber wir später bei der Schilderung 
des Verfahrens vor den Schwurgerichten ausführlicher sprechen 
werden. Es folgte dann das nothwendige Erscheinen des Ange- 

a) Ein Beispiel hiervon wird erzählt von Val. Max. VII, 7, 6. 

b) Man sehe I, 272. 

c) S. oben §. 137. 
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klagten an der Gerichtsstätte, damit ihm die Frage vorgelegt 
werden konnte, ob er das Verbrechen, dessen er bezüchtigt 
wurde, eingestände. Dies war die interrogatio in iure. Sie 
wird zwar dem Ankläger beigelegt*), und ohne Zweifel ist auch 
er dabei bet heiligt, indem er dem Beamten die Verhältnisse an- 
giebt und den Grund, worauf die Frage erfolgt, gewährt; in- 
dessen die eigentliche Frage über Schuld oder Unschuld muss 
von dem Beamten selbst ausgegangen sein. Erfolgte auf die Frage 
des Beamten das Gestäudniss des Angeklagten, er sei schuldig, 
so war damit nicht nur das anfängliche Verfahren in iure be- 
endigt, sondern auch das in iudicio unnöthig: es blieb nur der 
zweite Theil des Verfahrens in iure übrig, dass nämlich der 
Beamte die gesetzlich verordnete Strafe aussprach und dieselbe 
vollzog. Es ist dies so natürlich, dass es auf keine Weise zweifel- 
haft sein kann: die Römer hätten eine wunderbare Streitsucht 
haben müssen, wenn sie Jemanden, der auf die feierliche Frage 
vor Gericht sich selbst für schuldig erklärte, noch einmal durch 
den Richter hätten für schuldig erklären lassen, womit denn 
auch die Möglichheit gewesen wäre, dass der Richter im Wider- 
spruche mit dem Eingeständnisse des Angeklagten ein nicht schul- 
dig ausgesprochen hätte. In dem aussergewöhnlichen Falle, wo 
ein wahrheitswidriges Geständniss der Schuld vorzuliegen schien, 
konnte demungeachtet der Beamte oder auch ein Volkstribun 
einschreiten ; denn ein Zwang, das Geständniss in jedem Falle 
anzunelimen , war nicht vorhanden. Es war nur natürlich 
und mit den Grundsätzen des gesammten Römischen Rechts 
übereinstimmend. Denn auch im Privatrechte gilt der Satz 
confesms pro iudicato est: er war, da er in altem Recht vor- 
kam, eben so sehr für das Criminal- wie für das Civilrecht ge- 
meint. Ein berühmtes Beispiel von der Anwendung desselben 
hat uns die Ueberlieferung bei der Erzählung von der Verschwö- 
rung der Bacchanalien aufbewahrt Als sie entdeckt war, fand 
in so fern ein ausserordentliches Verfahren statt, als die Con- 
suln vom Senate mit der Untersuchung beauftragt wurden, in 
allen andern Beziehungen galten die Regeln des gewöhnlichen 


a) Man sehe das angeführte Beispiel bei Liv. XLV, 37. 
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Criminalprocesses ; denn die Consuln hatten nicht von dem Volke 
ausserordentliche Vollmachten erhalten, konnten also die Ange- 
klagten nicht ohne Dazwischenkunft eines Volksgerichtes ver- 
urtheilen. Livius erzählt nun, nachdem er die Hauptschuldigen, 
welche bei den Festfeiern auch andere Verbrechen begangen hatten, 
genannt, sie seien vor die Consuln gebracht worden und hätten, 
da sie ihr Vergehen eingestanden, „das Gericht nicht verzögert/'") 
Unter Gericht versteht er hier das ganze Verfahren in iudido , 
dessen Ergebniss das gerichtliche Urtheil ist: die Verzögerung 
hätte darin bestanden, dass sie im Falle des Läugnens vor das 
Volksgericht gebracht worden wären. Jetzt, da sie eingestan- 
den, wurden sie unmittelbar verurtheilt und hingerichtet. Ver- 
schieden von ihnen waren diejenigen Angeklagten, welche nur 
an den Festfeiern Theil genommen hatten, ohne sich dabei an- 
derer Verbrechen schuldig zu machen. Sie gestanden ebenfalls, 
entschuldigten sich aber damit, dass sie nichts Verbotenes gethan 
hätten. Die Consuln hätten sie entlassen müssen, wenn ihnen 
nicht wegen der Gefährlichkeit der sogenannten Verschwörung 
dennoch eine ausserordentliche Bestrafung nothwendig erschienen 
wäre. b ) Es führt uns dies zu dem Falle, wenn der Angeklagte 
überhaupt zwar die Thatsaehe, welche ihm vorgeworfen wurde, 
zugab, aber damit die Gesetze verletzt zu haben läugnete oder 
Entschuldigungsgründe anführte, also sich trotzdem für unschul- 
dig erklärte. In diesem Falle musste gesetzmässig das Verfahren 
fortgeführt und nöthigen Falls die Abstimmung der Volksver- 
sammlung eingeholt werden. Der bekannteste Process dieser 
Art ist aus späterer Zeit, der Milos wegen der Ermordung von 
Clodius; aber auch aus der Zeit vor Einsetzung der Schwurge- 
richte wird uns ein solcher berichtet. Ein tapferer Centurio C. Cor- 
nelius war wegen Unzucht mit einem Jünglinge angeklagt und 
läugnete die Thatsaehe nicht, entschuldigte aber sein Verbrechen 
damit, dass jener Jüngling gewerbsmässig Unzucht getrieben 
habe.") Der Angeklagte hätte einem ordentlichen Gerichtsver- 

a) Liv. XXXIX, 17 Adducti ad consules fassique de se nullam moram 
iudicio fecerunt. 

b) S. oben S. 161. 

c) Vergl. Val. Max. VI, 1, 10. Vergl. oben S. 150. 
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fahren unterworfen werden müssen und wäre vom Volke vielleicht 
freigesprochen worden, wenn man nicht eine ausserordentliche 
Bestrafung vorgezogen hätte. 

Indessen es ist selten, dass ein peinlich Angeklagter ein 
Geständniss ablegt, noch seltener, dass er es ohne Entschuldigun- 
gen thut und damit anerkennt, dass er die volle gesetzliche 
Strafe verwirkt habe. In manchen Gesetzgebungen wird das Ge- 
stehen der Verbrecher befördert , iii so fern sie dem Richter in 
vielen Fällen erlauben, die Strafe zwischen einem niedrigsten 
und höchsten Masse zu bestimmen und dieser durch die bei einem 
Geständnisse offenbarte Reue bestimmt wird, für Verbrecher, 
welche dieselbe zeigen, die möglichst niedrige Strafe anzusetzen. 
Bei den Römern ündet sicli kein solcher Gebrauch; im Gegen- 
theil war die Einrichtung ihres Strafprocesses und ihre Gesetze 
über die Bestrafung der Verbrechen der Art, dass sie das Läug- 
nen beförderten und darauf gleichsam eine Belohnung setzten. 
Beim Läugnen war vollständige Freisprechung möglich, im Falle 
der Verurtheilung die Strafe sogar leichter. Man würde den 
Criminalprocess unendlich erschwert haben, wenn man nicht 
noch eine andere Scheidung der Verbrecher vorgenommen hätte. 
Wir haben früher, wo wir von den strafrechtlichen Bestimmungen 
der zwölf Tafeln sprachen“), gesehen, dass man zwei Arten 
von Verbrechern unterschied, die auf der That ertappten und 
die nicht auf der That ertappten (manifesti und nec manifesti). 
Dieser Unterschied wird vielfach erwähnt bei dem Diebstahl, 
wird aber auch schon in alter Zeit bei dem Mord angeführt b ): 
wir sind berechtigt, ihn bei allen Verbrechen anzunehmen. Die 
Classe der auf der That ertappten Verbrecher wird den gestän- 
digen gleich erachtet und ebenso wie sie behandelt, dergestalt 
dass bei ihnen kein Verfahren in iudicio stattfindet, sondern der 
Beamte selbst, mögen sie Bürger oder Nichtbürger sein, ohne 
Befragen der Volksversammlung das Urtheil ausspricht. Der 
Beweis hierfür lässt sich aus einem uns überlieferten Beispiele 
und aus der Entstehung des ganzen Verfahrens in iudicio führen. 


a) Man sehe I, 376. 

b) Liv. III, 33; Cic. de rep. II, 36, 61. 
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Das Beispiel gehört zwar einer spätem Zeit, in der schon die 
Schwurgerichte in ihrer höchsten Ausbildung bestanden, an, 
gründet sich aber doch auf das nach uralter Sitte bestehende 
Verfahren. Die Catilinarischen Verschworenen wollte M. Cato 
bekanntlich mit dem Tode bestraft wissen. Er begründete seine 
Meinung so: „sie seien durch die Angabe von T. Volturcius 
und der Allobrogischen Gesandten überführt und hätten einge- 
standen, dass sie Mord und Brandstiftung und andere abscheu- 
liche und grausame Unthaten gegen ihre Mitbürger nnd ihr Va- 
terland vorgehabt hätten und deshalb seien sie als geständig, 
wie auf der That ertappte todeswürdige Verbrecher, nach Sitte 
der Vorfahren mit der Todesstrafe zu belegen.”*) Cato erwähnt 
die Sitte der Vorfahren, um seine Ausicht zu rechtfertigen, in 
zweierlei Beziehung, einmal dafür, dass er die wirkliche Todes- 
strafe, nicht, wie es damals gewöhnlich war, statt deren die Ver- 
bannung und Aechtung vorschlägt, zweitens dafür, dass er über 
die Verschworenen, weil sie gestanden hätten, kein Gericht ge- 
halten wissen will; daher sind seine Worte, wenngleich sie aus 
späterer Zeit stammen, durchaus für das alte Römische Straf- 
recht beweisend. Er sagt aber, dass auf der That ertappte Ver- 
brecher, ebenso wie geständige, behandelt und ohne weiteres 
gerichtliches Verfahren bestraft würden. Wahrscheinlich sind 
auch unter den Theilnehmern der Bacchanalien, von deren Be- 
strafung wir kurz zuvor gesprochen, manche gewesen, die nicht 
ausdrücklich ihre Schuld eingestanden, sondern nur, weil sie 
durch offenbare Beweise und Zeugen überführt waren, als auf 
der That ertappt hingerichtet wurden. Ein Widersprach gegen 
unsere Beweisführung liegt nicht in dem nns aus dem ersten 
Jahre des Decemvirates berichteten Processe von P. Sestius. b ) 
ln dessen Schlafzimmer war in Gegenwart eines Decemvir C. 
Julius der Leichnam eines Ermordeten aufgefunden worden: die 
Sache war, wie Livius sich ausdrückt, eben so offenbar wie 


a) Salt. Cat 52 iique (cum) indicio T. Volturci et legatorum Allobro- 
gum convicti confessique siut caedem, iueeudia aliaque se foeda atque cru- 
delia facinora in cives patriamque paravisse, de confessis sicuti de mani- 
festis rerum capitalium rnore maioruin supplicium sumeodum. 

b) Liv. III, 33; Cie. de rep. II, 36, 61. Vergl. I, 342. 
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schrecklich. Der Decemvir richtete indessen nicht selbständig, 
sondern hielt ein Volksgericht ab, dessen Entscheidung nicht 
berichtet wird. Wer hieraus folgern wollte, auch bei einem offen- 
baren, auf der That ertappten, Verbrecher hätte der Beamte 
nicht selbst entscheiden dürfen, sondern das Verfahren in iudirio 
eintreten lassen müssen, der kann eben so gut daraus schliessen, 
die Zelmmäuner wären nicht von den Frovocationsgesetzen befreit 
gewesen und doch wissen wir durch die bestimmtesten Zeugnisse, 
dass sie es waren. Es handelt sich hierbei nur um das, was 
der Beamte thun darf, nicht um das, was er thun muss. Ohne 
Zweifel kann er jeden auf der That ertappten Verbrecher auch 
vor das Volksgericht stellen, eben so gut, wie er auch bei dem 
seiner Schuld geständigen gerichtliche Untersuchung eintreten 
lassen kann oder wie der ausdrücklich von den Provocationsge- 
setzen befreite dennoch dieselben beobachten darf. Der Decem- 
vir aber hatte in diesem Falle einen doppelten Grund, von seinen 
Rechten keinen Gebrauch zu machen. Der Angeklagte war Pa- 
tricier und gehörte zu den vornehmsten Bürgern, und dann 
wünschte jener seine Mässigung zu zeigen, um der Decemviralre- 
gierung das Vertrauen des Volkes zu erwerben: in dieser Be- 
ziehung wird sein Verfahren von allen Schriftstellern gelobt 
Ebenso wenig darf man aus einem andern uns überlieferten 
Beispiele eine verschiedene Behandlung der geständigen und 
der auf frischer That ertappten Verbrecher folgern. Sueton er- 
zählt*) unter den Beispielen von der Milde des Kaisers Augustus, 
derselbe habe einen Angeklagten, der eines offenbaren Vater- 
mordes schuldig war, damit er nicht in einen Sack eingenäht 
würde, als Richter bei der feierlichen Frage an der Gerichts- 
stätte so angeredet: „sicherlich hast du deinen Vater nicht 
getödtet”; denn nur die geständigen Vatermörder hätten jene 
Strafe erlitten. Hier ist ein ähnliches Verhältniss wie in dem 
vorhergehenden Falle: der Kaiser wollte, was ihm gesetzlich frei 
stand, nicht thun. Nach Sitte und Gesetz wurden geständige 
und auf der That ertappte Vatermörder, welche vernünftiger 
Weise ihre That nicht abläugnen konnten, auf gleiche Weise be- 

a) Suet. Aug. 33. Vergl. I, 397. 
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straft und erlitten die alte, grausame Art der Hinrichtung. Der 
Kaiser indessen in seiner Milde wollte dieselbe nicht anwenden, 
betrachtete die überzeugenden Beweise, welche Vorlagen, als nicht 
überzeugend. Er hätte dies jedoch nicht thun können, wenn 
der Angeklagte auf die feierliche Frage mit schuldig geantwortet 
hätte: er richtete deshalb dieselbe so ein, dass der Angeklagte 
des Kaisers Absicht erkennen und die That läugnen musste. 

Es liegt somit in diesem Beispiel kein Beweis, dass auf der 
That ertappte Verbrecher nicht von dem Beamten selbständig, 
ohne das Verfahren in itulicio eintreten zu lassen, hätten ver- 
urteilt werden können. 

Ein vollständiger Beweis aber dafür, dass bei geständigen 
oder auf frischer That ertappten Verbrechern der Beamte selbst- 
ständig und ohne das Verfahren in itulicio anzustellen , entschei- 
den durfte, ergiebt sich aus der Betrachtung, worauf das letz- 
tere beruhte. Das iudicium ist nämlich das Volksgericht und 
dieses war eingeführt worden durch die uralten, beinahe mit 
der Republik selbst entstandenen Provocationsgesetze. Die ur- 
sprüngliche Form der Provocation, welche sich in ihren Haupt- • •- 
zügen stets erhalten hat, war, wie wir in unserer früheren Dar- 
stellung auseinandergesetzt“), die, dass der Angeklagte während 
der Abführung zur Strafe erklärte : „ ich . berufe mich auf das 
Volk”: diese von ihm selbst ausgehende Erklärung ist nothwen- 
dig, um das weitere Verfahren hervorzurufen. Es wäre aber 
widersinnig, wenn derjenige, welcher eben in feierlicher Weise 
seine Schuld eingestanden hätte, dann unmittelbar über die 
Frage, ob er für schuldig oder nichtschuldig zu erachten sei, 
sich auf seine Mitbürger berufen wollte. Mithin ist für einen 
geständigen Angeklagten Berufung an das Volk und das davon 
abhängige Verfahren in iudicio unmöglich : mit dem Geständnisse 
selbst erkennt er die Befugniss des Beamten , über ihn selbständig 
zu entscheiden, an. Fenier die Wirksamkeit der eingelegten 
Provocation beruht, wie wir gesehen b ), darauf, dass das Volk 
dem Provocirendeu seine Theilnahme zeigt, dass es ihm zu 


a) S. I, 183. 

b) Vergl. I, 185.' 
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Hülfe eilt, dass es eine Art von gesetzinässigero Aufstand er- 
regt und dadurch den Beamten zwingt, der Berufung nachzu- 
geben. Dies kann unmöglich der Fall sein, wenn der Verbrecher 
auf der That ertappt ist. Mag er auch noch so sehr läugnen, 
er wird, wenn ihm die Ertappung auf der That entgegeusteht, 
keine Theilnahme finden: er wird sogar durch die aus seinem 
Betragen hervorgehende Frechheit den Zorn des Volkes erregen: 
der Beamte wird keine Veranlassung finden, seinetwegen weite- 
ren Verzug und die Förmlichkeit einer Volksversammlung ein- 
treten zu lassen. Abgesehen vielleicht von politischen Verbrechen, 
wo die Leidenschaften erregt sind, wird das Volk sich von dem, 
welchen es als Verbrecher erkennt, abwenden: und jene politi- 
schen Fälle den Strömungen der öffentlichen Meinung zu unter- 
werfen und dem strengen Rechte des Gesetzes zu entziehen, war 
recht eigentlich die Absicht, wenn auch nicht des ersten, so 
doch der folgenden Provocationsgesetze gewesen. 

Somit muss man es als sicher annehmen, dass bei gestän- 
digen und auf der That ertappten Verbrechern ( confessi et mani- 
fest i) der zweite Tlieil der gerichtlichen Verhandlungen , welcher 
in iudicio hiess, fortfiel und sich an den ersten Theil des Ver- 
fahrens in iure sogleich der zweite Theil eben desselben Ver- 
fahrens, welcher das. Urtheil und die Vollziehung desselben um- 
fasste, ansc-ldoss. Der Beamte war für diese Fälle, auch wenn 
der Angeklagte das beste Bürgerrecht besass , selbständig und an 
die Volksversammlung nicht gebunden. Es gab also im Allgemei- 
nen zwei Classen von Angeklagten: die erste umfasste diejeni- 
gen, bei welchen ihre Schuld durch Geständniss oder Ergreifen 
auf frischer That offenbar war: die zweite bestand aus denjeni- 
gen , deren Schuld unklar und zweifelhaft war , die nur durch 
ein Volksurtheil für schuldig erklärt werden konnten. Die ersten 
sind die, w r elche nicht provocirt hatten, die zweiten, mögen sie 
für schuldig oder nichtschuldig erklärt werden, diejenigen, 
welche provocirt haben. Die letzteren sind die geringeren üebel- 
thäter und das Gesetz nimmt besondere Rücksicht auf sie, wie 
wir gefunden“), dass ihrer in dem dritten Valerisehen Provoca- 

a) Han sehe oben S. 45. 
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tionsgesetze gedacht wurde. Bemerkenswerth ist, dass diese 
beiden Classen von Verbrechern im Römischen Rechte nicht ge- 
nau geschieden waren. Man sollte meinen, dies wäre nöthig 
gewesen, da von dieser Unterscheidung das weitere gerichtliche 
Verfahren abhing, da es sich darum handelte, dadurch der 
Willkür der Beamten Schranken zu setzen und die Anwendung 
des Grundrechtes der Römischen Bürgerschaft, dass nur die 
Volksversammlung über das Leben und Vermögen von Bürgern 
zu entscheiden habe, zu sichern. Dennoch war dies keineswegs 
der Fall. Fragen wir zunächst, wer als geständig galt. War 
es derjenige, welcher nur die Thatsache, wegen welcher er au- 
geklagt wurde, als richtig zugab, oder derjenige, welcher sich 
zugleich deshalb als schuldig und der gesetzlichen Strafe als 
verfallen erklärte? Offenbar dem strengen Rechte nach nur der 
Letztere: ja wir haben aus der ältesten Zeit der Republik zahl- 
reiche Fälle, wo der Angeklagte die Thatsache zugab, aber 
doch die Schuld läugnete und deshalb die Berufung an das Volk 
durchsetzte. So war es z. B. bei den Soldatenaushebungen, 
welche die patricischen Beamten Vornahmen. Die Plebejer, welche 
ausgehoben werden sollten, läugneten nicht, dass sie sich nicht 
stellen wollten, behaupteten aber daran Recht zu thun. Als 
Publilius Volero zum Soldaten ausgehoben werden sollte, wei- 
gerte er sich, musste also die Richtigkeit der Thatsache, wegen 
deren ihn der Consul bestrafen wollte , zugeben , aber er behaup- 
tete, weil er Hauptmann gewesen wäre, brauche er nicht wie- 
der gemeiner Soldat zu werden. “) Deshalb fand dann auch die 
Berufung an das Volk statt. Dagegen in dem kurz vorher 11 } an- 
geführten Falle, wo ein gewesener Centurio C. Cornelius wegen 
Unzucht vor Gericht gefordert wurde, liess man die Provocation 
nicht zu: der Angeklagte gab zwar die Thatsache zu, läugnete 
aber seine Straffälligkeit. Es fand also ein auffallendes Schwan- 
ken statt, bei dem es kein Gesetz, aucli keinen festen Rechts- 
gebrauch gab. Wir haben früher den Process der Catilinarischen 
Verschworenen angeführt 0 ): sie werden „geständig” genannt 


a) Man sehe Liv. II, 55. 

b) Siehe oben S. 171. 

c) Siehe oben S. 173. 
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und den auf frischer That ertappten Verbrechern gleich erachtet. 
Indessen wir lesen in den ausführlichen Berichten, welche wir 
über die mit ihnen im Senate geführten Verhandlungen haben, 
nichts von ihrem Eingeständnisse. Sallust") sagt, nur T. Vol- 
turcius habe, als ihm vom Senate Aussicht auf Verzeihung als 
Belohuung zugesichert worden sei, ein volles Geständniss abge- 
legt und dies wird von Cicero in derjenigen Rede, welche die 
genaue Beschreibung der Senatsverhandlungen enthält, bestä- 
tigt. b ) Von den übrigen Verschworenen sagt Sallust nur, P. 
Lentulus sei von den Galliern , welche ebenfalls ein Geständniss 
ablegten, durch Anführung der Gespräche, welche er mit ihnen 
gehalten hatte, überführt worden ; von den übrigen erwähnt er 
nichts. Von C. Cethegus erzählt Cicero'), er habe Anfangs auf 
das Vorhalten wegen der in seinem Hause gefundenen Waffen 
Entschuldigungen vorgebracht , dann bei dem Vorbringen der 
übrigen Beweise plötzlich still geschwiegen; von Lentulus, er 
habe geläugnet und nur eingestanden, dass er über die Sibylli- 
nischen Bücher, welche ihm die Herrschaft weissagten, gesprochen, 
was er, ohne sich eine Blosse zu geben, thun konnte; von Ga- 
binius endlich, er hätte anfänglich unverschämt geantwortet, 
später nichts von dem, dessen ihn die Gallier beschuldigten, ge- 
läugnet. Dies ist der Bericht Ciceros und zwar in einer Rede 
an das Volk, vor dem er seine Massr^geln rechtfertigen wollte, 
also die Verbrechen der Verschworenen mit den schwärzesten 
Farben schildern und ihr etwaiges Geständniss ganz besonders 
hervorheben musste. Jedoch von einem wirklichen Geständnisse, 
dass sie nicht nur die Thatsache bejaht, sondern dann auch 
ihre Straffälligkeit eingestanden hätten , hören wir nichts und es 
ist an sich undenkbar, dass sie ein solches abgelegt haben. 
Dann wäre Clodius’ späteres Gesetz über ihre Hinrichtung und 
Ciceros Bestrafung deshalb ganz unerklärlich. Trotzdem aber 
erklärt Cato sie in seiner Rede für geständig imd der ganze Se- 
nat stimmte ihm bei: kein Einziger hat gegen diese Auflassung 


a) Sali. Cat. 47. 

b) Cic. in Cat. 11 1, 4, 8. 

c) Cic. in Cat. III, 5. 
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gesprochen. Wäre der Proeess von geringerer politischer Wich- 
tigkeit, die Bestraften weniger einflussreich gewesen, so wäre 
es Niemanden eingefallen, Anstoss zu nehmen und die durch 
überzeugende Beweise geschehene Ueberführung nicht einem Ein- 
geständnisse für gleich zu erachten. Jedenfalls ersieht man, 
dass der Begriff eines geständigen Verbrechers nicht fest stand 
und durch juristische Erklärung weit ausgedehnt wurde. 

Eben so wenig stand der Begriff des auf der That ertapp- 
ten Verbrechers fest. In den Bruchstücken der zwölf Tafeln 
wird der auf frischer That ergriffene Dieb von dem nicht auf 
frischer That ergriffenen gesondert: zu der ersten Classe ge- 
hört auch derjenige, welcher durch eine unter bestimmten For- 
men vollzogene Haussuchung entdeckt wird : weitere Bestim- 
mungen fehlten. Der Begriff war also einerseits weit aufgefasst, 
andererseits nicht genau bestimmt: es bemächtigte sich seiner die 
juristische Erklärung. Für einen „ertappten” Dieb galt nicht 
nur derjenige , welcher wirklich bei der That ergriffen war , son- 
dern auch derjenige, welcher überhaupt an dem Orte, w'o der Dieb- 
stahl geschehen war , sich fand oder derjenige , welcher ergriffen 
wurde , bevor er an den Ort gelangt war, wohin er das gestohlene 
Gut bringen wollte. Andere Juristen fassten in späterer Zeit 
die Erklärung noch weiter. 11 ) Aehnlich war es bei andern Ver- 
brechern, wie z. B. der Patricier P. Sestius, weil in seinem 
Schlafzimmer ein Leichnam gefunden worden war, für einen auf 
der That ertappten Mörder galt. b ) Man kommt zu der Folge- 
rung, dass jeder Verbrecher, für dessen Schuld überzeugende 
Beweise sprachen, als ein auf der That ertappter, oder, wie es 
Lateinisch mit richtigerem Ausdruck hiess, als manifest m , als 
„offenbar” erachtet wurde und keinen Anspruch auf das Provo- 
cationsrecht hatte, mithin von dem Beamten selbständig, ohne 
Zuziehung des Volksgerichtes, verurtheilt werden durfte. ' Eine 
solche Auffassung des Begriffes entspricht vollkommen dem Ur- 
sprünge, von dem das Volksgericht ausging, der Form, unter 
der es eingeleitet warde. Wie ein geständiger Verbrecher nicht 

a) Gai. Ill, 184; Ulpiaa. 1.3 sq. Dig. de furt. (XL VII, 2); Paul. II, 31, 2. 
Vergl. I, 373. 

b) S. obeu S. 173. 
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den Schutz des Volkes anrufen darf*), eben so wenig hat ein 
Angeklagter, welcher durch offenbare Beweise seiner Schuld 
überführt wird , Aussicht, diejenige Theilnahme bei demselben 
zu finden, welche allein den Beamten zwingen kann, der Pro- 
vocation nachzugeben und ein Volksgericht zu gestatten. 

Das Ergebniss ist, dass die Entscheidung darüber, ob eiu 
Verfahren in iudicio eintreten solle oder nicht, und somit der 
Schwerpunkt des ganzen Strafprocesses wesentlich in der Hand 
der Beamten lag, ein Ergebniss , zu welchem wir schon früher, 
als wir allgemeine Betrachtungen über die Gerichtsbarkeit der 
Römischen Volksversammlung anstellten, gekommen sind. b ) lu 
alten Zeiten, als der Staat klein und die Bürger unter einander 
bekannt waren, mochten auch gewöhnliche Processe das allge- 
meine Interesse in dem Grade anregen, dass ein Volksgericht 
gehalten wurde: später konnten dies nur wenige Fälle bewirken, 
wo entweder die Angeklagten durch ihren Stand die Aufmerk- 
samkeit fesselten oder die Schuld so zweifelhaft war, dass die 
Entscheidung der gesummten Bürger den Ausschlag geben 
musste. Zudem lag eine genügende Gewähr in der Aufsicht, 
welche die Beamten gegenseitig unter einander führten, nicht 
bloss die richterlichen, sondern vor allem die Volkstribunen, 
welche einen durchaus unabhängigen , das ganze richterliche 
Verfahren mit ihren Entscheidungen begleitenden Gerichtshof 
bildeten. 0 ) Wenn sie mit den Richtern übereinstimmten, so 
war für den Angeklagten keine Aussicht , sein Provocationsrecht 
und ein Verfahren in iudicio durchzusetzen. Dabei war der 
Vortheil, dass man, ohne die Gesetze zu verletzen und aufzu- 
heben, dennoch der öffentlichen Meinung und dem jedesmaligen 
Stande der Bildung nachgebeu durfte, namentlich konnte, als 
die Schwurgerichte aufkamen, oline Aufhebung der alten, her- 
gebrachten Gerichtsverfassung dennoch das ganze Verfahren in 
andere Bahnen geleitet werden. 

Nach den Erläuterungen , welche wir gegeben , ist eiu schon 

a) Vergl. oben S. 176. 

b) Vergl. 1, 155. 

c) Vergl. 1, 216. 
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zweimal von uns erwähnter d ), allgemeiner Grundsatz des Rö- 
mischen Strafrechts erklärlich, nämlich der, dass geständige 
und auf der Tliat ertappte Verbrecher härter bestraft werden, 
als diejenigen, deren Berufung an das Volk angenommen wird 
und welche in Folge davon durch das gerichtliche Urtheil der 
Volksversammlung für schuldig erklärt werden. Bei diesen ist 
die Schuld zweifelhaft und es ist ein schöner Zug des Römi- 
schen Strafrechts, dass es, der Schwäche des menschlichen Ur- 
theils Rechnung tragend , für diese nicht die volle Strafe verord- 
net. Z. B. für Vatermörder galt die aus uralter Zeit stammende 
grausame Strafe , dass sie in einen Sack eingenäht und ertränkt 
wurden b ); aber nur für geständige oder auf frischer That er- 
tappte: andere Vatermörder wurden mit gewöhnlicher Hinrich- 
tung bestraft. Als die Sitten milder wurden und namentlich 
für die Römischen Bürger die öffentliche, grausame Hinrichtungs- 
weise abgeschafft war, wollte man auch die Strafe der geständi- 
gen Vatermörder mildern. Man schaffte deshalb das alte Gesetz 
nicht ab, sondern benutzte die Dehnbarkeit der Begriffe „ge- 
ständig” und „auf der Tliat ertappt”, um ein milderes Straf- 
urtheil eintreten zu lassen. Eigentlich wäre der Beamte , sobald 
ein Verbrecher nicht als zu jener Classe gehörig erachtet wurde, 
verpflichtet gewesen, denselben vor die Volksversammlung zu 
bringen; aber man kann sich denken, dass, sobald nur über 
die Schuld kein Zweifel war, die Beamten und die öffentliche 
Stimme des Volles in den meisten Fällen gegen eine leichtere 
Todesstrafe nichts einzuwenden hatten. Kaiser Augustus hat in 
jenem von uns berichteten Fidle eines Vatermörders, da die 
Schuld des Angeklagten klar vorlag, nicht noch ein Verfahren 
in iudicio anstellen lassen. Besonders trat diese Milderung der 
Strafen in der Umwandelung der Todesstrafe in die der Aechtung 
hervor. Die alten Gesetze bestimmten in vielen Fällen den Tod, 
wo ihn die spätere Rechtsanschauung nie eintreten liess, z. B. 
bei den Amtsverbrechen der Beamten, welche sich hatten be- 
stechen lassen oder durch Bestechung ihr Amt erschlichen 

a) Siehe I, 376 und oben S. 45. 

b) Suet. Aug. 33. S. oben S. 174. 
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hatten.*) Seit den Zehnmännern ist hierfür wahrscheinlich kein 
Todesurtheil verhängt worden: selbst von jenen hätte keiner 
den Tod erlitten, wenn ihn sich nicht Ap. Claudius selbst ge- 
geben hätte. Dennoch staud auf diese Verbrechen der Tod, 
aber nur, wenn sie eingestanden, wenn sie offenbar waren. 
Hier kam dem Beamten zu Statten, dass es in seiner Macht 
lag, den Angeklagten zu verhaften oder auf freiem Kusse zu las- 
sen h ): er konnte ihn selbst während der Voruntersuchung aus 
der Haft entlassen. Wer seine Schuld offenbart sah, benutzte 
diese Freiheit, um in die Verbannung zu gehen, worauf dann 
von dem Beamten die Aechtung ausgesprochen wurde. Heisst 
es doch sogar von dem Volkstribunen, welcher den Helfershel- 
fer der Decerhvirn M. Claudius angeklagt hatte, er habe diesen 
nach seiner Yerurtheilung durch das Volk aus der Haft entlassen 
und ihm in die Verbannung zu gehen erlaubt. 0 ) Mag er ihn 
haben entwischen lassen oder öffentlich aus dem Gefängnisse be- 
freit haben, sicherlich fand er für seine Milde Billigung bei sei- 
nen Mitbürgern. Auf diese Weise diente die Römische Rechts- 
anschauung, welche offenbare Verbrecher von den nicht offen- 
baren trennte und nur die letzteren dem Volksgerichte zuwies, 
dazu, eine mildere Gerichtsbarkeit im Allgemeinen herbeiznfüh- 
ren und jenen Zustand vorzubereiten, welchen später die Schwur- 
gerichte ausdehnten und gewöhnlich machten. 

Aus unserer Darstellung ergiebt sich, dass in den bei wei- 
tem meisten Fällen , auch wo Römische Bürger a'ngeklagt waren, 
das Verfahren in iure unmittelbar zum Abschlüsse des ganzen 
Processes führte. Die Verhandlungen in demselben mussten so 
sein, w r ie sie überhaupt nach Römischer Sitte in jedem Criminal- 
processe stattfanden: wir werden sie später, wo wir die Schwur- 
gerichte behandeln, ausführlich im Einzelnen schildern. Hatte 
dagegen der Angeklagte bei der feierlichen Frage des Beamten 
sich für nicht schuldig erklärt, waren die Beweise der Schuld 
nicht überzeugend, äusserte sich bei den öffentlich geführten 


a) S. 1, 386flgd. 

b) Vorgl. oben S. 156. 

c) S. oben S. 40. 
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Verhandlungen die Theilnahme des Volkes oder verlangte es 
einer der Volkstribunen, oder kamen endlich andere Gründe vor, 
welche den Beamten bewogen, die Verantwortung eines Urtheils 
nicht auf sich nehmen zu wollen, so fand, wenn der Angeklagte 
Römischer Bürger war, ein weiteres Verfahren in iudicio statt, 
(n diesem Fidle tritt der Unterschied zwischen den beiden Ab- 
theilungen des Römischen Criminalprocesses deutlich hervor und 
derselbe nähert sich dem gewöhnlichen Privatprocesse, von dem 
er ausgegangen ist.*) Die beiden Abtheilungen sind nach Zeit 
und Ort getrennt, gemeinsam ist ihnen nur der Beamte, welcher 
in der ersten selbständig dasteht , in der zweiten als Erforscher 
und Verkünder des Volkswillens auftritt. Es fragt sich, w T as 
in diesem Falle der Zweck des Verfahrens in iure ist, worauf 
dasselbe hinausläuft, in welchem Verhältnisse es zu dem nach- 
folgenden Verfahren in iudicio steht. Man nimmt jetzt allgemein 
an , dasselbe habe in einem eigentlich so zu nennenden hulicium 
geendet, das aber noch nicht endgültig gewesen sei; denn es 
habe dem Verurtheilten freigestanden, gegen dasselbe Berufung 
an das Volk einzulegeu und vor diesem sei dann der Process in 
zweiter Instanz geführt worden. Ja man ist noch weiter gegan- 
gen und hat, von diesem Verfahren im gewöhnlichen Criminal- 
processe ausgehend, behauptet, jeder vor dem Volksgerichte ge- 
führte Process sei ein Process zweiter Instanz gewesen, mochte 
er von den gewöhnlichen richterlichen Beamten oder von den 
Volkstribunen eingeleitet sein. 47 ) Wir haben unsere Ansicht 
schon früher angedeutet, *’) müssen indessen wegen der Wich- 
tigkeit der Sache noch einmal darauf zurückkommen. 

Die Gleichartigkeit im Verfahren des ordentlichen Criminalpro- 
cesses, von dem wir jetzt handeln, mit dem im ausserordentlichen 
Processe, wo die Volkstribunen Ankläger und Richter waren, wer- 
den wir später besonders berühren: weün das eine als ein Verfah- 
ren zweiter Instanz zu betrachten ist, so ist es auch das andere. 
Indessen dieser Begriff einer zweiten Instanz ist den Ideen der 
Römischen Republik zuwider und geeignet Missverständnisse zu 


a) Vergl. oben S. 134. 

b) Man sehe I, 192. 
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erzeugen: es hat ihu nicht gegeben, mit Ausnahme des Verfah- 
fahrens, wo Zweimänner ein vorläufiges Urtheil fällten und die- 
ses dann als Ankläger vor der Volksversammlung durchzusetzen 
suchten. Dieses Verfahren ist indessen in der ganzen Römischen 
Geschichte nur zweimal vorgekommen; überdem war dabei das 
erste Urtheil eine blosse Form, auf welche nur Gewicht gelegt 
wurde, um den eigentlichen Process vor dem Volksgerichte ein- 
zuleiten.*) Es gab eine appellatio, in so fern ein gleich oder 
höher stellender Beamter oder ein Volkstribun hindernd ein- 
sehreiten konnte; aber in diesem Hindern lag nicht die Befugniss, 
an die Stelle des früher gefällten Urtheils ein anderes zu setzen. 
Als Grund für ein Criminalverfahren in zwei Instanzen wird 
hauptsächlich folgender angeführt. Es wird von den Beamten 
gesagt, sie urtheilten, es wird ihnen iudicium und iudicare zu- 
geschrieben, und zwar nicht nur im Allgemeinen, ohne bestimmte 
Beziehung auf ein darauf folgendes Volksurtheil, sondern auch 
diesem vorhergehend. Da nun jedenfalls das Volk auch ein 
Urtheil fallt, so schloss mau daraus, dass es, da zw'ei Urtheile 
vorlägen und das zweite davon das endgültig entscheidende wäre, 
zwei Instanzen über einander gegeben hätte. Will man sich an 
diese Ausdrücke „urt heilen’’ mul „Urtheil” halten, so steht die 
Thatsache eines doppelten Urtheiles und eines Instanzenzu- 
ges im Römischen Rechte fest. Indessen eine andere Frage 
ist es, ob dies die Anschauung der Römer selbst ist, ob sie 
in beiden Fällen mit dem Worte urtheilen denselben Begriff 
verbunden haben. 

Cicero in seinem Entwürfe einer Verfassung schreibt allen 
Beamten ein „Urtheil” zu b ) uud erläutert dies nachher dahin, 
diese Urtheile sollten so gelten, dass dabei doch noch das Volk, 
an welches man Berufung einlegte, Macht, hätte. 48 ) Das Urtheil 
der Beamten wird hier neben dem Volksurtheil erwähnt, aber 
nicht als demselben vorhergehend: man kann diese Stelle also 

a) Mau vergleiche I, 88tlgd. und später den Process von C. Rabirius. 

b) Cic. de leg. HI, 3, 10 Onuies magistratus auspicium iudiciumque 
habento, und nachher 12, 27 Deinceps igitur Omnibus magistratibus auspi- 
cia et iudicia dantur, iudicia, ut esset populi potestas, ad quam provoca- 
retur. auspicia, ut ninltos inutilcs comitiatus probabiles impedirent morae. 
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sehr wohl von einem eigentlichen richterlichen Urtheile verstehen, 
das in einigen Fällen selbständig dem Beamten, in anderen dem 
Volke ohne vorgängiges Urtheil der Beamten zugestanden habe. 
Indessen an einer andern Stelle eben desselben Entwurfes sagt 
Cicero*): „wenn der Beamte geurtheilt oder eine Geldstrafe be- 
antragt hat, soll durch das Volk ein Streit über die Strafe, und 
Geldstrafe stattfinden.” Hier heisst es ausdrücklich, das Urtheil 
des Beamten solle vorhergehen und dann über die von demselben 
erkannte Strafe ein Streit vor dem Volke folgen. Diese Stelle 
ist um so wichtiger, als in ihr, weil sie ein Gesetz giebt, die 
Ausdrücke nach ihren sonst im richterlichen Brauche geltenden 
Bedeutungen gewählt sind : sie beweist jedenfalls, dass man den 
Beamten ein Urtheil zuschrieb, auch wenn über den Gegenstand 
des Urtheils die endgültige Entscheidung erst vom Volke gege- 
ben wurde. Aber wenn auch der Ausdruck „urtheilen” derselbe 
ist, wie der bei endgültigen richterlichen Entscheidungen übliche, 
so muss doch seine Bedeutung eine andere sein: dies ergiebt 
sich aus seiner Zusammenstellung mit dem nächstfolgenden „eine 
Geldstrafe beantragen “ (hvogare). Dieser wird in eigentüm- 
lichem Gebrauche von demjenigen Beamten gesagt, der gegen 
Jemanden eine Geldstrafe beim Volke beantragt: von einem Ur- 
theile, das dabei gefällt worden sei, findet sich keine Andeutung, 
und doch ist es nicht möglich, einen Unterschied zwischen den 
Processen über eine Geldstrafe und denen über eine andere 
Strafe anzunehmen, und etwa nur bei jenen au eine Instanz und 
kein vorgängiges Urtheil des Beamten, bei diesen an zwei In- 
stanzen zu glauben. Es muss also „urtheilen” noch die beson- 
dere Bedeutung haben „gegen Jemanden beim Volke eine Leibes- 
oder Lebensstrafe beantragen’ und wir können dieselbe noch 
im weiteren Sprachgebrauche verfolgen. Gerade in dem Falle, 
wo von einem Beamten in der Volksversammlung eine capitale 
Strafe beantragt wird, heisst es von dem Beamten, er spreche 
ein Urtheil gegen Jemand auf perduellio , und zwar dergestalt, 
dass dies Sprechen des Urtheils als ein Theil von dem Beantra- 


a) Cic. de leg. III, 3, 6 Cum magistratus iudicassit irrogassitve, per 
populuui multae, poenac ccrtatio esto. 
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gen der Strafe angegeben wird*): eine Anwendung des Aus- 
drucks „urtheilen’’, welche einzeln da steht und von dem ge- 
wöhnlichen Gebrauche verschieden ist. Am deutlichsten tritt 
dies hervor an der hauptsächlichen Stelle, welche wir über die 
Einrichtung der Volksgerichte haben. Cicero' 1 ) spricht über die 
mehrfachen Termine, welche dabei stattfinden müssen und sagt: 
der Beamte müsse dreimal in verschiedenen Terminen anklagen, 
ehe er eine Geldstrafe, beantrage oder urtheile; dann müsste 
die vierte Anklage am dritten Markttage stattfinden und darauf das 
llrtheil erfolgen. Hier wird wiederum das Urtheilen des Beamten 
zusammengestellt mit dem Beantragen einer Geldstrafe, sodann 
aber auch als ein Theil der dritten Anklage des Beamten und 
als der vierten Anklage vorhergehend dargestellt. Wer also 
annimmt, der Beamte habe ein richterliches Urtheil gefällt, der 
muss glauben, dass derselbe in einer und derselben Verhandlung 
Ankläger und Richter gewesen sei, eine Verbindung von Ge- 
schäften, die mag das Urtheil zweiter oder erster Instanz sein, 
unmöglich ist. Es ergiebt. sich vielmehr aus dieser Stelle Ci- 
cerös, erstlich, was wir schon aus der früher angeführten fol- 
gerten, dass dem Beamten ein Urtheil 'zugeschrieben wird in 
Capitalprocessen im Gegensatz zu dem Beantragen einer Geld- 
strafe (irrogare) in Geldprocessen, zweitens dass der letzte Theil 
der Anklage, welche ein Beamter vor dem Volke hält, Urtheil 
genannt wird. Damit ist die Annahme, dass das sogenannte 
Urtheil des Beamten ein Urtheil erster Instanz gewesen sei und 
dass es, wo die Volksgerichtsbarkeit eingetreten, zwei Instanzen 
gegeben habe, unmöglich. Dagegen sehr wohl damit verträglich 
ist es, dass es bei Processen, welche vor dem Volke geführt 
werden, von dem Beamten heisst: er klage an. So wird Man- 
lius Capitolinus von den Volkstribunen vor dem Volke angeklagt') : 
Livius nennt sie in seiner Erzählung des Processes ausdrücklich 


a) Liv. XXVI, 3 perduellionis se indicare (Ja. Fulvio; id. XLI II. 16 
utrique censori perduelliouem se iudicare pronuutiavit. 

b) Cic. p. dom. 17, 45 ut tor aute magistratus aeeuset intermissa die 
quam multam irroget aut iudicct, quarta sit accusatio trinum uuudiuum 
prodicta die, quo die iudicium sit futurum. 

c) Liv. VI, 20. 
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„Ankläger” und giebt die Beschuldigungen an, welche sie Ca- 
pitolinus vorgeworfen hätten. Ebenfalls von einem Volkstribunen 
heisst es, er hätte L. Opimius vor dem Volke angeklagt“), und 
in alter Zeit von dem Quästor, er hätte Sp. Cassius des Hoch- 
verrathes beim Volke angeklagt b ), xmd so noch öfter bei Volks- 
processen, mochten dieselben von Volkstribunen oder curulischen 
Beamten angestellt werden. 49 ) Hier bezeichnet anklagen die ge- 
sammte Thätigkeit des Beamten bei dem Volksgerichte, von 
welcher Thätigkeit der letzte, dem Urtheile des Volkes vorher- 
gehende, Theil bei Capitalprocessen mit eigentlicher Bezeichnung 
„urtheilen” genannt wird. 

Diese besondere, der Gerichtssprache eigenthümliche Be- 
deutung des Ausdrucks „urtheilen” ist nicht auffallend. Derselbe 
wird im Lateinischen überhaupt im weitesten Sinne gebraucht: 
jede Entscheidung, welche ein Beamter giebt, mag dieselbe in 
gerichtlichen oder nicht gerichtlichen Sachen erfolgen, heisst ein 
Urtheil. Insbesondere aber wird ein, Urtheil die Entschei- 
dung in einem Processe genannt, mag dieselbe von einer Pri- 
vatperson oder von einem Beamten oder vom Volke ausgehen: 
es war natürlich, dass man von dem Beamten auch bei der Ent- 
scheidung, welche er endgültig über einen beim Volke zu stellen- 
den Strafantrag traf, ebenfalls sagte, er urtheile: es war eine 
dem richterlichen Urtheil ähnliche Entscheidung, welche sich 
nach dem Ausfälle der Verhandlungen bei der Anklage richtete. 
Alle diese Bedeutungen des einen Ausdruckes gehen im Latei- 
nischen neben und mit einander, wie unter den uns angeführ- 
ten Stellen besonders die letzte von Cicero beweis^, in welcher 
zuerst dem anklagenden Beamten ein Urtheil zugeschrieben wird, 
und es dann doch auch vom Volke heisst, es urtheile. Wie un- 
richtig es ist, aus diesem ungewissen und schwankenden Aus- 
drucke auf eine bestimmte Beschaffenheit des Urtheiles zu schlies- 
sen und deswegen zu behaupten, das Urtheil des Beamten habe 
eine erste Instanz gebildet, ergiebt sich leicht. 50 ) 

Am deutlichsten erkennt man dies aus der Art und Weise, 


a) Liv. per. LXI. 

b) Cic. de rep. II, 35. 
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wie Cicero sich bei einer ähnlichen, und doch ganz verschiedenen 
Gelegenheit äussert, ln dem Processe gegen L. Murena, welcher 
im Jahre 63 v. Chr. vor einem Schwurgerichtshofe geführt wurde, 
gehörte bekanntlich M. Cato zu den Anklägern. Cicero wünscht 
dessen Einfluss auf die Richter zu schwächen und äussert 
sich unter anderm so: „Wenn Einer Welleicht sagen sollte, 
Cato würde nicht zur Anklage geschritten sein, wenn er nicht 
zuvor über die Sachlage geurtheilt hätte; so stellt er ein un- 
billiges Gesetz auf und bringt in Gefahr schwebende Leute in 
eine elende Lage, wenn er meint, das Urtheil des Anklägers 
gegen den Angeklagten müsse als eine Art von vorläufigem Ur- 
theile gelten."") Cicero schreibt hier dem Ankläger im Allgemeinen 
und insbesondere Cato, welcher in diesem Falle anklagte, ein 
Urtheil zu, und doch wird Niemand behaupten, dass deswegen 
das Urtheil der Richter ein Urtheil zweiter Instanz sei: Urtheil 
bedeutet liier nichts als eine persönliche Ueberzeugung , eine 
Meinung, wie sie Jeder mit oder ohue Grund sich bilden kann. 

Es fehlt auch nicht an bestimmten Andeutungen bei den 
alten Schriftstellern, welche das vor der Volksversammlung au- 
gestellte Gericht als einziges Gericht betrachten und dem Ur- 
theile des Beamten nicht tlie Eigenschaft eines gerichtlichen Ur- 
theiles beilegen. In der Erzählung von dem Processe Coriolans 
berichtet Dionysius von dem vor dem Volke geführten Streite 
der Patricier und Plebejer: die letzteren werden von den Volks- 
tribunen erregt, welche ihre Anklagen Vorbringen und am Ende 
derselben erklären, das Collegium der Tribunen verurtheile Co- 
riolan zum Tode. b ) Aber die Patricier widerstehen der Voll- 
ziehung dieses Urtheils, auch die Tribunen bestehen nicht dar- 
auf, indem sie bedenken , wie gehässig es sei , einen vornehmen 
Mann am Leben zu strafen und noch dazu „ohne Process" c ) : 


a) Cie. p. Mur. 28. 60 Nam si <|uis hoc forte dieet, Catonem ad 
accusandum descensurum uon fuisse, uisi prius de eausa iudicassct, iniquani 
legem et miseram condicionem instituet periculis hominum, si existimabit 
iudicium aecusatoris in reutn pro aliquo praeiudicio valere oportere. 

b) Dionys. VII, 35 oxt 9dvaxov aixoö xaxaiVi]f((exai xo dg/etov. 

c) Dionys. Vll, 36 (xov Sqpov) oöx dyaTrrjxdic 8eyd|«vov dvopot äxupave- 
oxdxo’j — -apdSoaiv in\ tkcvdxip xai xaüxa dxptxoo. 
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sie setzen ihm also einen Termin vor dem Volksgerichte. Mit- 
hin ohne das Volk findet kein Gericht statt; nur die Volksver- 
sammlung kann dies bilden, das Verurtheilen durch die Beam- 
ten, mögen auch dabei Verhandlungen und Zeugenverhör und 
Vertheidigung stattfinden, ist dennoch nicht gleich dem Verur- 
theilen vor Gericht. Dass aber die Urtheile der Volkstribuuen 
nicht anders betrachtet werden als die der andern Beamten , be- 
weist Dionysius, der in diesem Falle den einen der Volkstribu- 
nen sprechen lässt: das Collegium wolle jenes ausgesprochene 
Urtheil nicht vollziehen, sondern seine Klage vor das Volk brin- 
gen , in Rücksicht auf das allgemeine Gesetz , das keinen Bürger 
ohne Gericht, d. h. ohne Volksgericht, zu tödten erlaube.“) Er 
meint das Valerisehe Provocationsgesetz , welches nur von den 
Verurtheilungen durch die Consuln handelt. Aehulich spricht 
auch Livius. Als der Decemvir Ap. Claudius von dem Tribunen 
A. Verginius angeklagt wird und in das Gefänguiss gebracht 
werden soll, legt er Berufung an das Volk ein und hofft damit 
durchzudringen , weil er nicht verurtheilt sei b ) : also das Urthfeil, 
welches die Tribunen gesprochen, war kein Urtheil, eine Ver- 
urteilung, die ohne das Volk geschah, keine Verurteilung. 
Diese Anschauung geht durch bis auf die spätesten Zeiten : noch 
die Catilinarischen Verschworenen, welche Cicero ohne Befra- 
gung des Volkes hinrichten Hess, galten, wenngleich Zeugen 
verhört und Beweise vorgebracht waren, dennoch als verurtheilt 
ohne Process (indicta causa): das Urtheil, welches Cicero über 
sie ausgesprochen, galt nach Römischen Begriffen nicht als ein 
richterliches Urtheil. Somit konnte auch, wenn ein Volksurtheil 
hinzukam, dieses nicht als ein Urtheil zweiter Instanz, das des 
Beamten nicht als eines erster Instanz angesehen werden. 

Auch der spätere Entwickelungsgang des Strafprocesses 
spricht gegen die Ansicht von einem doppelten gerichtlichen 
Verfahren, einer zweifachen Instanz. Als die Schwurgerichte 
eingesetzt wurden, traten die Geschworenen an die Stelle des 

a) Dionys. 1. 1. v<i|iov — 8c oix ii ttüv irol.t-üiv o’iSIva ditoxTcivai 
äxpiTov. Vergl. I, Anin. 82. 

b) Liv. III, 56 Quem enirn provocaturuin , si hoc indemnato indicta 
causa uou liceat? 
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Volkes, der Beamte ändert seine Stellung eben so wenig als er 
einen andern Namen oder Rang bekommt. Er hat aber kein Ur- 
theil zu sprechen , so dass die Entscheidung der Geschworenen die 
zweite Instanz wäre : dennoch findet aucli vor ihm ein besonderes 
Verfahren ohne Geschworene statt , er kanneine Anklage zurück- 
weisen, er kann einen Geständigen strafen, er giebt, ehe die 
Richter ihr Amt beginnen, eine Art von Entscheidung, ln dem 
ganzen Verlaufe der Processeutwickelung bis zum Ende der Re- 
publik herrscht ein und dieselbe Anschauung über die Stellung 
des Beamten , wenngleich dieselbe allerdings anderer Umstände 
halber später weniger selbständig und unbeschränkt war. Selbst 
die allgemeinen Verhältnisse der richterlichen Beamten, welche 
es in Rom gegeben hat, sprechen gegen die Annahme, dass sie 
ein richterliches Urtheil gehabt, dass es über ihnen eiue zweite 
Instanz beim Volksgericht gegeben habe. Als die Consuln die 
Quästoren als Gehülfen hatten, wäre es möglich gewesen, dass 
diese ein wirkliches Urtheil erster Instanz gefällt und dann eine 
zweite Instanz vor dem Volke unter Leitung der Consuln geführt 
worden wäre. Indessen in den uns bekannten Fällen leiteten 
die Quästoren das Verfahren vor dem Volke, die Consuln hiel- 
ten sich ganz unbetheiligt.») Ferner als das Amt der Dreimän- 
ner geschaffen war, gab es ebenfalls die Möglichkeit einer wirk- 
lichen, durch sie verwalteten, ersten Instanz; indessen sie hatten, 
wie wir gezeigt b ), nichts mit richterlicher Thätigkeit zu thun 
und beschränkten sich auf polizeiliche Voruntersuchung. Für die 
Zwischenzeit vom Sturze der Decemvirn bis zur Einführung der 
Dreimänner gab es als richterliche Beamte nur die Consuln, die 
Militärtribunen und die Prätoren: wie aber mit einer einzigen 
richterlichen Behörde eine doppelte Instanz eingerichtet werden 
konnte bei den sonstigen Formen des gerichtlichen Verfahrens, 
ist nicht abzusehen. 

Es könnte scheinen, als ob der ganze Streit um die Frage, 
ob es mehrere Instanzen im Römischen Criminalprocesse gege- 
ben habe oder nicht, ein unwesentlicher sei und Sich nur um 
Worte, namentlich um die Auffassung des Ausdrucks Urtheil 

ä) S. 1, 286 flgd. 

b) S. obeu S. 124. 
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bewege. Indessen schliessen sich doch die wichtigsten Folge- 
rungen daran. Zuvörderst erkennt man, dass Alles bis zum 
Zusammentritt des Volksgerichtes in iure geschieht, nichts in 
iudicio , und nichts vermöge der richterlichen Thätigkeit des Be- 
amten. Ja eine richterliche Thätigkeit desselben im strengen 
Sinne des Wortes giebt es beim Criminalprocess eben so wenig 
wie beim Civilprocess : der Beamte ist nicht eigentlich Richter, 
wenngleich er häufig in einer Art von Missbrauch des Wortes 
so genannt wird. Wenn er einen geständigen oder auf der That. 
ertappten Verbrecher straft, so bedarf es keines Gerichtes, er 
handelt vermöge des Imperium , das er hat; er ist dabei Ver- 
waltungsbeamter, welcher die von den Gesetzen bestimmte 
Strafe auf einen durch sich selbst verurtheilfen Verbrecher an- 
wendet, nicht Richter. Er kann, wenn er will, ohne Anhörung 
von Zeugen , ohne dem Angeklagten das Wort zu gestatten, seine 
Entscheidung fällen : er läuft nur dabei Gefahr , dieselbe später 
bei dem eigentlichen Gerichte vor dem Volke nicht zur Aner- 
kennung bringen zu können. Und so ist es , wie wir wissen, 
oft geschehen. Z. B. bei einer Aushebung, welche der Consul 
hält, will ein Aufgerufener sich nicht zum Soldaten stellen: der 
Consul spricht die gesetzlich gegen den Widerspenstigen be- 
stimmte Strafe aus. Ob er sich vor dem Aussprechen derselben 
über die nähern Umstände unterrichtet, ob er Zeugen verhört, 
ob er dem vor ihn Gebrachten, die Vertheidigung gestattet, ist 
lediglich seine Sache. Denn er hat nachher, wenn Provocation 
eingelegt und durchgesetzt wird, seinen Ausspruch vor dem 
Volksgerichte durchzubringen, auch so zu handeln, dass ihm 
nicht von seinen Collegen oder den Volkstribunen Einsprache 
gethan wird. Natürlich also hat er ein Interesse daran, sich von 
allen Umständen des Verbrechens, das bei ihm zur Anzeige 
kommt, gehörig in Kenutniss zu setzen: er kann ja selbst den 
Angeklagten freisprechen und damit den ganzen Process been- 
den, oder auch erkennen, dass eine Ertappung auf frischer That 
stattgefunden habe und damit ebenfalls ein weiteres Verfahren 
ausschliessen. Also bestimmte, geregelte Verhandlungen werden 
immer vor den Beamten stattgefunden haben und daher kommt 
es, dass man als Beendigung derselben ein iudieium aunimmt, 


Digitized by Google 



192 


Bedeutung der Kiuhcit itn Verfahren. 


was in der That nur eine Yerwaltungsmassregel oder im Falle 
der Provocation das Bilden einer Meinung war, welche nachher 
als Antrag an das Volk gebracht wurde. Aber aus dem eben 
geschilderten Charaeter dieses iudiciutn folgt, dass das Vorver- 
fahren vor dem Beamten in keiner Weise bindend für das eigent- 
lich richterliche Verfahren vor dem Volke war. Auch der An- 
geklagte hatte seinerseits ein Interesse daran, seine Unschuld 
schon vor dem Beamten darzuthun , um desto früher freigesprochen 
zu werden; aber batte er Beweise oder Zeugen in dem Vorver- 
fahren nicht beigebracht, so konnte er sie bei dem eigentlichen 
Verfahren verbringen. Umgekehrt stand es ohne Zweifel auch 
dem Beamten frei, den Antrag, welchen er nach dem Vorver- 
fahren gemacht, nach dem eigentlichen Verhör zu verändern, d. 
h. entweder auf Bestrafung zu verzichten oder auf stärkere Strafe 
anzutragen. Ein Beispiel freilich von solcher Aenderung haben 
wir nur bei dem ausserordentlichen, von Volkstribunen geleite- 
ten Processe, wo damit wegen des Wechsels der Volkversamm- 
lung besondere Schwierigkeiten verbunden waren. Kurz, be- 
trachtet man den ganzen Processgang, so bildete der richterliche 
Beamte mit seinen selbstgewählten Beisitzern nur die Anklage- 
kammer, welche in allen Strafprocessen darüber zu entscheiden 
hatte, ob ein Antrag an das Volk gestellt, ob ein Process vor 
demselben geführt werden sollte : seine Befugniss war in so fern 
ausgedehnter, als er bei Eingeständniss und Ertappen auf fri- 
scher That oder überhaupt, wenn die Volkstribunen mit ihm 
einverstanden waren oder sonst Stand und Einfluss des Ange- 
klagten nicht hindernd im Wege waren, vermöge des ihm vom 
Volke beigelegten hnperiuvi seiner Entscheidungen auf dem Ver- 
waltungswege durchführte. Die Ankläger sind im Vorverfahren 
und im wirklichen Processe dieselben, die Richter sind verschie- 
den : in jenem entscheidet der Beamte mit seinem Beirath , in 
diesem ist er an das Urtheil des Volkes gebunden. Dadurch 
unterscheidet sich dieses Provoeationsverfahren von demjenigen, 
in welchem Zweimänner als Vermittler auftraten : in dem letztem 
wird durch dieselben wirklich eine doppelte Instanz gebildet, 
es werden zwei förmliche Urtheile gefällt, die Richter und die 
Ankläger sind in beiden verschieden. 
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Viertes Capitel. 

Befugniss der Centuriatcomitien , in Provocationsprocessen zn nrtheilen. 
Die Formen des Abstimmens sind dieselben wie bei politischen Verhand- 
lungen. Frist von drei Markttagen. Die dreissig insti dies. Entstehung 
der Frist bei den Tribntcomitien , sowohl in Processen als in andern Ver- 
handlungen. Nothwendige Beobachtung des Endtermines. Ausnahmsweise 
Nichtbeachtung der Frist von drei Markttagen. Einführung derselben Co- 
mitialtage für die Centurien und Tribus. Aburtheilung mehrerer Ver- 
• brecher in einem Termin. Ueberlieferte Beispiele des ordentlichen Crimi- 

nalprocesses. 

Wir haben das Verfahren in iure, wenn der Process damit 
beendet wurde, geschildert, so wie dessen Endzweck und Be- 
deutung, wenn darauf das Verfahren in iudicio folgte, dargelegt: 
es bleibt übrig, über dies letztere besonders zu sprechen. Es 
bestand in dem Verfahren vor der Volksversammlung, an welche 
der das Criminalrecht leitende Beamte einen Strafantrag stellte, 
weil ein Römischer Bürger die Gesetze verletzt hätte. Es ist 
kein Zweifel, dass es seit dem Beginne der Republik die Centu- 
riatcomitien waren, welche die richterliche Entscheidung fällten, 
und sie sind es in gewisser Beziehung immer geblieben. Der 
Beweis dafür liegt darin, dass bei der Anklage Coriolans die 
Patricier verlangten, das Urtheil sollte in Centuriatcomitien ge- 
fällt werden*): sie wollten damit den Process in das Geleise des 
ordentlichen Verfahrens überführen. Demgemäss wurde denn der 
einzige nicht politische Criminalprocess , welchen wir aus alter 
Zeit kennen, der gegen Volscius Fictor in einer Centuriatver- 
sammlung entschieden 11 ), und es stimmt damit überein, dass die 
Gesetzgebung der zwölf Tafeln die Centuriatcomitien für allein gül- 
tig in Processen, bei denen es sich um das caput eines Römi- 
schen Bürgers handelte, erklärt, diese also seitdem selbst bei dem 
•ausserordentlichen durch die Volkstribunen eingeleiteten Verfah- 
ren angewendet werden. Es entsteht indessen die Frage, ob 


a) S. I, 262 und vcrgl. S. 182. 

b) S. I, 293. 

13 
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die Centuriatcomitien nur Capital processe zu entscheiden hatten, 
oder ob auch andere Processe, welche auf Geldstrafe lauteten, 
vor sie gebracht werden konnten. Durch Beispiele lässt sich 
diese Frage nicht entscheiden: es ist uns kein Fall überliefert, 
wo eine von den Consuln oder Prätoren auferlegte Geldstrafe 
durch die Centuriat- oder Tributcomitien entschieden worden 
wäre. An sich lässt sich nicht zweifeln, dass jene auch über 
Geldstrafen das Urtheil gesprochen haben; denn die Ausdrücke 
der zwölf Tafeln lauteten : „über das caput eines Römischen 
Bürgers dürften nur Centuriatcomitien entscheiden r ’, wodurch 
den Tributcomitien diese Befugniss abgesprochen, aber keines- 
wegs die Centimen für die Entscheidung von Geldprocessen für 
ungültig erklärt werden. Demnach nehmen wir au, dass für 
alle Fälle des ordentlichen Strafverfahrens, wo curulische Be- 
amte die Leitung des Processes hatten, den Centuriatcomitien 
das richterliche Urtheil zufiel. Freilich waren Geldprocesse vor 
Centimen gewiss immer selten und verschwanden zuletzt ganz: 
nur auf politische Vergehen stand solche Strafe und je mehr der 
Widerspruch zwischen den curulischen und plebejischen Beam- 
ten aufgehoben wurde , desto mehr überliessen die Prätoren der- 
gleichen Anklagen den Volkstribunen oder Aedilen. 

Für die Form der Centurienversammlung , welche in einem 
Strafprocesse urtheilen soll, ist als Grundsatz festzuhalten, dass 
dieselbe nicht verschieden ist von derjenigen, in welcher über- 
haupt Beschlüsse, sei es über Krieg und Frieden, oder über 
Gesetze oder über die Wald von Beamten gefasst werden. Wir 
haben zwar einige Spuren, dass bei den verschiedenen Arten 
der Verhandlungen vor der Volksversammlung auch verschiedene 
Formen stattfanden. So wurde z. B. bei dem Prooesse Corio- 
lans bestimmt“), es sollte das Volk seine Stimme mit einem 
Schwur abgeben: dadurch sollte dem Abstimmen eine grössere 
Feierlichkeit verliehen, auch eine Verschiedenheit zwischen den 
richterlichen, über Patricier entscheidenden, und den sonstigen* 
Tributcomitien geschaffen werden. Indessen dieser Schwur war 
nur eine Besonderheit der Tribus: bei dem Richteramte der 


a) Man sehe 1, 258. 
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Centurien wissen wir nichts von einem solchen: es kann auch 
kein Zweifel sein, dass er später, als die Tribus den Centurien 
durch die zwölf Tafeln und andere Gesetze gleichgestellt wur- 
den, bei denselben ebenfalls fortfiel. Ferner wissen w r ir, dass 
bei den Gesetzen über die Abstimmung in den Comitien zeit- 
weise ein Unterschied stattfand je nach dem Zwecke der Comi- 
tien: allmälig erst wurde die mündliche Abstimmung in allen 
Fällen eingeführt.*) Aber dieser Unterschied bestand nicht zwi- 
schen richterlichen und nicht richterlichen Volksversammlungen, 
sondern die geheime Abstimmung wurde zuerst für die Wahlen, 
dann für einige Arten der Gerichte, später für die Einbringung 
von Gesetzen, am Ende für Volksversammlungen aller Art einge- 
führt und damit die frühere Gleichförmigkeit wiederhergestellt. 
Aehnlich war es, dass die alten königlichen, dann consulari- 
schen Quästoren die Befugniss hatten, zum Behuf des Urtheils- 
sprechens in Processen die Centurien zu versammeln, während 
sie sonst keine Volksversammlung berufen durften b ); aber na- 
türlich erlosch diese Befugniss mit dem Amte der Quästoren 
selbst Abgesehen von diesen geringen und nicht lange dauern- 
den Verschiedenheiten bestanden für alle Arten der Thätigkeit 
bei den Volksversammlungen eben dieselben Formen. Man ‘hat 
nie gehört, dass die Leiter derselben, der Ort, an dem sie zu- 
sammenkamen , die Zeit oder andere Gebräuche verschieden 
waren, je nachdem sie zu verschiedenen Geschäften berufen 
wurden. 

Nach uralter Sitte war bei den Römern die Berufung der 
Volksversammlung an bestimmte Tage gebunden und diese Tage 
waren ursprünglich bei den Centuriatcomitien andere gewesen 
als bei den Tributcomitien; denn der von den patricischen Prie- 
stern ausgegangene Calender galt nur für die patricischen Ver- 
sammlungen und so lange der Unterschied der Stände bestehen 
blieb* so lange erhielt sich auch die Verschiedenheit der Tage, 
an denen die Versammlungen der Stände gehalten werden durf- 
ten. Je mehr indessen die Plebs und ihre Tribunen Bedeutung 


a) Cic. de leg. 111, 16, 35. 

b) S. 1, 294. 
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für den Gesammtstaat errangen, desto mehr näherten sich die 
Formen, in denen die plebejische Volksversammlung der Tribus 
stattfand, denen der patricischen Versammlung der Centurien: 
die Patricier scheinen für ihre Unterwerfung unter die Gewalt 
der Tributcomitien die Bedingung gestellt zu haben, dass die- 
selben dem patricischen Calender unterworfen würden. Am 
Ende scheint in dieser Beziehung eine vollständige Gleichstel- 
lung der Centuriat- und Tributcomitien eingetreten zu sein: sie 
bestand schon in der besten Zeit der Republik. 51 ) Indessen für 
den Strafprocess ist dieser Punkt nicht von hervorragender 
Wichtigkeit, eben so wenig wie die Auspicien, welche seit ur- 
alter Zeit mit den Centuriatcomitien , später auch mit den Tri- 
busversammlungen verbunden waren. 

Dagegen von der höchsten Wichtigkeit war es für alle Volks- 
versammlungen , dass ihnen die Gegenstände der Beschlussnahme, 
mochten es Gesetzes Vorschläge oder Wahlen oder richterliche 
Entscheidungen sein, vor dem Tage, an welchem die Abstim- 
mung erfolgen sollte, rechtzeitig bekannt gemacht wurden; denn 
in der entscheidenden Versammlung selbst war keine Berathung 
mehr zulässig und auch in denjenigen Versammlungen, welche 
zur Berathung früher berufen werden mochten, durften nach den 
Grundsätzen des Römischen Staatsrechtes nur diejenigen Auftre- 
ten , welchen der leitende Beamte das Wort gestattete. Es lag 
also im Interesse der Beamten, welche eine Massregel vorschlu- 
gen, genügende Zeit zu haben, um auf die Stimmung des Vol- 
kes einzuwirken, aber auch im Interresse des Volkes, sich, ehe 
es zur Abstimmung kam, eine bestimmte Meinung bilden zu 
können. Dazu kam bei richterlichen Versammlungen die Noth- 
wendigkeit, für die Vertheidigung sowohl als für die Anklage 
eine genügende Zeit zur Vorbereitung zu haben. Man nimmt jetzt 
allgemein an, die Frist, während der ein von den Centuriat- 
comitien zu berathender Gegenstand vorher hätte bekannt ge- 
macht werden müssen, habe 30 Tage betragen. 52 ) Es gründet 
sich diese Annahme auf die uns über die sogenannten imti dies 
überlieferten Nachrichten, ln dem Auszuge aus Festus heisst es*), 

a) Paul. Exc. p. 103: Iusti dies dicebantur triginta, cum exercitus 
esset imperatus et vexillum in arce positum. 
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iusti hätte man diejenigen 30 Tage genannt, wo das Heer auf- 
geboten und die Fahne auf der Burg aufgesteckt gewesen wäre, 
und ähnlich berichtet Macrobius“), iusti seien jene 30 Tage hin- 
tereinander, wo nach Aufbietung des Heeres die Fahne auf der 
Burg geweht hätte. Es ist kein Zweifel, dass man unter dem 
Aufgebote des Heeres in gewissen Fällen das Berufen der Cen- 
turienversammlung verstehen kann; aber daraus folgt, nicht, dass 
es hier so verstanden werden muss und 30 Tage diejenige Frist 
sind , während deren die Anträge bei den Centimen bekannt ge- 
macht werden mussten. Dreissig Tage soll die Kriegsfahne auf 
der Burg geweht haben : wie ist es glaublich , dass dies während 
der Ankündigung eines Gesetzes geschehen sei 53 ), oder welchen 
Zweck kann es gehabt haben? Es hätte fast immer die Kriegs- 
fahne wehen müssen, da sicherlich fast immer Gesetze ange- 
kündigt oder Wahlen ausgeschrieben oder Processe im Gange 
waren. Die Kriegsfahne hat ihre bestimmte Bedeutung bei der 
Versammlung der Centurien, während welcher Wachsamkeit ge- 
gen einen feindlichen Ueberfall nöthig ist; aber bei der Ankün- 
digung eines den Centurien vorzulegenden Gegenstandes ist sie 
nicht denkbar. Zudem werden von Macrobius die dreissig iusti 
dies mit denjenigen, welche praeliales heissen, in Verbindung 
gebracht und die letzteren beziehen sich entschieden auf einen 
mit auswärtigen Feinden zu unternehmenden Krieg. Es scheint 
also, als ob jene 30 iusti dies sich auf die Frist beziehen, 
welche zwischen der Forderung von Genugthuung und dem Be- 
ginn der Feindseligkeiten verstreichen mussten: sie für die An- 
kündigungsfrist der den Centurien vorzulegenden Vorschläge zu 
halten hat man keinen Grund. 

Als durch den Ständevertrag auf dem heiligen Berge die 
Tributcomitien für die Plebejer geschaffen waren, besassen die- 
selben keine Rechte über die Patricier, keine über das gesammte 
Volk : den Patriciern konnte also nichts daran liegen , diejenigen 
Formen, welche für die Versammlungen des Gesammtvolkes her- 
kömmlich und zur Zügelung der Leidenschaften der Menge noth- 

a) Macrob. Sat. I, 16 Praeliales (dies) ab iustis non segregaverim, 
siquidem iusti sunt contiuui triginta dies, quibus cxercitu impcrato vexil- 
lum russi coloris in arce positum est. 
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wendig waren , auf die Tributeomi tien auszudehnen. Wir lesen 
daher von Beschlüssen der Plebs, welche über die Heiligkeit der 
plebejischen Tribunen, später auf Anregung von Icilius über 
deren Befugnisse bei der Leitung der Tribus Versammlungen ge- 
fasst wurden“), ohne dass in den ausführlichen Nachrichten 
über diese Vorgänge dabei einer vorhergehenden längeren Be- 
kanntmachungsfrist Erwähnung geschieht: nach der Darstellung 
vou Dionysius hat dieselbe nicht stattgefunden, sondern die Tri- 
bus beschlossen, unmittelbar nachdem ihnen etwas vorgeschlagen 
worden war. Aber diese Plebiscite banden, wie wir bewiesen 
haben, nur die Plebejer, die Patricier wurden von ihnen nicht 
betroffen. Dieses Verhältniss änderte sich, als die Tributcomi- 
tien Gewalt über die Patricier und somit über den Gesammt- 
staat erhielten, und zwar geschah dies zuerst bei dem Processe 
Coriolans, der von den Volkstribunen angcklagt wurde. Diesem 
Processe ging, wie wir gezeigt haben 1 ), als nothwendige Bedin- 
gung, unter welcher allein er angestellt werden konnte, eine 
Uebereiukunft unter den Ständen über diesen und etwaige ähn- 
liche Fälle für die Zukunft voraus. Ehe dieser Vertrag zu 
Stande gekommen war, hatten die Tribunen beschlossen, Co- 
riolan vor das Volksgericht zu laden: ihr Führer erklärt: „wir 
werden Coriolan eine Frist zur Vertkeidigung bestimmen und 
den Process vor Euch führen”.“) Die Anstellung des Processes 
wird durch einen Feldzug aufgeschoben, nach Beendigung des- 
selben bestimmen die Volkstribunen einen Tag, an dem sie den 
Process über Coriolan zu Ende bringen wollen und laden alle 
Bürger ein, sich zu dem angesetzten Termine zahlreich einzu- 
finden. d ) Dieser Termin ist nicht der, an welchem der Process 
eingeleitet, die Anklage bekannt gemacht, die Vorbereitungen 
getroffen werden sollen, sondern der entscheidende Termin selbst, 
an welchem das Urtheil gefällt werden soll: dies besagen die 

a) S. I, 224 und 234. 

b) S. I, 253. 

c) Dionys. VII, 26 irpo9V)oo|*ev yptJvov . xtji dvSpi ei« dsoXoy (av xat xrjv 
8(xr)v itp iiptüv ouvteXisopiEv. 

d) Dionys. VII, 28 6 [itv Eixivvto« 6 8/ ( p.ap^o; ouvayayujv xö kXt ( 8o« ei« 
ixxX^aiav elitev ^pipav, £v oovxeXeiv f j p.eXXe tljv jtepl xoü Mapxiou xptotv. 
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Worte von Dionysius, dies der Zusatz, wodurch die Bürger zu 
zahlreichem Erscheinen aufgefordert werden. Von einer Frist 
für den Angeklagten ist nicht mehr die Rede; denn er hat Zeit 
genug gehabt, um seine Vertheidigung vorzubereiten. Indessen 
es treten die Verhandlungen der Tribunen und Consuln da- 
zwischen, die Nothwendigkeit eines Senatsbeschlusses wird aner- 
kannt und in diesem wird dann als Frist zur Vorbereitung der 
Vertheidigung dem Angeklagten die Zeit bis zum dritten Markt- 
tage bestimmt.*) Die Tribunen machen darauf den Senatsbe- 
schluss dem Volke bekannt und sagen den Tag an, an welchem 
sie den Process zu Eude führen wollen b ): als der dritte Markt- 
tag gekommen , strömen früh morgens die Landleute zusammen, 
der Process wird verhandelt und Coriolan verurtbeilt.') 

Aus dieser Erzählung von Dionysius ergiebt sich, dass die 
Tribunen, als sie Coriolan anfänglich einen Termin vor den 
Tributcomitien ansetzten, ihm zwar auch eine Frist zur Verthei- 
digung gestatteten. Denn dies erforderte die Billigkeit. Aber von 
einer über drei Markttage sich erstreckenden Frist und einer so 
oft wiederholten Bekanntmachung des vor dem Volke zu ver- 
handelnden Gegenstandes ist erst nach der Uebereinkunft mit 
den Patriciern und dem dadurch auferlegten Senatsbeschlusse 
die Rede. Es wurde also in diesem Falle zuerst die Frist der 
drei Markttage für die Tributcomitien angewendet; denn wäre 
dieselbe schon früher gesetzlich oder herkömmlich gewesen, so 
würden die Tribunen bei ihrem Bestreben, dem Angeklagten alle 
scheinbare Gerechtigkeit widerfahren zu lassen, dieselbe schon 
vor der Uebereinkunft mit den Patriciern beobachtet haben. 
Ferner aber darf man die Folgerung ziehen, dass der Senat auf 
die Frist der drei Markttage bei den Tributcomitien drang, weil 
eben dieselbe bei den patricischen Versammlungen der Centurien 
üblich war. Denn in ihren Unterhandlungen mit den Tribunen 
machen die Consuln z. B. geltend, es sei von Anbeginn des 


a) Dionys. VII, 58 ypcrptTai zi rpoßo'iXe'J|Aa p.E-a raöta iiitlp tij; S(xtj( 
xat ypivo; eis napaaxeuljv tt ( s «faloloyia; cpt'izou Tip avSpl piypi t? ( s xpi-njs 
dyopäc. Vergl. Plut. Cor. 18 und 19. 

b) Dionys. VII, 58 extr. 

c) Dionys. VII, 59. 
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Staates hergebracht, dass kein Yolksbeschluss ohne vorhergehen- 
den Senatsbeschluss gefasst werde*): es war dies also bei den 
Curiat-, dann bei den Centuriatcomitien Sitte gewesen; deshalb 
verlangen die Consuln, die Tributcomitien sollten jetzt, wo sie 
auf die Patricier und den Gesammtstaat bezügliche Beschlüsse 
fassen wollten, eben dieselben Formen, wie die Volksversamm- 
lungen des Gefeammtstaates, annehmen. Coriolans Process bildete 
die Richtschnur für die tribunicischen Anklagen gegen Patricier 
in älterer Zeit überhaupt und es kann kein Zweifel sein, dass 
bis zur Gesetzgebung der zwölf Tafeln dieselbe Anklagefrist gegen 
alle Patricier beobachtet wurde: bei dem Process, welchen die Tri- 
bunen gegen die Consuln des J. 445 v. Chr., T. Romilius und C. 
Veturius richteten, wird sie sogar ausdrücklich erwähnt. h ) Wo es 
sich um die Bestrafung von Plebejern, welche sich gegen die 
Tribunen vergangen hatten, handelte, mochte die ursprüngliche 
Formlosigkeit der Tributcomitien fortdauem und die Länge der 
Frist von dem Gutdünken des Tribunen abhängen; aber bei An- 
klagen gegen Patricier galten die Formen der Centuriatcomitien. 
Dieselben fanden sogar noch weitere Ausdehnung. Wir .bemer- 
ken, dass fortan alle Tributcomitien, sobald sie auf die Patricier 
und somit auf den Gesammtstaat Bezug habende Massregeln be- 
treffen, die Ankündigungsfrist der drei Markttage beobachten. 
Das nächste von den Tribunen angeregte allgemeine Gesetz war 
das Publilische vom Jahre 471 v. Chr.: bei den Verhandlungen 
darüber wird ausdrücklich der Ankündigung auf den dritten 
Markttag Erwähnung gethan. c ) Ebenso geschieht es bei dem 
Terentilischen Gesetzesvorschlage, durch welchen das Decemvirat 
vorbereitet wurde. u ) Man erkennt, dass seit Coriolans Processe 
für alle an die Tributcomitien gerichteten allgemeinen Anträge 
ein und dieselbe Ankündigungsfrist galt. Bei dieser Ueberein- 
stimmung der Formen in den gerichtlichen und politischen Ver- 
handlungen der Comitien darf man annehmen, dass auch eine 

a) Dionys. VII, 38. 

b) Dionys. X, 35. 

c) Dionys. IX, 49 npoHlvxiuv 61 Ttd/uv tojv 6rj|ia'p/u>v tii xpi'xTjv «tyopäv 
tt)v iMpl xoü v6p.ou 8i4yvujaiv. 

d) Dionys. X, 3 xoüxov rpoftfvxss töv vdjxov ££o«o(av ISoaav xoi{ ßooXo- 
pilvoit ctiiToö xatTjyoptiv. dixoötiiavxes xt/V xptX7jV dyopdv. 
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andere Eigentümlichkeit, welche wir nur bei den letzteren nach- 
weisen können, gleicher Weise bei den .erstem galt War der 
Tag zur Verhandlung auf den dritten Markttag anberaumt, so 
musste dieselbe an diesem Tage zu Ende geführt werden: ver- 
strich er aus irgend einem Grunde ohne Ergebniss, so musste 
die Verhandlung wiederum von vorne, d. h. mit einer neuen An- 
kündigungsfrist von drei Markttagen begonnen werden. Wir 
erkennen dies aus den Vorgängen beim Terentilisehen Gesetzes- 
vorschlage*), werden es aber auch auf die vor den Tributcomitien 
geführten Processe übertragen müssen. 54 ) Auch diese Eigen- 
tümlichkeit war nicht bei den plebejischen Volksversammlungen . 
erfunden, sondern schrieb sich von den ältern Centuriatcomitien 
her. Es beweisen dies Capitalprocesse, welche auf solche Weise 
ohne Erfolg geblieben sind. Als P. Claudius Pülcher im Jahre 
249 v. Chr. wegen perduellio von den Tribunen angeklagt 
worden war, wurde an dem entscheidenden Tage die Versamm- 
lung der Centurien durch ein Unwetter gestört. Damit war die 
Anklage erledigt; aber die übrigen Tribunen gaben aus religiösen 
Scrupeln auch nicht zu, dass dieselbe von denselben Anklägern 
erneuert würde. Es blieb nur übrig, eine verschiedene, auf 
Geldstrafe lautende, Anklage vor den Tributcomitien zu beginnen. 5 ) 
Aehnlich erging es in dem Processe von C. Rabirius, der nicht 
durch Zufall, sondern durch absichtliche Störung der politischen 
Gegner vereitelt wurde. Wir werden später auf diesen Punkt 
zurückkommen, mussten ihn aber hier, wo es sich um die Ur- 
teile der Centurien im gewöhnlichen Criminalprocess handelte, 
wenigstens erwähnen. 

Somit galt für alle Centuriatcomitien seit ihrem Entstehen 
eine Ankündigungsfrist von drei Markttagen: erwähnt wird die- 
selbe zuerst bei der Wahl der Decemvirn'), d. h. zu einer Zeit, 
wo die patricischen und plebejischen Volksversammlungen ge- 
trennt bestanden und noch nicht durchweg dieselben Formen der 
Verhandlungen angenommen hatten. 55 ) Später wurde eine gleiche 

a) Dionys. IX, 41. 

b) Schol. ad Cic. p. 337 Orell.; Val. Max. VIII, 1, 4. 

c) Liv. III, 35 Postquam vero eomitia Xviris creandis in trinum nun- . 
dinum indicta sunt. 
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Frist auch für die Bekanntmachung von Edicten der Beamten 
angenommen, wie wir dies z. ß. von dem Senatsbeschlusse über 
die Bacchanalien wissen. Bei der politischen Thätigkeit der 
Volksversammlung musste indessen zuweilen der Fall eintreten, 
dass die Ankündigungsfrist nicht beobachtet und in plötzlicher 
Noth rasche Massregeln ergriffen wurden: das Volk war Herr 
über Alles und stimmten die von ihm erwählten Beamten über- 
ein, so konnte gewiss auch in ein und derselben Versammlung 
ein Gesetz vorgeschlagen und angenommen werden, wahrschein- 
lich in der Form, dass zuerst die Dringlichkeit desselben, dann 
es selbst beschlossen wurde. Ein Beispiel der Art wird vom 
Jahre 434 v. Chr. berichtet, wo der Dictator Mam. Aemilius in 
einer dazu berufenen contio ein Gesetz über die Verkürzung der 
Amtsdauer der Censoren vorschlug und am folgenden Tage in 
Centuriatcomitien durchbrachte. *) Für die Beamten wählen haben 
wir nur Beispiele aus der Zeit von dem Untergange der Frei- 
heit, wo bei der Uebermacht der Soldaten die alten republicani- 
schen Formen nur noch des Scheines halber beobachtet wurden: 
bei dem plötzlichen Tode des Consuls Q. Maximus wurde 45 v. 
Chr. C. Caninius auf einen Tag zum Consulate befördert; Cäsar 
Octavianus wurde zum Consul ernannt und die Triumvirn ein- 
gesetzt, ohne die gesetzliche Ankündigung von drei Markttagen 
abzuwarten ’’) ; aber auch sonst mag dieselbe zuweilen vernach- 
lässigt worden sein. Nur darf man nicht, sobald von plötzlicher 
Ansagung des Wahltages berichtet wird , sogleich an Vernach- 
lässigung des trinundinum denken. Denn bei Wahlen bestand 
dasselbe darin, dass die Candidaten an drei Markttagen durch 
öffentlichen Anschlag dem Volke bekannt gemacht wurden und 
sich ihm selbst vorstellten: der Tag der Wahl konnte plötzlich 
anberaumt und doch die gesetzliche Frist beobachtet werden. 56 ) 
Indessen bei der richterlichen Thätigkeit der Volksversammlung 
konnte eine Vernachlässigung der Ankündigungsfristen nicht 
stattfinden; denn sie dienten nicht nur dazu, das Volk mit dem, 
was vorgehen sollte, bekannt zu machen, sondern waren auch 


a) Liv. IV, 24 Consensu ingenti populi legem postero die pertulit. 

b) App. bell. civ. III, 94 und IV, 6. 
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für den' Angeklagten, welcher die für die Vertheidigung dienen- 
den Beweismittel zusammen zu bringen hatte, nothwendig. Ein- 
willigung des Angeklagten war also bei einer Verletzung der 
Anklagefristen erforderlich. Ein solcher Fall scheint im Jahre 
169 v. Chr. eingetreten zu sein, als ein Tribun die beiden Cen- 
soren Ti. Gracchus und C. Claudius wegen perduellio anklagte. 
Die Censoren selbst verlangten, wie Livius berichtet“), dass ihr 
Process, bei dem die Thatsachen der Anklage und Vertheidigung 
klar Vorlagen, so bald als möglich entschieden würde; denn 
sie wollten durch denselben nicht in ihrer amtlichen Thätigkeit 
unterbrochen werden. Möglich also, dass bei der Ansetzung des 
Termines die Frist der drei Markttage nicht beobachtet wurde. 
Sonst sind uns keine ähnlichen Fälle überliefert und es liegt in 
der Natur der Sache, dass sie nur bei aussergewöhnlichen Um- 
ständen möglich waren. 

Die Ankündigungsfrist von drei Markttagen war demnach, 
wie wir gezeigt, von jeher für die Centuriatcomitien hergebracht 
und wurde für die Tribus erst, als sie auf den Gesammtstaat 
einzuwirken begannen und in so fern sie einwirkten, angenommen. 
Die Markttage (nundinae) waren Feiertage für die ländliche 
Bevölkerung, welche an ihnen, von der Arbeit ruhend, nach der 
Stadt kam, gegenseitigen Verkehr trieb, auch Rechtshändel aus- 
glich. Als die Volkstribunen und Tributcomitien eingesetzt 
wurden, stützten sich beide hauptsächlich auf die ländlichen 
Plebejer: die Versammlungen wurden von den Plebejern au den 
Markttagen selbst, wo dieselben am leichtesten für politische 
Geschäfte Zeit fanden, abgehalten. Dagegen im patrieischen 
Calender wurden die Markttage anders betrachtet: es durfte an 
ihnen weder von den Staatsbeamten Gericht gehalten noch die 
Entscheidung der Volksversammlung durch Abstimmung einge- 
holt werden. So wurde die Masse der Landleute, welche an den 
zwischen die Markttage fallenden Arbeitstagen von ihren Ge- 
schäften in Anspruch genommen war, an dem Besuche der Cen- 
turiatcomitien gehindert Damit ist es sehr wohl vereinbar, dass 
die Ankündigungsfrist dennoch nach den Markttagen bestimmt 


a) Liv. XLUI, 16. Vergl. Val. Max. VI, 5, 3. 
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war: an ihnen wurden die Vorschläge für die Volksversamm- 
lungen bekannt gemacht, die Landbewohner von Allem, was im 
Staate geschah, in Kenntniss gesetzt und ihr politisches Interesse 
wach erhalten : wollte einer derselben an der Entscheidung mit- 
wirken, so musste; er mit Aufopferung seiner Arbeit sich an 
einem gewöhnlichen Tage zur Stadt begeben. Denn an einem 
solchen, auf den dritten Markttag folgenden, gewöhnlichen Tage, 
au welchem es erlaubt war, die Centurien zu versammeln, ge- 
schah die entscheidende Abstimmung. Die Tributcomitien waren 
hiervon anfänglich verschieden. Sie wurden nämlich an einem 
Markttage selbst gehalten und daher fiel der letzte Tag der 
Ankündigung mit dem Tage der Entscheidung zusammen: die 
Tributcomitien wurden, wie sich aus den angeführten Beispielen 
ergiebt, ursprünglich auf deu dritten Markttag zur Abstimmung 
berufen. Man hätte auch den vierten Markttag nehmen können, 
wünschte aber so rasch als möglich die Entscheidung herbeizu- 
führen und hatte der gesetzlichen Bestimmung genügt, sobald 
am dritten Markttage vor der Abstimmung noch einmal eine 
feierliche Ankündigung vorhergegangen war. Die Patricier hatten, 
wie wir bemerkt, zu der Zeit, als sie den Tributcomitien einen, 
wenngleich noch an die Einwilligung des Senates gebundenen, 
Einfluss auf den Gesammtstaat gestatteten, bei ihnen die Beob- 
achtung derselben Ankündigungsfrist, welche bei den Centuriat- 
comitien galt, durcbgesetzt. Als später nach der Gesetzgebung 
der zwölf Tafeln zuerst durch die Valerisch- Horatischen, dann 
durch andere Gesetze dieser Einflnss entfesselt und am Ende 
dem der Centurien ganz gleichgestellt wurde, war es natürlich, 
dass auch die übrigen Formen und Beschränkungen der Centu- 
rienversammlung auf die der Tribus übergingen. Die letzteren 
erhielten die Vortheile, aber auch die Nacbtheile der Auspicien, 
es wurden ihnen die Markttage verschlossen, dagegen alle im 
patricischen Calender für Volksversammlungen bestimmten Tage 
eröffnet. Die Zeit, wann diese Veränderungen vor sich gingen, 
lässt sich nicht genau angeben und Manches in der Entwickelung 
dieser allmäligen Gleichstellung, sowie in den Gesetzen, welche 
dieselbe bewirkten, ist noch dunkel. Aber dass sie eingetreten 
ist und in den besten Zeiten der Republik bestanden hat, steht 
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fest. Bei den Tributcomitien ist nicht mehr von dem Ansetzen 
eines Termines oder einer Versammlung auf den dritten Markt- 
tag, sondern nur von einer Ankündigung (promulgatio) Von drei 
Markttagen die Rede. 57 ) 

Ueber das Verfahren in iudicio , das beim ordentlichen Cri- 
minalprocesse nach durchgesetzter Provocation eintrat, entstehen 
noch vielerlei Fragen: wie der Angeklagte vorgeladen, wie an 
den drei Ankündigungsterminen die Anklage und Vertheidigung 
geführt, wie dann am Ende das Urtheil gesprochen und wiederum 
das Verfahren in iure aufgenommen wurde; indessen alle diese 
Fragen lassen sich nur aus der Analogie mit dem ausserordent- 
lichen Verfahren, von welchem uns mehrere Fälle ausführlicher 
überliefert sind, beantworten. Es empfiehlt sich deshalb, auf 
dieselben erst, wenn wir über die tribunicischen Anklagen vor 
dem Volke handeln, einzugehen. Nur einen Punkt, auf welchen 
kürzlich aufmerksam gemacht worden ist, wollen wir hier be- 
rühren. Man hat behauptet, es hätte immer nur ein Einzelner 
vor das Gericht der Centurien gestellt werden können. Die Be- 
weise dafür hat man von dem ausserordentlichen Verfahren her- 
genommen: sie sind auch für dieses nicht so beweisend, dass 
man annehmen müsste, es hätte für Verbrecher, welche wegen 
ein und desselben Verbrechens angeklagt waren, nicht zusammen 
ein Termin angesetzt, ein Verhör und eine Zeugenvernehmung, 
so wie endlich eine Abstimmung vorgenommen werden können 
und in vielen Fällen sogar müssen. 58 ) Schon in den ältesten 
Zeiten des Römischen Staates haben wir ein Beispiel, dass viele 
Theilnehmer einer staatsgefährlichen Verschwörung durch eine 
einzige Volksversammlung zum Tode verurtheilt worden sind.“) 
Später wird uns im ausserordentlichen Verfahren ein ähnlicher 
Fall überliefert. Im Jahre 401 v". Chr. wurden die beiden Mili- 
tärtribunen des vorigen Jahres, M’. Sergius und L. Verginius 
von drei Volkstribunen wegen unglücklicher Kriegführung an- 
geklagt. Es wird von Livius b ) nicht ausdrücklich erzählt, dass sie 
zusammen einen Termin gehabt hätten ; aber es ist dies nach seiner 


a) Dionys. V, 55flgd. 

b) Liv. V, 11 und 12. 
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Darstellung auf das Höchste wahrscheinlich. Denn die Ankläger 
waren dieselben, die Strafe eine gleiche, Livius führt eine einzige 
Anklagerede gegen sie an, sagt, es seien gleiche praeiudicia ge- 
gen sie gefällt worden: kurz Alles stimmt nur dazu, dass beide 
zusammen ein und denselben Process gehabt haben. Ein glei- 
ches Verhältniss fand wahrscheinlich wenige Jahre später statt, 
als zwei Volkstribunen wegen ein und desselben Vergehens zu 
gleichen Strafen verurtheilt wurden.*) Es ist sogar schwer zu 
glauben, dass für einen Verbrecher jedesmal ein besonderer Ter- 
min zur Abhaltung des Volksgerichtes angesetzt worden sei. 
Bei den grossen Umständen, mit denen Centuriatcomitien ver- 
bunden waren, muss eine Einrichtung gegolten haben, vermöge 
der, wenn einmal Comitien zu andern Zwecken gehalten wurden, 
nebenbei auch das Schicksal angeklagter Verbrecher, wenngleich 
in gesonderter Abstimmung, entschieden wurde. Freilich lässt 
uns für sichere Erkenntniss dieser Punkte die Ueberlieferung 
eben so sehr im Stich, wie sie viele andere Einzelheiten der. 
Vermuthung und wahrscheinlichen Beurtheilung nach unsicheren 
Schlüssen anheimgiebt. 

Beispiele von dem Verfahren im ordentlichen Strafprocesse 
hat uns die Ueberlieferung nur wenige aufbewahrt; denn die 
Vorfälle des gewöhnlichen Lebens entziehen sich der Geschichte. 
Sie berichtet nur dasjenige, was vor dem Uebrigen hervörtritt 
und im Guten oder Bösen einen dauernden Einfluss auf seine 
Zeit ausübt: dazu gehören gewöhnliche Verbrechen nicht. Mag 
auch in der spätem Zeit, als Fremdlinge aus allen Welttheilen 
nach Rom zusammenströmten und überdem die politischen In- 
teressen, welcher der Beamten und aller Bürger Sinn erregten, 
die Sorge für ein ruhiges und gefahrloses Leben zurücktreten 
Hessen, die Anzahl der Verbrechen grösser gewesen sein als 
früher 59 ): wir haben keinen Grund anzunehmen, dass der sitt- 
liche Zustand des Volkes ein besonders hoher gewesen ist; nur 
die Verderbtheit der nachfolgenden Zeiten machte, dass die 
Sitten der Vorfahren den Römern selbst in günstigem Lichte 


a) Liv. V, 29. 
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erschienen. Es finden sich seit der Gesetzgebung der zwölf Ta- 
feln folgende Fälle berichtet. 

Ein Bürger oder eine Bürgerin wegen unbekannten Ver- 
brechens beim Prätor angeklagt und von diesem zum Tode ver- 
urtheilt , wurde nach dem Gefängnisse gebracht , um dort erdros- 
selt zu werden. Der Kerkermeister schob die Hinrichtung auf 
und wollte sie durch Hunger tödten. Inzwischen wurde sie von 
ihrer Tochter durch die Milch ihrer Brüste erhalten und als 
dies bekannt geworden war, begnadigt, wahrscheinlich indem 
man ihr erlaubte, in die Verbannung zu gehen, was in der Be- 
fugniss des richtenden Beamten lag. 1 ) Als Richter, welcher das 
Urtheil gesprochen, wird der Prätor genannt mit seinem selbst- 
gewählten Beirath. Die Zeit des Processes bestimmt sich nur 
dadurch , dass es schon die Dreimänner als Wächter des Gefäng- 
nisses gab , dass die öffentliche Hinrichtung aufgehört hatte , dass 
man sich überhaupt in gewöhnlichen Fällen nicht darum küm- 
merte, wie die Hinrichtung im Gefängnisse vollzogen wurde. b ) 

Eine Frau angeklagt bei dem Prätor M. Popilius Laenas, 
weil sie ihre Mutter ermordet hatte; aber sie wurde dadurch 
entschuldigt, dass jene ihre Enkel, der Angeklagten Kinder, 
vergiftet hatte. Deshalb wurde sie weder verurtheilt noch frei- 
gesprochen. Es wird angedeutet, dass dem Prätor ein Beirath 
zur Seite stand; dehn die Stimmen sollen weder für noch gegen 
die Mörderin abgegeben worden sein. Wahrscheinlich war der 
Prätor jener M. Popilius, welcher im Jahre 139 v. Chr. das Con- 
sulat bekleidete. 0 ) Ob die Angeklagte Bürgerin oder Fremde, 
der Prätor also städtischer oder Fremdenprätor war, wird nicht 
berichtet. 

Nach dem zweiten Punischen Kriege wurde L. Hostius , we- 
gen Vatermordes verurtheilt: dies soll der erste Fall dieses Ver- 
brechens bei den Römern gewesen sein. d ) Unmittelbar nach dem 


a) Man sehe oben S. 157. 

b) Vergl. oben S. 105, wo die Stellen der Schriftsteller angeführt 
sind. 

c) So nimmt es Pighius Ann. II, 471 an. Man ,sehe Val. Max. Vlll, 
1, 1 und vergl. oben S. 105. 

d) Plut. Rom. 22. 
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Cimbrischen Kriege wurde Publicius Malleolus, aus vornehmer 
Familie , wegen Muttermordes verurtheilt und durch die grau- 
same Strafe des Säckens hingerichtet. “) Man darf daraus schlos- 
sen, dass er entweder geständig oder sein Verbrechen offen- 
bar war. b ) 

Im Jahre 153 v. Chr. wurden zwei vornehme Frauen Pu- 
blicia und Licinia wegen Giftmordes gegen ihre Männer beim 
Prätor «ingeklagt: die Voruntersuchung wurde gehalten und die 
Angeklagten stellten Bürgen für ihr Erscheinen beim Termine. 
Indessen vorher trat das Gericht der Verwandten zusammen und 
nach dessen Ausspruche wurden die beiden Schuldigen ge- 
tödtet. °) 

Ein gewöhnlicher Process über Meuchelmord war auch der- 
jenige im Jahre 142 v. Chr., bei welchem der Vorsitzende Prä- 
tor L. Tubulus sich bestechen liess, wahrscheinlich um Unschul- 
dige zu verurtheilen. d ) 

Zu den Beispielen des ordentlichen Criminalprocesses ge- 
hören auch die von uns früher e ) angeführten Fälle, in denen 
ein solcher zwar begonnen, aber, weil die gewöhnliche Strafe 
nicht ausreichend erschien, nicht fortgesetzt wurde. Die Ange- 
klagten blieben bei der Uebereinstimmung der Beamten in öffent- 
lichem Gefängnisse, das auf diese Weise für sie zur Strafe wurde. 
Ueber den Process der Catilinarischen Verschworenen werden 
wir später ausführlich handeln. 


a) Auct. ad Her. I, 13; Liv. per. LXVHI; Oros. V, 16. 

b) Vergl. oben S. 181. 

c) Val. Max. VI, 3, 8; Liv. per. XLVin. Vergl. 1,357 und oben S. 106. 

d) Cic. de fin. II, 16, 54 qui cum praetor quaestionem inter sicarios 
exereuisset, aperte cepit pecunias ob rem iudicandam. Vergl. oben S. 157. 

e) Man sehe oben S. 158 flgd. 
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Fünftes Capitel. 

Ausserordentliches Verfahren. Geringe Abweichung vom gewöhnlichen 
Strafprocesse durch Befragung des Senates. Beispiel davon. Weitere Ab- 
weichung darin, dass der Senat einen oder mehrere von den zum Rich- 
ten gleicherweise befähigten Beamten beauftragt. Beispiele davon. Noch 
weitere Abweichung, indem das Volk sich freiwillig seiner oberrichter- 
lichen Entscheidung begiebt. Beispiele. Die Vollmacht durch die Tribut- 
comitien ausgestellt. 

Wir haben über das Verfuhren gesprochen , welches von dem 
Beginne des Staates an bestand und trotz der thatsächlichen 
Einschränkungen, welche durch die Einsetzung der Schwurge- 
richte eiugeführt wurden, gesetzlich bis zum Untergänge der 
Republik sich erhielt. Es konnte alle Verbrechen umfassen und 
selbst für diejenigen, für welche in -den Gesetzen keine be- 
stimmte Strafe festgesetzt war, vermöge eines durch das Her- 
kommen geheiligten Missbrauches eine entsprechende Bestrafung 
verhängen: es beruhte auf der von den Königen ererbten Macht- 
vollkommenheit der curulischen Beamten und der seit dem Be- 
ginne der Republik eingeführten Mitwirkung der Volksversamm- 
lung. Wir kommen zu dem, was wir das ausserordentliche 
Verfahren nennen; es giebt davon zwei Arten. Die erste unter- 
scheidet sich von dem ordentlichen Verfahren nur dadurch, dass 
wegen der eigenthümlichen Beschaffenheit der Verbrechen oder 
der Verbrecher oder der Menge derselben unter den richterlichen 
Beamten , welche das ordentliche Verfahren kennt , eine Auswahl 
getroffen wird: zum Tlieil werden dieselben auch von dem Volke 
mit ausserordentlichen Vollmachten versehen , um die Weitläufig- 
keiten des Volksgerichtes zu vermeiden. Die zweite Art des ausser- 
ordentlichen Verfahrens besteht darin, dass die von der Plebs 
gewählten und ursprünglich nur für sie allein bestimmten und 
erst seit den Valerisch- Horatischen Gesetzen mit Macht über 
das Gesammtvolk ausgerüsteten Beamten , die Volkstribunen und 
Aedilen, eine besondere Gerichtsbarkeit haben, die in ihren For- 
men im Allgemeinen dem ordentlichen Verfahren ähnlich, aber 
sonst ausgedehnter und rücksichtsloser ist. tlmmer blieb der 
il 14 
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oberste Grundsatz derjenige, welchen das erste Provocationsge- 
setz ausgesprochen hatte, die Volksversammlung sollte die 
höchste Gerichtsbarkeit in allen Strafsachen haben und ohne ihre 
Einwilligung sollte kein Bürger am Leben oder Gütern gestraft 
werden. 

Die leiseste Abweichung von dem gewöhnlichen Verfahren 
war es , wenn von den mit dem Richteramte betrauten Beamten 
der Senat zu Hülfe gezogen wurde. Eine richterliche Behörde 
ist derselbe nie: er hat eine berathende Stimme bei der Verwal- 
tung: in ihr kann er die Vertheilung der Geschäfte anordnen 
und die allgemeinen Grundsätze des Verfahrens angeben. In- 
dessen die richterliche Befugniss der Beamten gehört, wie wir 
wissen, zu ihrer verwaltenden Thätigkeit: für beide gab es 
gleiche Formen. Wie also der Senat die Verwaltuugskreise be- 
stimmt, so steht es ihm auch frei, von Processen, welche zu 
seiner Kenntniss gebracht werden, die Vertheilung unter die 
für dieselben möglichen Beamten vorzunehmen Er giebt ferner 
seinen Rath und verleiht durch sein Gutachten den Entscheidun- 
gen des Beamten ein besonderes Gewicht: wenngleich er ihn 
nicht der Verantwortung entziehen kann, dient er ihm doch als 
Schutz und zur Entschuldigung. Das erste Beispiel dieser Art 
wird uns schon aus früher Zeit berichtet. Im Jahre 500 v. Chr 
war in Rom eine grosse Verschwörung zur Herstellung des Kö- 
nigthums angestiftet, aber den Consuln verrathen worden: diese 
berufen den Senat und empfangen von ihm unumschränkte Voll- 
macht, die Schuldigen aufzuspüren und zu bestrafen.») Nach 
dieser Vollmacht hätten die Consuln die Theilnehmer der Ver- 
schwörung ergreifen und tödten können: sie thaten es indessen 
nicht, weil sie einen Aufstand fürchteten, wie Dionysius sägt, 
vielleicht auch, weil sie nicht durch Verletzung des kürzlich ge- 
gebenen Provocationsgesetzes die Plebs erregen wollten. Durch 
List entdeckten sie die Theilnehmer der Verschwörung und hiel- 
ten Gericht über sie: dann beriefen sie wiederum eine Senats- 


a) So erzählt Dionys. V, 55 xai Xaßa>v (der eine Consul) ££ oootav Trap’ 
auTtüv aoToxpcrropa xoO piepeuvrjaaa^at too? pteTaa/oviac tü>v d7roppTjxtov 
pouXeuptczTtuv xai xoXfitaai tooc eüpettevTac u. S. w. 
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Versammlung und -am Ende das Volk, welches die Todesstrafe 
bestätigte. *) Der Senat konnte den Consuln keine neuen Be- 
fugnisse, welche sie nicht schon an sich gehabt hätten, über- 
tragen und man versteht daher die „unumschränkte Vollmacht”, 
von welcher Dionysius spricht, nicht recht: wahrscheinlich meint 
er nur den Rath, sie sollten sich nöthigen Falls, wenn dies zur 
Unterdrückung der Verschwörung nöthig wäre, über das Provo- 
cationsgesetz hinwegsetzen. Denn der Senat diente zur Bera- 
thung und Unterstützung, gerade so wie der selbstgewählte Bei- 
rath denselben Zweck hatte, ln ganz ähnlicher Weise benutzte 
Cicero in dem Processe der Catilinarisehen Verschworenen den 
Senat. 

In diesen Fällen trat also zwar eine Abweichung von dem 
gewöhnlichen Verfahren ein, von einem ausserordentlichen Pro- 
cesse kann man indessen noch nicht sprechen. Dagegen vom 
Jahre 366 v. Chr. an gab es einen Prätor, dem hauptsächlich die 
Rechtspflege übertragen wurde , ohne dass die Consuln ihre alte 
Befugnisse, Privat- und Criminalprocesse zu leiten, verloren. 
Es waren also drei richterliche Beamte da und diese Anzahl 
wurde noch vermehrt, als allmälig mehrere Prätoren ernannt 
wurden. b ) Da pflegte der Senat, wenn eine wichtigere Sache 
von irgend einem Beamten zu seiner Kenntniss gebracht wurde, 
den einen oder mehrere der zum Führen von Processen befug- 
ten Beamten ausserordentlich damit zu beauftragen: damit übte 
derselbe nur die gleiche Macht, welche er überhaupt bei der 
Anweisung von Provinzen und Verwaltungskreisen hatte. Das be- 
kannteste Beispiel dieser Art ist der Process über die Baccha- 
nalien im Jahre 186 v. Chr. Die Anzeige von dieser Verschwö- 
rung, wie man sie nannte, wurde dem einen Consul Sp. Postu- 
mius Albinus überbracht und von ihm (Ter Senat in Kenntniss 
gesetzt. Dieser überträgt die Untersuchung über die Bacchana- 
lien ausserordentlicher Weise den beiden Consuln 0 ), d. h. der 
Process sollte ausser der Reihe der übrigen Criminalprocesse ver- 

a) Dionys. V, 57. 

b) Vergl. oben S. 110. * 

c) Liv. XXXIX, 14 Quaestionem deinde de Bacchanalibus sacrisque 
noctumis extra ordinem consulibus mandant. 

14 ' 
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handelt und wegen seiner Wichtigkeit den -Consuln übertragen 
werden. Ausserdem fasste der Senat Beschlüsse über Verwal- 
tuugsmassregeln , welche mit den Bacchanalien in Verbindung 
standen, die Angeber sollten belohnt“), alle Priester des Bac- 
chus festgenommen, alle Versammlungen der Eingeweihten ver- 
boten werden. Damit hatten also die Consuln bei der Führung 
des Processes nur dieselbe Macht, wie alle richterlichen Beamten 
bei gewöhnlichen Processen: sie konnten über diejenigen, deren 
Schuld nicht durch eigenes Geständniss oder offenbare Beweise 
feststand, die Todesstrafe nur mit Einwilligung der Volksver- 
sammlung aussprechen. Livius merkt es von den Häuptern 
der Verschwörung besonders an, sie hätten ihre Schuld einge- 
standen und dadurch das endliche Urtheil und die darauf folgende 
Hinrichtung nicht verzögert. b ) 

Das Verfahren in diesem Falle war genau dasselbe, wie in 
schon früher Zeit des Staates , 331 v. Chr., bei einem ähnlichen 
Verbrechen. Es herrschte die Pest in Rom, und, wie es bei 
solchem Unglücke zu geschehen pflegt, verbreitete sich der 
Glaube an absichtliche Vergiftung. Eine Sclavin machte die An- 
geberin bei einem der curulischen Aedilen: dieser berichtete an 
die Consuln, die Consuln an den Senat. Hundert und siebzig 
Frauen sollen verurtheilt worden sein. Wenngleich über das 
Verfahren nicht näher berichtet wird, ist es docli im höchsten 
Grade wahrscheinlich, dass die Consuln, von dem Senate be- 
auftragt, die Untersuchung führten, ohne besondere, grössere 
Machtvollkommenheit als sonst die Beamten. Die Angeklagten 
wurden grösstentheils , als auf frischer That ertappt, von den 
Consuln selbständig verurtheilt. 0 ) 

In ähnlicher Weise wurden im Jahre 314 v. Chr. die beiden 
Consuln von dem Senate beauftragt, über staatsgefährliche Ver- 
bindungen, welche in Rom sich gebildet haben sollten, zu Ge- 
richt zu sitzen. d ). Dagegen im Jahre 180 v. Chr. wurde eine 

a) S. oben S. 144. 

b) Liv. XXXIX, 17 Addueti ad consules fassique de se nullaui moram 
iudicio fecerunt. Vergl. oben S. 171. 

c) Liv. Vm, 18; Val. Max. II, 5, 3; üros. 111, 10. 

d) Liv. IX, 26. Vergl. oben S. 95. 
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Untersuchung über Giftmischerei gegen einige vornehme Frauen 
dem Fremdenprätor C. Claudius übertragen; denn die Consuln 
waren mit der Kriegführung gegen die Ligurer ausserhalb Roms, 
der städtische Prätor, dessen eigentliches Amt dies gewesen 
wäre, mit der gewöhnlichen Rechtspflege beschäftigt.") Dass 
diese Beauftragung nur als eine in den Befugnissen des Senates 
liegende Vertheilimg der Amtslcreise anzusehen ist, ergiebt sich aus 
einem andern später anzuführenden Falle, wo dieselbe von Li- 
vius mitten unter der gewöhnlich am Jahresanfänge stattfinden- 
den Vertheilung der andern Provinzen erwähnt wird. b ) Unge- 
fähr um dieselbe Zeit führte ein sonst nicht bestimmbarer 
Quästor M. Sergius eine Capitaluntersuchung gegen T. Quinctius 
Trogus, aus dessen Verhandlungen uns ein unbedeutendes Bruch- . 
stück erhalten ist. c ) 

Die jüngsten Vorgänge dieser Art fanden nach dem 
Aufstande von Ti. Gracchus statt. Die Consuln des dar- 
auf folgenden Jahres, 132 v. Chr., P. Popilius Laenas und 
P. Rupilius, begannen grausame Untersuchungen gegen die 
Freunde und Anhänger des Ermordeten* 1 ), und zwar wie 
man aus den darauf folgenden Ereignissen erkennt, ohne 
eine besondere Bevollmächtigung des Volkes. Aber mit dem 
Senate hatten die Consuln beratken und von ihm den Auftrag 
erhalten, gegen Gracchus’ Anhänger nach Sitte der Vorfahren zu 
verfahren 6 ), d. h. sie sollten, wie es die Sitte der Verfahren 
erlaubte , selbst mit Uebergehung der Prätoren , und ausserordent- 
lich die Untersuchung führen': eine ausgedehntere Macht über 
das Leben und Vermögen der Bürger, als sie sonst durch ihr 
Amt hatten, erhielten sie dadurch nicht. Aber bei der Dehn- 
barkeit der Begriffe „geständig” und „auf der That ertappt” 


a) Liv. XL, 37. Vergl. oben S. 96. 

b) Liv. XXXIX, 41. 

c) Varro de fing. lat. VI, 9. Vergl. oben S. 99. 

d) Vellei. II, 7 Crudcles mox quaestiones in amicos clientesque Grac- 
ehorura habitae sunt. 

e) Val. Max. IV, 7, 1 Nam cum senatus Rupilio et Laenati consulibus 
mandasset, ut in eos, qui cum Graccho consenserant, more maiorum anim- 
advertercnt. 
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war es ihnen sicherlich leicht , die meisten der Angeklagten 
selbständig mit dem Tode oder der Verbannung zu bestrafen, zu- 
mal da die Strömung der öffentlichen Meinung und die Macht 
des Senates mit ihnen war. Sie richteten daher, unterstützt 
von einem ßeirathe angesehener Senatoren, zu dem C. Laelius 
und Scipio Nasica gehörten"), unumschränkt. Wir hören von 
Nichtbürgern, welche sie straften, z. B. von dem Griechischen 
Redner Diophanes, aber auch von Bürgern: C. Blossius aus Cu- 
mae entfloh vor der Hinrichtung, C. Vilius wurde auf ungesetz- 
liche und grausame Weise getödtet. b ) 

Ein weiteres, von dem gewölmlichen abweichendes Verfah- 
ren war es, wenn das Volk seine ihm allein zustehende ober- 
, richterliche Gewalt einem Beamten übertrug und dieser dann 
selbständig entschied. Dadurch entstehen die eigentlich so ge- 
nannten quacstorcs parriddii, von denen wir schon gesprochen 0 ), 
welche bald einzeln, bald in der Mehrzahl vom Volke ernannt 
zu werden pflegten, um den mit der Abhaltung eines Volks- 
gerichtes verbundenen Verzug zu vermeiden. Das erste Beispiel 
davon wird aus dem Jahre 413 v. Chr. berichtet, also aus einer 
Zeit, wo die alten Quästoren, die Unterbeamten der Consuln, 
eingegangen und an ihre Stelle die Schatzbeamten getreten waren. 
Der Kriegstribun des vorhergehenden Jahres war in einem Sol- 
datenaufstande von seinen eigenen Leuten gesteinigt worden und 
seine Collegen waren wegen des Widerstandes der Volkstribunen 
nicht im Stande gewesen, einen Volksbeschluss zur Erwählung 
eines besonderen Untersuchungsrichters durchzusetzen. Erst den 
folgenden Consuln gelang dies: sie selbst wurden ernannt und 
übten ihr Amt mit der höchsten Milde.* 1 ) Es ist möglich, dass 
bei der Ernennung eines unumschränkten Richters der Gedanke 
einwirkte, dass das Verbrechen von Soldaten begangen worden 
war und deshalb wie ein Soldatenverbrechen bestraft werden 
müsste; aber an sich war das Verfahren in der Verfassung be- 
gründet und wurde öfters angewendet. 

a) Cic. Lael. 11, 37 ; Val. Max. 1. 1. 

b) Man sehe noch I’lut. Ti. Gracch. 20 und vergl. oben S. 7G. 

c) Siehe, oben S. 94. 

d) Liv. IV, 51. Vergl. oben S. 95. 
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Im Jahre 142 v. Chr. hatte ein Prätor L. Tubulus sich, als 
er einen Process über Mord leitete, bestechen lassen.“) Die 
Sache muss grosses Aufsehen gemacht haben; denn im folgen- 
den Jahre machte der Volkstribun P. Scaevola den Antrag beim 
Volke , ob es eine gerichtliche Untersuchung über jene Bestechun- 
gen angestellt wissen wollte. Es hätte, wenn der städtische 
Prätor sich nicht bewogen fühlte eine Klage gegen seinen Vor- 
gänger anzuuehmen, der Volkstribun unmittelbar bei dem Volke 
klagen können ; aus unbekannten Gründen wählte er einen andern 
Weg. Das Volk verlangte die Untersuchung, beauftragte aber 
den Senat, einen Richter, der selbständig entscheiden sollte, zu 
ernennen. Der Senat ernannte den einen Consul Cn. Caepio 
und dieser gebrauchte seine Vollmacht. Der Angeklagte war 
geflohen, wurde aber, da seine Verbrechen zu abscheulich waren, 
aus der Verbannung zurückgeholt und zum Selbstmorde ge- 
zwungen. 1 ’) 

Dieser Fall zeigt zugleich eine Besonderheit in der Ernen- 
nung des Richters, in so fern sich das Volk der Vermittelung 
des Senates bediente. Indessen dies geschah häufig, namentlich 
in der Blüthezeit des Staates, wo das Volk, sowie dessen Ver- 
treter, die Tribunen, und der Senat einträchtig mit einander 
wirkten. Als der grosse Publius Scipio gestorben war, bean- 
tragten die beiden Tribunen Q. Petilius ein Gesetz bei dem Volke 
des Inhalts, dass über das von Antiochus erbeutete Geld eine 
Untersuchung angestellt würde, dass in Folge dessen der städ- 
tische Prätor Ser. Sulpicius den Senat beriefe und von diesem 
einen ausserordentlichen Richter mit ausgedehntester Vollmacht 
ernennen liesse. Nach Annahme dieses Gesetzes wurde der Prä- 
tor Q. Terentius Culleo zum Untersuchungsrichter ernannt und 
verurtheilte den Besieger des Antiochus , L. Scipio , sowie des- 
sen Unterfeldherrn zu Geldstrafen.“) 

Um einen Capitalprocess handelte es sich wenige Jahre spä- 
ter, 172 v. Chr. Der Consul des vorigen Jahres M. Popilius 


a) S. oben S. 208. 

b) Cic. de fin. II, 16, 54. Vergl. oben S. 158. 

c) Liv. XXXVIII, 54. 
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Laenas hatte gegen die Ligurer einen unnützen und grausamen 
Krieg geführt. Der Senat missbilligte dies und zwei Volkstri- 
bunen M. Marcius Sermo und Q. Mareius Scylla , machten unter 
Billigung des Senates den Antrag beim Volke: dass der Senat 
bevollmächtigt würde, eidlich 1 ) Jemanden zu ernennen, der die 
Untersuchung führte und die Strafe bestimmte. Nach Annahme 
dieses Marcischeu Gesetzes (denn so wurde es genannt) wurde 
vom Senate der städtische Prätor C. Licinius zum Untersuchungs- 
richter ernannt und der Process vor ihm geführt. Er blieb in- 
dessen ohne Ergebniss. Denn die Vollmacht war für den städti- 
schen Prätor C. Licinius ertheilt worden uud da dieser die Un- 
tersuchung absichtlich hinzog und dem Angeklagten wegen dessen 
politischer Macht und Bedeutung nicht zu schaden wünschte , ver- 
strichen zwei Termine ohne Entscheidung: der dritte wurde auf 
den Tag angesetzt, wo die neuen Be<unten ihr Amt autraten 
und der städtische Prätor selbst Privatmann war. Somit war 
die Vollmacht erloschen und der Angeklagte von jeder Strafe 
frei; denn eine neue Untersuchung hätte zu viele Schwierigkei- 
ten gehabt. b ) 

Bei diesen beiden Arten von . Processen, welche wir als 
ausserordentlich und als Ausnahmen von dem gewöhnlichen Ver- 
fahren hingestellt haben, fand eine Abänderung in dem Gange 
der Verhandlungen nur in so weit statt, als wir angegeben; 
alles Uebrige war gleich. Hatte nur der Senat eine Vollmacht 
ausgestellt, so gab es ein Verfahren in iure und in iudicio: 
nur die Personen derjenigen, welche dasselbe leiteten , waren 
verschieden von dem gewöhnlichen Processe. Dagegen bei einer 
Bevollmächtigung durch das Volk fand nicht nur diese Verschie- 
denheit der Personen statt oder konnte vielmehr stattfinden, son- 
dern es fiel auch das ganze Verfahren in iudicio fort. Das Volk 
trat seine Rechte für einen bestimmten Fall ab. Diese Abtre- 
tung fand, wie wir schon erwähnt 0 ), in allen Arten vou Pro- 
cessen durch Tributcomitien statt, wenigstens in späterer Zeit: 


a) Vergl. I, 259. 

b) Man sehe die ausführliche Erzählung bei Liv. XLI1, 21 und 22. 

c) S. oben S. 97. 
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anfänglich hatten allerdings auch darüber Centuriatcomitien unter 
Leitung der Consuln, aber natürlich mit Einwilligung der Volks- 
tribunen entschieden. 


Sechstes Capitel. 

Weiteres ausserordentliches Verfahren. Unterschied von dem ordentlichen 
in Bezug auf die Ankläger, welches immer Beamte sind. Thätigkelt der 
Aedilen. Angeklagt können auch Beamte werden, Consuln, Censoren, Tri- 
bunen und Aedilen selbst. Gefängnisstrafe von Tribunen über Beamte 
verhängt. Alle Verbrechen können in diesem ausserordentlichen Verfahren 
gestraft werden. Beweis, dass dabei kein Instanzenzug stattfindet. Ge- 
ständige und auf der That ertappte Verbrecher werden ohne Process ge- 
straft. Verschiedene Befugnisse der Centuriat- und Tributcomitien, gültig 
während der ganzen Zeit der Republik. Die Anklage geht immer von 
dem freien Entschlüsse des Beamten oder von der Beschwerde eines Pri- 
vatmannes aus. Das Vorverfahren ist willkürlich und steht in der Hand 
des Beamten, selbst die Gegenwart des Anzuklagenden ist nicht nöthig. 

Dem Triumphe von L. Aemilius Paulus über den König 
Perses von Macedonieu gingen bekanntlich lauge Verhandlungen 
im Senate und in der Volksversammlung vorher: die persönli- 
chen Feinde des grossen Feldherrn und vor Allen Ser. Sulpicius 
Galba, welcher unter ihm als Tribun der zweiten Legion gedient 
hatte, suchten das über den Triumph eingebrachte Gesetz zu 
hintertreiben. Gegen Galba lässt Livius“) den Vertheidiger von 
Paulus, M. Servilius, so sprechen: „Galba durfte den Triumph 
nicht hindern, sondern entweder kann er am Tage nach dem 
Triumphe gegen Paulus als Privatmann die gesetzliche Klage an- 
stellen, oder ihm etwas später, sobald er selbst ein Amt erhalten 
hat, einen Termin setzeu und seinen Feind beim Volke ankla- 
gen. ” Livius giebt damit die beiden Wege an, welche es 


a) Liv. XLV, 37 : Ser. quidem Galba si iu L. Paulo accusancli tiroci- 
nium ponere et documcntum eloquentiae dare voluit, non triuiuphum irnpe- 
dire debuit , quem, si nihil aliud, senatus iustuni .esse iudicaverat; sed 
postero die quam triumphatum esset, privatum eum idturus (die Handschrif- 
ten visurus esset) nomen doferrct et legibus interrogaret. aut serius paulo 
cum primum magistratus ipso cepissct, diem diceret, inimirum ad pupuluiu 
accusarct. 
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nach Römischem Rechte für die Bestrafung eines Schuldigen gab. 
Den ersten, den wir den ordentlichen nennen, haben wir erläu- 
tert, auch die beiden Abweichungen, welche bei demselben durch 
Senat und Volk eintreten können, hinzugefügt: es hleibt der 
zweite, der ausserordentliche, übrig. Livius bestimmt einen 
wesentlichen Unterschied, welcher sich zwischen beiden findet, 
ganz richtig. Den ersten, sagt er, könne Galba, ein juuger, 
noch nicht in die Staatslaufbahn eingetretener, Senator sogleich 
betreten, den zweiten aber erst, sobald er ein Staatsamt bekom- 
men hätte. Der zweite kann also nur von Beamten eingeschla- 
gen werden. Bei dem ordentlichen Verfahren kann jeder die 
Anklage erheben: selbst die Beamten sind gesetzlich nicht aus- 
geschlossen, eben so wenig als es ihnen später bei den Schwur- 
gerichten verwehrt war, als Kläger aufzutreten. Aber thatsäch- 
lich sind sie es. Denn die Consuln und Prätoren haben das 
Recht, von Amtswegen eine Untersuchung zu veranlassen: die 
Tribunen und Aedilen können theils auf den Gang der gewöhn- 
lichen Processe hindernd und bestimmend einwirken, theils er- 
zeugen sie als Ankläger das von uns sogenannte ausserordent- 
liche Verfahren.*) Bei diesem ausserordentlichen Verfahren dagegen 
sind nur Beamte als Ankläger zulässig, indessen nicht alle, son- 
dern nur die Völkstribunen und Aedilen. Denn bei den Consuln 
und Prätoren würde das ausserordentliche Verfahren mit dem 
ordentlichen zusammenfallen: zwischen dem Prätor, welcher die 
ordentlichen Criminalgerichte leitet, und den Consuln, sowie den 
übrigen Prätoren besteht nur eine Verschiedenheit der Geschäfts- 
kreise, welche, wie wir gesehen, durch einen Senatsbeschluss 
alsbald aufgehoben werden kann. Deshalb findet sich nie eine 
ausserordentliche Anklage, die von ihnen angestellt worden wäre, 
und es bleiben für dieselbe die Volkstribunen und die Aedilen, 
die plebejischen sowohl wie die curulischen, übrig. Livius meint 
demnach an obiger Stelle, wenn Ser. Galba die Aedilität erhalten 
hätte (denn dasTribunat konnte er als Patricier nicht bekleiden), 
werde er die Möglichkeit haben, gegen L. Paulus unmittelbar 
ohne Vermittelung eines andern Beamten eine ausserordentliche 


a) Vergl. oben S. 147. 


« 
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Anklage erheben zu können. Es ergiebt sich hieraus, durch 
welche geschichtliche Entwickelung diese ausserordentliche Ge- 
richtsbarkeit, welche durch die plebejischen Beamten als Anklä- 
ger und Richter geübt wurde, entstanden ist. Sie schreibt sich 
von der Einsetzung der Volkstribunen her, welche alsbald ein 
Recht, über ihre Standesgenossen zu urtheilen , in Anspruch 
nahmen: sie erweiterten es seit Coriolans Process, wo es ihnen 
erlaubt wurde, unter Einwilligung des Senates auch Patricier 
vor Gericht zu ziehen : sie erhielten es ohne Einschränkung durch 
die Valerisch-Horatischen Gesetze, als sie Beamte des Gesammt- 
staates wurden, über beide Stände. Ihre Gewalt war sogar 
grösser als die der curulischen Beamten, welche der ordentlichen 
Rechtspflege vorstanden. Denn diese konnten bei jeder Mass- 
regel, welche sie ergriffen, von den Tribunen gehindert werden 
und wir haben oben öfters bemerkt, welchen Einfluss diese dadurch 
auf die Rechtsentwickelung im Allgemeinen und auf die einzelnen 
Processe im Besonderen ausübten. Dagegen die plebejischen Be- 
amten waren nur an die Einwilligung ihrer plebejischen Collegen 
• gebunden. 

Es fragt sich, wie die Aedilen, zu welchen die curulischen 
Aedilen als gleichberechtigt getreten waren, zu den ausserordent- 
lichen Anklagen standen. Man hat angenommen, die Tribunen 
hätten sich mit den Aedilen in der Regel so in die Anklagen 
getheilt, dass jene sich die wichtigeren, namentlich die politischen 
Processe vorbehielten, den Aedilen aber die minder wichtigen 
überliessen. 60 ) Es könnte damit nur gemeint sein, dass die 
Tribunen wegen ihres höher stehenden Amtes wichtigere Pflich- 
ten, so wie in höherem Grade Unverletzlichkeit, gehabt und den 
Aedilen die bedeutenderen Processe vorweggenommen hätten, 
nicht dass die Aedilen nicht die Befugniss gehabt hätten, auch 
die wichtigsten Processe zu leiten, die bedeutendsten Anklagen 
zu erheben. Eine sichere Entscheidung könnte man also nur 
fällen, wenn wir die Ueberlieferung über eine grosse Anzahl von 
Processen hätten; diese haben wir indessen nicht. Aber wir 
wissen, dass schon 455 v. dir. bei den Kämpfen um den Teren- 
tilischen Gesetzesvorschlag ein Aedil den gewesenen Consul C. 
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Veturius anklagte-'), also gewiss einen wichtigen politischen 
Process führte: weshalb nicht ein Tribun dies that, wissen wir 
nicht. In späterer Zeit standen die «indischen Aedilen unab- 
hängig von den Tribunen. An der kurz zuvor angeführten 
Stelle ans Livius b ) zweifelt der Sprechende, M. Servilius, nicht, 
dass Ser. Galha, sobald er die Aedilität erhalte, sofort gegen L. 
Paulus einen Process beginnen könne, einen Process, der poli- 
tisch und gegen den mächtigsten Manu im Staate gerichtet ge- 
wesen wäre. Cicero c ) droht Verres, er werde gegen ihn, wenn 
er die Aedilität angetreten hätte, einen Perduellionsprocess er- 
heben: dieser Process wäre wichtig und politisch gewesen. Es 
fällt Cicero nicht ein, dass, er dabei von einem Tribunen würde 
gehindert werden oder werden können. Also die Vertheilung der 
Processe unter Tribunen und Aedilen war eine zufällige: sie hing 
von den persönlichen Eigenschaften der Einzelnen ab, und wie 
in späterer Zeit Anklagen als nicht schicklich für ältere Staats- 
männer galten, so wird es auch früher vorgekommen sein, 
dass vorzugsweise junge Männer, welche ihre Laufbahn mit der 
Aedilität begannen, durch Anklage hoch stehender Staatsmänner 
Berühmtheit und politischen Einfluss zu erwerben suchten. 

Wir haben den einen Unterschied des ordentlichen und 
ausserordentlichen Verfahrens betrachtet; aber es giebt noch einen 
anderen ebenso wesentlichen in Bezug auf die Angeklagten. Wir 
haben bemerkt d ), dass im ordentlichen Rechtswege nur Privat- 
leute angeklagt werden konnten, Staatbeamte während der Dauer 
ihres Amtes nicht. Dagegen ausserordentlich konnten die Tri- 
bunen auch jeden Beamten vor dem Volke verklagen. Es ergiebt 
sich dies mit Nothwendigkeit schon aus der Betrachtung der 
Stellung, welche die Volkstribunen im Römischen Staatsrechte 
hatten. Durch die Valerisch- Horatischen Gesetze waren sie zu 
Beamten des Gesammtvolkes geworden, und ihnen Unverletz- 
lichkeit, sowie uneingeschränkte Befugniss über die Tributco- 


a) S. I, 275. 

b) S. oben S. 217. 

c) Oie. in Verr. lib. I, 5. 

d) S. oben S. 148. 
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mitien auch den Patriciern gegenüber eingeräumt werden: dass 
dabei eine Ausnahme zu Gunsten der ursprünglich patricischen 
Beamten gemacht worden wäre, wird nirgends überliefert. Wenn 
also ein Beamter sich an einem Tribunen vergriff oder seine 
Volksversammlung störte, so musste dieser augenblicklich das 
Recht haben, Strafe eintreten zu lassen: hätte er es erst nach 
dem Amtsjahr des Auzuklagenden gehabt, so wäre auch sein 
eigenes Amt in vielen Fällen verflossen, der ihm gewährte Schutz 
nichtig, sein Ansehn jeder Unbill der patricischen Beamten Preis 
gegeben gewesen. Deshalb finden wir von Anfang an Beispiele 
dieser Art. Noch vor der Gesetzgebung der zwölf Tafeln, als 
zur Anklage jedes Patriciers die Einholung eines Senatsbeschlusses 
nothwendig war, im J. 455 v. Chr. versuchte eiu Tribun die re- 
gierenden Consuln T. Romilius und C. Veturius anzuklagen B ): 
der Versuch misslang, weil die Consuln so viel Gewalt über den 
Senat hatten, dass derselbe seine Einwilligung verweigerte. Bei 
den Verhandlungen darüber, welche uns ausführlich mitgetheilt 
werden, heisst es nicht, dass die Tribunen nicht das Recht hätten, 
einen Beamten anzuklagen, sondern sie konnten dasselbe nur 
nicht zur Geltung bringen. Diese Schwierigkeit mochte bewir- 
ken, dass auch später dieses Recht, wenngleich es gesetzlich 
feststand, dennoch thatsächlich nur selten und nur mit Einschrän- 
kung zur Anwendung kam. Wir haben in älterer Zeit kein ge- 
schichtliches Beispiel, dass ein Gonsul oder Prätor während seines 
Amtsjahres von den Tribunen wegen Capitalverbrechens ange- 
klagt, abgesetzt und bestraft worden sei; Livius erklärt sogar 
zum Jahre 420 v. Chr., ein Militärtribun sei gegen die beabsich- 
tigte Anklage von zwei Volkstribunen durch sein Amt gesichert 
gewesen b ), und ein ander Mal c ) heisst es, ein Consul sei nach 
Hause zurückberufen worden, um sobald er sein Amt niederge- 
legt hätte, vor Gericht gestellt zu werden. Aber dass dies nach 


a) Dionys. X, 34. Vergl. 1, 275. 

b) Aber freilich noch mehr durch seine Schuldlosigkeit; denn Liv. IV, 
44 sagt: cum in ipsum et innocentia tutuin et magistratn, in quo tune erat, 
inipetus fieri non posset. 

c) Liv. XLI, 6 ne Manlius — Imperium retineret, uti causam extemplo 
dicere, cum abisset magistratu, posset. 
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strengem Rechte möglich war, ist zweifellos. Geschehen ist es 
wirklich im Jahre 105 v. Chr. bei Q. Servilius Caepio, der den 
Verlust des Heeres durch die Cimbern verschuldet hatte, und 
zwar war dies, wie bei der Nachricht davon ausdrücklich hinzu- 
gesetzt wird, der erste Fall seit der Absetzung des Königs Tar- 
quinius.“) Bei Livius b ) erklärt der Tribun M. Metilius vor dem 
Volke, unter andern Umständen würde er an das Volk den An- 
trag stellen, dem Dictator Q. Fabius Cunctator sein Amt zu 
nehmen, jetzt wolle er sich damit begnügen, einen Antrag zu 
machen, dass seinem Reiterobersten gleiche Gewalt mit ihm ver- 
liehen werde. Das Volk kann nach Römischem Staatsrecht eben 
Alles thun, und zwar gleicher Weise in Tribut-, wie in Centu- 
riatcomitien ,! ) : ja in jenen ist es noch mächtiger, weil die 
letzteren nicht über die plebejischen Beamten zu verfügen haben. 
Geldstrafen sind öfters gegen curulische Beamte von den Tribu- 
nen beantragt und auch durchgesetzt worden. Das berülimteste 
Beispiel ist das von Ti. Gracchus, der in den Kämpfen um sein 
Ackergesetz allen curuliscbeu Beamten die Vornahme von Amts- 
handlungen verbot , die Schatzkammer schloss und den Consuln 
mit Geldstrafe drohte , wenn sie trotzdem öffentliche Gelder ent- 
nähmen.' 1 ) Hätten sie es gethan, so hätte er seine Drohung 
durch einen Antrag beim Volke erfüllt. Das war keine neue, 
mit einer Ausdehnung der tribunicischen Macht verbundene , An- 
massung von Gracchus: schon im Jahre 368 v. Chr. während 
der Kämpfe um Zulassung der Plebejer zum Gonsulat hatten die 
Tribunen den Volksbeschluss gegen den Dictator M. Camillus 
durchgesetzt, er sollte, wenn er als Dictator aufträte, mit einer 
ungeheuren Geldstrafe belegt werden 0 ): dadurch hatten sie ihn 
zur Abdankung genöthigt. Am deutlichsten erhellt das Verfah- 
ren der Tribunen hierbei aus dem, was im Jahre 172 v. Chr. 
geschah. Die Consuln schützten den Proconsul M. Popilius, wel- 
cher gegen den Willen des Senates in Ligurien Krieg führte: 


a) Liv. per. LXV1I. 

b) Liv. XXII, 25. 

c) Vergl. oben S. 21G. 

d) Plut. Ti. Gracch. c. 10. 

e) Liv. VI, 38. 
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da erklärten, in Unterstützung des Senates, zwei Volkstribunen, 
sie würden den Consuln, wenn sie nicht in ihre Provinzen gin- 
, gen und jenem M. Popilius den Oberbefehl abnähmen, eine Geld- 
strafe auferlegen 1 *), über welche es dann natürlich den Bestraf- 
ten freistand, Berufung an die Volksversammlung einzulegen. 
Am häufigsten kamen solche Bestrafungen oder Strafandrohungen 
bei politischen Streitigkeiten vor, aber zuweilen doch auch bei 
wirklichen Vergehen, wie z. B. im Jahre 160 v. Chr. der Prä- 
tor Cn. Tremellius zu einer Geldstrafe verurtheilt wurde, weil 
er sich am Oberpriester M. Lepidus thätlich vergriffen batte, 
wahrscheinlich auf Anklage eines Tribunen vor dem Volke. b ) 
Auf diese Weise konnten alle Vergehen und Verbrechen von cu- 
rulischeu Beamten vermittelst des ausserordentlichen Verfahrens 
durch die Tribunen vor dem Volke zur Bestrafung gebracht 
werden. 

Von der Anklage der Censoren während . ihres Amtes haben 
wir ein sehr merkwürdiges Beispiel aus dem Jahre 169 v. Chr. 
Ein Volkstribun P. Rutilius hatte mit den beiden Censoren C. 
Claudius und Ti. Gracchus Streitigkeiten bekommen: dabei be- 
klagte er sich, habe der erstere die Volksversammlung von ihm 
abberufen, also gegen das ursprünglich nur für die Plebejer, 
damals aber auch für die Patricier gültige Iciüsche Plebiscit ge- 
handelt, der zweite seine Intercession nicht beachtet, also gegen 
seine Unverletzlichkeit gefehlt. Deshalb belangte er beide wegen 
perduellio vor dem Volke, aber sogleich, während die Censoren 
noch im Amte waren: die Censoren selbst, um nicht in ihren 
Massregeln gestört zu werden, wünschten eine baldige Entschei- 
dung des Processes: trotzdem dass sie einen schweren Kampf 
voraussahen, verlangten sie nicht ein Aufschieben desselben bis 
nach Niederlegung ihres Amtes.') Wären sie verurtheilt 
worden, so musste natürlich der Verlust ihres Amtes von selbst 


a) Liv. XLII, "21 tribuni plebis — eousulibus multain se dicturos, nisi 
in provinciam exirent, denuntiarunt. 

b) Liv. per. XLV11 Cn. Tremellio praetori multa dicta cst, quod cum 
M. Aemilio Lepido pontifice maxiino iniuriose contenderat sacroruiuque 
quaiu magiätratuura ius potoutius fuit. 

c) Liv. XLUI, 16. 
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eintreten. Etwas später, 214 v. Chr., versuchte ein Tribun L. 
Metellus aus Privathass die beiden Censoren P. Furius und M. 
Atilius während ihres Amtes anzuklagen : wäre es verboten ge- 
wesen, so hätte er nicht den Versuch gemacht. Indessen dieser 
glückte nicht wegen des Einspruchs der neun andern Tribunen, 
welche, da die Censur zu Ende ging, mit dem Processe gewal- 
tet wissen wollten.“) Dies Beispiel beweist, dass eine Anklage 
der Censoren im Amte, wenngleich möglich, doch ungewöhnlich 
war. Auch die Volkstribunen und Aedilen selbst, welche so 
die Gerichtsbarkeit über die curulischen Beamten hatten, waren 
ihrerseits der ihrer Collegen unterworfen. Es wird erzählt, M. 
Claudius Marcellus als curulischer Aedil habe einen Volkstribu- 
nen C. Scatinius wegen Unzucht beim Volke angeklagt. 6 ) Der 
Tribun weigerte sich zu erscheinen, aber bei der Uebereinstim- 
mung der übrigen Tribunen wurde trotz seines Nichterscheinens 
in angesetzten Terminen das Gericht dennoch gehalten und der 
Angeklagte verurtheilt; das Amt wurde ihm nicht genommen, 
weil es sich nur um eine Geldstrafe handelte. Schlimmer er- 
ging es dem Tribunen M. Octavius , der sich dem von Ti. Grac- 
chus vorgeschlagenen Ackergesetze entgegenstellte. Es ist zwar 
aus den Berichten der Schriftsteller®) nicht recht klar, worauf 
Gracchus’ Antrag gegen seinen Collegen ging , auch scheinen da- 
bei einige andere Besonderheiten vorgekommen zu sein; indes- 
sen die Thatsacke, dass ein Tribun durch den andern vermit- 
telst eines Volksgerichtes abgesetzt werden konnte, steht dadurch 
sicher. Als unter Cäsars Dietatur zwei Tribunen C. Epidius 
Marullus und L. Caesetius Flaccus sich das Missfallen des Ge- 
walthabers zugezogen hatten , wurde ihnen auf Antrag ilires Col- 
legen Helvius Cinua ihr Amt genommen 1 ') und der Tribun P. 
Servilius Casca, der sich unter den Mördern Cäsars befand, 
wurde, ehe er nach dem Pedischen Gesetz angeklagt wurde, 
auf die Anklage seines Collegen P. Titius ®) abgesetzt. 6 ') 

a) Liv. XXIV, 43. 

b) Val. Max. VI, 1, 7; Plut. Mare. 2. 

c) Plut. Ti. Graecli. 12; App. bell. civ. I, 12. 

d) Dio Cass. XL1V, 10. 

e) Dio Cass. XLVI, 49. 
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Indessen alle diese Fälle, mochte ein Tribun eines Verbrechens 
halber abgesetzt und bestraft oder nur seines politischen Ver- 
haltens wegen mit Verlust des Amtes bestraft werden, waren 
sehr selten: das Letztere galt sogar als böse Vorbedeutung für die- 
jenigen, welche sich ihrer Macht zur Unterdrückung ihres Col- 
legeu bedienten.“) Beides aber wäre nicht möglich gewesen, 
wenn nicht bei diesem ausserordentlichen Verfahren Anklage der 
Beamten selbst erlaubt gewesen wäre. 

Es erklärt sich aus dieser Macht, welche die Tribunen über 
alle Beamten hatten, eine andere Erscheinung, welche ohne 
diesen Zusammenhang keine staatsrechtliche Begründung fände. 
Wir haben, wo wir von der Gefängnissstrafe handelten b ), be- 
merkt, dass die Beamten Jemanden, den sie eines Vergehens 
halber unklugen wollten, in das Gefängniss werfen konnten, 
und indem sie die Anklage nicht ausführten, mittelbar die Ge- 
fängnisshaft zu einer Strafe machten. Geschah dies von dem 
curulischen Beamten beim gewöhnlichen Verfahren des ordent- 
lichen Strafprocesses , so werden es auch die Tribunen, welche 
sich bei dem ausserordentlichen Verfahren derselben Formen 
zu bedienen pflegten, gethan haben, und so sind diejenigen 
Fälle zu erklären, wo sie die höchsten Beamten mit Gefangniss- 
strafe bedrohten oder wirklich belegten. Das erste Beispiel die- 
ser Art findet sich im Jahre 431 v. Chr., wo die beiden Consuln 
T. Quinctius CinCinnatus und C. Julius Mento unglücklich Krieg 
führten und sich doch trotz eines Senatsbeschlusses nicht beque- 
men wollten, einen Dietator zu ernennen. Der Senat wandte 
sich an das Collegium der' Tribunen und dieses drohte den Con- 
suln, wenn sie dem Senate nicht gehorchten, mit Gefängniss- 
strafe.') Man muss sich denken, sie hätten den Consuln mit 
einer Anklage vor dem Volke gedroht und erklärt, sie würden 
dieselben bis zu dem anzusetzenden Termine in Untersuchungs- 
haft halten. Dass die alten Schriftsteller selbst die Verhaftung 
der Consuln durch die Tribunen als den Anfang einer gericht- 


a) Mau sehe die Bemerkung bei Dio Cass. XLIV, 10. 

b) Siehe oben S. 158. 

c) Liv. IV, 26. 
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liehen Anklage betrachten , ergiebt sich mit vollkommener Sicher- 
heit aus der Erzählung von den Versuchen, welche die Tribunen 
machten, ihre Gewalt gegen die Consuln zu wenden, ehe sie 
dies rechtlich thun durften. Im Jahre 455 v. Chr. hatten sie 
noch nicht die Befugniss, weder die Consuln noch irgend einen 
Patrieier ohne die Erlaubniss des Senates vor ihren Gerichtshof 
zu ziehen. Dennoch versuchten sie es mit den Consuln jenes 
Jahres, T. Romilius und C. Veturius, mit denen sie wegen 
einer Soldatenaushebung in Streit gekommen waren. Die Tri- 
bunen wendeten sich an den Senat und verlangten dort von den 
Consuln, dass diese entweder, wenn sie es mit gutem Gewissen 
thun könnten, in der Volksversammlung schwören sollten, sie 
hätten nichts Ungesetzliches gegen die Tribunen gethau, oder 
aber sie sollten sich vor den Tribus verantworten und deren 
Abstimmung unterwerfen. Die Consuln antworteten auf diese 
Forderungen, die Tribunen hätten zuerst die Gewaltthätigkeiten 
begonnen, indem sie ihren Dienern und den Aedilen aufge- 
tragen, die Consuln ins Gefängniss zu führen, dann auch selbst 
versucht hätten, Hand an sie zu legen: die consularische Macht 
stamme von den Königen her und sei dem Urtheile des Volkes 
nicht unterworfen.“) Es ist aus dieser Erzählung von Dionysius 
klar, dass die Gefängnisshaft der Anfang des gerichtlichen Ver- 
fahrens ist und der Untersuchungshaft bei andern Angeklagten 
entspricht. Was die Tribunen damals vor den Valerisch -Hora- 
tischen Gesetzen nicht vermocht hatten, das stand ihnen später 
unzweifelhaft frei und wurde ab und zu ausgeübt. Im Jahre 
151 v. Chr. wurden die beiden Consuln, L. Lucullus nnd A. Al- 
binus bei einer Aushebung, welche sie nicht nach dem Willen 
der Volkstribunen hielten, von diesen in das Gefängniss ge- 
worfen b ), vielleicht nur damit bedroht. Denn Cicero') erzählt, 

a) Dionys. X, 34 oi o’äitaxoi 7tpos xaöx’ draXoyoüvxo , öiöäoxovxet , oxi 

x*]t ußpcuit Ol äpfceiav — xoXp.f,aavxEt eit und t<dv awfxxxa jtapo- 

vop.Eiv , xö piv npiüxov 'jiTTjpixatc xe xat äy opavöpott imxeixxovxEt äyeiv it 
xö 5ea(j.<oxr ( piov äpyovxctt, oft xö Jidvxwv djtoö^öoxai xpctxot, etteix' aixot 
xoXuTjiavxe; 6p.öoe '/(upetv — (xj örjfiap^txijj dpxfi) xosoixou öeiv ö|e ivat 
•itaxi xcüv urctrtuv xivöt «J/ijtpov äjtoötödvai xott SyX Ott , iSaxe x. x. X. 

b) Liv. per. XLV11I. 

c) Cie. de leg. III, 9. 
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zuerst sei wirkliche Gefängnisshaft im Jahre 138 v. Chr. an den 
Consuln P. Scipio Nasiea und D. Brutus durch den Volkstribu- 
nen C. Curiatius vollzogen worden, man weiss nicht bei wel- 
chem Anlass.“) Indessen waren dies immerhin seltene und 
äusserste Fälle, wie es denn als unerträglicher Hoehmuth des 
Tribunen M. Drusus angeführt wird, dass er im Jahre 91 v. Chr. 
den Consul L. Philippus, welcher ihn bei der Volksversammlung 
zu unterbrechen gewagt hatte, unter körperlichen Misshandlun- 
gen in das Gefängniss warf. 1 ’) Meist blieb es bei der Drohung, 
wie sie Marius als Tribun gegen den Consul L. Cotta übte,') 
oder es widersprach einer von den Tribunen, wie bei P. Sem- 
pronius, welcher den Censor Ap. Claudius in das Gefängniss 
führen wollte.' 1 ) Aber der Grundsatz steht fest und wird öfter 
ausgesprochen, dass es den Volkstribuneu erlaubt ist, selbst die 
höchsten curulischen Beamten ins Gefängniss zu werfen'), nicht 
um dies als Strafe gelten zu lassen, sondern um sie demnächst 
vor das Volksgericht zu stellen. 

In Bezug also auf die Angeklagten und die Ankläger be- 
stand ein wesentlicher Unterschied zwischen dem ordentlichen 
und ausserordentlichen Verfahren in Strafsachen : in Bezug auf 
die Vergehen selbst bestand kein Unterschied, in so fern wenig- 
stens, als jedes Vergehen, welches vor den Prätoreu auf gewöhn- 
lichem Wege geahndet werden komite, auch von den Tribunen 
aufgenommen und durch sie dem Volke zur Entscheidung vor- 
gelegt werden durfte. Es war sogar nothwenilig, dass dies Ver- 
hältuiss stattfand, wenn die Tribunen eine wirksame Aufsicht 
nicht nur über die übrige Staatsverwaltung, sondern auch über 
die Strafrechtspflege führen sollten. Denn den Prätoren stand 
es frei, die bei ihnen Angeklagten frei zu sprechen, und wenn- 
gleich die Tribunen die Macht hatte, ein Gericht zu hindern, 
so entbehrten sie doch der Befugniss, die Anklage oder die Be- 
strafung eines solchen, den sie für schuldig hielten, bei dem 

a) Liv. per. LV; Val. Max. 111, 7, 3. 

b) Val. Max. IX, 5, 2. 

c) Plut. Mar. c. 4. 

d) Liv. IX, 34. 

e) Cic. iu Vat. 9, 22; de leg. agrar. 11, 37; Plut. Ti. Graceh. 15. 
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Prätor (lurchzusetzen. Es ist somit das ausserordentliche tribu- 
nicische Verfahren eine Ergänzung des ordentlichen prätori- 
schen Verfahrens, und es musste eine solche Ergänzung in 
den älteren Zeiten, wo bei den leidenschaftlichen Streitigkeiten 
der Patricier und Plebejer eine parteiische Rechtspflege leicht 
möglich war, stärker hervortreten als in den spätem Zeiten der 
Eintracht. Bei den Kämpfen um den Terentilischen Gesetzesvor- 
schlag erfolgte die Anklage von Kaeso Quiuctius durch die Tri- 
bunen nicht nur aus politischen Gründen, weil er sich an den 
Tribunen vergriffen hatte, sondern auch, weil er angeblich einen 
Plebejer muthwillig getödtet hätte. Der Bruder des Getödteten 
hatte die Anklage wegen dieses Verbrechens im ordentlichen 
Verfahren bei den Consuln anhängig machen wollen; aber daran 
verhindert, theilte er sie dem Tribunen mit, welcher sie vor 
den versammelten Tribus zu verfolgen beschloss. Der Grund, 
welcher den anklagenden Tribunen zu den strengsten Massregeln 
veranlasste, lag grade in dieser Anklage wegen eines gemeinen 
Verbrechens und in dem Streben nach unparteiischer Rechts- 
pflege. 1 ) Aber umgekehrt konnte nicht jedes Vergehen, das 
von den Tribunen vor dem Volke anhängig gemacht w r erden 
durfte, auch auf ordentlichem Gerichtswege verfolgt werden, z. B. 
nicht Amtsvergehen, während der Schuldige im Amte war, und 
selbst wenn man bis zum Aufhören des Amtes warten wollte, 
wäre es oft schwer gewesen, z. B. einen Feldherrn wegen un- 
glücklicher Kriegführung, oder einen Staatsmann w'egen Be- 
kämpfung der Volksinteressen vor einem prätorischen Gerichte 
zur Rechenschaft zu ziehen. Ferner Vergehen gegen die Tribu- 
nen selbst, entweder Verletzungen ihrer Heiligkeit oder Störun- 
gen ihrer Volksversammlungen, wären vor dem ordentlichen Ge- 
richte nicht strafbar gewesen. 

Demnach bildete sich allmälig ein bestimmter Kreis von Ver- 
brechen, welche die Tribunen und Aedilen vor ihren Gerichtshof zo- 
gen. Vor allem waren es politische Processe, entweder bei Verge- 
bungen gegen die Tribunen und Aedilen, selbst im Privatleben, wie 
z. B. ein Aedil A. llostilius Mancinus eine meretrvv wegen eines 


a) Liv. III, 13 ; Dionys. X, 2 flgd. Vergl. I, 272. 
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Steinwurfes gegen ihn vor dem Volke anzuklagen unternahm*), oder 
bei Amtsvergehen von Beamten, nicht nur der curulischen, und der 
Tribunen oder Aedilen selber, sondern aucli niederer Beamten, z. B. 
der Dreimänner, welche für eine Colonie ernannt worden waren b ), 
und der. städtischen Dreimänner,' welche den Schutz der Stadt bei 
Nacht hatten. 0 ) Nächstdem kommen solche Processe, für deren Be- 
strafung die bestehenden Gesetze nicht ausreichen und entweder zu 
gelindoder zu hart erscheinen: wir rechnen dahin z. ß. die Pro- 
cesse, welche die Aedilen wegen Unzucht von Männern und Frauen ' 
anstellen d ), wenngleich dieselben auch in das eigentliche, die 
Sittenpolizei umfassende Amtsgebiet der Aedilen fallen. Dazu 
gehörten ohne Zweifel die Processe, welche eine Zeit lang von 
den Aedilen wegen Uebertretung der Ackergesetze und wegen 
Wucher verschiedener Art angestellt wurden. So mochten sich 
verschiedene Classen von Verbrechen bilden, welche herkömmlicli 
dem ausserordentlichen Gerichtshöfe der Tribunen oder der Aedilen 
zufielen, selbst die verschiedenen Zeiten mochten hierbei einen 
Unterschied machen; aber festhalten muss man, dass gesetzlicli 
weder die einen noch die andern beschränkt waren und überall, 
wo sie es für zweckmässig erachteten, eingreifen durften. 

Man hat vielfach zwischen mittelbarer und unmittelbarer 
Volksgerichtsbarkeit unterschieden: unter jener verstand man 
diejenige, welche auf Einlegung der Provoeation eintrat, unter 
dieser die tribunieische. Die erstere würde dem, was wir das 
ordentliche Verfahren nennen, entsprechen: bei ihr, nahm man 
an, hätte die Volksversammlung die zweite Instanz gebildet, bei 
der letzteren in erster Instanz geurtheilt. Dagegen haben sich 
die neuern Gelehrten erklärt und als obersten Grundsatz ange- 
nommen, dass die Volksgerichte alle aus dem Provocationsver- 
fahren entstanden und eigentlich alle zweiter Instanz sind. Wir 
haben diese Ansichten schon früher ausführlich besprochen und 


a) Gell. IV, 14. 

b) Liv. IV, 11. 

c) Val. Max. VIII, 1, 5 und 6. 

d) Liv. Vm, 22 und Val. Max. VIII, 1, 7; Liv. X, 31; XXV, 2. 
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widerlegt.“) Allerdings ist es richtig, dass alle Vollcsgericlite, 
mögen sie von curulischen oder von plebejischen Beamten gelei- 
tet werden, auf dem Provocationsverfahren beruhen; aber dieses 
selbst ist nicht ein Verfahren zweiter, sondern erster Instanz. 
Das Urtheil, welches den Beamten zugeschrieben wird, als vor- 
hergehend den Entscheidungen des Volkes, gilt trotz des gleichen 
Namens, welchen es führt, dennoch nicht als ein gerichtliches, 
sondern bezeichnet nur den Ausspruch des Beamten, welcher 
sich zur Anklage entschliesst : das einzige Gericht findet vor 
dem Volke statt. Die tribunicische Gerichtsbarkeit steht darin 
der prätorischen ganz gleich und hat eben dieselbe Entwickelung 
genommen. Es entspricht dies durchaus der Ausbildung der 
übrigen Staatsverhältnisse. Beiden Volksversammlungen, den 
Centuriat- und Tributversammlungen, hat, wie wir gesehen 1 *), 
wenn gleich sie von verschiedenen Grundsätzen ausgingen und 
von verschiedenen Gewalten geleitet wurden, dennoch eine gleiche 
Entwickelung stattgefunden: die Auspicien, die Zeit der Beru- 
fung wurden allmälig dieselben. Die Volkstribunen und Aedilen 
hatten einen von den curulischen Beamten verschiedenen Ursprung 
und mussten verfassungsmässig ihren Charakter als Vertreter der 
Plebs immer beibehalten: dennoch wurde ihnen gleich jenen 
eine Befiigniss zum Auflegen von Geldbussen gegeben und ihr 
Amt auf den ganzen Staat ausgedehnt. Es wäre eine unerklär- 
liche Ungleichheit gewesen, wenn ihre Gerichtsbarkeit eine un- 
mittelbar durch das Volk geübte, die der curulischen Beamten eine 
mittelbare gewesen wäre, wenn die gleichmässige Entwickelung, 
welche wir bei den patricischen und plebejischen Beamten in 
andern Punkten beobachten, in diesem einen nicht stattgefunden 
hätte. Also ebenso, wie die curulischen Beamten, fällen die 
Tribunen und Aedilen, wenn sie vor dem Volke anklagen, kein 
gerichtliches Urtheil, sondern erheben nur nach bestem Wissen 
eine Anklage, richten einen Antrag an das Volk, ganz ähnlich 
wie sie jeden andern Antrag über die Verwaltung des Staates 
bei demselben machen können. Wer ohne Zuziehung des Volkes 

a) Man sehe oben 3. 183flgd. 

b) S. oben S. 190. 
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von den Tribunen gestraft wird, erleidet die Strafe ohne gericht- 
liches Urtheil, olme eigentlichen Process. Solche Fälle kamen 
vor, wahrscheinlich häufiger als wir es nachzuweisen im Stande 
sind. Wo, wie wir erwiesen haben, beim ordentlichen Gerichts- 
verfahren Vollziehung der Strafe ohne die Volksversammlung 
stattfand, d. h. bei denen, welche ihr Vergehen eingestanden 
und bei denen, welche anf frischer That ertappt waren »), konnten 
auch die Tribunen Strafe verhängen und ausführen. Denn dass 
das Volk in diesen Fällen noch ein schuldig aussprach, war un- 
nütz: selbst eine Bestimmung der Strafe war nicht nöthig, so- 
bald eine solche für die betreffenden Vergehen gesetzlich bestimmt 
war. So sind namentlich diejenigen Beispiele zu erklären, wo 
die Volkstribunen über die Frevler an ihrer Heiligkeit und Un- 
verletzlichkeit die härtesten Strafen verhängten b ): wenn der 
Thatbestand offen vorlag, bedurfte es keines Volksgerichtes, der 
Tribun war zu gleicher Zeit Beleidigter und Richter. Wahrschein- 
lich war diese Befugniss, selbständig ohne das Volk zu richten, 
uneingeschränkter im Beginne des Tribunates, als dasselbe, nur 
die Plebejer umfassend, noch nicht die Formen, welche für pa- 
tricische Gerichte und curulische Beamte bestanden, angenommen 
hatte. Später musste, selbst wenn kein gesetzlicher Zwang dazu 
da war, die Sitte zu grösserer Beschränkung führen. Aber in 
ihrer ganzen Machtfülle itrat die tribunicische Gewalt wieder 
in den Kaisern hervor, welche, ohne ungesetzlich zu handeln, 
jedes Vergehen gegen ihre Heiligkeit mit augenblicklicher Strafe 
und ohne irgend fein richterliches Verfahren ahnden durften. 

Wir haben früher 0 ) das in den zwölf Tafeln enthaltene Ge- 
setz angeführt , wodurch die richterliche Befugniss der Centuriat- 
und Tributcomitien festgestellt wurde: jene allein sollten über 
das caput eines Römischen Bürgers richten können. Die Art 
und Weise dieser Bestimmung ist bemerkenswerth : es wurden 
dadurch nicht die ersteren, sondern nur die letzteren beschränkt. 
Den Centurien wurde die Verfügung über jede beliebige Strafe 


a) Vergl. oben S. 170flgd. 

b) S. I, 229 und 237. 

c) Man sebe I, 365. 
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gelassen"), den Tribus dagegen die über das caput genommen. 
Dieses Gesetz ging von den Zehnmännem aus, welche mit der 
höchsten patricischen Macht die tribunicische vereinten: sie hat- 
ten dabei schwerlich eine Ahnung, dass die frühere Verfassung 
wieder hergestellt werden könnte. Für sie selber hatte es nur 
die Bedeutung, dass sie bei leichteren Vergehen, wenn sie über- 
haupt das Volk zuziehen wollten, die formlosere Versammlung 
der Tribus zu Rathe ziehen durften. Nach der Wiederherstellung 
der Verfassung aber behielten Patricier und Plebejer das Gesetz 
bei, weil die tribunicische Gewalt, über den ganzen Staat aus- 
gedehnt und von der Fessel der Senatsbeschlüsse, durch welche 
siefrüher gebunden gewesen war, [befreit, so wiederum eine Schranke 
erhielt, welche sie dem herrschenden Stande erträglich machte* 
Dass dieser Unterschied in den Befugnissen der Centimen- und 
der Tribus Versammlung auch später bis zum Ende der Republik, 
also so lange als es überhaupt Volksgerichte gab, festgehalten 
wurde, wissen wir durch bestimmte Zeugnisse, ln die Verfas- 
sung, welche Cicero für. seinen Mnsterstaat entwirft, nimmt er 
dieses Gesetz auf 1 ’) und in der hinzugefügten Erklärung deu- 
tet er die Geltung desselben auch für seine Zeit an : er behauptet 
wiederholentlich , dass aus diesem Grande seine eigene Verur- 
teilung durch P. Clodius ungesetzlich gewesen sei. c ) Nun 
konnte er sich irren in der Anwendung des Gesetzes auf seinen 
eigenen Process , aber in der Behauptung von der Gültigkeit des- 
selben für seine Zeit konnte er sich unmöglich irren. Zudem 
haben wir aus der Blüthezeit des Staates Beweise, welche das 
Bestehen des Gesetzes beweisen und eine Abschaffung desselben 
seit der Zeit anzunehmen haben wir keinen Grund. Im Jahre 
211 v. Chr. klagte der Tribun C. Sempronius Blaesus den gewe- 
senen Prätor Cn. Fulvius an, auf Geldstrafe und in Tributcomi- 
tien ; aber bei der Untersuchung stellte sich eine so grosse Schuld 
des Angeklagten heraus, dass das Volk capitale Bestrafung ver- 
langte. Der Tribun gab ihm nach und verlangte einen Termin 

a) Vergl. oben S. 193. 

b) Cic. de leg. III, 4, 11 de capite civis nisi per maximum comitia- 
tum ollosque, quos censores in partibus populi locassint, ne ferunto. 

c) Cic. de leg. 111, 19, 44; p. Sest. 30, 65. 
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für die Comitien von dem städtischen Prätor C. Calpurnius.*) 
Es mussten, um capitale Strafen besehliessen zu können, die 
Centurien berufen werden; wären die Tribus zu derselben Strafe 
befugt gewesen, so hätte er deren Versammlung selbst ansetzen 
können. Eben dies beweisen zwei andere Fälle, in denen berichtet 
wird, ein Tribun, der eine Anklage über perduellio , also über 
ein capitales Verbrechen, anstellen wollte, habe sich dazu den 
Termin von dem städtischen Prätor erbeten. 1 “) Darnach ist es 
nicht zweifelhaft, dass der durch die zwölf Tafeln eingeführte 
Unterschied der richterlichen Befugnisse der Centurien- und der 
Tribus Versammlung bis zum Ende der Republik bestand: die 
dagegen gemachten Einwendungen beruhen auf Missverständ- 
niss. 62 ) Es ist kein Beispiel überliefert, wo ein Capitalprocess 
vor den Tributcomitien verhandelt worden wäre. 

Hiernach giebt es zwei Classen von tribunicischen Anklagen. 
Die erste umfasst die auf Geldstrafe lautenden , welche vor den 
Tributcomitien geführt werden, die zweite die Capitalprocesse, 
welche vor die Centurienversammlung gehören. Das Verfahren 
bei beiden Classen wird im Ganzen ähnlich, in vielen Stücken 
dasselbe sein; aber die Richter sind verschieden oder entschei- 
den vielmehr nach verschiedenen Abtheilungen. Die Darstellung 
wird also in einigen Stücken eine gesonderte sein müssen. Auf 
das tribunicische Gerichtsverfahren (denn so wollen wir das von 
den Volkstribunen oder von den Aedilen , sei es curulischen oder 
plebejischen, geleitete Verfahren nennen) ist dieselbe Einthei- 
lung anzuwenden, welche wir früher bei dem von den Consuln 
oder Prätoren geleiteten Rechtsverfahren angenommen und des- 
sen Entstehung aus dem Civilprocesse wir nachgewiesen haben“) : 
es ist zu scheiden das Verfahren in iure und das in iudicio. 
Das erstere ist bei allen tribunicischen Anklagen, worauf auch 
der Strafantrag lauten möge, das gleiche, das letztere verschie- 
den, je nachdem auf Geld- oder auf Capitalstrafe angetragen 
wird, je nachdem die Entscheidung in Centuriat- oder Tribut- 

a) Liv. XXVI, 3. 

b) Liv. XLIII, 16; Gell. VII, 9. 

c) S. oben S. 141. 
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comitien geschieht. Bei dem Verfahren in iure stellen die 
Tribunen und Aedilen ganz ähnlich, wie die Prätoren im ordent- 
lichen Criminalprocesse. Veranlassung zur Anklage gaben ent- 
weder Privatleute, welche bei den plebejischen Beamten ihre Be- 
schwerden vorbrachten, oder diese entschlossen sich dazu aus eige- 
nem Antriebe. Jene Fälle entsprechen denen des ordentlichen 
Gerichtsverfahrens, in welchen Privatankläger auftreten, diese 
stellen das inquisitorische Element bei der tribuniciscben Ge- 
richtsbarkeit dar, wenngleich dieses letztere in so fern überwog, 
als die wirkliche Anstellung der Anklage aus dem freien Ent- 
schlüsse des anklagenden Beamten hervorging. Der Capitalpro- 
cess von Käso Quinctius wurde deshalb unternommen, weil ein 
Plebejer M. Volscius Fictor sich beschwerte, sein Bruder sei von 
jenem muthwilliger Weise getodtet worden und im gewöhnlichen 
Processwege sei die Verfolgung des Mörders unmöglich gewesen ») : 
diese Beschwerde eines Privatmannes machte der anklagende 
Tribun zu seiner eigenen. Der Process gegen Q. Pleminius be- 
gann mit einer Beschwerde der Einwohner von Locri b ), Processe 
wegen Unzucht, wie der gegen Cn. Sergius Silus"), der gegen 
M. Laetorius Mergus d ) wären ohne die Klage von Privatpersonen 
nicht möglich gewesen und so werden meistens Processe, welche 
über Privatverbrechen angestellt wurden , auf Anregung von Pri- 
vatpersonen entstanden sein. Dagegen politische Processe be- 
durften einer solchen Anregung nicht: sobald ein Tribun oder 
ein Aedil an einem Beamten oder Privatmanne etwas Anstössi- 
ges bemerkte, stand es ihm frei , im Falle er nicht durch seine 
Collegen gehindert wurde, aus eigenem Antriebe die Anklage 
zu erheben. 

Für das Vorverfahren gab es keine gesetzlich festgestellte 
Form und konnte keine geben, da der Abschluss desselben in 
einem Acte lag, welcher auf dem persönlichen Ermessen des 
Tribunen beruhte, ln der Regel indessen wurden eben dieselben 
Formen, welche überhaupt für gerichtliche Verhandlungen ge- 

a) Liv. 111, 13. S. 1, 269 flgd. und oben S. 228. 

b) Liv. XXIX, 16. 

c) Val. Max. VI, 1, 8. 

d) Val. Max. VI, 1, 11. 
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bräuchlich waren, auch von den Tribunen beobachtet. Es war 
eine Ausnahme, wenn der Tribun in persönlichem Zorne, ohne 
Untersuchung, ohne Abhörung von Zeugen sich zu einer An- 
klage entschloss, wie es z. B. P. Rutilius that, als er die beiden 
Censoren wegen perdudlio anklagte, was er am folgenden Tage, 
nachdem er von ihnen beleidigt zu sein glaubte, gethan haben 
soll“), und der curulische Aedil A. Hostilius Mancinus, welcher 
von der mcretrix Mamilia Nachts durch einen Steinwurf verwundet 
worden war. b ) Zahlreich konnten diese Fälle nicht sein und 
namentlich nur diejenigen Processe dahin gehören, welche von 
den Tribunen wegen wörtlicher oder thätlieher Beleidigungen 
eingeleitet wurden. c ) Auch wo es sich um Staatsvergehen han- 
delte, wenn z. B. ein Feldherr unglücklich gekämpft oder ein 
Beamter im Staate verfassungswidrig gehandelt haben sollte, 
w r aren die Thatsachen im Allgemeinen so bekannt, dass ein 
Tribun auf das Gerücht hin die Anklage beginnen konnte. Als 
Cicero Verres mit einer Anklage wegen perdudlio drohte, weil 
er Römische Bürger hätte hinrichten lassen , war es gewiss nicht 
seine Absicht, ehe er die förmliche Klage begann, noch einmal 
eine besondere Untersuchung anzustellen und Zeugen zu ver- 
hören, sondern aus den Thatsachen, welche er bei der Vorbe- 
reitung des Repetundenprocesses in Sicilien gesammelt, hatte 
er die Ueberzeugung von der Strafbarkeit von Verres gewonnen: 
erst nach der förmlichen Einleitung der Anklage würde er die 
auf perdudlio bezüglichen Beweismittel zusammengestellt haben. 
Indessen alle diese Fälle sind doch verhältnissmässig die seltne- 
ren. Der Tribun hatte selbst ein Interesse daran, sich vor der 
Anklage von der Haltbarkeit derselben zu vergewissern, um 
nicht später, wo er seine Anschuldigungen gerichtlich begründen 
musste , als leichtsinniger Ankläger zu erscheinen. In der Regel 
wurden schon in dem Vorverfahren Beweise und Zeugen vorgebracht, 
in denselben Formen, wie sie überhaupt bei gerichtlichen Ver- 
handlungen gebräuchlich waren : eine Art vollständigen Gerichts- 

a) Liv. XLI1I, 16. Vergl. oben S. 224. 

b) Gell. IV, 14. Vergl. oben S. 229. 

c) Wir liaben solche erwähnt I, 229 und 23H. 
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Verfahrens hatte bei Q. Pleminius stattgefunden, welcher die 
Einwohner von Loeri durch Grausamkeit untf Habsucht bedrückt 
hatte: eine nach Loeri gesandte Commission, welche in ihrer 
Zusammensetzung die gesammten curulischen und plebejischen 
Behörden darstellte, hatte die Beschwerden der Einwohner ge- 
prüft und Pleminius schuldig befunden: in Folge davon klagten 
ihn die Tribunen, welche zu derselben gehört hatten, bei dem 
Volke an.*) Wir haben früher erwähnt b ), dass das Collegium 
der Tribunen einen Gerichtshof bildete, vor dem die Parteien 
von Zeugen und Beweisen unterstützt erschienen und von beiden 
Seiten Anwälte auftraten : bei den Dreimännern wurden ausführ- 
lich Anklagen verhandelt und Reden gehalten'): man kann nicht 
zweifeln, dass jeder einzelne Tribun eine Art von Gerichtshof 
versammeln durfte, dass er seinen Beirath hatte, dass Ankläger 
und Vertheidiger auftraten, ehe ein so wichtiger Schritt, wie es 
die Anklage vor dem Volke war, gethan wurde. Die Formen 
dieses Vorverfahrens hielten mit der Entwickelung, welche das 
Gerichtswesen im Allgemeinen nahm , gleichen Schritt: sie waren 
in alter Zeit einfach, später mannigfach. Aus dem Charakter 
desselben und seinem Zwecke , nur eine persönliche Ueberzeugung 
des plebejischen Beamten zu begründen , folgt , dass die Ergeb- 
nisse desselben für den eigentlichen Process nicht entscheidend 
waren. Wie wir bemerken, dass der anklagende Tribun selbst 
nicht alle Zeugen und Beweise, deren er sich bei dem Processe 
bedienen wollte, bei der Voruntersuchung beisammen hatte oder 
zu haben brauchte, sondern dieselben nach angestelltem Processe, 
so wie sie sich darboten, sammelte: was z. B. in der bekannten 
Anklage, welche der Tribun M. Pomponius gegen L. Manlius Im- 
periosus begann, der Fall war' 1 ) : ebenso konnte auch der Ange- 
klagte nicht verpflichtet sein , alle ihm zu Gebote stehenden Ver- 
theidigungsmittel vor dem Beginne des Processes anzuführen. 
Wenngleich es in seinem eigenen Interesse lag, sich selbst gegen 
die Erhebung der Anklage zu schützen , durfte er dennoch auch 


a) Liv. XXIX, 16 flgd. 

b) S. I, 216. 

c) Vergl. obeu S. 128. 

d) Liv. Vft, 5. 
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später mit neuen Beweisen hervortreten. Selbst die Zeugen konn- 
ten gesetzlich nicht zur Aussage in der Voruntersuchung verpflich- 
tet sein. Was wir aus späterer Zeit von dem Zwange zum Ab- 
legen eines Zeugnisses oder zum Ausliefem von Beweismitteln 
wissen , bezieht sich auf den schon gerichtlich eingeleiteten Pro- 
cess: gesetzlich konnten die Zeugen indem Vorverfahren schwei- 
gen oder später ihre Aussagen ändern. Freilich mag dieses 
Verhältniss selten dergestalt hervorgetreten sein, weil die Macht 
eines Tribunen gross war und das Interesse für oder gegen den 
Anzuklagenden mit in das Spiel kam ; aber dennoch ist es wich- 
tig, die Bedingungen der Voruntersuchung bis ins Einzelne auf- 
zuklären. 

Selbst die Gegenwart des Auzuklagenden war dabei nicht 
nöthig: der Tribun konnte auch eineu Abwesenden anklagen 
und erst beim Processe selbst war persönliches Erscheinen der 
beiden Parteien nothwendig. Bei den ersten Anklagen, welche 
die Tribunen gegen Patricier einleiteten, z. B. gegen Coriolan, 
gegen Käso Quinctius, hören wir, hätten diese Anfangs die ge- 
gen sie von den Tribunen angestellten Anklagen verachtet und 
erst allmälig, als sie das ihnen drohende Unheil geahnt, zu Ver- 
theidigungsmitteln ihre Zuflucht genommen. Aber auch später 
werden diejenigen, gegen welche Tribunen wegen politischer 
Vergehen einschreiten wollten , sich selten zu der Voruntersuchung 
eingefunden haben. Im Jahre 209 v. Chr. wurde M. Claudius 
Marcellus, welcher den Oberbefehl gegen Hannibal in Venusia 
führte , von der öffentlichen Meinung stark getadelt und deshalb 
von dem Tribunen C. Publicius Bibulus angeklagt. Ehe er von 
der Anklage erfahren, eilte Marcellus nach Rom, um dieselbe, 
wo möglich, durch seine Rechtfertigung abzuwenden; indessen 
er kaip zu spät, es blieb ihm nur übrig, bei der gerichtlichen 
Untersuchung selbst seine Vertheidigung zu führen.*) Als eben 
dieser Marcellus wälirend seiner Aedilität einen Volkstribunen 
C. Scatinius wegen Unzucht vor dem Volke anklagte , erklärte 
dieser, er könne, weil er die „geheiligte Macht” besitze, zum 
Erscheinen vor Gericht nicht gezwungen werden. Die übrigen 

a) Plut. Marc. 27. Vergl. Liv. XXVII, 20ttgd. 
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Tribunen indessen entschieden nacli gemeinsamer Berathuug, sie 
hätten nichts dagegen, dass die Untersuchung auch in Abwesen- 
heit des Augeklagteu geführt würde.“) Scatinius erschien also 
nicht vor Gericht und wurde abwesend verurteilt: dass er sich 
zur Voruntersuchung gestellt habe, ist nicht glaublich. Auf die- 
sen Punkt bezieiit sich ein von Varn) bei Gellius angeführter 
Unterschied zwischen den Consuln und Prätoren einerseits und 
den Tribunen und Aedilen andererseits. 1 ') Die ersteren haben 
die vocatio , d. h. sie können Jeden vor ihren Richterstuhl, in 
ias, laden und der Geladene ist unter bestimmten, gesetzlich 
festgestellten Strafen verpflichtet, der Ladung Folge zu leisten. 
Dagegen die Tribunen haben nur die prensio , d. h. sie können 
Jeden durch ihren Amtsdiener greifen und nöthigen Falls in das 
Gefängniss werfen lassen; aber diesem Befehle ging die Verur- 
teilung durch den Tribunen, welche das Ergebniss der Vor- 
untersuchung bildet, vorher. Freilich giebt es diesen Unter- 
schied nur in der Theorie des Staatsrechts, tatsächlich trat er 
selten oder gar nicht hervor; denn Jeder, über welchen der Tri- 
bun verhandeln wollte , hatte das höchste Interesse zu erscheinen 
und sich zu rechtfertigen. 

a) Plut. Marc. 3; Val. Max. VI, 1, 7. Vergl. oben S. 224 
* b) Varro bei Gellius XIII, 12: ln magistratu habent alii voeationem, 
alii prensionem , alii ncutrum : voeationem , ut consules et ceteri , qui lia- 
bent iraperium; prensionem, ut tribnni plebis et alii qui habent viatorem; 
neque voeationem neque prensionem, ut quaestores et ceteri, qui neque 
lietorem habent neque viatorem. 
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Siebentes Capitel. 

Beginn des gerichtlichen Verfahrens. Diei dictio and ihre Bedeatang, 
prodictio diei. Das Recht der Aedilen zur Leitang einer Volksversamm- 
lung auf Griminalprocesse beschränkt. Zeugnisse für das ausserordent- 
liche Verfahren vor dem Volke, Cicero und Appian. Schwierigkeit ihrer 
Erklärung, besonders wegen der Vieldeutigkeit des Wortes urtheilen. 
Fristen der einzelnen Termine. Nothwendige Anwesenheit des Angeklag- 
ten bei den Terminen. Verfahren gegen Abwesende. Verschiedene Arten 
der Volksversammlungen. Die drei ersten Termine geschehen in eigent- 
lich so genannten contiones. Vorsitz der Tribunen und Aedilen in den- 
selben. Zweck der drei ersten Termine. Schilderung des Verfahrens im 
ersten Termine , im zweiten , im dritten. Theilnahme des Volkes dabei, 
Schluss des dritten Termins. Anquirere and anquisitio. 

Wir haben bisher von dem ausserhalb des Processes liegen- 
den Verfahren gesprochen: es war formlos, es stand gänzlich 
in dem Belieben des Beamten, es konnte fortfallen und ist viel- 
fach fortgefallen. Die Voruntersuchung gehört eigentlich zwar 
zu dem Verfahren in iure , und mit ihr ist in denjenigen Fällen, 
wo die Ermittelung des Thatbestandes keine Schwierigkeiten 
hat oder sonst keine Bedenken sich erheben, Alles beendet: wo 
indessen überhaupt ein Volksgericht eintreten soll, kann sie 
grossen Theils oder auch gänzlich den Ermittelungen, welche im 
ordentlichen Strafprocesse Privatleute, ehe sie zur Anklage 
schreiten, oder die polizeiliche Behörde der Dreimänner vorneh- 
men, entsprechen. Es folgt das Verfahren in iudicio, nach Rö- 
mischen Begriffen der eigentliche Process. Er wird eingeleitet 
durch die sogenannte diei dictio. Dieser Ausdruck ist an sich 
nicht dem ausserordentlichen Verfahren eigenthümlich und kann 
eben so gut bei dem ordentlichen Processgange , der vor den 
Prätoren oder Consuln stattfindet, angewendet werden, wenn 
der Beamte nach zugestandener Provocation die Verhandlungen, 
welche mit dem Urtheil der Ceuturiatcomitien enden, einleitet: 
wir linden ihn so z. B. bei Livius gebraucht“) Aber da dies 


a) Liv. III, 24 A. Cornelius et Q. Servilius quaestores M. Volscio, 
quod falsus haud dubie testis in Kaesouem extitisset, diem dixerant. 
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ganze Verfahren vor den Centuriatcomitien selten war und wir 
keinen Bericht über dasselbe haben, ist es natürlich, dass er 
sich in unsern Quellen fast nur bei dem tribunicischen Gerichts- 
verfahren erwähnt findet. Es bezeichnet diei dietio die An- 
setzung eines Termins, aber man kann zweifelhaft sein, ob da- 
mit derjenige Termin gemeint ist, an welchem das Gericht durch 
das Urtheil der förmlichen Coinitien abgeschlossen wird, oder 
derjenige, an welchem die erste gerichtliche Untersuchung ge- 
führt werden soll. Für die erste Ansicht kann folgender Um- 
stand angeführt werden. Wir werden später sehen, dass diese 
gerichtliche Untersuchung in eigentlich so genannten Contionen 
vorgenommen wurde, d. h. in formlosen Volksversammlungen, 
wie sie zur Besprechung öffentlicher Angelegenheiten, ohne Thei- 
lung des Volkes nach Centimen oder Tribus, als Vorbereitung 
für die eigentlichen Comitien stattzufinden pflegten: sie konnten 
von den plebejischen Beamten eben so gut wie von den curu- 
lischen gehalten werden. Bei Capitalverbrechen nun, welche 
vor die Centuriatcomitien gehören , heisst es von den anklagen- 
den Tribunen nicht, sie hätten dem Auzuklagenden einen Ter- 
min bestimmt, sondern sie hätten sich von dem Prätor einen 
Termin für die Anstellung einer Anklage erbeten.“) Daraus 
könnte man schliessen wollen, wenn in dem Ausdruck diem 
dicere das Wort dies den Termin der Untersuchung und nicht 
der Entscheidung bedeute, würde ihn der Tribun selbständig auch 
bei einem Capitalprocesse ansetzen, da er ja eine contio halten 
dürfe, nicht ihn sich vom Prätor erbitten : da er aber das Letztere 
thue, folge daraus, dass dies der Termin der Comitien selbst, 
an dem die Entscheidung gefällt werde, sei. Dagegen lässt sich 
einwenden, eine contio könne zwar ohne Zweifel von einem Tri- 
bunen gehalten werden und handele es sich um eine solche, die 
■entweder zur Besprechung politischer Angelegenheiten oder über- 
haupt zur Vorbereitung für Tributcomitien diene, so sei es sicher, 
dass der Tribun sie selbständig anküudigen und ansetzen dürfe. 
Aber etwas anderes ist es mit den Contionen, welche als Vor- 
bereitung für eine in Centuriatcomitien zu entscheidende Capi- 

a) Liv. XXVI, 3; XLIII, 16; Gell. VII, 9. Vergl. oben S. 232. 
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talklage gehalten werden : sie bilden nur der Zeit nach abgelöste 
Bestandteile der Centuriatcomitien und es ist sehr wohl denk- 
bar, ja folgerichtig, dass derjenige, welcher diese zu berufen und 
zu leiten hat, auch einen Einfluss auf die dazu gehörigen Cou- 
tionen ausübt, wenigstens in so fern, als die Zeit derselben sich 
nach dem schon lange vorher bestimmten Comitialtag richtet. 
Auch der Tribun konnte Gontionen in Betreff der vorzunekinen- 
den Capitalklage berufen, etwa um das Volk aufzuregen oder 
zu lebendiger Theilnahme aufzufordern, und zwar so oft es ihm 
beliebte ; aber diese Gontionen standen ausserhalb des Processes, 
waren nicht nothwendige Bestandtheile des vor den Centimen 
zu führenden gerichtlichen Verfahrens. Von einer solchen Contio 
haben wir ein deutliches Beispiel in dem berühmten Processe 
Milos wegen der Ermordung von Clodius: an dem dritten Tage 
der Untersuchung war der Gerichtshof um die zehnte Stunde, 
d. h. so spät als es erlaubt war, entlassen, als der Tribun T. 
Muuatius noch eine solche formlose Volksversammlung hielt und 
das Volk aufforderte, am folgenden Tage zahlreich zu erscheinen 
und den Angeklagten zu verurtheilen.*) Dies Beispiel gehört 
allerdings in eine spätere Zeit und in die Periode der Schwur- 
gerichte; allein dass Aekulickes auch früher vielfach vorgekom- 
men ist, kann nicht zweifelhaft sein. Somit lässt sich, trotzdem 
dass bei Capitalklagen der dies von einem Prätor oder Consul 
angesetzt wird, dennoch bei diei dictio an die Ansetzung des 
für die Untersuchung bestimmten Termines denken. Für diese 
Auffassung aber ist entscheidend , dass von prodictio diei und 
prodicta dies die Rede ist: von demselben Termine, der zuerst 
zur Anklage und gerichtlichen Untersuchung des Beamten dient, 
heisst es, er werde verschoben, hinausgeschoben. Bestätigt wird 
dies dadurch, dass es von dem Tribunen, welcher eine Capital- 
klage einleitet, ausdrücklich heisst, er habe die diei dictio vor- 
genommen und sich dann von dem Prätor den Tennin für die 
Centuriatcomitien erbeten. b ) Daraus ergiebt sich mit Notkwen- 


a) Ascon. in Cic. p. Mil. p. 41. 

b) Liv. XLIII, 16 C. Claudio diem dixit — et utrique censori pcrducl- 
lionem se iudicare pronuntiavit diemque comitiis a C. Sulpicio praetore 
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digkeit, dass bei dem Ausdruck dient dicere das Wort dies den- 
jenigen Termin, an welchem die Anklage begonnen wird und 
an welchen sich dann die übrigen Termine in nothwendigen 
Fristen anschliesseu , nicht den Tag des Endurtheils, dem die 
übrigen Termine vorhergehen, bedeutet. 63 ) Die Auffassung der 
Römer war eigentlich die, dass sie die verschiedenen Tage, an 
welchen die Anklage stattfand, und denjenigen Tag, an welchem 
das Urtheil gefällt wurde, als einen einzigen, nur aus verschie- 
denen Theilen bestehenden, Termin betrachteten: derselbe ging 
von dem Tage an, wo die Anklage erhoben war, bis zur Been- 
digung durch den Urtheilsspruch. Ein Beweis für diese An- 
schauung liegt darin, dass, wie wir später bemerken werden, 
das ganze Verfahren von vorn an neu beginnen musste, im Falle 
der letzte Termin ohne Ergebniss verlief: die dem Schlusstermine 
vorhergehenden Untersuchungstennine galten also nicht als be- 
sondere, für sich bestehende, Acte. Ebenfalls folgt hieraus, dass 
nach strengem Römischen Recht, wenn der Schlusstermin auf 
Geldstrafe ging, auch die Untersuchungstermine nur eine Geld- 
strafe zum Zwecke haben durften , und eben dies Verhältniss 
bei Capitalklagen stattfeind: wir werden dies später bei einem 
uns genau überlieferten Beispiele sehen. Demgemäss mussten 
bei Capitalanklagen auch die Contionen, in denen die Untersu- 
chung geführt wurde, eigentlich unter Leitung des curulischen Be- 
amten, welchem die Schlussverhandlung zustand, stattfinden. 

Die ausserordentlichen Anklagen wurden, wie wir bemerkt, 
von den Tribunen oder Aedilen eingeleitet. Wie die ersteren das 
Recht hatten, einen Prueess vor dem Volke zu führen und Ver- 
handlungen desselben zu leiten, bedarf keiner Erklärung; mit 
den Aedilen verhält es sich nicht so. Zwar sagt Cicero, wo er 
von seiner curulischen Aedilität spricht, das Volk habe ihm das 
Recht gegeben, mit ihm über den Staat und schlechte Menschen 
zu verhandeln 4 ); aber es erheben sich dagegen viele Bedenken. 


urbano petiit; Gell. VII, 3 perduellionis — dicm dixit et comitiis diorn a 
M. Mareio praetore poposcit. 

a) Oie. iu Verr. act. I, 12, 36 quod agam iu magistratu, quod agam 
ex eo loco, ex quo me populus Romanus ex Kal. lan. secum agere de re- 
publica ac de hominibus improbis voluit. Aebulich iu Verr. V, 66, 173 
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Erstlich wissen wir von keiner Volksversammlung, welche jemals 
von einem Aedilen berufen und geleitet worden wäre: und doch 
befanden sich unter ihnen oft ausgezeichnete und bekannte Leute, 
von deren Lebens Verhältnissen wir genau unterrichtet sind. Selbst 
die Wahlen der Aedilen wurden von den Consuln oder Tribunen 
geleitet, und der eine Fall, welcher dagegen zu sprechen scheint, 
ist sicherlich anders zu erklären. M ) Dazu kommt das gewichtige 
Zeugniss von Cicero*), der in seiner der Römischen naehgebilde- 
teu Verfassung die Aedilen nicht unter denjenigen Beamten auf- 
zählt, welche das Recht mit dem Volke zu verhandeln hätten. 
Man kommt dadurch auf die Vermuthung, dass die Aedilen ebeu 
nur für die Durchführung von Volksgerichten das Recht hatten, 
Tribus Versammlungen zu halten, mochten dieselben in formlosen 
Cuntioneu oder in den für die Abstimmung berufenen Comitieu 
bestehen. Damit lässt sich das erste Zeugniss Cieeros vereinen, 
der an der angeführten Stelle absichtlich die Wichtigkeit seines 
Amtes erhebt, und auch sein zweites Zeugniss, sowie die That- 
sache, dass sonstige Volksversammlungen, von Aedilen gehalten, 
unbekannt sind. Als die Volkstribunen um die Erlaubniss ba- 
ten, auch Aedilen wählen zu dürfen, tbaten sie dies in Nachahmung 
der Consuln, welche als Gehülfeu ihrer Verwaltung sich Quästo- 
ren zu ernennen pflegten: diese Quästoren hatten das Recht der 
Volksversammlung nur bei Criminalprocessen. b ) Es ist natürlich, 
dass die Gehülfen der Tribunen nicht mehr Macht erhielten als 
die der Consuln; nur die Wahl der Aedilen wurde sogleich dem 
Volke überlassen, während die der Quästoren, so lange sie be- 
standen, grössten Theils in der Hand der Consuln blieb. Die 
curulischen Aedilen wurden später den plebejischen gleichge- 
stellt. 65 ) Eine Anklage durch die Aedilen war demnach, abge- 
sehen von- der Schuld des Angeklagten und der Stimmung des 
Volkes, an sich weniger gefährlich als eine durch die Tribunen. 
Denn diese konnten durch Volksversammlungen, welche ausser- 

populus quidem Romanus brevi, quoniam mihi potestatem apud se agendi 
dedit, ius suuni me ageutc suis suftiagiis ante Kal. Februarias recuperabit. 

a) Cic. de leg. IU, 4, 10. 

b) Vano de liug. lat. VI, 9. VergL oben S. 99. 
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halb des Processes standen, vielfach auf das Volk einwirken, 
jene hatten nur bei den durch den Process gebotenen Contionen 
das Recht zu demselben zu sprechen.“) 

Bei der Darstellung des gerichtlichen Verfahrens im ausser- 
ordentlichen Processe darf man sich nicht nach denjenigen Pro- 
cessen richten, welche vor der Zeit der Decemvirn geführt wur- 
den. Wir haben über sie früher gesprochen und uns bei ihrer 
Schilderung hauptsächlich an die Erzählung gehalten, welche 
Dionysius von Coriolans Anklage und Verurtheilung giebt b ): mit 
ihr stimmen die Nachrichten von andern Processen überein. 
Damals waren die Volksgerichte anders und konnten formloser 
sein, weil jeder Anklage eines Patriciers durch die Volkstribunen 
ein Senatsbeschluss, welcher die Anklage guthiess imd in enge 
Gränzen beschränkte, vorhergehen musste. Ebensowenig dürfen 
die Processe, in welchen die Decemvirn selbst verurtheilt und 
bestraft wurden, als Richtschnur für die Folgezeit gelten: denn 
sie wurden aus bestimmten, von uns angeführten , Gründen“) 
nach dem alten Verfahren geleitet. Als indessen theils durch 
die zwölf Tafeln, theils durch die unmittelbar darauf folgenden 
Verfassungsgesetze die Vorrechte der Patricier abgeschafft und 
eine neue Processordnung eingesetzt war, musste eine strengere 
Form für die Volksgerichte eintreten. Die Hauptnachricht über 
dieselben befindet sich in der Rede Ciceros für sein Haus d ): „die 
Volksgerichte sind von den Vorfahren mit solcher Mässigung 


a) Vergl. oben S. 219. 

b) Mau sehe I, 240flgd. und S. 2GG flgd. 

c) S. oben S. 30 flgd. 

d) Cic. de dom. 17, 45 Nam cum tarn moderata iudicia populi sint a 
maioribus constituta, priinum ut ne poeua capitis cum pecunia coniungatur, 
deinde ne uisi prodieta die quis accusetur, ut ter ante magistratus accuset 
intermissa die quam multam irroget aut iudicet, quarta sit accusatio trinum 
nundinum prodieta die , quo die iudicium sit futurum , tum multa etiam 
ad plaeandum atque ad misericordiam reis concessa sint, deinde exorabilis 
populus, faciiis suffragatio pro salute, denique etiam si qua res illum diem 
aut auspiciis aut excusatione sustulit, tota causa iudiciumque sublatum 
sit — haec cum ita sint in re, ubi crimen est, ubi aecusator, ubi testes? 
quid indignius quam qui neque adesse sit iussus neque citatus neque accu- 
satus, de eius capite, liberis, fortunis omnibus conductos et sicarios et 
egeutes et perditos suffragium ferre et eam legem putariP 
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an geordnet worden, erstlieh dass nicht Capitalstrafe mit Geldstrafe 
verbunden werden darf, zweitens dass Niemand anders angeklagt 
werden darf, als mit einer Fristerstreckung, so dass der Beamte 
dreimal mit Unterbrechung von einiger Zeit anklagt, ehe er eine 
Geldstrafe beantragt oder ein Urtheil fällt, dass die vierte An- 
klage nach einer Frist von drei Markttagen geschieht und erst 
an diesem Tage das Urtheil stattfindet.'’ Indessen diese Nach- 
richt ist, wie natürlich bei einem Redner, der eine seinen Zu- 
hörern bekannte Sache gelegentlich erwähnt, vieldeutig und von 
den Gelehrten verschieden aufgefasst worden: wir werden sie im 
Einzelnen prüfen und mit den sonstigen Nachrichten zusammen- 
stellen müssen. Wir bemerken zunächst, dass Cicero nur von 
dem ausserordentlichen, durch Tribunen und Aedilen geleiteten, 
Verfahren spricht. Dies ergiebt sich deutlich aus der von ihm 
angegebenen Beschränkung der Volksgerichte, es solle nicht Ca- 
pitalstrafe mit Geldstrafe verbunden werden.“) Dies kann nicht 
heissen , es dürfe nicht mit Todesstrafe auch Einziehung der 
Güter verbunden werden: dies fand vielmehr, wie wir wissen, 
regelmässtig statt; sondern es setzt die Möglichkeit voraus, dass 
abgesondert die eine oder die andere beantragt werden kann 
und diese Möglichkeit findet nur bei dem ausserordentlichen Ver- 
fahren statt, je nachdem entweder Centuriat- oder Tributcomitien 
zum Abgeben des Urtheils berufen werden. Auch die zweite von 
Cicero gemachte Bemerkung über den Verlauf des Processes 
lässt sich nicht auf das ordentliche Verfahren vor dem Prätor 
oder Consul beziehen. Es ist undenkbar, dass bei eingelegter 
und von dem Beamten angenommener Provocation noch ein drei- 
maliger Termin vor dem Volke zur Untersuchung der Sache 
stattgefundeu habe und erst im vierten Termine das Urtheil gefällt 
worden sei. Die Untersuchung wurde durch das vor dem Prätor 
in iure stattfindende Verfahren ersetzt : dies erkennt man daraus, 
dass dieselbe auch bei den tribunicischen Anklagen von Patri- 
ciem vor der Zeit der Decemvirn fortgefallen und durch die im 
Senate geführte Berathuug ersetzt worden war. Ciceros Anga- 
ben beziehen sich also nur auf die tribunicische Gerichtsbarkeit : 


a) Vergl. I, 36G. 
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eine Beseliränkung, welche darin ihre Erklärung findet, dass zu 
seiner Zeit das alte, ordentliche und mit Provocation verbundene 
Verfahren aufgehört hatte und an die Schwurgerichte überge- 
gangen war. Somit waren von den Volksgerichten wirklich nur 
die auf Veranlassung der Tribunen oder Aedilen eingeleiteten 
übrig geblieben. 

Ausser dieser Nachricht Ciceros haben wir nur noch eine 
kurze Bemerkung Appians“), der in Bezug auf die Capitalpro- 
cesse, welche während des Marianischen Aufstandes gegen einige 
angesehene Männer unter den Optimaten vor dem Volke ange- 
stellt wurden, erklärend hinzufügt: sie hätten verurtheilt wer- 
den müssen, viermal in bestimmten Zeitabschnitten durch den 
Herold vorgeladen. Im Allgemeinen erkennt mau, stimmen beide 
Nachrichten mit einander überein; denn beide erwähnen eine 
vierfache Proeessverhandluug. Aber im Einzelnen wird das Ver- 
ständniss erschwert durch die Vieldeutigkeit der von Cicero ge- 
brauchten Ausdrücke. 66 ) Wir haben schon bemerkt' 1 ), dass man 
von dem Beamten, der nach beendigter Voruntersuchung sich 
zur Erhebung der Anklage entschliesst, sagt, er urtheile; aber 
auch, wenn er nach geführter gerichtlicher Untersuchung seinen 
endlichen Antrag an das Volk stellt, sagt Cicero, er urtheile und 
endlich hat auch das Volk, wenn es den Process entscheidet, 
ein Urtheil. ln allen diesen Fällen hat der gewöhnliche Sprach- 
gebrauch ein und denselben Ausdruck: wer juristisch genau 
sprechen wollte, würde nur in dem letzten Falle von einem 
Urtheile sprechen. Cicero timt das nicht und daher kommt es, 
dass er dem Beamten bei demselben Processe Urtheil und An- 
klage zuschreibt, Thätigkeiten, welche, in juristischer Schärfe 
genommen, mit einander in Widerspruch stehen. Aber auch der 
Ausdruck anklagen, welchen Cicero nach dem gewöhnlichen 
Sprachgebrauehe anwendet, leidet an ähnlicher Unbestimmtheit. 
Denn anklagen heisst eigentlich diejenige Thätigkeit des Beam- 
ten, vermöge deren er eine bestimmte Person dem Volke zur 


a) App. bell. civ. 1, 74 xetpaxt 3t typrjv xrjpurt&ixtvt/'Jt h ebptcpevofj 
i'uptüv oiaoTTjpasiv «Xtuvat. 

b) S. oben S. 185. 
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Bestrafung empfiehlt; aber aucli das gesammte Verfahren von 
der diei dicüo an bis zu dem Volksnrtheile kann eine Anklage v 
heissen und die ganze Thätigkeit des Beamten dabei, trotzdem 
dass sie auch auf viele andere Sachen, wie z. B. Leiten der 
Volksversammlungen, Abhören von Zeugen, Vorlegeu von Be- 
weisen gerichtet ist, kann anklagen genannt werden. Wendet 
man diese Bemerkung auf Ciceros Worte an, so wird man in 
ihnen eine mit den übrigen Zeugnissen übereinstimmende Be- 
schreibung der Volksgerichte finden. Er giebt zuerst den allge- 
meinen Grundsatz für dieselben an, Niemand solle angeklagt 
werden, ohne dass eine Aufschiebung des Termiues stattfinde, 
und erläutert diesen dann durch das Folgende im Einzelnen, der 
Beamte solle dreimal anklagen und bei der vierten Anklage das 
Urtheil des Volkes eintreten. Ueber das Verständniss jenes all- 
gemeinen Grundsatzes herrscht Meinungsverschiedenheit unter 
den Gelehrten. 67 ) Ich glaube, Cicero meint überhaupt, es solle 
keine Anklage bei dem Volke stattfinden, ohne dass bei der- 
selben eine Aufschiebung des Tennines oder der Termine vor- 
komme: er nimmt anklagen als die gesammte Thätigkeit des 
Beamten, der eine Klage beim Volke anhängig macht, nicht als 
die besondere, vermöge deren er die Anklagerede hält. Denn 
es wäre ein unvernünftiges Gesetz, die Anklage sollte nur an 
dem zweiten, hinausgeschobenen Tennine selbst gehalten werden, 
als ob der Beamte an dem ersten Tage, welcher dem Anzukla- 
genden bestimmt ist, etwas anders thun könnte als anklagen. 

Die Absicht dieser allgemeinen Bestimmung für die Volksge- 
richte kann nicht zweifelhaft sein : sie sollte plötzlicher und un- 
überlegter Entscheidung entgegenwirken. Als die Schranke des 
Senatsbeschlusses, durch welche früher die Verurtheilungen von 
Patriciern wenigstens erschwert wurden, gefallen und die Macht 
der Volkstribunen über die gesammte Bürgerschaft ausgedehnt 
war, hatten die Patricier das höchste Interesse, durch zögernde 
Formen der Leidenschaftlichkeit des Volkes einen Zügel anzu- 
legen; daher die Bestimmung, dass kein Volksgericht ohne eine 
mehrmalige Verschiebung des Termines gestattet war. 

Cicero giebt demnächst die Einzelheiten des Verfahrens an: 
„dreimal soll der Beamte anklagen, ehe er die Geldstrafe bean- 
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tragt oder das Urtheil fällt.” Es wird hier ein Unterschied ge- 
macht zwischen Processen, in denen es sich um eine Geldstrafe 
handelt und solchen, in denen Capitalstrafe beantragt wird: auf 
jene bezieht sich der Ausdruck: „eine Geldstrafe beantragen”, 
auf diese das Wort: „urtheilen”. Dieser Unterschied ist in Be- 
zug auf die Strafen und die Comitien, welche die Entscheidung 
fidlen, ein wesentlicher; das Verfahren aber ist in beiden Fällen 
dasselbe, und dieselben Formen, in denen die Geldstrafe ausge- 
sprochen wird, gelten auch für die Verhängung der Capitalstrafe. 
Demnach ist der Ausdruck „urtheilen” hier eben so aufzufassen, 
wie der „eine Geldstrafe beantragen” : urtheilen heisst hier nicht 
selbst ein gerichtliches Urtheil fällen, sondern ein Urtheil über 
die Capitalstrafe beim Volke beantragen. Der Beamte urtheilt, 
wie wir gesehen, ehe er sich zur Einleitung eines gerichtlichen 
Verfahrens in Folge der Voruntersuchung entschliesst , das Er- 
gebnis des Urtheils ist also die Anklage: jetzt heisst es von 
ihm, er urtheile, indem er ein Urtheil beantrage; denn das 
eigentliche, gerichtliche Urtheil wird, wie wir erwiesen, erst von 
der Volksversammlung gefällt. Ferner sagt Cicero vom Beamten, 
die drei ersten Male klage er an, dann beim dritten Male ur- 
theile er, und beim vierten Tage klage er wieder von Neuem 
an.“) Es wird ihm somit eben dasselbe, was er am Ende der 
aussergeriehtliehen Voruntersuchung thut, auch am Ende der 
gerichtlichen Untersuchung zugeschrieben: dort, wie hier, urtheilt 
er; aber sein Urtheil bezieht sich in beiden Fällen auf die An- 
klage, welche er zuerst in der gerichtlichen Untersuchung, dann 
in dem entscheidenden Schlusstermine des Volksurtheiles vor- 
bringt. In Folge des ersten Urtheils wird die Anklageacte vor- 
läufig, in Folge des zweiten Urtheiles endgültig so, wie sie dem 
Volke vorgelegt werden soll, festgestellt. Auf diese Weise allein 
lässt sich die in populären, nicht juristischen Ausdrücken von 
Cicero gegebene Nachricht befriedigend und sachgemäss erklä- 
ren. 68 ) Es soll aber der Beamte, wie Cicero sagt, seine in Folge 
der Voruntersuchung vorläufig festgestellte Anklage dreimal hal- 
ten, und zw'ar jedesmal intermissa die. Dies scheint zu bedeu- 


a) Vergl. oben S. 186. 
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ten, dass zwischen dem ersten und zweiten, sowie dem zweiten 
und dritten Termine eine Zeit dazwischen liegen müsse, ohne 
dass die Länge dieser Zeit bestimmt war: sie richtete sich nach 
den Umständen und sollte dem Angeklagten ebensowohl wie dem 
anklagenden Beamten die Möglichkeit gewähren, die nötliigen 
Zeugen und Beweismittel herbeizuschaffen. Wurde der Ange- 
klagte dabei ungerecht behandelt und ihm die Mittel zu seiner 
Vertheidigung gekürzt, so stand es ihm frei, die Hülfe der 
andern Tribunen in Anspruch zu nehmen, und es wäre wunder- 
bar gewesen, w r enu er in dem zahlreichen Collegium nicht 
wenigstens einen gefunden hätte, durch dessen Vermittelung die 
Billigkeit gewahrt wurde. 89 ) Dagegen zwischen der diei dictio 
und dem ersten Termine der Anklage brauchte keine Frist statt- 
zufinden: der Beamte konnte den Anzuklagenden sogleich auf 
den folgenden Tag vorladen und die Untersuchung beginnen. 
Dies ergiebt sich deutlich aus Ciceros Worten. Wir haben nur 
ein geschichtliches Beispiel von einem der letzten Volksgerichte, 
welche überhaupt gehalten worden sind, in dem die Tage dieser 
drei Untersuchungstermine angegeben werden. Im Jahre 56 v. 
Chr. klagte der curulisehe Aedil P. Clodius seinen politischen 
Gegner T. Milo beim Volke an“), und wir wissen, dass der 
erste Termin am 2. Februar war, der zweite am 6., der dritte 
am 17. b ), der vierte endlich, an welchem das Volksgericht ab- 
gehalten werden sollte, war auf den 7. Mai angesetzt. 0 ) Zu 
der Ungleichheit der Zwischenräume zwischen den drei ersten 
Terminen mögen die Unruhen jener Zeit und die politischen Um- 
triebe von Clodius beigetragen haben ; aber man erkennt den 
dreimal wiederholten Termin. Zwischen dem dritten und vierten 
Termine musste eine Zeit von drei Markttagen (trinundinum) 
verfliessen, wie Cicero sagt. Man kann hier die Beschreibung 
eines Volksgerichtes vor der Zeit der Decemvirn, wie sie Diony- 
sius 8 ) bei dem Processe Coriolans giebt, vergleichen. Damals 


a) Dio Cass. XXXIX, 18; Cic. p. Sest. 44; p. Mil. 15; Ascou. p. 49. 

b) Cic. ad Q. fratr. II, 3. 

c) Cic. ad Q. fratr. II, 7 init» 

d) Dionys. VII, 58. 
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fielen die drei ersten Termine der Anklage fort: statt deren 
dienten die Verhandlungen im Senate, durch welche die An- 
klageacte festgestellt wurde. Nach dem Senatsbeschlusse wurde 
von den Tribunen der Termin zur Abhaltung des Volksgerichtes 
auf den dritten Markttag angesetzt , und zwar, wie Dionysius 
bemerkt, damit der Angeklagte sich auf seine Vertheidigung vor- 
bereiten könne, ohne Zweifel aber auch, damit das Volk über 
die Sache, welche es entscheiden sollte, sich vorher unterrichten 
könne. Dieser Theil des Verfahrens wurde später nicht geän- 
dert, ausser dass, seit alle Comitien, sowohl Tribut- als Cen- 
turiatcomitien , auf gleiche Weise an den patricischen Calender 
gebunden waren , der Termin nicht mehr auf den dritten Markt- 
tag, sondern auf einen Comitialtag nach drei Markttagen gelegt 
wurde.“) 

Wir haben erwähnt , dass der Beamte , ehe er einen Process 
vor flem Volke begann, eine aussergerichtliche Untersuchung an- 
stellen konnte , um sich zu überzeugen , ob Grand zur Anklage 
vorhanden sei : hatte er diese Ueberzeugung ohnedem , so war 
freilich eine Untersuchung nicht nöthig: der Angeklagte brauchte 
bei dieser Verhandlung nicht zugegen zu sein. War Grand zur 
Anklage Vorhanden, so nahm der Beamte die diei dictio vor, 
öffentlich, auf dem Markte, vor der zuhörenden Menge, d. h. er 
lud eine bestimmte, mit Namen bezeichnete, Person vor seinen 
Richterstuhl, um sich vor ihm gu verantworten. Eine Frist 
brauchte zwischen dem Tage, an dem die Vorladung geschah, 
und demjenigen, auf welchen Jemand vorgeladen war, nicht zu 
liegen"), eben so wenig brauchte der Grund, weshalb die Vor- 
ladung geschah, der Gegenstand der Anklage, bezeichnet zu wer- 
den : auf keinen Fall konnte die Anklage schon so mitgetheilt 
werden, wie sie schliesslich dem Volke vorgelegt werden sollte. 
Denn ihre Feststellung sollte erst durch die drei Anklagetermine 
erfolgen. Welches Schwanken dabei statttinden konnte, ersieht 
man z. B. aus Coriolans Process, wo die Anklagetermine durch 
die Verhandlungen im Senate dargestellt wurden. Die Volkstri- 

a) Mau sehe oben S. 203. 

b) S. kurz zuvor S. 249. 
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buuen brachten zuerst verschiedene Beschuldigungen vor, dass 
Coriolan den Vortheilen der Plebs widerstrebe, dass er sich im 
Senate gegen die ihr zugestandenen Rechte geäussert, und ähn- 
liches: erst am Ende der Senatssitzung wurde die Anklage be- 
stimmt festgestellt. Oft freilich mochte auch schon bei der diel 
dictio der Grund der Vorladung angegeben werden, wo es sich 
z. B. um bestimmte Verbrechen, welche zur Kenntniss des Be- 
amten gekommen waren, handelte; noch häufiger wird die An- 
klage , wenigstens im Allgemeinen , vorher bekannt gewesen seiu. 
Aber wesentlich konnte dies nicht sein und es genügte, wenn 
der Angeklagte überhaupt zur Verantwortung vor den Beamten 
geladen wurde. Wie die Vorladung dem Volke im Allgemeinen 
und insbesondere dem Geladenen bekannt gemacht wurde, dar- 
über ist uns nichts überliefert: es wird verschieden gewesen sein 
in verschiedenen Zeiten. Erscheinen musste der Geladene, sonst 
wurde er durch den Tribunen geholt : wir werden später Beispiele 
anführen, wie Angeklagte zu den Terminen mit Gewalt herbei- 
geschafft wurden oder werden sollten. Es fragt sich, was ge- 
schah, wenn der Anzuklagende von Rom abwesend war: wir 
meinen, wenn er zwar daselbst seinen Wohnsitz hatte, aber zu- 
fällig abwesend war. Denn über die nicht in Rom ansässigen 
Bürger und Nichtbürger hatten die Tribunen keine unmittelbare 
Macht. Wir haben sogar ein Beispiel vom Jahre 442 v. Chr., 
dass drei Bürger aus vornehmen patricischen Geschlechtern, 
welche wegen ihrer Thätigkeit als Gründer der Colonie Ardea 
von den Tribunen beim Volke angeklagt worden waren, sich 
dem Processe dadurch entzogen , dass sie ihren Wohnsitz von 
Rom verlegten.*) Diejenigen aber, welche zufällig sich nicht 
in Rom befanden, hatten einen Anspruch auf Berücksichtigung 
bei einer Anklage. Waren Privatgeschäfte der Grund der Ab- 
wesenheit, so standen diese der Anklage nach: der Vorgeladene 
musste zurückkehren und konnte von der Billigkeit seines Anklä- 
gers oder dessen Collegen einstweiligen Aufschub seines Termine» 
erwarten. Nach eigentlichem Sprachgebrauche aber heissen die- 
jenigen „abwesend”, welche in Staatsgeschäften von Rom entfernt 


a) Liv. IV, 11. 
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sind 70 ): hier stand eine Staatsangelegenheit der andern gegen- 
über, und es war billig, dass mit der Anklage gewartet wurde bis 
nach Beendigung des Auftrages und bis zur Rückkehr nach Rom. 
Ein bemerkenswerthes, hierher gehöriges Beispiel wird uns aus 
dem Jahre 172 v. Ohr. überliefert.*) Der Proconsul M. Popilius 
wurde wegen seiner Kriegführung in Ligurien getadelt und auf 
Wunsch des Senates hatten die Tribunen ein Gesetz eingebracht, 
wonach durch den Senat ein Untersuchungsrichter ernannt wer- 
den sollte. Es war dazu der Prätor C. Licinius ernannt worden. 
Aber der Angeschuldigte wagte sich nicht zum Processe zu stel- 
len und kehrte nicht nach Rom zurück ;• deshalb drohten die Tri- 
bunen mit einem neuen Gesetzesvorscklage , wodurch dem Prätor 
erlaubt werden sollte, gegen Jenen auch in seiner Abwesenheit 
die Untersuchung zu führen: er wäre also, auch wenn er sich 
nicht gestellt hätte, zum Vermögensverlust und zur Verbannung 
verurtheilt worden und zog es deshalb vor, zu erscheinen und 
durch andere Künste die Verurtheilung zu verhüten. b ) Es ist 
möglich , dass in dem ersten tribunicischen Gesetze eine Bestim- 
mung war, dass die Untersuchung nach der Rückkehr des An- 
geklagten beginnen sollte und dass es deshalb eines zweiten Ge- 
setzes bedurfte: sonst zeugt die Beantragung desselben von grosser 
Milde. Es hätte an sich dem Beamten freigestanden, den Ange- 
schuldigten, nachdem ihm eine Frist zur Rückkehr vergönnt 
war, auch in seiner Abwesenheit zu verurtheilen. Im Jahre 293 
v. Ohr. wurde der Consul des vorigen Jahres L. Postumius Me- 
gellus angeklagt, wahrscheinlich auf Geldstrafe. Er versuchte 
der Anklage dadurch zu entgehen, dass er als Legat bei dem 
damaligen Consul Sp. Carvilius ein trat; indessen der anklagende 
Tribun M. Scantius hielt die Anklage aufrecht und es bedurfte 
aller Volksgunst von Carvilius, um zu bewirken, dass der Pro- 
ce8S nicht zu Ende geführt werden konnte. 0 ) Im Jahre 187 v. 


a) Vergl. oben S. 215. 

b) Liv. XLII, 21. 

c) Liv. X, 46 Favor consulis (Sp. Carvilii) tutatus ad populum est L. 
Postumium, legatum eins: qui dicta die a M. Scantio, tribuno plebis, fuge- 
rat in legationein (ut fania ferebat) populi iudieium , iactariquc magis quam 
peragi accusatio eius poterat. 
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Chr. verzögerte indessen der Proconsul Cn. Manlius Vulso sei- 
nen Triumph , um nicht in den Process der Scipionen verwickelt 
zu werden. 11 ) In vielen Fällen war jedoch eine Untersuchung 
über .einen abwesenden Angeklagten nicht möglich. So war es 
z. ß. bei dem Proprätor Q. Pleminius , der von den Einwohnern 
von Locri wegen seiner Grausamkeit und Habsucht angeklagt 
wurde. Ihn ungehört vor das Volksgericht zu stellen,, wäre 
offenbare Ungerechtigkeit gewesen und deshalb wurde eine Com- 
mission von Beamten an Ort und Stelle geschickt. 11 ) Aehnlich 
wird es in allen Fällen gewesen sein, wo ein im Staatsauftrage 
Abwesender wegen der Ausführung eben dieses Auftrages zur 
Verantwortung gezogen wurde: er musste zurückberufen werden, 
ehe die Untersuchung gegen ihn möglich war. 

. Es giebt bekanntlich zwei Arten von Volksversammlungen. 
Die eine, formlos und ungeordnet, heisst mit eigentlichem Na- 
men contio: sie ist zu Mittheilungen der Beamten an das Volk 
bestimmt, ohne dass das letztere eine Entscheidung zu treffen 
hat. Die andre Art von Versammlungen sind die eigentlichen 
Comitien , welche entweder nach Tribus oder nach Centimen 
stattfinden, an bestimmte Tage und Tageszeiten gebunden sind, 
mit bestimmten Opfern eingeleitet, von bestimmten Beamten be- 
rufen werden: sie dienen dazu, die an das Volk gerichteten Fra- 
gen, mögen es Wahlen oder Gesetze oder gerichtliche Urtheile 
sein, zu entscheiden. Es kann auch noeh eine dritte Art von 
Volksversammlungen geben, gemischten Charakters, indem eine 
formlose contio entweder den eigentlichen Comitien vorangeht, 
oder sich an dieselben anschliesst. Die drei Anklagen, welche 
der Beamte gegen einen beim Volke Anzuklagenden gesetzlich 
halten muss, geschehen in contiones: bei den Processen von P. 
Scipio und Cn. Fulvius, welche wir später mehrfach erwähnen 
werden, gebrauchen die Berichterstatter ausdrücklich und in 
seiner eigentlichen Bedeutung das Wort contio. n ) Es soll dem 
Volke nur etwas vorgetragen , dem Ankläger und Angeklagten 
Gelegenheit gegeben werden, die Anschuldigungen und die Ver- 


a) Liv. XXXIX, 6 und XXXVIII, 54. 

b) Liv. XXIX, 22. 
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theidignng vorzubringen: eine Entscheidung des Volkes durch 
Abstimmung iiudet nicht statt, daher jede Sonderung nach den 
politischen Abtheilungen unnütz ist. Dagegen der vierte Termin 
findet in einer Volksversammlung gemischten Characters statt: 
sie beginnt mit einer formlosen contio und endet mit den zur Ent- 
scheidung berufenen Centuriat- oder Tributcomitien. Dies er- 
giebt sich aus dem Zwecke des Termines, welchen wir später 
besprechen werden, sowie aus einem uns ausdrücklich überlie- 
ferten Falle, wo uns der Uebergang einer formlosen contio in 
wirkliche Comitien, welche die Abstimmung vornehmen sollen, 
geschildert wird.") lieber die Vorsitzenden kann in denjenigen 
Volksversammlungen, in denen auf Geldstrafe angetragen wird 
und welche demgemäss mit Tributcomitien enden, kein Zwei- 
fel sein: es sind die anklagenden Beamten, die Volkstribunen 
und Aedilen, welche letzteren, wie wir gezeigt b ), für die Ankla- 
gen vor dem Volke das Recht, Versammlungen desselben zu 
leiten, besassen. Aber man kann fragen, wie es mit dem Vor- 
sitze in Capitalprocessen, welche in Centuriatcomitien entschieden 
wurden, stand. Dass die letzteren selbst, also die Volksver- 
sammlung, welche den Schluss des vierten Termines bildete, 
nur von den curulischen Beamten, d. h. den Consuln oder den 
Prätoren, geleitet werden konnte , ist sicher; aber über den Vor- 
sitz in den drei ersten formlosen Volksversammlungen und der 
eben so formlosen beim Anfänge des vierten Termines kann 
man schwanken. Wir haben früher bemerkt"), dass die vorbe- 
reitenden Volksversammlungen mit der Schlussversammlung in 
nothwendigem Zusammenhänge stehen und nur der Zeit nach 
von einander abgelöste Theile eines Ganzen bilden ; dass deshalb 
der anklagende Tribun oder Aedil bei der diei dictio zu einem 
Capitalprocesse sich mit einem curulischen Beamten in Verbin- 
dung setzte: daraus könnte man folgern wollen, dass nur die 
letzteren in den vorbereitenden contiones den Vorsitz hätten füh- 
ren können. Indessen dieser Meinung widersprechen überlieferte 


a) Bei Liv. XXVI, 3. 

b) S. oben S. 243. 

c) S. oben S. 241. 
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Thatsachen. Genaue Nachrichten haben wir von einer aedilici- 
schen Anklage, nämlich von derjenigen, welche P. Clodius als 
curulischer Aedil gegen Milo anstellte. Es ist schwer, den Be- 
richt, welchen Cicero“) über die vorbereitenden An klage termine 
giebt, zu lesen, ohne zu glauben, Clodius habe die Volksver- 
sammlung, welche geschildert wird, geleitet. Es fielen in der- 
selben die gröbsten Ruhestörungen vor, aber nirgends wird ein 
Vorsitzender, welcher sie habe unterdrücken wollen, erwähnt. 
Cicero würde dies gethan haben, da er die Redner, welche auf- 
traten, mit Namen nennt und sich über die Art der Störungen 
ausführlich verbreitet. Er sagt ferner , Clodius habe den dritten 
Termin auf die Quirinalien festgesetzt. '’) Dies könnte, wenn 
die bestimmte Angabe von einem andern Beamten als Vorsitzen- 
den da wäre, allenfalls als ungenauer Bericht aufgefasst werden : 
Clodius habe auf die Ansetzung angetragen mul ein Anderer sie 
daun verfügt. Indessen eine solche Angabe fehlt und es ist dem- 
nach wahrscheinlich , dass der anklagende Aedil die vorbereiten- 
den contiones für die Centuriatcomitien leitete; denn da die An- 
schuldigung gegen Milo auf Gewalttbätigkeiten lautete, muss 
man annehmen, dass es ein Capitalprocess war. Ein gleiches 
Beispiel haben wir aus dem Jahre 211 v. Chr., wo der Tribun 
C. Sempronius Blaesus den ehemaligen Proprätor Cn. Fulvius 
wegen schlechter Kriegführung anklagte. Es war anfänglich 
eine Geldstrafe beantragt, also Tributcomitien würden die Ent- 
scheidung gefällt haben. Die drei vorbereitenden contiones hielt 
der Tribun ; am Ende der dritten verlangte das Volk wegen der 
zu Tage tretenden Feigheit des Angeklagten Capitalstrafe gegen 
ihn. Der Tribun fügte sich in den Willen des Volkes und es 
fanden nur noch am vierten Termine die Centuriatcomitien unter 
Vorsitz des städtischen Prätor C. Calpurnius statt. 0 ) Ein solches 
Verfahren wäre unmöglich gewesen, wenn nicht auch bei nach- 
folgenden Centuriatcomitien die contiones von dem Tribunen wären 
gehalten worden. Es ist möglich, dass zu gewisser Zeit die an- 

a) Cic. ad Q. fr. 11, 3. 

b) Cic. 1. 1. Clodius in Quiriualia prodixit diem. 

c) Liv. XXVI, 3. 
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klagenden Tribunen und Aedilen nicht so viel Macht inCapital- 
processen hatten ; aber sicherlich hatten sie dieselbe in der besten 
Zeit des Römischen Staates, als der Widerstreit zwischen curu- 
liscken und plebejischen Beamten erloschen war. 

Die Voruntersuchung, wenn eine stattfand, hatte nur die 
subjective Ueberzeugung des anklagenden Beamten und seinen 
Entschluss, entweder auf Geld- oder auf Capitalstrafe .anzutra- 
gen, begründet ; in den Terminen der gerichtlichen Untersuchung 
kam es darauf an, die Anklage objeetiv festzustellen und die 
Punkte, auf welche die Entscheidung gerichtet werden sollte, 
zusammen zu fassen. Dazu war es nothwendig, dass der 
Angeklagte persönlich erschien : er wurde bei dem Beginne eiues 
jeden Termines von dem Herold des Beamten vorgefonlert (ci- 
tabatur), wie mau aus Ciceros und Appians von uns angeführ- 
ten Zeugnissen ersieht.*) Er verantwortete sich (causam dice- 
bat), führte Zeugen vor, brachte andere Beweismittel bei, wandte 
in späterer Zeit die ganze Zurüstung der Vertheidigung, welche 
allmälig üblich geworden war, au. Es wird die Verantwortung 
des Angeklagten schon in den ersten Terminen erwähnt im Pro- 
cesse des gewesenen Prätors Cn. Fulvius. b ) Im Processe von 
P. Scipio Africanus, den zwei Volkstribunen angestellt hatten, 
heisst es, der Angeklagte sei aufgefordert worden, sich zu ver- 
antworten und hätte dann, ohne der Anschuldigungen Erwäh- 
nung zu thun, muthig über sich und seine Thaten gesprochen:“) 
der ganze Termin sei mit Reden hingegaugen. Man sieht also, 
dass der Beamte, nachdem er seine Anklage vorgetragen, sich 
unmittelbar an den Angeklagten wendete und ihn aulforderte, 
seine Rechtfertigung vorzubringen. Zeugen, die in dem ersten 
Termine aufgetreten waren , werden erwähnt in dem Processe 
von M’. Acilius Glabrio, der wegen Unterschlagung öffentlicher 


a) S. oben S. 244 und 246. Eiu anderes Beispiel der Vorforderung 
durch den Herold findet sich bei Liv. XXXV11I, 51. 

b) Liv. XXVI, 3. 

c) Liv. XXXVIII, 50 lussus dicere causam sine ulla criminum men- 
tione orationem adeo magnificam de rebus ab se gestis est exorsus, ut 
satis coustaret, neminem unqnain ueque melius neque verius laudatum 
esse. 
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Gelder angeklagt war*), und zwar Belastungszeugen ; aber wenn 
diese zugelassen wurden , so mussten es auch die des Angeklag- 
ten werden und man darf die Zeugen, welche in Cn. Fulvius’ 
Processe während der ersten drei Termine erwähnt werden, auch 
schon auf den ersten derselben beziehen. Es bildete das 
Zeugenverhör jedesmal den Schluss des Termins, wie man aus 
dem Processe des Steuerpächters M. Postumius ersieht , bei des- 
sen vierten Termin, wie Livius b ) erzählt, nachdem die Reden 
für und gegen den Angeklagten gehalten und die Zeugen verhört 
waren, die Vorbereitungen zur Abstimmung getroffen wurden. 
Als in späterer Zeit die Sitte aufgekommen war, Vertheidiger, 
welche Uebung und Beredsamkeit besassen, auftreten zu lassen, 
werden auch solche schon beim ersten Processe erwähnt im Pro- 
cesse Milos, der überdem nach damaligem Gebrauche auch an- 
gesehene Freunde als advocati mitbrachte.') Der anklagende 
Beamte selbst begann den ersten Termin damit , dass er die 
Anklageacte gegen den zur Stelle gegenwärtigen Angeklagten 
vortrug: sie enthielt die bestimmten, genau angegebenen Klage- 
pimkte nebst der zu beantragenden Strafe. Im Processe gegen 
Cn. Fulvius lässt Livius d ) den anklagenden Tribunen eine lange 
Rede halten, in welcher die Unfähigkeit und Feigheit des Ange- 
klagten dargestellt wird, und fügt hinzu, es sei eine Geldstrafe 
beantragt worden. Aus der Erzählung von Glabrios Process er- 
giebt sich sogar, dass die Höhe der Geldstrafe schon beim Be- 
ginne des ersten Termins festgestellt wurde: Livius') sagt aus- 
drücklich, eine Strafe von 100000 As sei gegen ihn beantragt und 
zwei Termine darüber gehalten worden. So verstrich in Hin- 
und Herreden von Seiten des Beamten und des Angeklagten f ) 
der erste Termin, nach dessen Beendigung jener den zweiten 
Termin ansetzte (diern prodixit). 

a) Liv. XXXVII, 27. 

b) Liv. XXV, 3. 

c) Cic. ad Q. fr. II, 3, 1. 

d) Liv. XXVI, 2. 

e) Liv. XXXVII, 58 Centum miliuin multa irrogata erat, bis de ea 
certatum est. 

f) Liv. XXXVIII, 51. 

«• 17 
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Dieser zweite Termin war in nichts von dem ersten ver- 
schieden, nur dass der Beamte seine Anklage , welche schon be- 
kannt war, nicht zn wiederholen brauchte. Livius") wenigstens 
lässt F. Scipio an diesem Termine unmittelbar, nachdem die 
Tribunen ihre Sitze auf der Rednerbühne eingenommen hatten 
und er vorgefordert worden war, unter dem Stillschweigen Aller 
jene berühmte Rede halten, in der er an den Jahrestag der 
Schlacht bei Zama erinnerte und alle zum Gebete auf dem Ca- 
pitol aufforderte. In allen früher angeführten Processen erwäh- 
nen die Berichterstatter Verhandlungen, Zeugen, andere Beweise 
im zweiten, wie im ersten Termin. Cicero b ) erzählt, bei Mi- 
los Process sei im zweiten Termine Pompejus als Vertheidiger 
aufgetreten; aber es waren auch andere Redner zugegen, unter 
ihnen M. Crassus. Der Termin endigte wieder damit, dass der 
Vorsitzende Beamte, welcher die Anklage führte, einen neuen 
Termin ansetzte (diern prodixit) und zwar nach beliebiger Zeit: 
der Wunsch des Anklägers, den Process zu beenden, und der 
des Angeklagten, die nöthigen Beweismittel der Vertheidigung 
herbeischaffen zu können, werden hierbei massgebend gewesen 
sein. Der dritte Termin verlief wie der zweite und erste, nur 
war das Ende desselben ein anderes und lieferte ein bestimmtes 
Ergebniss. Es hatte eine gerichtliche Untersuchung und das 
Verhör des Angeklagten stattgefunden: daraus musste sich dem 
Beamten ergeben, ob er seine beim Beginn der Anklage aufge- 
stellte Ueberzeugung von der Schuld des Angeklagten aufrecht 
erhalten könne oder nicht, oder wie er sie zu stellen habe, um 
damit durchzudringen. Denn aus den Aeusserungen des Volkes, 
das den beiderseitigen Reden, dem Zeugen verhör , dem Vorlegen 
anderer Beweise beigewohnt hatte, liess sich ein ziemlich siche- 
rer Schluss über den Ausfall der Abstimmung ziehen. 

Es ist für uns auffallend, wenn bei gerichtlichen U nter suchungen 
von den Zuhörern Zeichen des Beifalles oder Missfallens gege- 
ben werden: sie scheinen der Würde eines Gerichtes nicht zu 
entsprechen und ausserdem gegen die Unparteilichkeit zu seiu, da 

a) Liv. 1. 1. 

b) Cic. ad Q. fratr. II, 3, 2. 
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der Angeklagte durch Aeusserungen des Missfallens eingeschüch- 
tert und in seiner Vertheidigung gehemmt, durch die des Bei- 
falls ungebührlich ermuntert und gegen das Ansehen des Vor- 
sitzenden Richters aufgeregt wird. Aber das Römische Gerichts- 
verfahren war von Anfang an auf die lebendig sich äussernde 
Theilnahme des Volkes begründet Wir haben gesehen 1 ), dass 
die Provocation, wie sie im ersten Jahre der Republik durch 
Publicolas Gesetz eingeführt worden war, auf der unmittelbaren 
Theilnahme des Volkes an den Gerichtsverhandlungen beruhte, dass 
sie stürmische Aeusserungen des Volkswillens nicht bloss zuliess, 
sondern verlangte, dass sie eine Art gesetzlichen Aufstandes ein- 
führte, dem sich der Beamte fügen musste. Aehnlich äusserten sich 
die Gefühle des Volkes bei allen gerichtlichen Untersuchungen laut 
und vernelimlicb, so dass sich dem Vorsitzenden Ankläger ergab, in 
wie fern er auf Annahme oder Abweisung seines Antrages bei der 
Abstimmung rechnen könne. Bei dem Processe von P. Scipio wird 
uns viel von der Volksstimmung erzählt b ), welche sich laut zu Gun- 
sten des Angeklagten äusserte und am Ende das Einschreiten eines 
Volkstribunen, welcher denselben schützte, herbeiführte; in dem 
Processe des Steuerpächters M. Postumius bewirkte, wie es heisst®), 
das Volk durch sein Geschrei, dass ein Volkstribun, der dem 
Angeklagten versprochen hatte, das Gericht durch sein Einschrei- 
ten aufheben zu wollen, dies nicht zu thun wagte; in dem Pro- 
cesse von Cn. Fulvius bewog beim dritten Termine das Geschrei 
der Volksversammlung den anklagenden Tribunen, einen Capital- 
process zu beginnen 11 ). In dem Processe von M.’ Acilius Glabrio 
weigerte sich das Volk über den Angeklagten abzustimmen: es 
wollte beim dritten Termine den Process nicht weiter fortgesetzt 
haben®). Auch bei der Anklage des früheren Consuls C. Sem- 


a) S. I, 184 flgd. 

b) Bei Liv. XXXVIU, 50 flgd. 

c) Liv. XXV, 3 Interim publicani Cascae instare, ut concilio diem 
eximeret: populus reelamare. 

d) Liv. XXVI, 3 tanta ira accensa cst, ut capite anquirendum contio 
succlamaret. 

e) Liv. XXXVII, 58 nec populus de multa suffragium ferre voluit et 
tribuni eo negotio destiteruut. 

17 * 
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pronius Atratinus 422 v. Ckr. unterstützte das Volk die Für- 
bitte, welche vier Volkstribunen einlegten, und zwang den An- 
kläger, von seinem Vorhaben abzustehen.“) Immer, wo wir 
ausführliche Berichte haben, wird des Beifalles oder Missfallens 
der zuhörenden contio gedacht. Sie bildete dadurch gleichsam 
ein Gegengewicht gegen die ausserordentliche Macht des Vor- 
sitzenden Tribunen, welcher in einer Person die Befugnisse eines 
Anklägers und Leiters der Verhandlungen vereinte. Darnach 
war es dem Beamten leicht, die Stimmung des Volkes zu er- 
kennen und mit derselben seine Anklage in Einklang zu brin- 
gen: das endgültige Feststellen derselben bildete den Schluss 
des dritten Termines. Dies ist es, was Cicero in der früher b ) 
angeführten Stelle sagt : dreimal klage der Beamte au , ehe er 
die Geldstrafe beantrage oder das Urtheil spreche: wobei das 
Beantragen der Geldstrafe sich auf die in Tributcomitieu ge- 
führten Anklagen, das Urtheilssprechen auf die in Centuriat- 
comitien bezieht, in denen es sich um Capitalstrafe handelte. 
Dies endgültige Urtheil des Beamten über die Anklage musste 
im dritten Termine festgestellt, auch in diejenige Form gebracht 
werden, wie sie demnächst während dreier Markttage dem Volke 
bekannt gemacht und dann im vierten Termine zur Abstimmung 
vorgelegt werden sollte. Wir haben keine unmittelbare Nach- 
richt darüber, wie diese Anklage abgefasst wurde: dies mag 
auch in verschiedenen Zeiten und bei verschiedenen Gelegenhei- 
ten verschieden gewesen sein. Es scheint indessen, dass sie 
kurz abgefasst war und namentlich keine Begründung des Straf- 
antrages enthielt Bei dem Processe Coriolans war der Senats- 
beschluss, welcher dem Strafantrage des anklagenden Tribunen 
oder Aedilen entspricht, so, dass er nur im Allgemeinen Streben 
nach der Herrschaft als Verbrechen des Angeklagten angab: die 
Handlungen, aus denen dieses Streben hervorgehen sollte, w’aren 
darin nicht angeführt. Denn bei dem entscheidenden Termine 
kamen nachher andere Thatsachen, als der Angeklagte und der 

a) Val. Max. VI, 5, 2 Qua iustitia mota contio actione Hortensium de- 
sistere coegit. Vergl. Liv. IV, 42. 

b) S. oben S. 244. 
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Senat erwartet hatten, zur Sprache und gaben die Entscheidung 
für die Verurteilung.*) 

Die Thätigkeit des anklagenden Beamten bei diesen drei 
Terminen der gerichtlichen Untersuchung heisst anquisitio und 
anquirere, ein bemerkenswerter Ausdruck. b ) Im ordentlichen 
Gerichtsverfahren wird der curulisehe Beamte oder derjenige, 
welcher an seiner Stelle die Untersuchung leitet, quaestor ge- 
nannt'), ihre Thätigkeit muss also quaerere heissen. Indessen 
auch ihnen wird anquirere zugeschrieben und zwar an einer 
Stelle, wo man grade eine genaue Beobachtung des Sprachge- 
brauches erwarten muss. d ) Umgekehrt würde man auch den 
anklagenden Tribunen als quaestor und seine Thätigkeit als 
quaerere bezeichnen können: keinesfalls darf man den Unter- 
schied der beiden Ausdrücke mit der Verschiedenheit des ordent- 
lichen und ausserordentlichen Gerichtsverfahrens ausschliesslich 
in Verbindung setzen. Anquirere bedeutet hin und her suchen, 
von allen Seiten untersuchen, und das Wort ist deshalb für die 
Thätigkeit der Tribunen bei den drei Untersuchungsterminen, 
wie wir sie geschildert haben, besonders passend ; denn die An- 
klage stand nicht fest, sie wurde erst nach den Ergebnissen der 
Untersuchung festgestellt, der Fall wurde wirklich nach allen 
Seiten hin untersucht, um die Schuld oder Unschuld des Be- 
treffenden aufeufinden. Dagegen die curulischen Beamten im 
ordentlichen Processwege handeln meist auf Anlass einer Privat- 
klage, sie untersuchen, ob diese gegründet ist oder nicht: ihre 
Thätigkeit ist somit ein einfaches Untersuchen, ein quaerere. 
Selbst, wenn sie amtlich einschreiten , auf die Anzeige eines 
Verbrechens, suchen sie nur nach dem Thäter. Somit wird man 


a) Dionys. VII, 63 flgd. Vergl. I, 264 flgd. 

b) Von Paulus Excerpt. cx Festo p. 22 wird anquirere erklärt als cir- 
cum quaerere, 

c) S. 1, 52 und oben S. 92. 

d) Bei Varro de ling. Lat. VII, 9, 76 heisst es commentarium indicat 
vetus anquisitionis M’. Sergii quaestoris, qui capitis aceusaviL Vergl. oben 
S. 99. Von Volksgerichtcn wird anquirere gebraucht z. B. bei Liv. II, 52; 
VI, 20; VIII, 33; XXVI, 3. An der letzten Stelle ist besonders der Aus- 
druck pecunia anquirere zu bemerken, der mit capile anquirere zu ver- 
gleichen ist. 
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sagen müssen, dass anquirere und anquisitio eine besondere 
Art der gerichtlichen Untersuchung bezeichnen und dass diese 
sich vorzugsweise bei dem ausserordentlichen Verfahren findet, 
dass sie aber auch bei dem gewöhnlichen Criminalprocesse vor 
den curulischen Beamten möglich ist, wie umgekehrt auch den 
Tribunen und Aedilen ein einfaches quaerere und eine quaestio 
zugeschrieben werden kann. 72 ) 


Achtes Capitol. 

Die Anklageacte. Der vierte Termin. Verschiedenheit desselben von den 
früheren Terminen. Einrichtung des vierten Termines und Beschränkung 
der Yertheidigung dabei. Das Beweisverfahren ist selbständig. Aussagen 
der Zeugen ohne Vereidigung. Vergleichung mit dem Verfahren vor der 
Zeit der Decemvirn. Ob und wo Provocation erhoben wird. Die Ankläger 
können jeden der drei ersten Termine verschieben, den vierten nicht. 
Streitige Frage, ob ein Geldprocess in einen Capitalprocess übergehen 
kann. Aufhören eines Processes, zunächst durch den Einspruch eines 
Tribunen, der gewöhnlich vor dem Beginne der eigentlichen Comitien 
stattflndet. Aufhören des Processes beim Rücktritt des Anklägers. Ver- 
fahren, wenn der Angeklagte sich an den verschiedenen Punkten des 
Processes nicht stellt. Befugniss der Tribntcomitien , in diesem Falle 
auch Capitalstrafen zu verhängen. 

Mit dem dritten Termine war die Anklage festgestellt: was 
früher nur persönliche Ueberzeugung des Beamten gewesen war, 
hatte sich durch die öffentlichen mit dem Angeklagten geführten 
Verhandlungen bestätigt. In den früheren Terminen hatte ein 
Wettstreit zwischen dem Ankläger und dem Angeklagten über 
des ersteren persönliche Ueberzeugung stattgefunden, von jetzt 
an sollte ein Wettstreit über eine wirkliche, durch gerichtliche 
Untersuchung begründete, Anklage stattfinden; denn der Aus- 
druck „Wettstreit’’ wird in beiden Fällen gleichmässig gebraucht.*) 
Der Inhalt der am Ende des dritten Termines festgestellten An- 


a) Von den ersten Terminen z. B. bei Liv. XXXVII, 58 in Betreff des 
Processes von M’. Acilius Glabrio: bis de en re certaium est; von dem 
vierten Termine bei Liv. XXV, 3 bei dem Processe des Steuerpächters M. 
Postumius: ci<i (multae) cerlnndne mm dies adtcnissel. 
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klage war, wie wir schon bemerkt,*) ein verschiedener. Sie 
konnte die Angabe des Verbrechens ganz kurz enthalten und 
dies wird in vielen Fällen, z. B. bei Unzucht, Nachlässigkeit 
im Amt und anderen Vergehen, welche sich auf eine einzige Tliat- 
sache bezogen, genügt haben: sie konnte aber sicherlich auch 
ausführlicher auf die Aufzählung der einzelnen Vergehen einge- 
ben: ausser andern Umständen mochte hierauf selbst die Sitte 
der Zeit von Einfluss sein. Unzweifelhaft aber ist es, dass die 
Anklage jetzt schriftlich abgefasst werden musste: schon bei 
Coriolans Process erwähnt Dionysius, die Volkstribunen hätten 
den über die Anklage gefassten Senatsbeschluss, welcher der 
nach dem dritten Termine festgestellten Anklageacte entspricht, 
in der Volksversammlung vorgeleseu: er denkt also an schrift- 
liche Abfassung, welcher Art dieselbe auch gewesen sein mag. b ) 
Die Anklage wurde dann öffentlich bekannt gemacht, und wäh- 
rend der drei Markttage, welche zwischen dem dritten und vier- 
ten Termine verfliessen mussten 0 ), ausgestellt. Diese Frist hatte 
den doppelten Zweck, einmal dem Angeklagten die Zeit zu ge- 
währen, um die Vertheidigung gegen die jetzt festgestellte An- 
klage vorzubereiten, zweitens den Gegenstand der Verhandlung 
des vierten Termines dem Volke bekannt zu machen. Eine 
Nichtbeobachtung dieser überhaupt bei Volksversammlungen gül- 
tigen Frist mochte wohl bei politischen Massregeln oder Wahlen 
Vorkommen, bei Anklagen war sie, wie wirscbon früher erwähnt 11 ), 
kaum möglich und wird auch nirgends sicher berichtet. 

Beim Beginne des vierten, nach der gesetzmässigen Frist 
angesetzten, Termines wurde zuerst der Angeklagte durch den 
Herold aufgerufen 6 ), sodann auf Befehl des an klagenden und 
auch den Vorsitz führenden Tribunen die Anklage verlesen und 
der Angeklagte zur Vertheidigung aufgefordert, ln der Anordnung 
dieses Termines bestand aber ein Unterschied mit den früheren 


a) S. oben S. 260. 

b) Dionys. VII, 58 cxtr. 

c) S. die oben S. 244 angeführte Stelle Ciceros. 

d) Vergl. oben S. 203. 

e) App. I, 74 sagt ausdrücklich , es sei dies viermal , also bei jedem 
Termine, geschehen. S. oben S. 246. 
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Terminen. Auch in jenen konnte der Vorsitzende den Gang 
des Verfahrens bestimmen, das Zeugenverhör leiten, die Zeit für 
die Vertheidigungsreden festsetzen; aber ging der Tag ohne be- 
stimmte Ergebnisse hin, so war der Schade nicht eben gross: 
der Process ging seinen Gang weiter und der Beamte musste 
aussergerichtlieh zu erkunden suchen, was ihm bei der gericht- 
lichen Untersuchung nicht zu erfahren gelang. Als P. Scipio. an 
seinem zweiten Termine, ohne sich zu vertheidigen, das Volk 
zum Gebete auf das Capitol und zu den übrigen Tempeln ge- 
führt hatte, that, der Tribun nichts als dass er den dritten Ter- 
min ansetzte.*) Der zweite Termin war zwar verloren, aber 
konnte durch den dritten ersetzt werden. Als es bei dem zwei- 
ten Termine von Milos Process zu den ärgerlichsten Auftritten, 
aber zu keiner gehörigen Untersuchung gekommen war, setzte 
P. Clodius, als ob Alles in gehöriger Ordnung vor sich gegangen 
wäre, den dritten Termin an. Aber mit dem vierten, dem 
Schlusstermine, ging, wenn kein Ergebniss erzielt, der Ange- 
klagte nicht entweder verurtheilt oder freigesprochen wurde, die 
ganze Anklage verloren: sie hätte wieder von vorn beginnen 
müssen und selbst dies hielt man aus abergläubischer Scheu für 
nicht erlaubt. Cicero sagt an der früher angeführten 11 ) Stelle 
ausdrücklich, wenn irgend eine Sache entweder durch Auspicien 
oder durch Entschuldigung jenen vierten Termin zu nichte ge- 
macht hätte, sei der ganze Process damit zu nichte gemacht. 
Er führt zuerst Entschuldigung an. Wenn also der Angeklagte 
für diesen Termin einen gültigen Entschuldigungsgrund hatte, 
welchen der anklagende Tribun selbst dem Herkommen gemäss 
als ausreichend anerkennen musste, so war damit der ganze 
Process aufgehoben. Wir kennen keinen Fall dieser Art; aber 
bei P. Scipios Process heisst es, der Angeklagte sei bei einem 
Termine nicht erschienen, sondern habe sich mit Krankheit ent- 
schuldigen lassen. Die anklageuden Tribunen wollten dies nicht 
annehmen, und den Process trotz der Abwesenheit Scipios wei- 
ter führen; aber die übrigen Tribunen verlangten Annahme der 

a) Liv. XXXVIII, 52 longiore die prodicta. 

b) Siebe oben S. 244. 
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Entschuldigung und Ansetzung eines neuen Termins. Dieser 
Termin, um den es sich damals handelte, konnte also nicht der 
Werte Schlusstermin sein, an dem mit Annahme der Entschul- 
digung der Process aufgehört hätte, sondern es war, wie sich 
auch aus Livius’ *) Darstellung ergiebt, der dritte Termin. 
Verschoben also konnte dieser Schlusstermin nicht werden, was 
bei den früheren Terminen möglich war. Ferner führt Cicero 
die Auspicien an und oft genug .mögen die Parteien dieses Mit- 
tel benutzt haben zur Aufhebung des Termines und Processes. h ) 
Indessen ein Beispiel auch hiervon ist uns nicht überliefert; aber 
es gehörte ebenfalls zu den Auspicien, wenn ein Gewitter wäh- 
rend der Volksversammlung eintrat, wie es bei dem Processe 
des wegen perduellio angeklagten P. Claudius geschah. c ) Ver- 
schieden davon war es, dass bei C. Rabirius’ Process der Prä- 
tor und Augur Metellus Celer die Fahne auf dem Janiculum 
abnahm und dadurch die Fortsetzung der Centuriatcomitien un- 
möglich machte.' 1 ) Dies war ohne Zweifel eine Gewaltthat und 
geschah gegen die gesetzlichen Bestimmungen, aber der Erfolg 
war derselbe wie bei den gesetzmässigsten Hindernissen: der 
Termin und damit der Process war verloren. Freilich hätte er 
gesetzlich wohl erneuert werden können, indem wieder von 
Anlang an die Anklage mit den drei Terminen begonnen und 
die Frist von drei Markttagen beobachtet wurde. Als P. Clau- 
dius' Process durch ein Unwetter, wie wir gesagt, vereitelt war, 
versuchten dies die Ankläger und erneuerten ihre Anklage ; 
aber die übrigen Tribunen traten dazwischen : es sollten nicht ein 
und dieselben Personen in demselben Amte zweimal ein und 
denselben wegen perduellio unklugen. '*) Deshalb veränderten 

a) Liv. XXXVIII, 52. 

b) Man vergleiche Cie. de divinat II. 35, 74 Fulmen sinistrum au- 
spicium Optimum habemus ad omnes res praeterquam ad comitia, quod 
quidem institutum reipublicae causa est, ut coinitiorum vel in iudieiis po- 
puli vel in iure legum vel in creandis magistratibus principes civitatis 
essent interpretes. 

c) Schol. Bob. orat. in Clod. et Cur. pag. 337; Val. Max. VIII, 1, 4. 

d) Dio Cass. XXXVII, 27. 

e) Schol. Bob. p. 337: Postea tribuni pl. intercesserunt, ne iidem homi- 
nes in eodem magistratu perduellionis liis eundem accusarent. 


Digitized by Google 



266 


Character di's vierten Tennines. 


die anklagenden Tribunen ihre Klage und trugen in Tributeomi- 
tien auf Geldstrafe an: diese setzten sie durch. Also nur die- 
selbe Anklage mit denselben Anklägern und denselben Ange- 
klagten durfte nicht wiederholt werden: wäre eine andere An- 
klage als wegen perduellio vor den Centuriatcomitien möglich 
gewesen , so wäre sie bei dem allgemeinen Hasse , den Claudius 
erregt hatte, gewiss angegtellt worden. Wir haben kein Beispiel 
von einer ähnlich verunglückten. Anklage in Tributcomitien: nach 
der uns überlieferten Sitte hätte in erneuter Anklage nur auf 
eine geringere Geldstrafe, wohl auch mit Veränderung des An- 
klagegrundes, angetragen werden dürfen. 

Es ergiebt sich hieraus die Verschiedenheit des vierten Ter- 
mines von den drei vorhergehenden : bei jenen konnte man die 
Untersuchung gehen lassen, auch nach Umständen einen neuen 
Ersatztermin ansetzen, an diesem musste Alles beendet werden- 
Und es war in demselben Vieles abzumachen. Zuerst musste 
die gegen die früher festgestellte Anklage gerichtete Vertheidi- 
gung geführt, dann das Zeugenverhör und die Beweisaufnahme 
vorgenommen, demnächst die ordentliche Volksversammlung be- 
rufen, die Abstimmung veranlasst, und das Urtheil selbst ge- 
sprochen werden. Mit dem Ablauf der zehnten Stunde musste 
Alles beendet sein. ' Nun haben wir zwar keine Nachrichten 
über die Zeit, welche die Abhaltung der Tribut - oder Centuriat- 
comitien in Anspruch nahm 73 ) ; aber sie wird doch sicherlich 
etwa zwei Stunden erfordert haben. Nimmt man dazu, dass 
viele Förmlichkeiten zu erfüllen waren , dass die Verhandlungen 
nicht unmittelbar mit der ersten Stunde zu beginnen pflegten, 
so begreift man, dass mit der Zeit haushälterisch umgegangen 
werden musste. Der Vertheidigung wurde daher von dem an- 
klagenden Beamten, welcher den Vorsitz führte, eine bestimmte 
Zeit zugemessen: Cicero in seiner Rede für C. Rabirius klagt*), 
es sei ihm für seine Rede nur eine halbe Stunde erlaubt: wäre 
die Beschränkung so unbillig gewesen, als er behauptet, so 
würde sie durch die übrigen Tribunen nicht gestattet worden 


a) Cic. p. C. Rab. 3, 9 Quin etiam suspicor, eo mihi semihoram ab 
Labieno praestitutam esse, ut ne plura de pudicitia dicerem. 
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sein. Dazu kommt das Verhältniss , in dem dieser Termin zu 
den übrigen in Bezug auf die Beweisführung steht. Die An- 
klage, um welche es sich jetzt handelte, war, wie wir bemerkt, 
erst am Ende des dritten Termines festgestellt worden: unmög- 
lich also konnte jdas Zeugenverhör und das Vorlegen anderer 
Beweise mit den ersten drei Terminen abgeschlossen sein, ausser 
wo über die Thatsache des Vergehens von Anfang an kein Zwei- 
fel obwaltete. Daher werden denn auch Zeugenaussagen in die- 
sem vierten Termine ausdrücklich erwähnt, z. B. in dem Pro- 
cesse des Steuerpächters M. Postumius, wo sie als der Umwan- 
delung der contio in die zum Abstimmen befugten Comitien 
unmittelbar vorhergehend angeführt werden.*) Ja es konnte 
geschehen, dass die eigentliche Anklage ganz andere Gesichts- 
punkte verfolgte als die gerichtliche Untersuchung während der 
drei ersten Tennine im Auge gehabt hatte, dass also neue Be- 
lastungs - und Vertheidigungszeugen auftraten. Bei dem Processe 
Coriolans war die Anklage der Tribunen anfänglich auf die im 
Senate gehaltenen Reden und seine nachfolgenden Gewaltthätig- 
keiten gegangen, später für den eigentlichen Gerichtstermin 
wurde sie auf Streben nach Alleinherrschaft gerichtet. 1 ’) Bei 
Käso Quinctius' Process kam die Anklage wegen Ermordung 
eines Plebejers zu den früher schon zur Sprache gebrachten 
Vergehen hinzu.”) Kurz, es war, wenn auch vielleicht nicht 
häufig, doch möglich, dass im vierten Termine ein ganz neues 
Beweisverfahren angestellt werden musste: keines Falls waren 
die früheren Termine in der Art bestimmend, dass nicht in die- 
sem noch neue Zeugen hätten auftreten, neue Beweise hätten 
vorgebracht werden können. Diente dieser vierte, mit einer 
Volksabstimmung schliessende , Termin der Provocation im ordent- 
lichen Gerichts verfallen , so war, da bei diesem die ersten drei 
Termine fortfielen, ohnehin notb wendig, das vollständige Beweis- 
verfahren an ihm vorzunehmen. Ueber die Zeugenaussagen sel- 
ber, wie sie bei diesen Volksgerichten vorkamen, haben wir 


a) Liv. XXV, 3 Testibus datis tribuni populum submoverunt u. s. w. 

b) Vergl. I, 261. 

c) Vergl. 1, 272. 


Digitized by Google 



268 


Character das vierten Tennines. 


keine weiteren Nachrichten , und wir werden daher diesen Ge- 
genstand erst später, wo wir von dem Verfahren in Schwurgerichten 
sprechen, behandeln. Livius") erwähnt bei Cn. Fulvius' Processe 
als etwas Besonderes, dass Viele mit einem Schwure die Feig- 
heit des Angeklagten bezeugt hätten: er will damit im Gegen- 
satz zu andern Zeugen, welche keinen Schwur geleistet hatten, 
die Glaubwürdigkeit und den Eindruck derjenigen, welche 
schwuren , hervorheben. Also ein Schwur der Zeugen war nicht 
nothwendig. Denn es kam , zumal bei diesen Volksgerichten, 
nicht darauf an, einen juristischen Beweis zu liefern, sondern 
die Neigung der Menge , welche das Urtheil fällen sollte , zu ge- 
winnen. In der Regel wird es von dem Ermessen des Vorsitzen- 
den Tribunen abgehangeu haben , ob ein Schwur von einem Zeu- 
gen gefordert werden sollte. Auch sonst wissen wir, dass eine 
eidliche Zeugenaussage nicht nöthig war. Als M. Marcellus den 
Volkstribunen C. Scantinius wegen Unzucht bei dem Volke be- 
langte , wurde der Angeklagte allein auf das Zeugniss dessen, 
dem er hatte Gewalt anthun wollen, verurtheilt: der Zeuge 
wurde bei dem Termine zwar auf die Rednerbühne geführt, 
sprach aber aus Scham nichts. 11 ) Mithin muss sein im Gehei- 
men abgelegtes und von dem Ankläger wiedergegebenes Zeugniss 
gegolten haben, seine Vereidigung nicht nothwendig gewesen sein. 

Es ist interessant, dies von uns geschilderte gerichtliche 
Verfahren, welches als Vorbereitung für das Volksgericht galt, 
mit demjenigen zu vergleichen , welches vor der Zeit der Decem- 
virn von Tribunen gegen Patricier stattfand: es wird uns aus- 
führlich bei Coriolans Process dargestellt. Damals ersetzten die 
Verhandlungen im Senate die drei ersten Termine: nachdem 
durch dessen Beschluss nicht nur die Anklage erlaubt, sondern 
auch die Anklagegründe genau festgestellt waren, fand nur der 
letzte, vierte Termin, an welchem zugleich die Entscheidung 
durch Volksabstimmung geschah , statt. Die öffentliche Bekannt- 


a) Liv. XXVI, 3 tertio testibus datis enm praetcrquam quod Omnibus 
probris onerabatur, iurati permulti dicerent, fugae pavorisque initium a 
praetore ortum — tanta ira accensa est, nt eapite anquirendutn contio 
succlamaret. Vergl. oben. S. 259. 

b) Val. Max. VI, 1, 7. 
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macbung der Anklage während dreier Markttage, so wie das 
Verfahren in dem Termine selbst war zu beiden Zeiten gleich. 
Es war natürlich, dass die ersten drei Termine fortblieben; denn 
sie dienten eben nur zur Feststellung der Anklage, und war diese 
auf andere Weise geschehen, so war nur Gewährung einer Ver- 
theidigungsfrist an den Angeklagten, Bekanntmachung beim 
Volke, Schlussverhandlung und Abstimmung nöthig: alles dies 
fiel in die Zeit von der Beendigung des dritten Termines an. 
Dies ist aber auch der Punkt, wo sich das von uns so genannte 
ausserordentliche |Verfahren von dem ordentlichen, wie es vor 
dem Prätor, früher vor dem Consul oder andern curulisehen Be- 
amten stattfand, unterschied. Der Prätor hat das Recht, jeden 
Privatmann vor seine Gerichtsstätte zu fordern und der Geladene 
ist bei Strafe zum Erscheinen verpflichtet: dort verhört ihn der 
Prätor, vernimmt die Aussagen der Zeugen: dort kann er ihn, 
wenn er ihn für unschuldig erkennt, freisprechen, dort ihn ver- 
urtheilen und, wenn er ein Provocationsverfahren für zulässig 
erachtet, erklären, dasselbe einleiten zu wollen. Es wäre wider- 
sinnig, wenn er noch einmal an drei Terminen Verhandlungen 
darüber anstellen sollte, wie die Anklage abzufassen sei. Diese 
ist schon abgefasst und das Verfahren in den drei Terminen ist 
genau dasselbe, was der Prätor vor seinem Richterstuhl hält: 
selbst äusserlich ist es gleich. Denn der Tribuu hat eine contio 
um sich, d. h. eine ungeordnete Volksmenge, welche er zum 
Anhören seiner Verhandlungen eingeladen hat; der Prätor hält 
ebenfalls öffentlich Gericht und es hört zu, wer will: einer be- 
sondern Einladung bedarf es nicht, da seine richterliche Thätig- 
keit allgemein bekannt ist. Um den Tribunen zu zwingen, ein 
Gleiches zu thun und nicht von seiner ausserordentlichen Macht, 
welche ihm in manchen Fällen augenblickliche Anwendung der 
höchsten Strafen gestattete, tyrannischen Gebrauch zu machen, 
deswegen sind bei Anklagen, welche er unternimmt, die drei- 
maligen, in Zeitabständen von einander entfernten, Termine be- 
stimmt. Es geht also bei dem ausserordentlichen Gerichtsver- 
fahren die Verhandlung in iure bis zum Ende des dritten Ter- 
mines: das in iudieio begreift nur den vierten, den Schlusstag. 

Man hat die Frage aufgeworfen, bei welchem Punkte des 
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Processes die Provocation vom Angeklagten hätte erhoben wer- 
den dürfen, und darüber verschiedene Ansichten aufgestellt 74 ) 
Die Beantwortung dieser Frage ist, nachdem wir den Verlauf des 
ganzen Processes geschildert haben , nicht schwer. Sie konnte 
an keinem Punkte erhoben werden oder vielmehr sie brauchte 
es nicht. Denn es verstand sich, sobald der erste Termin an- 
gesetzt war, von selbst, dass die übrigen Termine und die Ent- 
scheidung des Volkes folgen mussten. Die drei ersten Termine 
hatten, wie wir gesehen, nur den Zweck, die Anklage festzu- 
stellen: ein Urtheil kam in ihnen nur in so fern vor, als der 
Beamte sich darüber entschied, worauf er anklagen wollte: der 
vierte Termin brachte die Entscheidung des Volkes, gegen die 
es keine Berufung gab. Hörte also der Process an irgend einem 
Punkte vor dem Ende des vierten Termines auf, so lag durch- 
aus kein Urtheil, welches hätte vollstreckt werden können, vor. 
Dagegen wenn der Tribun vor Einleitung des gerichtlichen Ver- 
fahrens Jemanden ergreifen und bestrafen wollte, so konnte der- 
selbe provociren und von dem Urtheile des Beamten auf das 
des Volkes sich berufen: in Folge davon fand dann das ganze 
gerichtliche Verfahren mit seinen* vier Terminen statt. Eine 
andere Frage ist, was geschah, wenn der ' Angeklagte sich wäh- 
rend des Verfahrens für schuldig erklärte oder sein Vergehen 
so offenbar war, dass er für ertappt auf frischer That gelten 
konnte : in welchen Fällen, wie wir gesehen*), eine Bestrafung 
durch den Beamten ohne irgend ein gerichtliches Verfahren statt- 
zufinden pflegte. Man muss antworten, dass dadurch nichts ge- 
ändert worden wäre: das Verfahren vom ersten Termine an bis 
zum Urtheile des Volkes ist ein einziges und genau zusammen- 
^ hängendes, es wird durch das Benehmen des Angeklagten nicht 
aufgehalten. Es kommt nur darauf an, ob er sich zu den Ter- 
minen stellt: fehlt er bei diesen im Bewusstsein seiner Schuld, 
so tritt dasjenige Verfahren ein, welches überhaupt für den An- 
geklagten, der sich aus irgend einem Grunde der Vorladung 
nicht stellt, üblich ist. Ein geschichtliches Beispiel, wo Jemand 
in den Terminen seine Schuld eingestanden hätte, kennen wir 

a) S. oben S. 169 flgd. 
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nicht: es wird auch schwerlich vorgekommen sein. Denn wollte 
er gestehen, so konnte er sich bei dem aussergerichtlichen Vor- 
verfahren vor' dem Tribunen einfinden und dort bestrafen lassen, 
wo ihn, weil es eben ein aussergerichtlicher Process war, eine 
geringere Strafe treffen konnte. 

Jeder der vier Termine eines Processes dauerte einen Tag. 
Zwischen den drei ersten und dem vierten bestand der Unter- 
schied, dass der letzte. durchaus inne gehalten werden musste; 
ging er aus irgend einem, auch nur zufälligen, Grunde verloren, 
so wurde dies als Vorbedeutung angesehen und der Process war 
zu Ende. Die drei ersten Termine dagegen können verlegt wer- 
den. Im Falle der Angeklagte wegen eigener Krankheit oder 
wegen Trauer in der Familie oder aus sonstigen Gründen nicht 
erscheinen kann, so lässt er sich an ihnen bei dem Vorsitzen- 
den Tribunen entschuldigen. Dieser prüft die Entschuldigung 
und gegen seine etwaige ungünstige Entscheidung steht Berufung 
an die andern Tribunen frei. Wenn die Entschuldigung auf 
diese Weise als gültig angenommen wird, so wird der Termin 
verlegt, d. h. statt des ausfallenden ein anderer Termin nach 
den Umständen angesetzt (Utes prodicitur). So war es bei P. 
Scipios Process. Beim dritten Termin erschien der Angeklagte 
nicht und liess sich durch seinen Bruder mit Krankheit entschul- 
digen.*) Die Vorsitzenden Tribuneu wollten die Entschuldigung 
nicht annehmen und ihn mit Gewalt holen lassen; aber die 
übrigen Tribunen, an welche sich L. Scipio wandte, verlangten 
die Annahme derselben und Ansetzung eines neuen Termines, 
bis der Angeklagte wieder gesund wäre: einer derselben, Ti. 
Sempronius Gracchus, ging noch weiter. Er erklärte, Scipio 
gegen die Anklage überhaupt schützen zu wollen. So wurde 
der Process auf unbestimmte Zeit verschoben und nicht fortge- 
setzt. Wenn aber dies möglich war, so musste es überhaupt in 
der Macht des Vorsitzenden Tribunen stehen, wenn er seinerseits 
an der Abhaltung eines Termines verhindert war, denselben zu 
verlegen. Dagegen bei dem vierten Termine konnte so etwas 
weder von Seiten des Anklägers noch des Angeklagten geschehen : 

a) Liv. XXXVIII, 52. Vergl. oben S. 264. 
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wie er durch Bekanntmachung vor dem Volke angesetzt war, 
so musste er gehalten werden. 

lieber eine andere Frage herrschte bei den Römern selbst 
Meinungsverschiedenheit. Ueber Geldstrafe entscheiden Tribut- 
coinitien, über Capitalstrafe die Centurien: wollte der Tribun 
auf diese antragen, so musste er sich den Termin dazu vom 
städtischen Prätor erbitten, während er für Geldstrafen ihn selbst 
ausetzte. Nun kam folgender Fall vor.. Im Jahre 211 v. Chr. 
wurde der ehemalige Prätor Cn. Fulvius wegen schlechter Krieg- 
führung von dem Tribunen C. Sempronius Blaesus beim Volke 
verklagt, und zwar auf Geldstrafe. Als beim dritten Termine, 
bei welchem die Anklage festgestellt werden musste, durch Zeu- 
gen* die volle Unfähigkeit und Feigheit des Prätors an den Tag 
kam, rief das Volk*), Geldstrafe genüge nicht, es müsse Capital- 
strafe verhängt werden. Dagegen suchte der Angeklagte die 
Hülfe der übrigen Tribunen nach: er behauptete, diese Verän- 
derung des Processes beim dritten Termine sei nicht erlaubt. 
Die Tribunen aber entschieden , es stünde ihrem Collegen nach 
Sitte der Vorfahren frei, sich am Ende der gerichtlichen Unter- 
suchung entweder für Capital- oder für Geldstrafe zu entscheiden 11 ). 
Daraus erkennt man, dass ursprünglich als nach den zwölf Ta- 
feln die tribunicischen Volksgerichte eingesetzt wurden, die er- 
sten Tennine von dem vierten gesondert w'aren. Jene hielt der 
anklagende Tribun, mochte er Geld- oder Capitalstrafe zu bean- 
tragen beabsichtigen, immer selbständig ab: er entschied sich 
erst am Ende des dritten Termines für die eine oder die andere 
Strafe und bat, wenn er Capitalstrafe wollte, erst dann den 
Consul oder Prätor um Ansetzung des vierten Termins. Dies 
ist die Sitte der Vorfahren, wie sie schon während des zweiten 
Punischen Krieges heisst. Dagegen später trat eine Aenderung 
ein. Der Tribun pflegte Bich sofort, schon vor Einleitung der 
gerichtlichen Untersuchung für die eine oder die andere Strafe 


a) Vergl. oben S. 259. 

b) Liv. XXVI, 3 Cum tribunus bis pecunia anquisisset , tertio capitis 
sc auquirero diceret, tribuni plebis appellati collegae negaruut sc in mora 
esse, quominus, quod ei more maiorum permissum esset, seu legibus seu 
moribus maltet, anquireret, quoad vel capitis vel pe.cuuiae iudicasset private. 
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zu entscheiden und wenn er Capitalstrafe beabsichtigte, sogleich 
den Prätor um Ansetzung des Termines zu bitten. So erhielten 
alle vier Termine eine grössere Zusammengehörigkeit, wenngleich' 
freilich der Vorsitz des Tribunen bis zum Zusammentritt der 
eigentlichen Comitien in jedem Falle bestehen blieb.“) Die Zeit, 
in der diese Veränderung vorgegangen ist, lässt sich nicht an- 
geben, der Grund mag theils in der nach Ausgleichung der 
Stände herrschenden Eintracht zwischen den curulischen und 
plebejischen Beamten, theils in dem Wunsche zu suchen sein, 
die Capitalanklagen schwieriger und damit seltener zu machen. 7Ä ) 
In dem vorliegenden Falle begreift man, wie sowohl der Ange- 
klagte Cn. Fulvius die, Hülfe der Tribunen in Anspruch neh- 
men konnte, als auch die Tribunen in diesem Ausnahmefalle, 
wo die Schuld offenbar vorlag und sich unerwartet als die 
schwerste herausgestellt hatte, wo ferner auch die Stimmung des 
Volkes drohend war, auf die alte Sitte zurückgiugen , gegen 
welche es kein gesetzliches Hinderniss gab. Verschieden hier- 
von verhielt* es sich mit dem Processe des Staatspächters M. 
Postumius. Hier war die Untersuchung des an klagenden Tri- 
bunen auch auf Geldstrafe gerichtet gewesen, die drei Termine 
waren gehalten, der Schlussantrag gestellt und der vierte Ter- 
min erschienen. Livius b ) sagt ausdrücklich, der Tag für den 
Wettstreit um die Geldstrafe sei dagewesen und die einzige 
Hoffnung des Angeklagten hätte darauf beruht, dass ein befreun- 
deter Tribun vor der Abstimmung des Volkes Einsprache thäte. 
Als diese Hoffnung schwand, wurde, eben während man zur 
Abstimmung schreiten wollte, von den Freunden des Angeklag- 
ten Gewalt gebraucht und der vorzeitige Schluss des Termines, 
sowie Aufhebung des ganzen Processes herbeigeführt. Aber der 
Senat war mit dieser Störung des Gerichtes nicht zufrieden und 
veranlasste eben dieselben Tribunen, einen neuen Capitalprocess zu 
beginnen, in welchem Postumius nicht erschien und abwesend 
verurtheilt wurde. Es hatte also der erste Proeess aufgehört, 
ehe der zweite begann. 


a) Vergl. oben S. 240 und 255. 

b) Liv. XXV, 3. 

IL 18 
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Wir haben schon früher“) angeführt, dass, wenn der vierte 
Termin durch irgend einen Grund, sei es entschuldigte Abwe- 
senheit des Angeklagten oder üble Vorbedeutungen oder selbst, 
wie es das eben erwähnte Beispiel lehrt, durch Gewalt gestört 
wurde und deshalb ohne Ergebniss blieb, damit der ganze Pro- 
cess zu Ende war. Aber es gab noch andere Möglichkeiten, 
einen begonnenen Process zu ändern oder selbst aufhören zu 
machen. Diese lagen zunächst in der Macht der Volkstribunen, 
welche, wie wir ausgeführt b ), gegen idle Amtshandlungen nicht 
nur der patricischen, sondern auch der plebejischen Beamten das 
Recht des Einspruches hatten. Bei den Volksgerichten äusserte 
sich derselbe auf dreifache Weise. Erstlich konnte derjenige, 
dem ein Termin vor dem Volke gesetzt , d. h. der zu dem ersten 
Termine von einem Tribunen oder Aedilen vorgeladen war, die 
Hülfe der Tribunen in Anspruch nehmen und fand er aus dem 
Collegium auch nur einen, welcher ihn gegen die Folgen der 
Untersuchung zu schützen versprach, so konnte der Process 
keinen Erfolg haben und unterblieb daher. Es war ungewöhn- 
lich und nicht gut möglich, dass ein Tribun einen andern an 
dem Ansetzen der Tennine und Abhalten der gerichtlichen Un- 
tersuchung hinderte, eben so wenig, wie er gegen einen curulischen 
Beamten bei der Ausübung seiner richterlichen Thätigkeit Ein- 
spruch thun durfte. Freilich an sich, nach der Verfassung und 
den Gesetzen, war es möglich, und es ist bekannt, dass die 
Volkstribunen bei einzelnen grossen Verfassungskämpfen durch 
ihr Verbot die Thätigkeit aller Beamten lähmten und den gan- 
zen Staat zum Stillstände brachten. Aber das war eine äusserste 
Massregel und es würde die tribunicische Macht in Verruf ge- 
bracht haben, hätte sie sich dazu hergegeben, die Untersuchung 
von Vergehen, um die es sich bei den Terminen handelte, zu 
verhindern. Deshalb pflegte ein Tribun den andern nicht beim 
Ansetzen der Termine zu stören; wollte er dennoch dem Ange- 
klagten helfen, so sagte er demselben seinen Schutz zu , d. h. er 
schützte ihn z. B. vor dem Gefängnisse, in das ihn der aukla- 


a) S. obeu S. '264. 

b) Vergl. I, 216. 
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gende Tribun werfen konnte, er erlaubte nicht, dass derselbe 
mit Gewalt geholt und vor den Richterstuhl des Anklägers ge- 
stellt wurde. Dadurch wurde die Führung der gerichtlichen 
Untersuchung erschwert, vielfach sogar unmöglich gemacht. Kam 
es dessenungeachtet zum vierten Termin, bei dem ein bestimm- 
ter Anklageautrag gebildet war und dem Volke zur Entscheidung 
vorgelegt werden sollte, so blieb einem Tribunen, w’elcher gegen 
seinen die Anklage leitenden Collegeu auftreten wollte, die wei- 
tere Möglichkeit,, die Comitien, ehe sie die Abstimmung be- 
gannen, zu verbieten. Bei dem Processe des Staatspächters M. 
Postumius, waren die drei Termine gehalten worden und der 
vierte, an welchem das Volk sein Urtheil fällen sollte , erschienen. 
Die einzige Hoffnung, heisst es“), für den Angeklagten war, 
dass C. Servilius Casca, ein demselben befreundeter und ver- 
wandter Volkstribun, ehe die Tribus zur Abstimmung berufen 
würden, Einspruch thäte. Er wollte es auch tliun, aber das 
Volk schrie dagegen und dadurch erschreckt, erhob er seinen 
Einspruch nicht Man fragt, weshalb der Tribun, wenn er dem 
Angeklagten helfen wollte, dies nicht früher getlian, weshalb er 
nicht die früheren Termine gehindert hat und erst den Betrug 
des Angeklagten durch die Zeugenaussagen bei der gerichtlichen 
Untersuchung an den Tag kommen Ress. Es scheint, dass dies 
ungewöhnlich gewesen wäre, einem Beamten seine Amtstätig- 
keit zu untersagen, dagegen eine bestimmte Massregel, welche 
derselbe vornehmen wollte, zu verbieten war in der Ordnung. 
In alter Zeit hatten die Tribunen die Verurteilung von M. Vol- 
scius Fictor durch die Quästoren hintertreiben wollen; aber die 
gerichtBche Untersuchung seines Verbrechens hatten sie nicht 
gehindert: erst, als deshalb die Comitien berufen wurden, hin- 
derten sie dieselben und damit die Verurteilung des Angeklag- 
ten b ). Bei P. Scipios Processe handelte es sich, wie schon er- 
wähnt 0 ), um das Erscheinen beim dritten Termin, für den sich 
der Angeklagte mit Krankheit entschuldigt hatte. Das Collegium 


a) Bei Liv. XXV, 15. Vergl. oben S. 259. 

b) Liv. III, 24. Vergl. I, 293. 
e) S. oben S. 265. 
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der Tribunen hatte durch seinen Beschluss einen Aufschub des 
Tennines bewirkt: einer derselben Ti. Semprouius Gracchus ging 
weiter: er erklärte, er verlange einen Aufschub des Termines, 
bis Scipio nach Rom zurückgekehrt sei, möchte er aus welchem 
Grunde auch immer fortbleibeu : auch wenn er zurückgekehrt sei, 
wolle er ihn schützen, dass er sich nicht zu vertheidigen 
brauche.") ln ein und demselben Decrete erklärt der Tribun, 
er wolle den dritten Termin hindern und er wolle ihn nicht hin- 
dern. Er will ihn hindern, wenn die Ankläger die ungewöhn- 
liche Massregel ergreifen und über einen von Rom Abwesenden 
einen Termin halten b ): dann will auch er den ungewöhnlichen 
Schritt thun und seine Collegen in einer ihnen zustehenden 
Amtstätigkeit hindern. Dagegen, wenn die Ankläger sich 
innerhalb der gewöhnlichen Schranken halten und Scipio 
nur, nachdem er zurückgekehrt ist, zum dritten Termine vorla- 
den, will auch Gracchus nur das Hergebrachte thun und den 
Angeklagten auf sein Verlangen vor aller Gewalttätigkeit 
schützen. Was Gracchus am etwaigen vierten Termine vor der 
Volksabstimmung thun will, sagt er nicht: das hängt von dem 
Angeklagten, dem Ausfall der Untersuchung, der Volksstimmung 
ab. Bekanntlich hatte der Process gegen P. Scipio mit dieser 
Erklärung von Gracchus ein Ende: Scipio kehrte nicht nach 
Rom zurück und wurde nicht weiter angeklagt. Ein einziger 
Tribun setzte seinen Willen gegen den der übrigen Tribunen 
durch, weil er von der öffentlichen Meinung unterstützt w r urde. 
Eben diese hatte in dem kurz vorher erwähnten Processe von 
M. Postumius die Entscheidung gegeben. Ohne ihren Einfluss 
wäre es niemals möglich gewesen, gegen einen Tribunen selbst 
einen Process zu führen. Als C. Scantinius wegen Unzucht vor 
dem Volke angeklagt werden sollte, erklärte er, er könne nicht 
gezwungen werden, sich zu einem Termine zu stellen: sicher- 
lich konnte er auch nach wörtlicher Auslegung der Gesetze die 
Abstimmung der Comitien hindern. Aber gegen den Geist der 

a) Liv. XXXVIII, 52 Se P. Scipionem priusquam Romain redisset, 
accusari non passurum ; tum quoquc , si se appellet , auxilio ei futurum, 
ne causam dicat. 

b) Vergl. oben S. 252. 
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Verfassung wäre das gewesen und die öffentliche Meinung gab 
den Ausschlag: die Untersuchung wurde gehalten, die Abstim- 
mung des Volkes vorgenommen, der Tribun trotz seines Ein- 
spruches verurtheilt und gestraft.' 11 ) Drittens endlich konnte 
jeder Tribun während des ganzen Processes gegen die Art und 
Weise der Anklage Einspruch erheben. Als Beispiel davon kön- 
nen wir den früher b ) erwähnten Fall anführen, wo die Tribunen 
über die Verwandlung einer Klage auf Geld in eine Capitalklage 
entschieden. In vielen Processen musste bei dem Zeugenverhör, 
der Beibringung sonstiger Beweismittel und anderen' Handlungen 
des Vorsitzenden Tribunen die Hülfe und Entscheidung des Col- 
legiums angerufen werden. 

Ein Process wurde ferner aufgehoben, wenn der Ankläger, 
aus welchem Grunde es auch sein mochte, zurücktrat. Er 
konnte dies in gewissen Fällen sogar mit Ehren thun und durch 
seinen Rücktritt die Unschuld des Angeklagten bekunden. Denn 
die drei ersten Termine waren ja zur gerichtlichen Untersuchung 
bestimmt und es konnte sich in ihnen die Grundlosigkeit des 
Verdachtes ergeben. Aber auch andere Gründe konnten den An- 
kläger bestimmen. Im Jahre 422 v. Chr. setzte der Volkstribun 
L. Hortensius dem Consul des vorigen Jahres C. Sempronius 
einen Termin wegen unglücklicher Kriegführung oder erklärte 
wenigstens in der Volksversammlung es thun zu wollen. Die 
übrigen Tribunen baten für den Consul, unter welchem sie ge- 
dient hatten, erklärten mit dem Angeklagten Trauerkleider an- 
legen zu wollen und bewogen dadurch ihren Collegen , von seinem 
Vorhaben abzustehen. c ) M\ Acilius Glabrio, ein Emporkömm- 
ling, bewarb sich 189 v. Chr. um die Censur: aus Neid gegen 
sein Glück klagten ihn zwei Volkstribuuen wegen Geldunter- 
schlagung an , und , da der Angeklagte sich entschlossen verthei- 
digte, fanden zwei Termine statt. Da endlich trat Glabrio von 
seiner Bewerbung zurück und die Tribunen ihrerseits Hessen die 
Anklage fallen, womit das Volk zufrieden war. d ) Bei der An- 
al Val. Max. VI, 1, 7; Plut. Marc. 2. Vergl. oben S. 224. 

b) S. oben S. 272. 

c) Liv. IV, 42; Val. Max. VI, 5, 2. 

d) Liv. XXXVII, 58. 
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klage der beiden Censoren, welche der Tribun P. Rutilius an- 
stellte, wurde der eine vom Volke freigesprochen: darauf liess 
der Tribun die Anklage gegen den zweiten, welche schon drei- 
mal verhandelt worden war, beim Schlusstermine fallen.*) Be- 
rühmt ist der Process des Dictators L. Manlius, welchen der Tri- 
bun M. Pomponius angeklagt hatte: der Sohn des Dictators zwang 
durch Androhung von Gewalt den Tribunen zum Schwure, dass 
er die Anklage aufgeben wolle und Pomponius gab, mit Billigung 
des Volkes, sein Vorhaben auf. b ) In die Zeit vor den Zehn- 
männern fällt der Process, welchen der Tribun Cn. Genucius 
gegen die Consuln des vorigen Jahres anstellte: als der Tribun, 
wie es schien durch die Patricier, getödtet war, unterblieb das 
Urtheil des Volkes, zu welchem der nöthige Senatsbeschluss 
schon eingeholt war. c ) Wir sehen also, dass bei allen Punkten 
des Processes ein Zurücktreten des Anklägers das Aufhören des 
gerichtlichen Verfahrens zur Folge hatte. 

Dagegen der Angeklagte hatte nicht das Recht, bei irgend 
einem der angesetzten Termine zu fehlen oder denselben eigen- 
mächtig aufzuschieben: er musste sjpli stellen, wie es der an- 
klagende Tribun bestimmt hatte und auf den Aufruf des Herol- 
des antworten. Der Ankläger konnte seine Anwesenheit sich 
sichern durch Gefängnisshaft oder durch Bürgen ( vades), welche 
mit einer bestimmten Geldsumme hafteten. Allerdings durfte 
der Angeklagte sich mit dem Ansuchen um Entschuldigung an 
den Vorsitzenden Tribunen wenden: wurde diese von demselben 
als gültig nach Gesetz und Herkommen anerkannt, so wurde, 
wenn es sich um die drei ersten Termine handelte, ein Aufschub 
bewilligt, wie in dem schon erwähnten Processe von P. Scipio: 
handelte es sich um den vierten, mit den eigentlichen Comitien 
verbundenen Termin, so war damit der Process zu Ende. Denn 
das Eintreten eines solchen Eutschuldigungsgrimdes galt gleich 


a) Liv. XLIII, 16. 

b) Liv. VII, 5; Val. Max. V, 4, 3; Cic. de off. III, 31; Senec. de 
benef. III, 37. 

c) Liv. II, 54. 
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einer göttlichen Schickung, der man sich zu fügen habe.“) Na- 
türlich aber wird man beim Prüfen solcher Entschuldigungen be- 
sonders streng gewesen sein: ein geschichtlicher Fall dieser 
Art ist uns nicht überliefert. Blieb der Angeklagte an irgend 
einem Termine ohne Entschuldigung oder vielmehr ohne eine 
von dem anklagenden Tribunen oder dessen College» angenom- 
mene Entschuldigung fort, so konnten die Ankläger ein verschie- 
denes Verfahren einschlagen, dus sich je nach den Umständen- 
richtete. Abgesehen von dem Verfalle der etwaigen Bürgen, wel- 
cher, wie der Process von Kaeso Quinctius lehrt b ), in jedem 
Falle eintrat, kam es darauf an, ob als Grund des Nichterschei- 
nens Widerspenstigkeit oder Schuldbewusstsein betrachtet wurde 
und ob es sich um einen der drei ersten oder um den Schluss- 
termin handelte. War jenes bei einem der drei ersten Termine 
der Fall, so konnte der Ankläger den Vorgeladenen mit Gewalt 
holen lassen. Dies drohten die Tribunen dem P. Scipio, der sich 
zum dritten Termine nicht stellte, sondern auf sein Landgut bei 
Liternum zurückzog. 0 ) Ohne Zweifel konnten die Tribunen den 
Angeklagten , auch wenn er sich weiter entfernte und im Be- 
wusstsein seiner Schuld in die Verbannung gehen wollte, mit 
Gewalt zurückliolen lassen. So sollte es nach der Ueberlieferung 
Einiger bei jenem Q. Pleminius, der sich gegen die Einwohner 
von Locri vergangen hatte, geschehen sein. Zur Untersuchung 
seiner Verbrechen war von Rom eine Commission, bei welcher 
sich zwei Volkstribunen befanden, abgeordnet worden und diese 
hatte einen Termin in Rhegium angesetzt. Der Angeklagte 
wollte in die Verbannung nach Neapel gehen, traf aber unter- 
weges auf Q. Metellus, ein Mitglied jener Commission, und 
wurde von ihm mit Gewalt nach Rhegium zurückgebracht. d ) 
Und doch handelte es sich in diesem Falle noch nicht um einen 


a) Vcrgl. oben S. 265. 

b) S. unsere Darstellung dieses Processcs I, 274. 

c) Liv. XXXVIII, 52. Vergl. oben S. 251 und 276. 

d) Liv. XXIX, 21 Cetcrum duplex fama est, quod ad Pleminium at- 
tinet ; alii auditis quae Rouiac acta essent, in exilium Neapoliin euntem 
forte in Q. Metelluin, ununi ex legatis, incidisse et ab eo Rhegium vi re- 
tractum tradunt. 
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jener drei gesetzlich vorgeschriebenen Termine, sondern nur um 
eine Voruntersuchung. Aber freilich waren liier die Verbrechen 
so schlimm, dass man den Angeklagten nicht auf Bürgschaft 
frei liess, sondern in Haft hielt und am Leben strafen wollte. 
Handelte es sich dagegen um Geldstrafe oder um Capitalver- 
brechen, welche doch nicht todeswürdig erschienen, so betrachte- 
ten die Ankläger den Angeklagten als überführt: es bedurfte 
keines Verfahrens in iudicio und es konnte unmittelbar, ohne dass 
weitere Verhandlungen stattfanden, von der Volksversammlung 
unter dem Vorsitze desselben Tribunen, welcher die Anklage ge- 
leitet hatte, das Aussprechen der Strafe geschehen. Dies scheint 
z. B. bei Camillus der Fall gewesen zu sein, von dem nicht be- 
richtet wird, bei welchem Tlieile des Processes er seine Ver- 
theidigung aufgab; sicher ist es nur, dass er sich angeblich 
wegen Familientrauer, welche er hatte, zu keinem Termine 
stellte.”) Eine besondere Rücksicht beobachteten die Ankläger 
bei dem Staatspächter M. Postumius. Als ihm der erste Termin 
des Capitalprocesses gesetzt war, erschien er, trotzdem dass er 
Bürgen gestellt hatte, nicht: es hiess, er sei in die Verbannung 
gegangen. Die Tribunen setzten ihm also einen zweiten Ter- 
min, bestimmten aber zugleich durch Volksbeschluss, wenn er 
sich an diesem nicht gestellt hätte, solle sein Vermögen einge- 
zogen werden, über ihn selbst die Acht ausgesprochen sein. 

Verschieden musste das Verfahren sein, wenn der Angeklagte 
am Aderten Termine, an welchen sich die abstimmenden Comitien 
anschlossen, ohne Entschuldigung wegblieb. Aufschieben des 
Termines war nicht möglich, eben so wenig Anwendung von 
Gew alt, um den Angeklagten zum Erscheinen zu zwängen ; denn 
auch damit wäre die Zeit des Termines und der Termin selbst 
verstrichen. Es blieb den Anklägern nichts übrig, als den An- 
geklagten als durch eigenes Geständniss überführt zu betrachten, 
von dem Verfahren in iudicio abzusehen, und unmittelbar in 
Tributcomitien auf Aechtuug und Vermögeusverlust des Ange- 
klagten anzutragen. Dies geschah denn auch bei Cn. Fulvius’ 
Processe, bei dem aus besonderen Gründen die drei ersten Ter- 


a) Liv. V, 32; Plut. Cam. 13. 
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mine gewissermasseu fortgefallen waren.*) Aus diesem von uns 
geschilderten Verfahren erklärt sich eine sonst auffallende Er- 
scheinung. Wir haben früher bewiesen 11 ), dass das alte Gesetz 
der zwölf Tafeln, nur Centuriatcomitien sollten über das caput 
Römischer Bürger entscheiden, während der ganzen Republik in 
Geltung war: dagegen die Bestätigung der Verbannung, welche 
ein Angeklagter in einem Capitalprocesse durch sein Nichter- 
scheinen vor Gericht über sich selbst ausgesprochen hatte, ge- 
schah durch Tributcomitien. Wir haben zwei Beispiele davon, 
das von M. Postumius und Cn. Fulvius, von denen wir so eben 
gesprochen haben: bei beiden heisst es ausdrücklich, die Plebs, 
d. h. Tributcomitien, habe die rechtmässige Verbannung gegen 
sie beschlossen.') Hätte vorher keine gerichtliche Untersuchung 
stattgefunden, so wäre ein solcher Volksbeschluss ohne Zweifel 
ein sogenanntes Privilegium gewesen, wie es in der Gesetzge- 
bung verboten war.' 1 ) Nach einer gerichtlichen Untersuchung 
war er gesetzmässig. Es handelte sich bei ihm nicht um ein 
iudicium. Ein solches war da, wo das Geständniss des Ange- 
klagten vorlag oder die That offenbar war, nicht nöthig. Es 
war nur die Bestätigung einer vollendeten Thatsache, ausser- 
dem das Aussprechen von Massregeln, damit dieselbe nicht nach 
dem Belieben des Angeklagten wieder rückgängig gemacht wer- 
den könne: Beides lag vollständig in der Befugniss der Tribut- 
comitien. 

Wir haben die Fälle angeführt, in denen der Angeklagte 
während des Verfahrens in iure sich dem Gerichte entzog und 
die verschiedenen Verfahrungsweisen, welche dabei eingeschlagen 
werden konnten , angegeben. Aber der Angeklagte konnte im 
Vertrauen entweder auf die Neigung des Volkes oder auf seine 

a) S. oben S. 272. 

b) S. oben S. 231. 

c) Liv. XXV, 4 Tribuni plebem rogaverant plebesque ita scivit: Si 
M. Postumius ante Kal. Maias non prodisset citatusque eo die non respon- 
disset atque excusatus esset, videri cum in exilio esse bonaque eius venire, 
ipsi aqua et igni placere interdici; id. XXVI, 3 postquam dies comitiorum 
aderat, Cu. Fulvius exulatum Tarquinios abiit: id ei iustum exilium esse 
scivit plebs. 

d) Vergl. I, 367. 
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Unschuld noch länger ausharren: er konnte die drei ersten 
Termine durchinachen, auch den Anfang des vierten, das Ver- 
fahren in iudicio beginnen lassen und trotzdem noch vor Been- 
digung des gerichtlichen Urtheils freiwillig in die Verbannung 
gehen. Ein geschichtliches Beispiel dieser Art haben wir nicht; 
aber Polybius 1 *) in seiner Schilderung der Römischen Verfassung 
hebt es als etwas Löbens- und Bemerkenswerthes hervor, dass 
die Sitte den in einem Capitalprocesse Angeklagten gestatte, 
sich in eine freiwillige Verbannung zu begeben, wenn auch nur 
noch eine der zum Abstimmen berufenen Tribus ihre Stimme 
nicht abgegeben habe. b ) Polybius sagt nicht, ob er von dem 
ordentlichen oder ausserordentlichen Gerichtsverfahren, wie wir 
es nennen, spreche; er meint aber beides. Denn in Bezug auf 
den vierten Termin war es dasselbe. Es ist ferner aus den von uns 
angeführten Beispielen ersichtlich, dass die von Polybius ange- 
führte Sitte nicht für alle Fälle gilt: wo die Anklage w-egen 
schwerer Verbrechen geschah und schon vor oder während der 
gerichtlichen Untersuchung Verhaftung des Schuldigen stattgefun- 
den hatte, konnte natürlich von der Erlaubniss einer freiwilligen 
Verbannung nicht die Rede sein. Aber er hat Recht für die 
Mehrzahl der Fälle und namentlich im Hinblick auf die Grie- 
chische Rechtspflege, welche, wo sie' den Angeklagten erreichen 
konnte , die Todesstrafe vollzog und besonders auch politische 
Vergehen mit wirklicher Lebensbusse strafte. Dass dergleichen 
nicht in Rom geschah, verdankte man der tribunicischen Gewalt, 
welche solche Milde anfänglich zur Sicherung der eigenen Stan- 
desgenossen geltend machte und später den gleichen Grundsatz 
bei den von den Tribuneu selbst eingeleiteten Processen zuzu- 
lassen gezwungen war. 


a) Polyb. VI, 14 Kai yfyvexxi xt tupl xaOxjjv t»jv ypefav Trap’ aixoi« 
iJJtov Ir.vno'j xai p.v^u.7j{ ■ xoi{ yap öaväxou xpivopivotc, £xäv xaxaoixaCiuv- 
xai, ?(8iuai xtjv ijoualav xo rrap’ aOxott töa; littaXXäxxeaSai ipxvcptü;. xäv exi 
p.(a XtfrTjxai cpuXtj xiüv 4-tX’jpo’j aiüv xtjv xpiatv aijirjipoipapr/xo« txo'jotov tauxoü 
xaxayvdvxa ipuyafofav. 

b) Vergl. Anm. 62. 
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Neuntes Capitel. 

Parteilichkeit des Vorsitzenden bei dem ausserordentlichen Verfahren vor 
dem Volke. Daher Anwendung von Privatrichtern zur Entscheidung ein- 
zelner Thatsachen. Beispiele davon. Beim vierten Termine Uebergang der 
contio in Tribut- oder Centuriatcomitien. Endgültiger Antrag beim 
Volke. Entscheidung desselben durch Freisprechung oder Verurteilung, 
und zwar nach absoluter Stimmenmehrheit. Ausführung des Urtheils- 
spruches durch den Beamten, welcher den Vorsitz gerührt. Gefängniss 
auch im Falle der Verurtheilung zu einer Geldstrafe. Verwendung der 
Geldstrafen. Eine Verurtheilung dazu ist nicht mit öffentlicher Schande 
verbunden. Weshalb man dennoch in die Verbannung ging. Erlass der 
Geldstrafe. Aeusserlichkeiten des Verfahrens. Ort der gerichtlichen Un- 
tersuchung und der Tributcomitien , meist der Markt, aber auch das Ca- 
pitol. Der Angeklagte und seine Anwälte stehen dem Ankläger auch 
äusserlich nicht gleich. Formen der Vorladung. Hornbläser bei Centuriat. 
comitien. Aufrufen durch den Herold, das öfters wiederholt werden 
muss. Wer als reus gilt. Betragen desselben, auch seiner Verwandten 
und Freunde. Allgemeine Betrachtung über den Character und die Ent- 
stehung der Volksgerichte. 

Das Verfahren vor den Römischen Volksgerichten hatte sich 
auf eigenthümliehe Weise aus den politischen Einrichtungen des 
Staates gebildet und behielt fortdauernd diesen Character bei : es er- 
scheint wenig angemessen, um die Wahrheit an das Licht zu 
bringen und dem Angeklagten die nöthige Sicherheit gegen ein 
ungerechtes Urtheil zu gewähren. Es kam Alles auf die Nei- 
gung des Volkes, auf die augenblickliche Stimmung der Menge, 
deren Ausdruck selbst die Tribunen waren, an: ein wirklich un- 
parteiisches Gerichtsverfahren war nur bei ausserordentlicher 
Characterfestigkeit der Beamten möglich. Als hauptsächlicher 
Uebelstand erscheint der, dass die Ankläger und Leiter der 
Untersuchung immer ein und dieselben Personen waren: der- 
jenige Volkstribun, welcher einen Verdacht geschöpft, eine Be- 
schwerde empfunden hatte, erhob die Anklage , eben derselbe 
bestimmte die Termine, eben derselbe führte die gerichtliche 
Untersuchung, derselbe war in vielen Fällen Vorsitzender der 
das Urtheil sprechenden Volksversammlung, derselbe verkündete 
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das Urtheil, derselbe vollzog es: man kann in Wirklichkeit sagen, 
dass gewissermassen Ankläger und Richter in einer Person ver- 
einigt waren. Denn wenngleich der Vorsitzende einer Volksver- 
sammlung gezwungen war, das Urtheil, welches dieselbe ge- 
sprochen hatte , anzunehmen , war dennoch sein Einfluss selbst 
bei der Leitung der Abstimmung sehr gross. Es zeigt sich in 
diesem Punkte die hohe Stellung, welche die Römer der Magistra- 
tur anwiesen, so sehr wie bei irgend einer Staatseinrichtung. 
Bei dem ordentlichen Gerichtsverfahren herrschten zwar im Gan- 
zen dieselben Formen der Verhandlung, aber thatsäehlich waren 
dieselben weniger schädlich, weil die Privatanklage überwog : 
zwischen dem Ankläger und Angeklagten die nöthige Unpartei- 
lichkeit zu bewahren, war dem Beamten leichter: bei diesem 
ausserordentlichen Volksgerichte aber war der Anklagende immer 
derselbe Beamte, welcher nachher die Untersuchung führte und 
zum Theil auch den Vorsitz in der Volksversammlung hatte. 
Wir finden daher eine Rechtsgewohnheit der Römer, welche ge- 
eignet war die Thatsachen , um welche es sich handelte, auf un- 
parteiische und zuverlässige Weise zu erforschen und dadurch 
einem unschuldig Angeklagten Beistand zu gewähren. Sie ist 
nicht auf dies ausserordentliche Verfahren vor dem Volksgerichte, 
ja selbst nicht auf das strafrechtliche Verfahren überhaupt be- 
schränkt, sondern kann bei den verschiedenartigsten Verhält- 
nissen angewendet werden: wir führen sie indessen hier an, 
weil der Uebelstand, dem sie entgegenwirkt, hier am meisten 
hervortritt. Es ist eine Verbindung des Criminalverfahrens mit 
einer dem Privatprocesse eigenthümlichen Einrichtung. 

Käso Quinctius war von einem Tribunen angeklagt aus Zorn 
über sein hochfahrendes und gewalttätiges Verfahren gegen die 
Plebs: zur Verurtheilung aber war ein Hauptgrund gewesen die 
Klage eines Plebejers Volscius Fictor, jener habe im Ueber- 
muthe seinen Bruder erschlagen und sich der gesetzlichen An- 
klage durch neue Gewaltthätigkeiten entzogen. Nach der Ver- 
urtheilung legte sich der Zorn des Volkes, man untersuchte 
ruhiger und es wurde bekannt, das Zeugniss von Volscius sei 
falsch gewesen : dessen Bruder sei an einer Krankheit gestorben, 
Kaeso habe sich um die Zeit, wo die That geschehen sein sollte, 
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im Lager und nicht in der Stadt aufgehalten. Viele boten dem 
Volscius über diese Thatsachen ein Privatgericht an"), d. h. sie 
verlangten , sie und Volscius sollten sich über einen Richter ver- 
einigen, beide Parteien dann eine bestimmte Geldsumme, welche 
der Unterliegende verlieren sollte, einsetzen: dem Richter sollte 
die Frage vorgelegt werden, entweder ob Volscius’ Bruder ge- 
waltsamer Weise oder eines natürlichen Todes gestorben sei, 
oder ob Kaeso zur Zeit der Tliat in Rom gewesen sei , oder beide 
Fragen zusammen. Derjenige, gegen welchen der privatrecht- 
lich eingesetzte Richter entschied, verlor die Wette und die ein- 
gesetzte Geldsumme; weiter hatte die Entscheidung keine un- 
mittelbare Folge. Livius sagt, Volscius hätte nicht gewagt vor 
Gericht zu gehen und dieser Umstand hätte seine Verurtheilung 
in einem etwaigen Crimiualprocesse wegen falschen Zeugnisses 
unzweifelhaft gemacht. Mittelbar aber war die Folge, dass ein 
praeiudicium, wie man es nannte, da war, dass die Thatsache 
von der Unschuld Kaesos als festgestellt erschien, mithin auch 
die des falschen Zeugnisses. Zur criminalgerichtlichen Verur- 
theilung bedurfte es dann nur noch der nothwendigen Formen 
des Anklagens und Urtheilssprechens. Ausführlicher wird uns 
diese Sitte bei einer andern Gelegenheit, wo es sich nicht um 
einen Process handelte, geschildert. b ) Die Besieger der Punier 
bei den Aegatischen Inseln, C. Lutatius und Q. Valerius, strit- 
ten sich im Senate darum, ob der erstere allein, weil er Pro- 
consul gewesen war , oder auch der letztere , • da er bei der 
Krankheit des Proconsuls thatsächlich den Befehl geführt hatte, 
einen Triumph feiern sollte. Valerius forderte unter Einsetzung 
einer Geldsumme seinen Gegner auf, einen Richter zu ernennen, 
der entscheiden sollte, unter wessen Führung die Punische Flotte 
überwunden worden wäre. Lutatius nahm die Wette an und 
Atilius Calatinus wurde von Beiden zum Richter bestellt: vor 
ihm wollten sie ihre Sache führen: es wird uns Mehreres aus 


a) Liv. UI, 24 ui ita esset, raulti privatim ferebaat Volscio iudicem. 
Cum ad iudicium iro 11011 auderet, omnes eae res in uuum congrucntes 
haud magis dubiam damnationem Volscii quam Kaesonis Volscio teste fue- 
rat, faciebant. Vergl. I, 270 und 293. 

b) Bei Val. Max. U, 8, 2. 
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den Gründeu seiner Entscheidung, welche zu Gunsten von Lu- 
tatius ausfiel, berichtet. Aehnliches wird von M. Porcius Cato, 
dem Censor des Jahres 184 v. Chr., erzählt.") Er hatte dem 
Consularen L. Flaminius eine Rüge ertheilt wegen einer be- 
stimmten, eben so schimpflichen wie grausamen Handlung: in 
seiner Rede, mit der er die Rüge begleitete, bot er dem Geta- 
delten eine richterliche Wette darüber an, dass er die Tiiat 
wirklich begangen habe. 

Ebenso wurde nun bei Criminalprocessen die Vermittelung 
einer Wette vor einem Privatrichter angewendet, um die Richtig- 
keit einer Thgtsache festzustellen. Der Tribun A. Verginius 
klagte den gestürzten Decemvir Ap. Claudius an: er warf ihm 
mit Uebergehung seines andern Verhaltens , in welchem ihm keine 
strafbare Uebertretung der Gesetze nachgewiesen werden konnte 
oder durfte h ), dies eine vor, dass er als Richter in dem bekann- 
ten Processe der Verginia den vorläufigen Besitz zu Gunsten der 
Knechtschaft gegeben hätte. Die Richtigkeit dieser Thatsache 
hätte er durch Aufstellung von Zeugen darthun können; aber 
diese hätte er selbst aufstellen, selbst verhören müssen, wobei 
er den Verdacht von Parteilichkeit hätte erregen können: zu- 
dem erforderte dies vielleicht mehr Zeit, als der Tribun aufwen- 
den wollte. Er erklärte also, er wolle die Thatsache als erwie- 
sen anuehmen, wenn nicht Claudius mit ihm vor einem Privat- 
richter die Wette einginge, ob er jene Ungesetzlichkeit begangen 
habe oder nicht c ) Als der Angeklagte diese Privatwette nicht 
annahm, liess der Tribun ihn in das Gefänguiss setzen. Indem 
Processe, welchen der Volkstribun L. Scribonius Libo im Jahre 
194 v. Chr. gegen Ser. Sulpicius Galba über dessen Massregeln 
in Lusitanien erhob, vertheidigte sich der Angeklagte mit allen 
Mitteln und bot unter andern seinem Ankläger seine Freunde, 
also diejenigen, welche in Lusitanien gewesen waren und die 
angeschuldigten Massregeln mit berathen hatten, als Schieds- 


a) Liv. XXXIX, 43. 

b) Vcrgl. oben S. 31 ttgd, 

c) Liv. III, B6 unius tantuin criminis, ni iudicem dices te ab libertate 
in servitutein contra leges viudicias non deilisse, in vincla te duci iubeo. 
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richter an, um dadurch gewisse Beschuldigungen zu widerlegen.*) 
Bei den Verhandlungen des Senates über die Anklage von P. 
Scipio Nasica Serapio, welcher als Privatmann TL Gracchus 
getödtet hatte, bot dieser einem seiner Ankläger M. Flaccus als 
Privatrichter über eiuige ihm gemachte Vorwürfe P. Mucius an. b ) 
Ein tapferer Centurio C. Cornelius wurde von einem der Drei- 
männer wegen Unzucht gefangen gesetzt und wandte sich um 
Befreiung aus der Haft an die Volkstribunen: er läugnete nicht 
die Unzucht, führte aber als Entscliuldigungsgruud an , derjenige, 
welchem er Gewalt angethan haben sollte, hätte gewerbsmässig 
Unzucht getrieben und bot über diese Thatsache vor dem Ge- 
richtshöfe der Tribunen eine gerichtliche Wette an. Die Tribu- 
nen gingen indessen darauf nicht ein, sondern nahmen die That- 
sache, deren Richtigkeit sie voraussetzten, nicht als Eutschul- 
digungsgrund an. c ) So ist auch zu erklären, was vom älteren 
Cato erzählt wird. d ) Er setzte so grosses Vertrauen in seine 
Rechtlichkeit, dass, als er einst von seinen Feinden vor ein 
Volksgericht geladen war, er Ti. Gracchus, mit welchem er in 
politischem Hasse lebte, als Richter forderte: es handelte sich 
um die Richtigkeit einer Cato vorgeworfenen Thatsache und die- 
ser bat seinen, als solchen bekannten, Feind Gracchus als Pri- 
vatrichter darüber einzusetzen, ob die Thatsache richtig wäre 
oder nicht. Im Falle der Vemrtheilung durch ihn wäre dann 
eine weitere Verurtheilung durch das Volksgericht erfolgt. 76 ) 
Diese Rechtssitte gewährte die Möglichkeit, wo der Vorsitzende 
Beamte aus der unparteiischen Rolle eines Richters heraustrat 
oder sonst aus irgend einem Grunde das Verfahren vor dem 
Volke nicht die nöthige Sicherheit zu gewähren schien, auf einem 
einfachen , dem sonstigen Gerichtsgebrauche angemessenen Wege 
über Thatsachen eine Entscheidung zu gewinnen. Der Beamte 

a) Cic. de orat. II, 65, 263 ut Servius ille Galba cum iudices L. Seri- 
bonio tribuno plebis ferret familiäres suos cet. 

b) Cic. de orat. II, 70, 285. 

c) Val. Max. VI, 1, 10. Vergl. oben S. 159. 

d) Bei Val. Max. III, 7, 7 wo cs heisst tantum fiduciae in sna innocen- 
tia reposuit, ut — in quaestionem publieam deductus Ti. Gracchum, a 
quo in administratione reipublicae ad rnultum odium dissidebat, iudicem 
deposceret. 
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konnte dem Angeklagten oder dieser dem Beamten eine gericht- 
liche Wette anbieten oder auch Freunde und Vertheidiger des 
einen oder des andern dieselbe veranlassen. Mit um so grösserer 
Ausführlichkeit konnte dann in den öffentlichen Terminen die 
Erörterung der Rechtsfragen stattfinden. 

Der vierte, nach einer Frist von drei Markttagen angesetzte 
Termin bestand aus zwei ihrer Natur nach verschiedenen Ver- 
handlungen. Zuerst wurde unter Vorsitz der Tribunen oder Aedi- 
len, welche die ganze Anklage veranlasst hatten, in einer form- 
losen Volksversammlung, einer contio ,“) die gerichtliche Unter- 
suchung über die am Ende des dritten Termines festgestellte 
Anklage geführt: der Vorsitzende musste die Verhandlung so 
eintheilen und bemessen, dass noch Zeit genug für den zweiten 
und wichtigsten Theil des an eben demselben Tage vorzuneh- 
menden Verfahrens übrig blieb. Am Ende der Untersuchung 
musste der Ankläger seine Anklage wiederholen oder vielmehr 
endgültig feststellen. Wir haben zwar kein geschichtliches Bei- 
spiel, wo die Verschiedenheit der am Ende des dritten und der 
in der Mitte des vierten Termines vorgebrachten Anklage her- 
vorträte; aber die Möglichkeit einer Aenderung derselben, wie 
sie anfänglich im vierten Termine zur Verhandlung kam, ergiebt 
sich aus dem Gange des Processes. Wenn die Anklage im vier- 
ten Termine von derjenigen der drei früheren Termine, wie wir 
gezeigt haben, ganz verschieden sein konnte in Bezug auf die 
Strafe, ob es Geld- oder Capitalstrafe und wie hoch die erstere 
sein sollte, so musste auch die Untersuchung am vierten Termine 
noch von Einfluss sein und eine endgültige Feststellung des 
Strafantrages erst am Ende derselben eintreten. Darauf änderte 
sich in vielen Fällen der Vorsitz der Versammlung. Erstlich 
war es ein Capitalprocess und mussten deshalb Centuriatcomitien 
gehalten werden, so übernahm ein curulischer Beamter, in der 
späteren Zeit der städtische Prätor, welcher auch den Tag für 
die Comitien bestimmt hatte b ), die Leitung der Centuriatcomitien. 
Lautete dagegen der Antrag auf Geldstrafe, so dass Tributcomi- 


a) Vergl. oben S. 253. 

b) S. oben S. 241. 


Digitized by Google 



Die Volksabstimmung beim vierten Termine. 


289 


tien die Entscheidung hatten, so behielt, wenn ein Tribun die 
Anklage geleitet hatte, dieser auch den Vorsitz bei der Abstim- 
mung: dies ergiebt sich aus der Nachricht, welche wir von den 
Vorbereitungen dazu bei dem Processe des Staatspächters M. 
Postumius haben.“) Hatte dagegen ein Aedil die Anklage unter- 
nommen, so könnte es fraglich sein, ob eben derselbe auch die 
Abstimmung zu leiten hatte: nach der Aelmlichkeit indessen 
mit den alten Quästoren, welche in diesem Falle unzweifelhaft 
das Recht, Centuriatcomitien zu leiten, hatten, ist die Befugniss 
der Aedilen für Tributeomitien wahrscheinlich. b ) Das Volk 
ordnete sich darauf in den Abtheilungeu, nach denen es abstim- 
men sollte, die Vorbereitungen für die Abstimmung wurden ge- 
troffen und der Antrag verlesen. Wie die Form dieses Antrages 
war, kann man nur aus einer Bemerkung schliessen, welche Ci- 
cero in Bezug auf seine eigene Verbannung macht 0 ) Er sagt, 
sie sei eine Proscription gewesen, da sie gelautet Velitis wbeatis 
ut M. Tüll ms in cii/itate ne sit bonaque eii{s ut niea sint. Hier 
sind die letzten Worte ein veränderter Zusatz Ciceros ; die ersten 
aber bezeichnen die Einkleidung des Antrags und es ist dieselbe 
ganz gleich derjenigen, in welcher Gesetzesvorschläge vor das 
Volk gebracht wurden. Das Volk durfte den Antrag nur anneh- 
men oder verwerfen; verändern durfte es ihn nicht, eben so 
wenig wie es das Recht hatte, einen Gesetzes Vorschlag eigen- 
mächtig abzuändern. Dies ist allgemeines Gesetz bei allen Ab- 
stimmungen der Volksversammlung, für die Volksgerichte über- 
dem noch besonders bezeugt durch eine Münze, aus der wir 
lernen, dass mit zwei Täfelchen abgestimmt wurde: das eine 
hatte den Buchstaben A ( alsolvo ), das andere C (condemno). 77 ) 
Erschien also z. B. die beantragte Geldstrafe zu gross, so war 
ein Herabsetzen derselben durch das Volk nicht erlaubt; wenn 
dasselbe nicht das Strafmass des anklagenden Tribunen anneh- 
men wollte, blieb nur Freisprechung übrig: ebenso war es, wenn 
Capitalstrafe beantragt war, aber diese als zu schwer erschien. 


a) Liv. XXV, 3. 

b) Vergl. oben S. 243. 

c) Cic. de dom. 17, 44. 
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Deshalb ist uns bei den vielen Volksgericbten, von denen Kunde 
auf _ uns gekommen ist, kein Fall überliefert, wo nicht ein be- 
stimmtes Ergebniss, entweder. Freisprechung oder Verurtheilung 
erzielt worden wäre; ohnehin war, wie wir gesehen, das Gesetz 
so, dass, wenn nicht das eine oder das andere erreicht wurde, 
der Process von selbst erlosch. Die absolute Mehrheit der 
Stimmen entschied und Stimmengleichheit galt für Freisprechung. 
Das letzte können wir schliessen aus der Bemerkung, welche 
Dionysius bei Coriolans Process macht“), wenngleich dieselbe 
etwas unklar ist. Die Entscheidung durch absolute Stimmen- 
mehrheit ergiebt sich aus der Erzählung von den Tributcoinitien, 
jn welchen Ti. Gracchus seinen Collegeu M. Octavius absetzen 
liess b ), ferner aus der von Polybius-) angegebenen Römischen 
Sitte, der Angeklagte dürfe in die freiwillige Verbannung gehen, 
so lange eine von den zur Entscheidung nöthigen Tribus nicht 
abgestimmt habe, was man nur so verstehen kann, so lange 
eine Tribus an der absoluten Mehrheit gefehlt habe. Die Ab- 
stimmung erfolgte mündlich, bis im Jahre 137 v. dir. der Volks- 
tribun L. Cassius das Gesetz gab, dass in allen Volksgerichten, 
mit Ausnahme der auf Perduellion gerichteten, also allen, in 
denen die Tribus zu entscheiden hatten, die Abstimmung geheim 
sein und durch Stimmtäfelchen erfolgen sollte. 11 ) Dieselbe Art 
der Abstimmung wurde im Jahre 107 v. Chr. von C. Caelius 
für die richterlichen Centuriatcomitien eingeführt. 

Hatte die Abstimmung stattgefunden und das Volk somit 
seine Entscheidung gefällt , so kam als nothwendige Erfüllung 
des Gerichtes hinzu, (hiss der Vorsitzende Tribun, eben derselbe, 
welcher die Anklage, das Zeugenverhör, kurz den ganzen Pro- 
cess geleitet hatte, das Urtheil verkündete: erst damit erhielt 
dasselbe gesetzliche Kraft. Wir haben dafür zwar kein geschicht- 
liches Beispiel, werden es aber mit Nothwendigkeit annehmen 
müssen, sowohl wegen des Verhältnisses der Volksversammlung 

a) Dionys. VII, 64. Vergl. 1, 265. 

b) Plut. Ti. Gracch. 12. 

c) Polyb. VI, 14. Vergl. oben S. 282. 

d) . Oie. de leg. III, 16; Lael. 16, 41: Brut. 25 und 27; p. Plane. 6, 
16; Plin. ep. III, 20; Oros. V, 15. 
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überhaupt, welche niemals selbständig anftritt, als wegen der 
Aehnliehkeit mit dem Verfahren bei den späteren Schwurgerich- 
ten, bei denen ebenfalls erat die yerküudigung des Vorsitzenden 
Beamten die Rechtskraft des Urtheils begründete. Eben derselbe 
Vorsitzende Tribun hatte dann auch, vorausgesetzt dass der Pro- 
cess auf Geldstrafe gelautet hatte, die Ausführung des Urtheils. 
War Freisprechung erfolgt, so wurde der Angeklagte, wenn er 
während der Untersuchung im Gefänguiss gewesen war, unmittel- 
bar entlassen: war Verurtheilung, so musste die Geldstrafe so- 
gleich erlegt werden. Ausführlicheren Bericht haben wir über 
die Eintreibung der gegen L. Scipio und dessen Genossen fest- 
gesetzten Geldstrafe, die freilich nacli Volksbeschluss in einem 
ausserordentlich durch einen Prätor geleiteten Verfahren bestimmt 
worden war.. Aber das Verfahren wird mit Ausnahme des aus- 
führenden Beamten ein gleiches gewesen sein. Damals also er- 
liess der Prätor sogleich an die städtischen Quästoren, welche 
den Staatsschatz beaufsichtigten, den Befehl die Geldstrafe ein- 
zuziehen und die Genossen Scipios gaben deshalb an demselben 
Tage, wo sie verurtheilt waren, Bürgen für das Geld, welches 
sie in Folge der Verurtheilung dem Staate schuldeten.“) Scipio 
selbst erklärte, er habe in seinem Vermögen kein öffentliches 
Geld, wollte also keine Bürgen stellen. Der Prätor befahl darauf 
seine Verhaftung. Als Scipios Verwandten Berufung an die 
Volkstribuuen einlegten, traten neun derselben dem Verfahren des 
Prätors nicht entgegen, nur Ti. Gracchus erklärte, die Verhaftung 
desselben hindern zu wollen. So schickte also der Prätor die 
Quästoren, um die Güter Scipios für den Staat in Beschlag zu 
nehmen. Mau erkennt hieraus, dass der Haftbefehl des Prätors 
gegen Scipio nicht unmittelbar in dem Volksurtheil begründet 
war. Denn dieses Urtheil konnte Gracchus weder umstossen 
noch wollte er es, wie ihn Livius selbst erklären lässt b ): nur 
die ßefrfldigung des Staates aus dem Vermögen Scipios war nach 


a) Liv. XXXV111, 58 ludiciis a Q. Terentio praetore perfectis Ilosti- 
lius et Furius damnati praedes eodem die quaestoribus urbanis dederuut. 

b) Liv. XXXVIII, 60 Ti. Gracchus ita decr'evit : Quominus ex bouis 
L. Scipionis, quod iudicatum sit. redigatur, se nou intercedcre praetori. 
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der Verurtheilung nothwendig. Der Verhaftbefehl war etwas, 
wodurch der Prätor Kraft seiner Gewalt als Beamter den Ver- 
urtheilten zwingen wollte zu zahlen: er war eine Strafe dafür, 
dass er sich weigerte, das Urtheil auzuerkennen und nach seinen 
Kräften die Vollziehung desselben zu ermöglichen. Aehnlich ver- 
fuhren die Tribunen, wenn sie angeklagt und den Process ge- 
leitet hatten. Der Angeklagte musste entweder Bürgen für die 
Geldsumme, zu der er verurtheilt war, stellen: dann war jede 
weitere Verhandlung unnöthig: oder musste, w r enn er erklärte, 
dieselbe aus seinem Vermögen nicht zahlen zu können, seine 
Güter dem Staate abtreten. That er keines von beiden, so stand 
es dem Tribunen frei, ihn durch Gefängnisshaft zu zwingen, den 
Staat bei der Besitznahme seiner Güter zu unterstützen. Mau 
sieht, die Gewalt des Tribunen , der schon auf die Leitung des 
Processes den grössten Einfluss gehabt hatte, war auch nach 
der Verurtheilung bei der Ausführung des erlassenen Urtheils 
von grosser Bedeutung. 

Die Verwendung der Geldstrafen war eine verschiedene, je 
nachdem der Grund , w'eshalb sie auferlegt wurden , oder die Be- 
amten, welche sie auferlegten, verschieden waren. Z. B. nach 
der Verui’theilung von L. Scipio, von welcher wir so eben ge- 
sprochen , kam die Geldstrafe in den Staatsschatz. Daraus kann 
man schliessen, dass es sich bei seiner Verurtheilung wirklich 
nur um das Geld, das er dem Staate entwendet haben sollte, 
nicht auch zugleich um eine für die Unterschlagung festgesetzte 
Strafe, also nicht z. B. um den doppelten oder noch mehrfachen 
Ersatz des Entwendeten handelte. Diese Auffassung wird durch 
Livius“) bestätigt, welcher Scipio bei der Weigerung die Geld- 
strafe zu zahlen sagen lässt, alles Geld, das er empfangen, 
befinde sich im Staatsschätze und er habe kein öffentliches Gut 
in seinem Besitze. Denn in den Staatsschatz konnte nur das 
wirklich entwendete Geld kommen, nicht auch eine etwaige für 
die Entwendung auferlegte Strafe. In Bezug auf die letztere galt 
im Allgemeinen der Grundsatz, dass derjenige Beamte, der • 

a) Liv. XXXVIII, 58_ Scipio euui couteuderct omuem, quam accepisset, 
pecuniam in aerario esse nec se quiequam publici habere, iu viuela duci 
est coeptus. 
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durch seine Anklage oder durch sein Rechtsprechen das Einkom- 
men einer Geldstrafe bewirkt hatte, nachher über die Verwen- 
dung derselben verfügte, aber freilich nur zum Besten des 
Staates, zu Zwecken entweder des öffentlichen Gottesdienstes 
oder öffentlicher Werke. Von den Aedilen, den curulischen so- - 
wohl wie den plebejischen, wird dies öfters berichtet“): sie ver- 
wendeten das tlicils aus den geringeren Geldstrafen gesammelte 
theils aus bedeutenderen öffentlichen Anklagen zusammengekom- 
mene Geld zu solchen Zwecken. Aehnlich werden es die übri- 
gen gemacht haben: von den Tribunen wissen wir, dass sie 
über die bedeutenden Geldstrafen, welche sie im Jahre 454 v. 
Chr. den Consuln des vorhergehenden Jahres auferlegt hatten, 
die Verfügung besassen. b ) Wenn aber der Angeklagte die Geld- 
strafe , zu welcher er verurtheilt war, erlegt hatte, so war er 
nicht nur frei, sondern erlitt auch keine Schande, keine Herab- 
setzung irgend einer Art in seinem Range. Es scheint, dass 
die Vorschrift der zwölf Tafeln'), es sollte nicht Capital- und 
Geldstrafe mit einander verbunden werden, hauptsächlich diese 
Wirkung hatte: die Patricier wollten, als sie sich dem Gerichte 
der Plebs und der Tribunen ohne Vermittelung des Senates 
Preis geben mussten, wenigstens nur ihr Vermögen blossstellen, 
ihren Rang und ihre sonstige bürgerliche Stellung wahren. Un- 
ter Capitalstrafe ist also in diesem Falle nicht eine solche zu 
verstehen, durch welche das caput verloren geht, sondern eine 
solche, durch welche eine capitis deminutio , welcher Art sie 
auch sein mag, eintritt. Es findet sich nirgends die geringste 
Spur, dass die durch die Tribunen zu Geldstrafen Verartheilten 
irgend eine öffentliche Schande erlitten, dagegen Beispiele, wo 
dieselben in ihrer Stellung verblieben, z. B. die beiden, eben 
erwähnten, Consularen T. Romilins und C. Veturius, welche 
auch nach ihrer Verurtheilung im Senate blieben und denselben 
Rang und Einfluss, wie früher, behielten, ferner jene jungen 


a) Liv. X, 23 und 31 und 47; XXX, 39; XXXIII, 42; XXXIV, 53; 

XXXV, 10 und 41; XXXVIII, 35. * 

b) Dionys. X, 52. 

c) S. I, 366. Vcrgl. oben S. 245. 
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Patricier, welche wegen Störung der Tributcomitien verurtheilt 
wurden und sich um diese Verurtheilung nicht kümmerten, weil 
ihnen die Strafgehler von ihren Standesgenossen ersetzt wur- 
den.“) Als M. Camillus wegen der Beute von Veji von einem 
Volkstribunen angeklagt war, versprachen seine Clienten und 
Tribusgenossen , die Strafsumme für ihn zusammenbringen zu 
wollen: er hätte dann ungekränkt und ohne irgend eine Ein- 
busse an Würde im Staate bleiben können und Livius b ) beklagt 
es als das grösste Missgeschick des Römischen Volkes, dass er 
die Stadt verliess. Auch von L. Scipio wird, als er verurtheilt 
und seine Güter eiugezogen waren, nicht erzählt, er hätte in 
geringerer Würde gelebt. Das berühmteste Beispiel dieser Art 
aber ist M. Livius Salinator, Consul im Jahre 219 v. Chr. Er 
war wegen Unterschlagung von Beute angeklagt und verurtheilt 
worden: aus Verdruss darüber hatte er sich von den Menschen 
zurückgezogen und lebte einsam acht Jahre auf dem Lande, bis 
ihn die Consuln im Jahre 210 wider seinen Willen nach der 
Stadt zurückführten und die Censoren ihn zwangen, an den 
Staatsgeschäften wieder Theil zu nehmen. Er wurde für das 
Jahr 208 wieder zum Consul erwählt und in dem ausführlichen 
Berichte darüber von Livius'') findet sich nichts über eine Ein- 
busse an Würde und Ehre, welche er erlitten hätte. Kurzimmer 
erkennt man, dass ausser dem Geldverlust kein anderer Nachtheil 
mit einer Verurtheilung durch die Tributcomitien verbunden war. 

Man kann fragen, weshalb trotz dieses Verhältnisses den- 
noch öfters Angeklagte freiwillig in die Verbannung gingen, 
wie es z. B. Camillus nach der eben erwähnten Anklage that. 
Das liegende Vermögen verfiel bei einer Verurtheilung, welche 
bei freiwilliger Verbannung sicher eintrat, der Einziehung und 
auch von sonstiger Habe war Vieles erreichbar. Die Gründe 
werden zu verschiedenen Zeiten und auch bei verschiedenen 
Verhältnissen verschieden gewesen sein. In der ältesten Zeit 
der Republik war es ohne Zweifel Unzufriedenheit mit der poli- 

a) Dionys. X, 42. Vergl. I, 277 flgd. 

b) Liv. V, 32. 

c) ) Liv. XXVU, 34. 
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tischen Lage des Staates: hochgestellte Männer, die sich tun 
das Vaterland verdient gemacht hatten und dann von dem Hasse 
ihrer Mitbürger getroffen wurden (und ihre Zahl war grösser, 
als es nach der geschichtlichen Ueberlieferung der einzelnen 
Fülle scheint), mochten nicht länger in dem Römischen Staate, 
der sich damals noch nicht durch besondere Macht auszeichnete, 
bleiben. Dies war wahrscheinlich der Fall mit Camillus, welcher 
Veji erobert hatte und der beste Feldherr seiner Zeit war: er 
zürnte wegen der Undankbarkeit seiner Mitbürger. Später such- 
ten Angeklagte ihr Vermögen zu retten, wie es wahrscheinlich 
jene für die Anlage einer Colonie in Ardea ernannten Dreimän- 
ner thaten, die von den Tribunen vor dem Volke angeklagt den 
Process dadurch vermieden, dass sie selbst in. der von ihnen 
angelegten Colonie blieben.“) Dazu kam die Furcht vor Ge- 
fängniss, wie es in Folge der Verurtheiluug zu einer Geldstrafe 
L. Scipio getroffen hätte, wenn er nicht durch die unerwartete 
Hochherzigkeit eines Tribunen befreit worden wäre. Die das 
Strafurtheil ausführenden Beamten hatten so grosse Befugnisse, 
dass es sich lohnte, denselben durch freiwillige Verbannung zu 
entgehen. Eine Veränderung in diesen Verhältnissen brachte 
erst ein im Jahre 104 v. Chr. gegebenes Gesetz des Volkstribu- 
nen L. Gassius Longinus hervor: es bestimmte, dass derjenige, 
welchen das Volk verurtheilt oder dem es seinen Oberbefehl ge- 
nommen hätte , nicht im Senate bleiben sollte. Somit schuf es 
für die Mitglieder des senatorischen Standes eine Art von Ehr- 
losigkeit. '*) Eine Wiedereinsetzung der Verurtheilten war, wenn 
es sich um Geldstrafe handelte, nicht möglich: sie hätte jedes- 
falls nur so geschehen können, dass durch Volksbeschluss eine 
Schenkung im Betrage der eiugezogenen Geldstrafe stattgefimden 
hätte. Nur von einem solchen Versuche wird berichtet. Als der 
verurtheilte Consular T. Komilius später für die Forderungen der 
Plebs im Senate auftrat, erklärte der Tribun, welcher seine 

a) Liv. IV, 11. S. oben S. 251. 

b) Ascod. in Oie. Corn. p. 78 L. Gassius L. f. Louginus, tribunus ple- 
bis, C. Mario C. Flavio cos. plures ieges ad raiuuendain nobilitatis po- 
tentiani tulit, in quibus hanc etiam, ut, quem populus damnasset cuive 
imperium abrogasset , in senatu nou esset. Vergl. oben S. 70. 
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Verurtheilung durchgesetzt hatte, er wolle ihm die Erlegung der 
Geldstrafe erlassen.*) Er hätte einen besondern Volksbeschluss 
einholen müssen darüber, dass die Strafe, für die vielleicht nur 
Bürgen gestellt und die noch nicht erlegt war, erlassen werden 
sollte. Romilius nahm freilich das Anerbieten aus religiösen 
Gründen nicht an. Verschieden war es natürlich, wenn der An- 
geklagte, ohne die Geldstrafe zu zahlen, freiwillig in die Ver- 
bannung gegangen war, wie es Camillas gethan hatte. Er wurde, 
wenngleich durch Tributcomitien verurtheilt, doch durch Centu- 
riatcomitien zurückgerufen und in seine Güter und Würden wie- 
der eingesetzt. b ) 

Es bleibt noch übrig, von einigen Aeusserlichkeiten der tri- 
bimicischen Volksgerichte zu sprechen. Freilich ist uns darüber 
nicht viel bekannt und bildliche Darstellungen von Gerichtsscenen 
sind uns nicht erhalten. Der Ort, an welchem die Tributcomi- 
tien gehalten wurden, war unbestimmt: sie konnten überall ge- 
halten werden, so weit die Gewalt der Tribunen reichte. Des- 
halb mochte in alten Zeiten, als die Tribunen Beamte nur der 
Plebs waren und ihre Gerichtsbarkeit auf die Plebejer einge- 
schränkt blieb, der Ort, an welchem sie Gericht hielten, ein 
sehr verschiedener sein , wenngleich der Markt , an welchem von 
selbst die grösste Menge Menschen zusammenzuströmen pflegte, 
immer am geeignetsten dazu war. Grössere Stetigkeit und 
Würde erhielten ihre gerichtlichen Verhandlungen, als sie Be- 
amte des Gesammtstaates waren und an Auspicien, sowie an 
den patricischen Calender gebunden waren : seitdem wurden be- 
stimmte Plätze gebräuchlich und es wird als etwas Besonderes 
erwähnt , dass die Centuriatcomitien in Manlius Capitolinus’ Pro- 
cess im Poetelinischen Hain gehalten wurden. Am gewöhnlich- 
sten fanden wohl die gerichtlichen Untersuchungen auf dem 
Markte statt und dort schlossen sich daran im vierten Termine 
die Tributcomitien: die Tribunen selbst nahmen dann ihren 
Platz auf der Rednerbühne ( rostra ), die inaugurirt und ein templum 


a) Dionys. X, 52 d'ftrj[u xiüv äxTiojxctx<uv Trj 5(xig xal 1$ tö Xomcov 
J iaXXo!tTO(jt«t. Vergl. I, 279. 

b) Liv. V, 46; Cic. de dom. 32, 86. 
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war.*) Dort werden sie erwähnt bei dem Processe von P. Sci- 
pio: die anklagenden Tribunen nahmen hei Tagesanbruch ihren 
Platz auf der Rednerbühne ein b ), von der Rednerbühne aus führte 
P. Scipio das Volk mit sich auf das Capitol. Bei einer Anklage, 
welche C. Decianus als Volkstribun leitete, befand er sieb auf 
der Rednerbühne. c ) Auch bei Milos Process befand sich Clo- 
dius, der anklagende und das Gericht leitende Aedil, auf der 
Rednerbühne.' 1 ) Aber auf dem Platze des Capitols wurde die- 
jenige Versammlung gehalten, in welcher der Staatspächter M. 
Postumius zu einer Geldstrafe verurtheilt worden wäre, wenn 
dessen Genossen nicht Gewalt gebraucht hätten'), und die letz- 
ten Tributcomitien, welche Ti. Gracchus vor seiner Ermordung 
bald in Processen, bald zur Annahme von Gesetzen hielt, wurden 
abwechselnd auf dem Markte und dem Capitole gehalten. Als 
Cicero seinen Gegner Verres mit einer Perduellionsklage vor 
dem Volke bedrohte, sagte er, er werde diese wegen der Aedi- 
lität, zu welcher er erwählt war, „von einem höheren Orte aus ” 
führen 1 ): er bezeichnet damit den Amtssitz, den er einnehmen 
würde, einen bestimmten Ort, au dem er den Process führen 
würde, nennt er nicht. Also auch bei einem Processe, welcher 
durch Centuriateomitien entschieden werden musste, befand sich 
der Ankläger während der Untersuchungsterraine, welche er lei- 
tete, auf einem erhöhten Sitze. Dagegen der Angeklagte befand 
sich nicht auf der Erhöhung, auf welcher der Beamte sass: er 
stand zu den Füssen desselben*); er trat, wenn er vorgerufen 
wurde, an die Rednerbühne heran. 11 ) Ebendaselbst befanden 
sich ohne Zweifel die Zeugen, welche verhört wurden, die Ver- 

a) Liv. VIII, ^4; Cic. in Vat. 10, 24. 

b) Liv. XXXVIÜ, 51 tribuni in rostris prima luce couscdcmnt. 

c) Val. Max. VIII, 1, 2; Schol. Bob. p. 230; Cic. p. C. Rab. 9, 24. 

d) Cic. ad Q. fr. II, 3, 2. 

,e) Liv. XXV, 3. 

f) Cic. inVerr. I, 5, 14 Hane ego causam oum'agam beneficio popidi 
Romani de loco superiore, non vereor u. s. w. 

g) Liv. XXXVIII, 53 Sub pedibus vestris stabit, tribuni, domitor ille 
Africac , Scipio? Cf. c. 52 sub rostris reum stare. 

h) Liv. XXXVIII, 51 Citatus reus magno agmine amicorum clientium- 
• q ue per mediam eontionem ad rostra subit. 
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theidiger und sogenannten Advocaten des Angeklagten. Das ist 
ein grosser Unterschied mit den gewöhnlichen Gerichten, wo 
Ankläger und Angeklagte auf gleicher Stufe stehen: bei den 
ausserordentlichen Volksgerichten zeigt der Platz selber , welchen 
der Ankläger einnimmt, dass seiue Stellung eine höhere, eine 
einflussreichere ist. Sonstiges über die Aeusserliehkeiten i$t 
nicht bekannt. M. Cato soll als Prätor ohne Tunica, nur in 
der praetexta , Recht gesprochen haben, indem er behauptete, 
dies sei uralte Sitte*). Auf die Tribunen, welche keine prae- 
texta trugen, passt dies nicht; aber möglich ist es, dass für die 
Kleidung auch des Gerichthaltenden Tribunen eine alte, später 
abgekommene, Sitte eingeführt war. In den Schwurgerichten 
war es später gebräuchlich, dass der Vorsitzende curulische Be- 
amte, wenn er die Verurtheilung aussprach, seine praetexta ab- 
legte h ): eine Sitte, welche ohne Zweifel ebenso in allen Gerich- 
ten, welche Cousuln, Prätoren und ihnen gleichstehende Beam- 
ten hielten, bestand; ob aber etwas ähnliches bei den tribuuici- 
schen und aedilicischen Volksgerichten gebräuchlich war, wissen 
wir nicht. 

Ueber die Formen , welche bei der Vorladung eines vor dem 
Volksgerichte Anzuklagenden beobachtet wurden, erfahren wir 
wenig. Wir meinen hier nicht die Formen und namentlich nicht 
die Auspicien , unter denen Centuriat- und Tributcomitien berufen 
wurden: wir übergehen sie liier, weil sie sich nur im Zusam- 
menhänge mit allen, auch zu andern Zwecken dienenden Volks- 
versammlungen behandeln lassen. Aber aus dem Formelverzeich- 
nisse über einen alten, von einem ausserordentlichen Quästor 
gehaltenen Capitalprocess') sehen wir, dass es Sitte war, den 
Hornbläser, welcher die Centuriatcomitien anfüudigte, auch 
vor das Haus des Angeklagten zu schicken, und Plutarch , ‘) giebt 
diese Form als nothwendig zur Verurtheilung eines Römischen 
Bürgers an. Man kann sich nur denken, dass dies am vierten 


a) Val. Max. III, 6, 7 ; Ascou. in Scaur. p. 30. 

b) Val. Max. IX, 12, 7. 

c) Varro de ling. Lat. VI, 9, 90. Vcrgl. oben S. 100. 

d) PluL C. Gracch. 3. 
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und letzten Termine geschah; denn an ihm allein fanden eigent- 
liche Comitien statt, an den übrigen Tenninen nur formlose 
Contionen: es war eine Förmlichkeit, um zu verhüten, dass Je- 
mand , der sich sonst um Staatsangelegenheiten nicht kümmerte, 
ohne es zu ahnen, von dem Volksgerichte verurthcilt würde. 78 ) 
Bei den Tributcomitien war natürlich von einem Hornbläser 
nicht die Rede. Wir müssen indessen noch auf die diei dictio, 
bei welcher, wie wir gesehen“), der Anzuklagende nicht zuge- 
gen zu sein brauchte, zurückkommen. Wir haben aus der spä- 
teren Zeit, wo mehrere Termine gehalten werden mussten, keine 
Nachricht darüber, ln der früheren Zeit beim Processe Corio- 
lans heisst es , der anklagende Tribun habe in einer plebejischen 
Versammlung, welche er zu diesem Zwecke berufen hatte, den 
Tag angegeben , an dem er das gerichtliche Urtheil über Coriolan 
durchführen wollte und habe nicht nur die in der Stadt, son- 
dern auch die auf dem Lande wohuenden Plebejer gebeten, 
zahlreich an dem Tage zu erscheinen. b ) ' Als daun nach dem 
nothwendigen Erlasse des Senatsbeschlusses und überhaupt dem 
Uebereiukommen der Stände derProcess wirklich vor sich gehen 
sollte, heisst es wieder, die Tribunen hätten in der Volksver- 
sammlung den Tag des Gerichtes angesagt und zu zahlreichem 
Erscheinen aufgefordert. c ) Ursprünglich also genügte [die An- 
kündigungen einer dazu berufenen Versammlung der Plebs, 
selbst dem anzuklagenden Patricier gegenüber: er scheint die 
Nachricht von seiner Anklage nur durch das allgemeine Gerücht 
erhalten zu haben. Ebenso lauten die Berichte bei dem Processe, 
welchen Gu. Genucius gegen die Consuln des früheren Jahres 


a) Vergl. oben S. 237 flgd. 

b) Dionys. Vll, 38 Stxivvio; 6 SVjfx ctpyo; o'jvayaytbv xo zhiftos ei; £xxXt ( - 
aiav elitev Vjjxepav , h $ aovxeXelv Sp.eXXe rcept xoü Mapxtou xpiatv , xat 
7 tapexdXet xoi; xe Ixaxi itdXtv intdpyovxa; ctDpotu; fjxetv ejci xl]v Stäyvcuatv 
xr ( ; OiXTji xat x 'i'ji Etil xtüv iypütv Staxpißovxa; , d'iyiävoo; xüiv tpfiov, Et; 
xijv atixijv r ( aepav d-avxäv. 

C) Dionys. VII, 58 ol S^piapyot TtpoeXÖtivxe; ei; rljv ayopdv ouvexctXe- 
oav ei; dxxXifja iav xöv Sijpiov — xal tipoeiirov ^Utpav , iv xijv 0(XT,V 
üjieXXov ImxeXeiv, ei; Sxavxa; ^$(ouv ? ( xetv xoü; iroXixa;. Vergl. Liv. 
II, 56 Quirites — erastiuo die adeste. 
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begann*), bei dem gegen Ap. Claudius. 1 ’) Bei der Anklage 
gegen Kaeso Quinetius wird eine Nachricht, welche man dem 
Angeklagten habe zukommen lassen, erwähnt 1 '), aber nach den 
Erzählungen über spätere Anklagen d ) scheint es, als ob dies 
nicht eine nothwendige Form, sondern nur besondere Gefällig- 
keit gegen die Angeklagten gewesen sei. Darnach ist es wahr- 
scheinlich , dass es auch in späterer Zeit genügte , wenn der Tri- 
bun , welcher eine Anklage beabsichtigte , in der contio der Plebs 
den Tag angab, an welchem er den ersten Termin halten wollte: 
es führt darauf auch der Ausdruck diei dictio. Es wurde dann 
diese Ankündigung wiederholt in einem Erlasse, der die Vorla- 
dung enthielt, auch wohl dem Anzuklagenden besonders mitge- 
theilt, was um so glaublicher ist, da es dem Tribunen freistand, 
denselben festnehmen zu lassen oder Bürgen für sein Erscheinen 
von ihm zu fordern. Bei andern Tribus Versammlungen wurden 
zuweilen, wo zahlreiche Betheiligung des Volkes wünschenswerth 
war, Boten auf dem Lande umhergeschickt, um die Bürger 
aufzubieten. 0 ) Verschieden hiervon ist die Förmlichkeit bei der 
Eröffnung der einzelnen Termine. Diese geschieht, indem der 
Herold, der sich neben dem Beamten auf der Rednerbühne be- 
findet, den Anzuklagenden aufruft ( citat ) , worauf dieser heran- 
tritt und antwortet. Dies wird anschaulich geschildert von Li- 
vius f ) bei dem zweiten mit P. Scipio abgehaltenen Termine. Der 
Angeklagte wird von dem Herold aufgerufen , er erscheint samrnt 
seinen Freunden und Clienten und fordert die Versammlung auf, 
mit ihm uach dem Capitol zu gehen. Alle folgen , selbst die 
Schreiberund Amtsboten der Tribunen: diese mit dem Herolde, 
der seine Aufforderung an den Angeklagten wiederholte, blieben 
allein übrig. Aber auch bei andern Terminen wird diese Förm- 


a) Dionys. IX, 37 uud 38. 

b) Dionys. IX, 54. 

c) Dionys. X, 5 ifttpayfeiXavTSs o’aviTijj irapelvat Tipis tov ifjfiov. 

d) Dionys. X, 34 und 48. 
o) App. bell. civ. I, 24. 

f) Liv. XXXVIII, 51 Citatus reus — ad rostra subit und nachher (ut 
cum tribunis) praeter servilem comitatum et praeconem , qui reum ex ro- 
stris citabat, nemo esset. Vergl. c. 52 und oben S. 263. 
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lichkeit erwähnt und dass sie nothwendig war , ergiebt sieh selbst 
aus den schon früher angeführten“) Worten Ciceros, der von 
seinem eigenen Processe spricht: „es sei gegen ihn weder der 
Befehl erlassen worden zu erscheinen”, was auf die diei dictio 
geht; „noch sei er aufgerufen”, was sich auf die Eröffnungs- 
förmlichheit der einzelnen Termine bezieht ; „noch augeklagt wor- 
den”, was die drei gegen den Anzuklagenden abzuhaltendeu 
Termine bezeichnet. Aus der eben erwähnten Schilderung bei 
Livius, wo es heisst, der Herold habe, als P. Scipio mit dem 
gesammten Volke fortgegangen, seine Aufrufungen fortgesetzt, 
darf man sogar sehliessen, dass derselbe, im Falle der Auzu- 
klagende nicht sogleich antwortete, seine Citation wiederholen 
musste: erst wenn dies eine bestimmte Anzahl von Malen ge- 
schehen war, galt der nicht Erscheinende als abwesend. 

Cicero sagt in seiner Schilderung der Vulksgerichte b ), es 
sei dem Angeklagten Vieles verstattet, um den Zorn des Volkes 
zu besänftigen und das Mitleiden desselben zu erregen. Es gilt 
aber als Angeklagter (reus) derjenige, dem zu seiner Verant- 
wortung ein Termin von dem Beamten gesetzt ist. Festus sagt 
zwar“), reus heisse derjenige, welcher sich gerichtlich verant- 
worte; aber er will damit nicht den Zeitpunkt, von dem Jemand 
reus zu sein beginnt, bezeichnen. Durch viele Beispiele seit 
den älteste^Zeiten stellt es fest, dass schon derjenige, welchem 
sein Termin zur Verantwortung angesetzt war, das that, was 
die Sitte von dem Angeklagten forderte, und als reus betrachtet 
wurde. Schon bei dem ersten Volksgerichte, dem Coriolans, 
sagt Livius d ), sobald sein Termin angesetzt war, seien alle 
Patricier bittend bei der Plebs umhergegangen: „man hätte sie 
alle zusammen rei nennen können”. Auch bei den Schwurge- 
richten späterer Zeit heisst derjenige, gegen welchen die Klage 


a) S. oben S. 244. Cic. de dom. 17, 45 quid mdiguius quam qui neque 
adesse sit iussus neque citatus neque accusatus , de eius capite — perditos 
suffragium ferro. 

b) Cic. de dom. 17, *45 cum multa etiam ad placandum atque ad rni- 
sericordiam reis concessa sint. 

c) Festus p. 273 Reus nunc dieitur, qui causam dicit. 

d) Liv. 11, 35. 
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angenommen ist, reit#, selbst wenn noch kein Termin stattge- 
funden hat. Die Sitte verlangte , dass der Angeklagte in seinem 
Xeussern Trauer zeigte und dadurch das Mitleid des Volkes zu 
erregen suchte. Wie die Bewerber um Ehrenstellen sich heiter 
und in glänzender Kleidung zu zeigen pflegten , so trugen um- 
gekehrt Angeklagte ihre Bekümmerniss und Angst zur Schau. 
Es gehörte dazu Veränderung der sonst gewöhnlichen Kleidung 
(vestis mutatio), Ablegen der Auszeichnungen, welche den Se- 
natoren oder dem Ritterstande zukommen, auch der goldenen 
Ringe“), Wacbsenlassen des Bartes, seit der Zeit, wo es die 
Mode verlangte ohne Bart zu sein b ), und manches Andere, was 
gleicherweise bei Familien- oder allgemeiner Landestrauer Sitte 
war. Eine kurze Andeutung, wie Cicero sich nahm, als ihm 
Anklage drohte, giebt Appian c ): es heisst, er habe ein Ritter- 
kleid angezogen. Näher auf die Einzelheiten hiervon einzugehen 
und die verschiedenen Meinungen älterer uud neuerer Gelehrten 
darüber zu prüfen, gehört nicht in eine Darstellung des Gerichts- 
wesens. Nicht bloss die Angeklagten selbst zeigten sich so dem 
Volke, sondern auch ihre Verwandten und Freunde. Als der 
Decemvir Ap. Claudius von dem Tribunen M. Verginius ange- 
klagt und in das Gefängniss geworfen war , erschien sein Oheim 
C. Claudius, trotzdem er früher seines Neffen politischer Gegner 
gewesen war, in Trauerkleidern sammt seinen Renten und 
Gentilen auf dem Markte, die einzelnen Bürger um Gnade für 
seinen Verwandten bittend. d ) Bei Manlius Capitolinus’ Pro- 
cesse galt es als besonders auffallend, dass der Angeklagte allein 
in Trauerkleidern war, seine Brüder, Verwandten, Schwäger, 
alle Patricier überhaupt ihren Hass gegen ihn durch die gewöhn- 
liche Kleidung, in welcher sie sich öffentlich sehen Hessen, be- 
zeugten. 0 ) Bei der Anklage des Consuls C. Sempronius im 
Jahre 422 v. Chr. erklärten sogar vier Collegen des anklagen- 

a) Liv. XL11I, 16 principe« civitatis in eonspcctu populi anulis positis 
vestem mutarunt. 

b) Vergl. Gell. 111, 4. 

c) App. bell. civ. II, 15; Dio Gass. XXXVII, 14. 

d) Liv. III, 58. 

e) Liv. VI, 20. 
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den Tribunen, sie würden zugleich mit dem Angeklagten Trauer- 
kleider aulegen und erzwangen dadurch ein Aufgeben des Pro- 
eesses.“) Nur selten war es und galt als Zeichen hochherziger 
Gesinnung und ungebeugten Muthes, dass Einzelue bei ihrer 
Anklage kein Mitleid zu erregen suchten und sich vor dem Volke 
nicht deruütkigten , wie es von Ap. Claudius , der im Jahre 470 
v. Chr. angeklagt wurde und von P. Scipio berichtet wird. b ) 
Es erhellt aus den angeführten Beispielen, dass die Sitte sich 
nicht allmälig aus dem Bewusstsein von der Macht des Volkes 
bildete, sondern uralt war; wahrscheinlich bestand sie schon, 
ehe die Volksgerichtsbarkeit überhaupt eingeführt war, bei den 
Processen, welche vor den Königen geführt wurden. Sie musste 
nur ausgedehnter werden und mehr zur Geltung kommen , als 
das Crt heil von dem Einzelnen, der um seiner selbst willen meist 
auf Gerechtigkeit halten musste, au die allen Leidenschaften zu- 
gängliche Menge übertragen wurde. Sonst erscheint sie schon 
in den ältesten Zeiten wunderbar ausgebildet, da alle Verwandte 
und sonstige Angehörige des Angeklagten auftraten: kaum liess 
sich etwas Neues dazn erfinden und die spätere Zeit schuf auch 
nur Einzelnes auf besonderen Verhältnissen beruhendes, z. B. dass 
ein Sohn für seiuen Vater im Angesichte des Volkes den An- 
kläger bat®), oder dass die Kinder des Angeklagten bei dem 
Termine erschienen, wie es beim Processe von Ser. Galba ge- 
schah 11 ) oder in Bezug auf die Reden der Vertheidiger. Denn 
Advoeaten im Römischen Sinne, welche durch ihr Erscheinen 
vor Gericht ihre Theilnahme an dem Schicksale des Angeklag- 
ten bekundeten , gab es seit den ältesten Zeiten. 

Diese Sitte, auf das Gefühl der Richtenden einzuwirken, 
ihren Zorn oder ihr Mitleid zu erregen, ist belehrend für die 
Stellung, welche überhaupt die Volksgerichtsbarkeit bei den 
Römern eiunahin. Nach uusern und zum Theil auch des Grie- 
chischen Alterthums Ansichten ist eine solche Einwirkung un- 
zulässig und mit der Unparteilichkeit der Rechtspflege, welche 

a) Liv. IV, 42. 

b) Ueber jenen spricht Liv. 11, 61 ; über diesen Gell. 111, 4. 

c) Val. Max. VIII, 1, 3. 

d) Val. Max. Vlll, 1, 2. 
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die Thatsachen und die Beweggründe derselben allein ins Auge 
fasst, unverträglich: die Römer nahmen indessen nicht diesen 
Standpunkt ein. Es kam ihnen nicht auf Recht oder Unrecht, 
auf Schuld oder Unschuld, sondern nur auf Freisprechung oder 
Verurtheilung an. Es dauerte lange, ehe sie ihren Strafgerich- 
ten diesen Character nahmen: trotz der Veränderungen, welche 
später in den Gerichten eintraten, ist ihnen dies, so lange der 
Freistaat bestand, nicht gelungen. Denn man wagte es nicht, 
den Grundsatz, dass die Volksversammlung die höchste Entschei- 
dung über Bürger habe, aufzugeben und erst die Kaiserregierung, 
so sehr sie auch sonst andere Gebrechen herbeiführte, änderte 
den Character der Strafgerichte. Das Volk in seiner Masse ist 
für die Entscheidung von Rechtsfragen untauglich: es wird von 
Leidenschaften und persönlichen Beweggründen geleitet. Das 
Privatreclit nahm einen glücklicheren Verlauf. Nachdem durch 
Servius Tullius’ Einrichtung das eigentliche Urtheil in die Hände 
einzelner, von den Parteien vereinbarter, Richter gekommen war, 
wurde es juristisch ausgebildet und seine Gerechtigkeit und Un- 
parteilichkeit waren un bezweifelt. Das Criminalrecht, welches 
durch die Volksgerichte geübt wurde, hatte stets eineu politischen 
Character, nicht nur da wo es sich um politische Vergehen oder 
um politisch hervorragende Personen handelte, sondern auch wo 
wirkliche, gemeingefährliche Verbrechen bestraft werden sollten. 
Dass des jungem Afrieanus Ermordung oliue Untersuchung blieb, 
wird besonders angeraerkt, wegen der hohen Stellung des Er- 
mordeten; aber ähnliche, nur äusserlich weniger hervortretende, 
Fälle werden vielfach vorgekommen sein, ohne Aufsehn zu erre- 
gen. Es ist zu verwundern, dass dies Verlassen der Gerechtig- 
keit in einem so wichtigen Zweige der Rechtspflege nicht zu 
schlimmeren Folgen geführt hat, wie sie, das Gemeinwesen zer- 
störend, in den Griechischen Staaten hervortraten: man muss 
dies dem grossen Einflüsse zuschreiben, welchen, trotzdem dass 
die eigentliche Entscheidung beim Volke lag, die Beamten durch 
Anklagen , Leiten des Processes und Einspruchthun austibteu : 
erst als auch sie durch übermässigen Ehrgeiz und Habsucht ver- 
derbt waren, trat ungeachtet der inzwischen geschehenen Be- 
schränkung der Volksgerichte deren Verderblichkeit in vollem 
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Masse hervor. Aber man würde Unrecht thun , wenn man diese 
Uebelstände nur der Entstehung der Provocation und des ausser- 
ordentlichen tribunicischen Verfahrens zuschreiben wollte: sie 
würden in diesem Falle allmälig aufgetreteu, allmälig gewachsen 
sein. Sie erscheinen aber sogleich in den ersten Processen der 
Republik in einer Ausdehnung, dass man sie als in uralter Sitte 
begründet ansehen muss. Aus dieser entsprang die Einsetzung 
der Yolksgerichtsbarkeit selber und erst als sie überwunden war, 
konnte der Grundsatz, dass auch im Strafverfahren äusseres 
Recht und innere Gerechtigkeit Hand in Hand gehen müssten, 
zu thatsächlicher Geltung gelangen. 

Zehntes Capitel. 

Die uns bekannten Processe, welche vor dem Volke in Tributcomitien ge- 
führt wurden , nach der Zeitfolge geordnet. Sie reichen bis in die Zeit, 
wo die Schwurgerichte entstanden. 

Wir haben bei der Schilderung des ausserordentlichen Pro- 
cessverfahrens vor dem Volke vielfach die uns überlieferten 
Fälle von Anklagen durch Volkstribunen und Aedilen erwähnt. 
Es ist indessen, zweckmässig, alle derartigen Beispiele, welche 
bei den Schriftstellern Vorkommen, noch besonders zusammen- 
zustellen , und zwar wird diese Zusammenstellung nach der 
Zeitfolge der Processe geschehen müssen. . Denn da dieselben 
wegen jeden Vergehens erfolgen können und das Verfahren bei 
jeder Anklage, mag sie von den Tribunen oder Aedilen aus- 
gehen, ein und dasselbe ist, hat nur eine solche Anordnung 
eine innere Berechtigung für sich. Eine natürliche Abtheilung 
der Volksprocesse entsteht .durch die verschiedenen Befugnisse 
der Centuriat- und Tributcomitien, von denen jene über Capi- 
tal-, diese über Geldklagen entschieden: wir werden zunächst 
die letzteren verzeichnen, von der Zeit der Zehnmänner an bis 
zum Untergange der Republik. Denn die in den Anfang der Re- 
publik fallenden haben wir schon früher“) vollständig be- 
sprochen. 79 ) 


a) S. I, 240 —295; oben S. 30flg(l. 
ii. 20 
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441 v. Chr. Die für die Colonie Ardea ernannten Drei- 
männer Menenius Agrippa, T. Cloelius Siculus, M. Aebutius 
Elva, waren gleicher Weise bei den Patriciern wie bei den Ple- 
bejern unbeliebt. Denn jene batten sie beleidigt, weil sie un- 
parteiisch, ohne auf die Empfehlung mächtiger Freunde zu achten, 
das Land angewiesen hatten, diese zürnten, dass überhaupt 
Staatsländereien an die ßundesgenosseu vertheilt wurden. Sie 
wurden deshalb vou den Tribunen angeklagt, wahrscheinlich auf 
Geldstrafe, blieben aber in ihrer Colonie und entgingen dadurch 
als abwesend der gerichtlichen Untersuchung.*) 

423 v. Chr. Die Militärtribunen des vorigen Jahres M. 
Postumius und P. Quinctius, welche .bei Veji unglücklich ge- 
kämpft hatten, wurden von Volkstribunen augeklagt. Der erste 
der Angeklagten M. Postumius wurde zu 10000 As Strafe ver- 
urtheilt,, der zweite, dessen Process später war, freigesprochen. 
Er entschuldigte sein Unglück und für ihn bat flehentlich beim 
Volke der berühmte Quinctius Capitolinus. b ) 

422 v. Chr. Der Consul des vorigen Jahres C. Sempronius 
Atratinus wurde von dem Volkstribunen L. Hortensius wegen 
schlechter Kriegführung angeklagt: schon w’ährend seines Con- 
sulates selbst war der Angeklagte von einem Tribunen heftig 
angegriffen worden. c ) Der Ankläger hatte schon den ersten 
Termin angesetzt, als vier von seinen Collegen erklärten, wenn 
er bei seiner Anklage beharrte, zugleich mit dem Angeklagten, 
als ihrem früheren Feldherrn, Trauerkleider anlegen und das 
Volk für ihn bitten zu wollen. Gesetzlich hätten sie ohne Zwei- 
fel Einspruch thun oder den Angeklagten, wenn er sich nicht 
stellte 11 ), in Schutz nehmen können; allein zu einer so starken 
Massregel mochten sie, wahrscheinlich weil wirklich Grund zur 
Anklage vorlag , nicht schreiten : sie wandten sich an die Gnade 
des Volkes. Der Ankläger sah sich dadurch bewogen, von der 
Anklage abzulassen 6 ), oder vielmehr das Volk zwang ihn durch 

a) Liv. IV, 11. Vergl. oben S. 251. 

b) Liv. IV, 40 und 41. 

c) Liv. IV, 40. 

d) S. oben S. 274. 

e) Liv. IV, 42. Vergl. obeu S. 277. 
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den Beifall, welchen es den vier Tribunen zollte, davon abzu- 
stehen.") Trotzdem wurde zwei Jahre später, 420 v. Chr., die 
Anklage gegen Sempronius vou drei Volkstribunen, L. Antistius, 
Sex. Poinpilius und M. Canulejus, erneuert, und zwar aus Pri- 
vatliass, weil ein Vetter des Angeklagten als Militärtribun einen 
Bruder und einen Sohn der Ankläger bei der Wahl der Quästo- 
ren zurückgesetzt hatte: sie suchten seine Volksgunst dadurch 
zu mindern, dass sie ihn als heftigsten Widersacher einer beab- 
sichtigten Ackervertheilung hinstellten. Der Angeklagte ver- 
theidigte sich selbst und wurde, wenngleich die Patricier alles 
Mögliche versuchten, um das Volk zu begütigen, zu einer 
Strafe vou 15000 As verurtheilt. b ) 

401 v. Chr. wurden zwei Militärtribunen des vorigen Jah- 
res, M’. Sergius und L. Verginius von drei Volkstribunen, P. 
Curiatius, M. Metilius und M. Minucius, wegen unglücklicher 
Kriegführung angeklagt und jeder zu 10000 As Strafe verur- 
theilt. 0 ) Es scheint, als ob beide Angeklagten zusammen einen 
Termin gehabt haben : wenigstens die Ankläger waren bei bei- 
den 'dieselben und die Strafeu gleich. 

393 v. Chr. wurden zwei Volkstribuuen von vor zwei Jah- 
ren A. Verginius und Q. Pomponius vor Tributcomitien, ohne 
Zweifel von Volkstribunen, angeklagt, weil sie gegen den Vor- 
theil der Plebs Einspruch gethan hatten und jeder zu 10000 As 
Strafe verurtheilt, wahrscheinlich ebenfalls in einem Termine. d ) 
Es ist dies in der altern Zeit das einzige Beispiel, dass Volks- 
tribunen für ihren Einspruch nach Niederlegung ihres. Amtes zur 
Rechenschaft gezogen wurden und Livius schildert die Ent- 
rüstung der Patricier, welche Unverantwortlichkeit für die Tri- 
bunen verlangten. Erst in der letzten Zeit der Republik kommen 
Anklagen auch von gewesenen Volkstribunen vor, theils in 
Volks-, theils in Schwurgerichten, aber sie geschehen, weil 


a) Val. Max. VI, 5, 2. Vcrgl. oben S. 260. 

b) Liv. IV, 44. Vergl. oben S. 151. 

c) Liv. V, 11 und 12. Vergl. oben S. 205. 

d) Liv. V, 29. Vergl. S. 206. 
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sie zum angeblichen Besten der Plebs gewalttätiger Weise die 
Gesetze verletzt hatten.*) 

391 v. Ohr. wurde M. Furius Camillus von dem Volkstri- 
bunen L. Appulejus angeklagt. Der Anklagegrund bestand in 
der Beschuldigung, dass Camillus einen Theil der Beute von 
Yeji unterschlagen habe b ): den Hass des Volkes hatte er sich 
zugezogen, weil er die Plünderung von Falerii nicht erlaubt 
hatte. Er stellte sich wegen Familientrauer nicht zu den Unter- 
suchungsterminen c ), und verschmähte das Anerbieten seiner Ver- 
wandten und Tribusgenossen, die Geldstrafe zu erlegen. Im 
Zorn über die Undankbarkeit seiner Mitbürger ging er in die 
Verbannung, worauf er abwesend zu einer Strafe von 15000 As 
verurtheilt und diese sicherlich aus seineu Gütern eingezogen 
wurde: auch seine freiwillige Entfernung wurde durch Volks- 
beschluss als gesetzliche Verbannung erklärt. Denn später 
wurde er feierlich durch Centuriatcomitien zurückgerufen d ) und 
ihm wohl auch seine Güter wiedergegeben. Als er nachher zum 
vierten Male Dictator war, 368 v. dir., gerieth er in einen 
neuen Streit mit den Volkstribunen. Es heisst, diese hätten 
ein Gesetz bei der Plebs beantragt und die Plebs es angenom- 
men, dass, wenn Camillus etwas gegen den Vortheil der Plebe- 
jer tliäte, er eine Geldstrafe von 500000 As erlegen sollte. Nach 
Livius’ Darstellung") erscheint dies als ein sogenanntes Privile- 
gium , wie es durch die zwölf Tafeln verboten war und wie man 
es in dieser Zeit nicht annehmen darf. Dagegen Plutarch f ) be-: 

a) S. I, 198 und Anm. 98. 

b) Dies sagen ausdrücklich Liv. V, 32; Plut. Cam. 12; Zon. VII, 22. 
Die Gründe zum Volkshasse führen an Plut. c. 11; Dio Cass. fr. 28; Zon. 
1. 1. Vergl. auch Diodor. XIV, 117; Dionys. XIII, 5. 

c) Plut. Cam. 11. Vergl. oben S. 280 und 294. 

d) Cic. de dom. 32, 86 Kaeso ille Quinctius et M. Furius Camillus et 
C. Servilius Ahala, cum essent optime de republica raeriti, tarnen populi 
incitati vim iraemidiamque subierunt damnatique, comitiis eenturiatis, cum 
in exilium profugissent , nirsus ab eodem populo placato sunt in suam pristi- 
nam dignitatem restituti, wo der Ablativ comtftis cen turiaiis mit restiivii 
zu verbinden ist, wie man aus Liv. V, 46 ersieht. Vergl. oben S. 296, 
I, 274 und Anm. 126. 

e) Liv. VI, 38. 

f) Plut. Cam. 39. 
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richtet, Camillus hätte für eben denselben Tag, an welchem die 
Volkstribunen Tributcomitien zur Durchführung ihres Gesetzes 
halten wollten , eine Aushebung angesagt. Damit hätte er sich 
eines Vergehens gegen die tribunicische Unverletzlichkeit schul- 
dig gemacht und es wäre vollkommen begründet gewesen , wenn 
er deshalb selbst während seines Amtes vor Gericht gezogen 
worden wäre: es erscheint sogtu - als ein rücksichtsvolles Beneh- 
men, wenn ihm deshalb nur, im Falle er sein Vergehen wirk- 
lich ausführte, eine Geldstrafe nach Volksbeschluss angedroht 
wurde.*) 

Nach der Ausgleichung der Stände durch die Licinischen 
Gesetze hören wir für lange Zeit nichts von Anklagen cunilischer 
Beamten: die Heftigkeit der politischen Parteikämpfe hatte aus- 
getobt und die Zulassung der Plebejer zum Consiüate beförderte 
die Eintracht zwischen den Tribunen und übrigen Beamten, 
welche bei etwaigen Ausschreitungen durch Verhandlungen im 
Senate, nicht durch Anklagen vor dem Volke gezügelt wurden. 
Dagegen tritt eine Anzalil von Processen gegen solche auf, welche 
sich gegen die Ackergesetze vergangen hatten, vor dem Volke 
geführt von den Aedilen, deren besonderes Amt dies gewesen 
zu sein scheint. Zuerst, heisst es, wurde so vor das Gericht 
des Volkes gebracht der Beantrager des Ackergesetzes selbst, 
C. Licinius Stolo, der im Jahre 357 v. Chr. von M. Popilius 
Laenas, wahrscheinlich einem Aedilen, beim Volke angeklagt 
und zu 10000 As Strafe verurtheilt wurde. b ) Mehrere Ankla- 
gen gleicher Art wurden im Jahre 298 von den Aedilen ange- 
stellt 0 ); im Jahre 296 heisst es, seien von den plebejischen 
Aedilen Spiele gegeben worden für das Geld, welches sie als Strafe 
wegen Uebertretung der Ackergesetze eingetrieben hatten' 1 ); im 
Jahre 293 wurde von den curulischen Aedilen aus gleichen 
Strafgeldern eine Strasse nach Bovillae gebaut. 0 ) In späterer 

a) S. oben S. 222. 

b) Liv. VII, 16; Val. Max. VIII, 6, 2; Plin. nat. hist. XVIII, 17; Plut 
Cam. 39; DioDys. XIV, 21. 

c) Liv. X, 13. 

d) Liv. X, 23. 

e) Liv. X, 47. 
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Zeit (denn bei der zunächst folgenden fehlt uns theils die aus- 
führlichere Ueberlieferung, theils ruhten dergleichen Processe 
wegen der Punischeu Kriege) 196 v. dir. wurden von den ple- 
bejischen Aedilen aus gleichem Grunde Viele bei dem Volke ange- 
klagt, drei verurtheilt und aus den Strafgeldern ein Tempel ge- 
baut*); 193 v. Chr. thaten ein gleiches die curulischen Aedilen. h ) 

344 v. Chr. fanden verschiedene Verurteilungen wegen 
Geldwucher durch das Volk statt, auf Anklagen von Aedilen. 
Die Namen der Angeklagten und Ankläger werden nicht ange- 
geben.“) 

314 v. Chr. stellte der in der Geschichte des Römischen 
Rechtes bekannte Cn. Flavius als curulicher Aedil verschiedene 
Klagen gegen Wucherer an und erbaute aus den Strafgeldern 
eine goldene Kapelle. rt ) 

296 v. Chr. führten zwei curulische Aedilen Cn. und Q. 
Ogulnius Processe gegen Wucherer und weihten aus den 
Strafgeldern Geschenke für den Tempel des Capitolinischen Ju- 
piters.“) 

295 v. Chr. klagte der curulische Aedil Q. Fabius Gurges 
einige Bürgerinnen wegen stuprum beim Volke an, strafte sie 
um Geld und erbaute aus den Strafgeldern einen Tempel der 
Venus.') Das Vergehen muss nicht bedeutend gewesen sein, 
da es durch eine solche nicht entehrende Busse gesühnt w r erden 
konnte. 

293 v. Chr. wurde der Consul des vorigen Jahres L. Postu- 
mius Megellus von dem Volkstribunen M. Scantius angeklagt, 
weil er während seines Amtes gegen die Beschlüsse des Sena- 
tes gehandelt hatte. Er vermied die Anklage dadurch, dass er 
als Legat bei dem damaligen, sehr beliebten Consul Sp. Carvi- 
lius eintrat . g ) Indessen wurde er einige Jahre später, 290 v. Chr., 


a) Liv. XXXIII, 42. 

b) Liv. XXXV, 10. 

c) Liv. VII, 28. 

d) Plin. nat. hist. XXXIII, 19. 

e) Liv. X, 23. 

f) Liv. X. 31. 

g) Liv. X, 46. Vergl. c. 37 und oben S. 252. 
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nach einem dritten Consulate, weil er inzwischen die Volksgunst 
verloren hatte, von zwei Tribunen angeklagt und von allen Tri- 
bus zu einer Strafe von 200000 As verurtheilt : man bewies ihm, 
dass er die Soldaten zu Feldarbeiten auf seinen Ländereien ge- 
braucht hatte.*) 

248 v. Chr. wurde P. Claudius Pülcher , der Consul des 
vorigen Jahres, weil er gegen die Auspicien und auf das Un- 
glücklichste mit den Carthagern gekämpft hatte, von zwei Volks- 
tribunen perduellionis angeklagt : als ihre Namen werden Pullius 
und Fundanius imgegeben. Es kam bis zu den Comitien des 
vierten Termines und Claudius hatte keine Aussicht, der Ver- 
urtheilung • zu entgehen, als ein Unwetter die Verhandlungen des 
Volkes auflöste und damit den ganzen Process beendigte. In- 
dessen der Hass des Volkes gegen den Angeklagten dauerte 
fort und die Ankläger wollten ihre Anklage mit gleichem Straf- 
antrage von Neuem beginnen. Aber die andern Tribunen, deren 
Hülfe Claudius anrief, erklärten sich dagegen und gestatteten 
nur noch eine Anklage auf Geldstrafe. In ihr wurde er zu einer 
Strafe von 120000 As verurtheilt u ) 

• 246 v. Chr. wurde Claudia, die Schwester des eben ange- 
führten Consuls, wegen eines gottlosen Wunsches, welchen sie 
öffentlich ausgesprochen hatte, von den beiden plebejischen 
Aedilen C. Fundanius und Ti. Sempronius angeklagt und zu 
einer Geldbusse von 25000 As verurtheilt. 0 ) 

227 v. Chr. klagte der später berühmt gewordene M. Mar- 
cellus als curulischer Aedil einen Volkstribuneu M. Scantinius 
Capitolinus. beim Volke an, weil derselbe des Marcellus' Sohn • 
zur Unzucht hatte verleiten wollen. Der Angeklagte wollte sich 
nicht zum Termine stellen, weil er vermöge seines Amtes un- 
verletzlich sei; aber das Collegium der Tribunen, an welches 
sich der Ankläger wandte , erklärte , es hätte nichts gegen die 
Untersuchung. So wurde der Angeklagte nur auf das Zeugniss 


a) Liv. per. XI; Dionys. XVI, 18. 

b) Schol. Bob. Cic. p. 337 ; Val. Max. VIII, 1, 4 ; Polyb. I, 52. Vergl. 
oben S. 265. 

■ c) Gell. X, 6; Val. Max. VIII, 1, 4; Suet. Tib. 2; Liv. per. XIX. 
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des Jünglings, welchen er hatte verführen wollen, verurtheilt.*) 
Dies ist die Erzählung von Valerius Maximus. ü ) Dagegen Plu- 
tarch c ) nennt den Angeklagten einen Collegen des Anklägers, 
also einen Aedilen, und diese Nachricht mag richtig sein. Aber 
falsch ist es, dass er den Process im Senate geführt werden 
lässt und von einer Verurtheilung durch die Senatoren spricht. 
Dies ist unmöglich. Hätte der Senat selbst eine Gerichtsbarkeit 
über Römische Bürger gehabt, Tribunen oder Aedilen gehörten 
sicherlich nicht unter dieselbe. Man muss aunehmen, Marcel- 
lus habe seine Beschwerde zuerst im Senate angebracht und dort 
habe man bestimmt, wie das gerichtliche Verfahren eingeleitet 
werden sollte. Aber dieses selbst fand vor dem Volke statt 
und das Volk fällte die Entscheidung. Das Urtheil lautete auf 
Geldstrafe, wobei der Verurtheilte keine Einbusse an seiner Ehre 
litt und sein Amt weiter führen konnte' 1 ): aus der Strafsumme 
weihte Marcellus ein Geschenk an die Götter. 

218 v. Chr. wurden die Consulu des vorigen Jahres, M. 
Livius Salinator und L. Aemilius Paulus, wegen Unterschlagung 
von Beute, welche sie im lllyrischen Kriege gemacht hatten, 
angeklagt und der erstere verurtheilt. Er hätte nach Erlegung 
der Geldstrafe in voller Ehre und Würde in Rom bleiben kön- 
nen; allein im Aerger und Gefühle seiner Schande zog er sich 
auf das Land zurück, von wo er erst im Jahre 208 wider sei- 
nen Willen zurückgeholt wurde. Er bekleidete dann ein zweites 
Consulat und auch die Censur. c ) Sein College Aemilius wurde 
mit genauer Noth losgesprochen. f ) . 

214 vor Chr. winden die beiden Censoren P. Furius und 
M. Atilius von dem Volkstribunen L. Metellus beim Volke an- 
geklagt, wegen welchen Vergehens, weiss man nicht. Der An- 
kläger zürnte ihnen , weil er von ihnen ein Jahr vorher aus deu 


a) Vergl. oben S. 268. 

b) Val. Max. VI, 1, 7. Vergl. I, 207 und oben 224. 

c) Plut. Marc. 2. 

d) S. oben S. 293. 

e) Liv. XXVII, 34; XXIX, 37; Aur. Vict. de vir. Ul. 50. Vergl. oben 
S. 294. 

f) Liv. XXII, 35 und 40 und 49. 
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Tribus gestossen worden war, aber durch den Beschluss aller 
seiner Collegen wurde er daran gehindert, die Anklage während 
der Censur selbst vorzunehmen. 11 ) 

212 v. Chr. wirde M. Postumius Pyrgensis , ein Staatspäch- 
ter, welcher bei den Lieferungen für die Armee viele Betrüge- 
reien begangen hatte, da er aus politischen Gründen nicht vor 
das ordentliche Gericht gezogen werden sollte, am Ende von 
zwei Volkstribunen Sp. und L. Carvilius beim Volke angeklagt, 
auf eine Geldstrafe von 200000 As. Einer der Volkstribunen 
L. Servilius Casca war mit dem Angeklagten befreundet und 
deshalb entschlossen, beim vierten Termine gegen die Abstim- 
mung des Volkes Einspruch zu thun; indessen liess er sich 
durch das Geschrei des auf Postumius erbitterten Volkes er- 
schrecken und erhob seinen Einspruch nicht. Deshalb brauchten 
die übrigen Freuude des Angeklagten, die Staatspächter, welche 
sich gleicher Schuld bewusst waren , Gewalt und störten das 
Gericht: die Ankläger selbst, ausser Stande die Ordnung auf- 
recht zu erhalten, entliessen die Comitien. Damit war dieser 
Process aufgehoben und Postumius von der Geldstrafe befreit; 
aber wegen der verübten Gewaltthätigkeiten wurden in Folge 
davon nach Senatsbeschluss gegen ihn und seine Genossen Ca- 
pitalprocesse vor dem Volke anhängig gemacht. b ) 

211 v. Chr. wurde Cn. Fulvius, der Prätor des früheren 
Jahres, vou dem Tribunen C. Sempronius Blaesus wegen unge- 
schickter. Kriegführung in Apulien angeklagt und zwar auf Geld- 
strafe. Zwei Termine hatten stattgefunden: beim dritten erst 
kam durch die beschworenen Aussagen der Zeugen 'die volle 
Feigheit und Unfähigkeit des Angeklagten zu Tage und das 
Volk verlangte mit lautem Geschrei, es solle gegen ihn Capital- 
strafe beantragt werden. Der Ankläger ging darauf ein, der 
Angeklagte aber rief die Hülfe der andern Tribunen an, welche 
nach angestellter Berathung entschieden, ihr College sei nach 
Sitte der Vorfahren zu einer Aenderung des Processes und Be- 


a) Liv. XXIV, 43. Vergl. oben S. 224. 

b) Liv. XXV, 3. Vergl. oben S. 259, 262, 267, 273, 281, 289, 297. 
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antragung einer Capitalstrafe berechtigt. So wurde vom vierten 
Termine an ein Capitalproeess gegen Fulvius geführt.“) 

203 v. Chr. wurde M. Clauilius Marcellus, der erbittertste 
Bekämpfer Hannibals, ebenderselbe, der, wie wir gesehen, im 
Jahre 227 einen Process als Ankläger geleitet hatte, von dem 
Tribunen C. Publicius Bibulus angeklagt, auf Verlust seines 
Oberbefehls, wie Livius sagt, wahrscheinlich aber auch auf Geld- 
strafe. Er war, als die diel dictio geschah, bei dem Heere* in 
Venusia, eilte aber zum Termine nach Rom: der Termin wurde 
in der Flaminischen Rennbahn gehalten und die Vertheidigung 
des' Angeklagten war so überzeugend, dass er am folgenden Tage 
zu seinem fünften Consulat erwählt wurde. 1 *) 

204 v. Chr wurden die Censoren M. Livius und C. Claudius 
Nero, welche in gegenseitiger Feindschaft ihr Amt verwaltet 
und vielfachen Anstoss gegeben hatten, nach dem Ende ihres 
Amtes von dem Tribunen Cn. Baebius beim Volke angeklagt. 
Indessen der Senat nahm sich ihrer an und bewog durch seine 
Fürsprache den Ankläger zurückzutreten. 0 ) 

*195 v. Chr. war M. Porcius Cato Consul. Er giebt in sei- 
nem reichbewegten Leben das anschaulichste Bild von der ausser- 
' ordentlichen Regsamkeit, welche zu jener Zeit in den Gerich- 
ten und zwar namentlich in den ausserordentlichen Gerichten der 
Volkstribunen herrschte. Es war nicht mehr der Kampf eines 
Standes mit dem andern, der damals so, wie in derZeit vor 
den Licinischen Gesetzen,. Processe gegen die angesehensten 
Männer des Staates veranlasste, sondern wirklich das Streben 
nach guter und gerechter Staatsverwaltung, welches durch die 
über einzelne Massregeln und Grundsätze entstandenen Parteien, 
sowie durch die politischen Feindschaften der hervorragenden 
Familien befördert wurde: hauptsächlich spielten die Volkstribu- 
nen als die Wächter des Volkes, dabei eine bedeutende Rolle. 
Wäre uns Catos Leben in seinen Einzelheiten bekannt, so wür- 
den wir daraus die umfassendste Belehrung über das Römische 


a) Liv. XXVI, 2 und 3. Vcrgl. oben 8. 232, 255, 257, 259, 268, 272. 

b) Liv. XXVII, 20 und 21 ; Plut. Marc. 27. 

c) Liv. XXIX, 37; Val. Max. II, 9, 6. 
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Gerichtswesen schöpfen können. Es heisst“), er sei vier und 
vierzig Male angeklagt, aber immer freigesprochen worden. Das 
sind alles politische Processe gewesen, alle von Volkstribunen 
vor dem Volke begonnen, meist auf Geld-, aber einige auch auf 
Capitalstrafe gerichtet. Aber ausser diesen Processen, in denen 
er Angeklagter war, führte er selbst andere als Ankläger, ent- 
weder allein oder im Vereine mit Anderen: es wird in seinem lan- 
gen Leben kaum ein wichtiger Process vorgekommen sein, bei 
dem er nicht auf die eine oder die andere Weise betheiligt war. 
Nach seinem Consulate hatte er mehrere Processe zu bestehen: 
wir wissen aber nur, dass er seine dabei gehaltenen Reden in 
eine besondere Sammlung vereinigte, welche „gerichtliche Ver- 
teidigungsreden über sein Consulat” ( Herum dictarum con- 
sulatu suo) hiess.**) Auch nach seiner Censur, 183 v. Chr., 
wurde Cato von einigen Volkstribunen auf eine Geldstrafe von 
120000 As beim Volke angeklagt, aber vergeblich. b ) Berühmt 
war ebenfalls der Capitalprocess , welchen er im sechs und acht- 
zigsten Lebensjahre zu bestehen hatte; aber wir wissen nur, 
dass er sich trotz seines hohen Alters selbst und auf das Nach- 
drücklichste verteidigte 0 ) : wer der Ankläger und was die Be- 
schuldigung war, wissen wir nicht. 

192 v. Chr. begannen die curulischen Aedilen, M. Tuccius 
und P. Junius Brutus, Processe gegen viele Geldwucherer und 
stellten aus den Strafsummen ein vergoldetes Viergespann im 
Tempel des Capitolinischen Jupiter auf. d ) 

189 v. Chr. führten ebenfalls die curulischen Aedilen, P. 
Claudius Pülcher und Ser. Sulpicius Galba, Processe wegen 
Komwuchers: die Strafgelder wurden zu einem Weihgeschenke 
auf dem Capitol verwendet. Die plebejischen Aedilen Q. Ful- 
vius Flaccus und A. Caecilius hatten ebenfalls und zwar abge- 


■ a) Plin. nat. hist. VII, 100 Itaque sit proprium Catonis quatcr et qua- 
dragiens causam dixisse nec quemquam saepius postulatum et semper ab- 
solutum. Vergl. Plut. Cat. 15. 

b) Plut. Cat. 19. * 

c) Liv. XXXIX, 40; Val. Max. VIII, 7, 1; Plut. Cat. 15. 

d) Liv. XXXV, 42. 
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sondert Klagen deshalb angestellt; aber nur der erste hatte einen 
Angeklagten zur Verurtheilung gebracht, der andere keinen.*) 

189 v. Chr. bewarb sich mit vielen andern M\ Acilius Gla- 
brio um die Censur. Er war der Besieger von Antioehus und 
reich und mächtig, aber ein Emporkömmling. Darüber zürn- 
ten die Adligen und veranlassten zwei Volkstribunen, P. Sempro- 
nius Gracchus und 0. Sempronius Rutilus , denselben wegen Un- 
terschlagung von Beute auf eine Geldstrafe von 100000 As anzu- 
klagen. Es wurden zwei Termine abgehalten und die Legaten 
und Tribunen, welche unter Glabrio gedient hatten, verhört: 
ihre Aussagen führten nicht zu sicherem Ergebniss. Dagegen 
M. Cato, ebenfalls Glabrios früherer Legat, bezeugte auf das 
Entschiedenste, er habe goldene und silberne Gefässe in dem er- 
beuteten Lager des Königs gesehen, aber nachher beinö Triumphe 
vermisst Beim dritten Termine erklärte Glabrio von der Be- 
werbung um die Censur zurücktreten zu wollen, worauf das 
Volk den Process nicht weitergeführt haben wollte und die An- 
kläger abzulassen zwang. •*’) 

187 v. Chr. In diesem Jahre begannen die Processe der 
beiden Scipionen , des Africanus und Asiaticus , welche von einer 
im Senate und beim Volke mächtigen Gegenpartei, welche sich 
hauptsächlich auf das Ansehen von M. Porcius Cato stützte, 
unternommen wurden, nicht um Schuldige der Strafe zu über- 
liefern, sondern um die politische Macht der Angeklagten zu 
brechen und selbst zu Einfluss im Staate zu gelangen. Es fan- 
den deshalb zahlreiche Kämpfe theils im Senate, theils in der 
Volksversammlung und vor einem vom Volke ernannten Unter- 
suchungsrichter statt; aber die Ueberlieferung über dieselben war 
eben wegen ihrer Menge und der Verschiedenheit der dabei auf- 
tretenden Personen schon im Alterthum so unsicher , dass Livius 
selbst trotz seines Wunsches, die letzte Lebenzeit des um den 
Römischen Staat hochverdienten P. Scipio Africanus zur Klar- 
heit zu bringen, und trotz der Sorgfalt, mit welcher er die dar- 
auf bezüglichen, noch zu seiner Zeit vorhandenen, schriftlichen 


a) Liv. XXX Vni, 35. 

b) Liv. XXXVII, 57 und 58. Vergl. oben S. 257, 259, 277. 
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Denkmale geprüft hatte, zu keinen bestimmten Ergebnissen kam: 
selbst die Zeitfolge der einzelnen Thatsachen, sowie das Todes- 
jahr von Afrieanus, erschien ihm unsicher und er begnügt sich 
am Ende, die verschiedenen Ueberlieferungen neben einander 
zu erwähnen. 8 ) Es erscheint für uns als ein vergebliches Be- 
mühen, jetzt den wahren Hergang herausfinden zu wollen: man 
kommt, wenn man auch Einzelnes, z. ß. das Todesjahr von 
Afrieanus mit geschichtlicher Wahrscheinlichkeit feststellen kann, 
doch dabin, eine Verschiedenheit der Ueberlieferung schon in 
sehr früher Zeit als bestehend und die Unmöglichkeit der Ent- 
scheidung anzuerkennen: auch eine Vereinigung der Nachrichten 
ist nicht möglich, ohne dem einen oder dem andern, an sich 
glaubhaften, Berichte Gewalt anzuthun. 81 ) Wir unterscheiden 
mit Sicherheit zwei Processe. Der erste war gegen P. Scipio 
Afrieanus gerichtet: der Name des Anklägers und das Jahr der 
Anklage sind nicht sicher. b ) Einige nannten als Ankläger den 
Tribunen M. Naevius: dann fällt der Process in das Jahr 185 v. 
Chr., kurz vor die Zeit, in welcher der glaubhaftesten Ueberlie- 
ferung zufolge P. Afrieanus gestorben sein soll. 0 ) Denn um 
jene Zeit war M. Naevius Tribun. d ) Andere nennen als An- 
kläger die beiden Volkstribunen Q. Petillius: dann fällt der Pro- 
cess in das Jahr 187 v. Chr. e ), und zwar vor den des Asiati- 
cus. Der Process wurde nicht zu Ende geführt, sondern nur 
die zwei ersten Termine der gerichtlichen Untersuchung gehal- 
ten. An dem ersten derselben erschien Afrieanus, liess sich 
aber nicht auf eine Widerlegung der Anschuldigungen ein, son- 
dern sprach nur mit dem höchsten Selbstgefühl über seine Tha- 
ten. Der zweite Termin war der Jahrestag der Schlacht bei 
Zama und als Afrieanus, umgeben von seinen Freunden und 
Clienten, sich an ihm vor den Anklägern eingefunden hatte, 


a) Man sehe Liv. XXXVIU, öOflgd.; XXXIX, 52. 

b) Liv. XXXVIII, 56 Non de accusätore convenit: alii M. Naevium, 
alii Petillios diem dixisse scribunt, non de tempore, quo dicta dies sit. 

c) Cic. Cat, mai. 6. 

d) Liv. XXXIX, 52, der die • Beamtenlisten selber deshalb einge- 
sehen hat. « 

e) Liv. XXXVIII, 50. 
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forderte er alle auf, mit ihm nach dem Capitol und nach andern 
Tempeln der Stadt zu gehen, um den Göttern Dank zu sagen: 
worauf das ganze Volk ihm folgte und die Ankläger mit dem 
Herolde allein zurückblieben. Beim dritten Termine erschien 
Scipio nicht: er entschuldigte sich mit Krankheit und als die 
anklagenden Tribunen diese Entschuldigung nicht annehmen 
wollten, entschieden sieh die übrigen Tribunen für die Gültig- 
keit derselben. Diejenigen, welche den Process in das Jahr 187 
v. Chr. setzen, fügen hinzu, einer . der Tribunen Ti. Semprouius 
Gracchus habe in dem Beschlüsse, welchen er allein für sich 
fasste, erklärt, den Angeklagten überhaupt gegen jeden weiteren 
Process schützen zu wollen, und -da die öffentliche Meinung sich 
lebhaft dafür ausgesprochen, sei der fernere Process unterblie- 
ben, Africanus aber nicht nach Rom zurückgekehrt. Die An- 
klage gegen Scipio lautete, wenngleich dies nirgends erwähnt 
wird, doch sicherlich auf eine Geldstrafe und die Entscheidung 
sollte in Tributcomitien erfolgen: sonst würde eines Prätors, der 
um Ansetzung des Termines für die Centuriatcomitien angegan- 
gen worden wäre, Erwähnung geschehen. Dieser Strafantrag 
hinderte indessen nicht, dass bei der Anklage alle möglichen 
Beschuldigungen und auch die Behauptung vorgebracht wurde, 
Scipio hätte dem Könige Autiochus einen zu milden Frieden ge- 
währt. 4 ) 

Der zweite, ähnliche Process fand gegen L. Scipio, aber 
in etwas grösserer Ausdehnung statt. Auf Betrieb Catos brach- 
ten die beiden Volkstribunen Q. Petillius ein Gesetz ein, es 
sollte über das von dem Könige Antiochus erbeutete Geld eine 
gerichtliche Untersuchung angestellt werden, und der Senat sollte 
unter Vorsitz des städtischen Prätors einen Untersuchungsrichter 
dafür ernennen. Dies Gesetz wurde, als die beiden Tribunen 
Q. und L. Mummius auf Catos Betrieb ihren Einspruch aufgege- 
ben, von allen Tribus angenommen, wahrscheinlich sogar mit 


a) Man sehe Liv. XXXVIII, 51 und App. Syr. 40 und vergleiche noch 
über diesen Process Polyb. XXIV, 9; Diodor. XXIX, 24; Plut. apophth. 
Scip. 10; Gell. IV, 18; Val. Max. III, 7, 1; V, 3, 2; IV, 1, 8; Seuec. 
cous. ad Polyb. 33; Aur. Vict. 49; Gros. IV, 20; Zon. IX, 20. 
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dem von L. Furius Purpureo bei der Berathung im Senate ge- 
machten Zusatze, es sollte überhaupt über alles von Königen und 
Völkern erbeutete Geld eine Untersuchung angestellt werden. 
Denn auch M. Manlius Vulso, welcher gegen die Gallier in Asien 
Krieg geführt hatte , fürchtete hineingezogen zu werden und ver- 
schob deshalb seinen Triumph. *) Demnach wurde vom Senate 
der Fremdenprätor Q. Tereutius Culleo zum Untersuchungsrich- 
ter ernannt. Bei ihm wurden Scipio selbst, seine beiden Unter- 
feldherren A. und L. liostilius Cato, sein Quästor C. Furius 
Aculeo, zwei Schreiber und ein Bote zur Verantwortung gezogen. 
Von ihnen wurden die Uebrigen freigesprochen, Scipio und A. 
liostilius und G. Furius verurtheilt, jeder zu' einer bestimmten 
Geldsumme. Die beiden letzten Verurtbeilten stellten an eben 
demselben Tage, wo sie verurtheilt waren, dem städtischen 
Quästor Bürgen für die Bezahlung der Geldstrafen, Scipio er- 
klärte den Spruch für ungerecht und wollte keine Bürgen stellen. 
Deshalb sollte er in das Gefangniss geführt werden und die Tri- 
bunen, welche von seinen Verwandten um Hülfe angerufen wur- 
den, entschieden, sie wollten sich dem nicht widersetzen. Nur 
einer von ihnen, Ti. Sempronius Gracchus, erklärte, eine Ge- 
fängnissstrafe Scipios überhaupt nicht erlauben zu wollen und er 
hatte die öffentliche Meinung für sich. Die Güter Scipios wur- 
den eingezogen., aber man fand in ihnen keine Spur von Unter- 
schleif. Scipio lehnte die Beiträge seiner Freunde, welche ihm 
die Geldstrafe ersetzen wollten, ab: das Nothwendige- kauften 
ihm seine nächsten Verwandten zurück. 1 ’) Er lebte später zu- 
rückgezogen , aber doch in allen Würden und soll noch an einer 
Gesandtschaft an den König Prusias Theil genommen haben. 0 ) 
Es ist auffallend, dass bei diesem Proeesse, welcher alle Theil- 
nehmer des Feldzugs gegen den König Antioclius umfasste und 
sogar bis auf die Schreiber ausgedehnt wurde , P. Scipio Africa- 
nus nicht erwähnt wird. Denn er war ebenfalls Legat seines 


a) Liv. XXXVIU, 54 und XXXIX, 7. Vergl. oben S. 253. 

b) Liv. XXXVIII, 54flgd. ; Gell. VII, 19; Plut. Cat. 15 und die frü- 
her bei P. Scipios Process angeführten Stellen. 

c) Liv. XXXIX, 56. 


Digitized by Google 



320 Verzeichniss der Processe in Tributcomitien. 

Bruders und der Hauptleiter aller Unternehmungen gewesen. Es 
scheint daraus hervorzugehen, dass er sich damals schon aus 
der Stadt auf 'sein Landgut in Linternum zurückgezogen hatte 
und sicherlich hat diese Erwägung zu derjenigen Ueberlieferung 
beigetragen, welche seinen Process unmittelbar vor dem seines 
Bruders stattfinden lässt und als seine Ankläger die Petillier 
nennt. Es sind überhaupt mannigfache Verhandlungen gegen 
die Scipionen in jener Zeit geführt worden, sowohl im Se- 
nate*), wo P. Scipio überwiegenden Einfluss besass, als vor 
dem Volke. Es wird von Gellius b ) noch ein Tribun C. Minu- 
cius Augurinus genannt, der einen Geldprocess gegen L. Scipio 
eingeleitet habe und diesem Processe zugeschrieben , was nach 
den andern Berichten bei der Untersuchung des Prätors Q. Te- 
rentius in Bezug auf die Gefäugnisshaft geschehen sein soll. Es 
ist, wie bemerkt, für uns ein vergebliches Bemühen, über diese 
Verschiedenheit der Ueberlieferung entscheiden zu wollen: für 
die Erkenntniss des Criminalprocesses gewinnen wir auch dar- 
aus nichts. In welches Jahr auch die Anklagen fallen und wer 
auch die Ankläger sind, die uns berichteten Einzelheiten behal- 
ten dieselbe beweisende Kraft und wir haben deshalb die Pro- 
cesse der Scipionen in unserer früheren Darstellung öfters ange- 
führt. 0 ) 

178 v. Chr. wurde der Consul dieses Jahres A. Manlius 
Vulso wegen seiner Kriege in Istrien mit einer Anklage bedroht, 
es scheint indessen nicht dazu gekommen zu sein. d ) 

170 v. Chr. wurde C. Lucretius, der als Prätor die Chalci- 
denser bedrückt hatte , nach einleitenden Verhandlungen im Se- 
nate, bei denen Gesandte der Bedrückten gehört worden waren, 
von den beiden Volkstribunen M. Juventius Thalna und Cn. Au- 
fidius vor dem Volke angeklagt. Wir haben dabei Nachricht 
von einer aussergerichtlichen Voruntersuchung, welche ebenfalls 
in einer Volksversammlung durch die Tribunen stattgefunden 


a) Liv. XXXVIII, 55; Gell. IV, 18; Val. Max. III, 7, 1. 

b) Gell. VII, 19. 

c) Vergl. S. 256, 257, 259, 264, 265, 271, 276, 279, 291, 292,297,300. 

d) Liv. XLI, 6. 
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batte. Alle Tribus verurtheilten den Angeklagten zu der gegen 
ihn beantragten Geldstrafe von einer Million As. *) 

160 v. Chr. wurde Cn. Tremellius, ein Prätor, wegen einer 
thätlichen Beleidigung, welche er dem Oberpriester M. Aemilius 
Lepidus zugefügt hatte, zu einer Geldstrafe verurtheilt, sicher- 
lich in einem Volksgerichte und während seines Amtes. b ) 

155 v. Chr. Zu diesem Jahre wird uns die kurze Bemer- 
kung überliefert, etliche Prätoren seien von den Provinzen wegen 
Habsucht angeklagt und verurtheilt worden. 0 ) Das konnte nur 
so geschehen, wie es wenige Jahre vorher bei C. Lucretius ge- 
schehen war. Die Provinzen wandten sich an den Senat und in 
Folge der dort geführten Verhandlungen entschlossen sich die 
Volkstribunen, die Anklage der Schuldigen vor dem Volke zu 
übernehmen. 

142 v. Chr. wurde P. Scipio Aemilianus nach seiner Cen- 
sur angeklagt von dem Tribunen Ti. Claudius Asellus, welchen 
•er in derselben beleidigt hatte, und zwar auf Geldstrafe. 0 ) Der 
Angeklagte zeichnete sich dadurch aus , dass er die gewöhnlichen 
Zeichen der Trauer nicht anlegte. Wir hören nichts von einer 
Verurtheilung; aber die Rede, welche Scipio zu seiner Verthei- 
digung gehalten hatte , war später bekannt. 0 ) Ob Scipios Freund 
C. Laelius angeklagt wurde und die Rede , welche von ihm „für 
sich vor dem Volke” angeführt wird 1 ), eine gerichtliche Rede 
war, ist sehr zweifelhaft. 

136 v. Chr. wurde M. Aemilius Porcina, der Consul des 
vorigen Jahres, der in Spanien gegen die Numantiner unglück- 
lich gekämpft hatte, abberufen und mit einer schweren Geld- 
strafe belegt, k) Andere sagen 11 ), er sei wegen seines Luxus im 


a) Liv. XLIII, 8. 

b) Liv. per. XLV11. S. oben S. 223. . 

c) Liv. per. XLVI1 aliquot praetores a provinciis avaritiae nomine ac- 
cusati damnati sunt 

d) Gell. III, 4 und VII, 11. 

c) Cic. de orat II, 64 und 66; Gell. 11, 20 und IV, 17. 

f) Festus p. 193 und 314. 

g) App. Hisp. 83. 

h) Val. Max. VIII, 1, 7; Vellei. II, 10. 

u. 21 
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Bauen oder überhaupt wegen seiner theuren Wohnung entweder 
von den Censoren oder auf Antrag des Volkstribunen L. Cas- 
sius vom Volke bestraft worden. Jedenfalls hat, welches auch 
der Anlass gewesen sein mag, Anklage vor dem Volke und Ver- 
urtbeiluug durch dasselbe stattgefunden. 

Es folgt eine grosse Zeitlücke, während der kein Volks- 
gericht über Geldstrafe erwähnt wird. Sie kommt daher, weil 
inzwischen die Schwurgerichte eingesetzt worden waren. Sie 
waren eingerichtet, um die Bundesgenossen vor den Bedrückun- 
gen der Statthalter zu schützen und überhaupt die Habsucht der 
Beamten zu zügeln: für die Bestrafung aller im Staatsdienste 
begangenen Unterschleife gewährten sie ein viel rascheres und 
sichereres Verfahren als das Volksgericht. Schon die beiden letz- 
ten, von uns erwähnten, Processe fallen in die Zeit nacli der 
Einsetzung des Schwurgerichtes; aber sie konnten nicht vor das- 
selbe gebracht werden , weil die Anklage nicht auf Erpressungen 
lautete. Es mögen allerdings andere Anklagen nicht politischer 
Art und dennoch auf Geldstrafe gehend, vor das Volk gekommen 
sein ; indessen sicherlich waren es wenige und die Ueberlieferung 
hielt sie der Aufzeichnung nicht für werth. Wir kennen über- 
haupt nur noch einen vor Tributcomitien geführten und nicht 
zur Befugniss der Schwurgerichte gehörenden Volksprocess und 
wahrscheinlich hat es auch keinen weiter gegeben. 

104 v. Chr. wurde M. Aemilius Scaurus, der Oberpriester, 
von dem Volkstribunen Cn. Domitius, welchen er durch Nicht- 
aufnahme in das Collegium der Augurn beleidigt hatte, vor dem 
Volke verklagt auf Geldstrafe, weil er den Gottesdienst der Pe- 
naten in Lavinium vernachlässigt hätte. Er wurde nur von drei 
Tribus verurtheilt, von den übrigen dagegen freigesprochen. *) 

Wir haben noch einige der Zeit nach nicht bestimmbare, 
aber sicherlich meist früheren Jahren angehörige Processe zu er- 
wähnen, zuerst zwei "gegen die städtischen Dreimänner wegen 
Nachlässigkeit im Dienste geführt. Einmal wurde das ganze 
Collegium derselben, weil es bei einer Feuersbrunst zu spät her- 
beigeeilt war, von den Volkstribunen beim Volke angeklagt und 


a) Ascon. in Oie. p. Seaur. p. 21. 
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verurtheilt, ein andermal ein einzelner, P. Villius, von dem 
Tribunen P. Aquilius, weil er die Wachen in der Stadt nicht 
gehörig besucht hatte. 1 *) Die Strafe bestand in beiden Fällen 
wahrscheinlich in Geld. 

Unbestimmt der Zeit nach ist auch der Process, welchen 
ein Freigelassener C. Furius Chresimus vor dem Volke zu be- 
stehen hatte auf die Anklage wegen Zauberei. Der eurulische 
Aedil Sp. Albinus klagte ihn an, weil sein Acker bessere und 
reichlichere Früchte hervorbraclite als der seiner Nachbarn. Er 
wurde freigesprochen , weil er sein Vieh , seine Sclaven und 
sein Ackergeräth am vierten Termine vor Gericht brachte und 
erklärte, in der Trefflichkeit dieser Hülfsmittel zum Bebauen 
seines Landes läge seine Zauberei. Es war ein Geldprocess, 
denn die Abstimmung sollte auf dem Markte gehalten werden. 6 ) 

Noch unbestimmter ist der Process, in welchen Q. Copo- 
nius wegen Amtserschleichung verurtheilt worden sein soll, w r eil 
er einem der Abstimmenden eine Amphora zum Geschenke ge- 
geben hatte. 0 ) Es ist selbst möglich, dass der Process vor 
einem Schwurgerichte und in später Zeit der Republik stattge- 
funden hat. 


a) Val. Max. VIII, 1, 5 uud 6. 

b) Plin. nat, hist. XVIII, 41. 

c) Plin. nat. hist. XXXV, 162. 


21 * 
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Elftes Capitel. 

Die Capitalklagen vor dem Volke. Ihre Entscheidung durch die Genturiat- 
comitien. Gründe der Verschiedenheit von den Anklagen auf Geldstrafe. 
Verbältniss der anklagenden Tribunen oder Aedilen zu den curulischen 
Beamten, welche die Comitien leiten. Begriff der perduellio. In der 
Königszeit nur eine einzige Erwähnung. Verhältniss des damaligen Pro- 
cesses zu andern Processen und Anklagen. Zeit von der Vertreibung der 
Könige bis zu den zwölf Tafeln. Beweis, dass seit dieser Zeit jeder 
Capitalprocess vor dem Volke ein Perduellionsprocess genannt wird. Un- 
sicherheit des Begriffes beim ordentlichen Verfahren. Verfahren bei dem 
Capitalprocesse, Ausführung des Urtheils durch den Ankläger. Wieder- 
einsetzung Verurtheilter durch Centuriat- und Tributcomitien. . 

Wir haben über die in Tributcomitien entschiedenen Volks- 
processe gehandelt, welche nach den Bestimmungen der zwölf 
Tafeln nur auf Geldstrafen gerichtet werden durften: wir haben 
dabei zugleich das Verfahren in Capitalprocessen , für w'elche 
die Centuriatcomitien die richterliche Befugniss besassen, ge- 
schildert, wenigstens grösstentheils: unsere Darstellung hat auf 
dasselbe überall, wo es möglich war, Rücksicht genommen. Die 
aussergerichtliche Voruntersuchung der Volkstribunen oder Aedi- 
len, welche eine Anklage beim Volke beginnen wollten, die 
drei ersten, in einer formlosen contio abgehaltenen Termine, auch 
von dem vierten Termine der erste Theil, welcher die gericht- 
lichen Verhandlungen abschloss, waren in beiden Fällen diesel- 
ben: verschieden war nur die Berufung und Abstimmung der 
eigentlichen Volksversammlung, der Comitien , welche das Ur- 
theil fällten. Diese Verschiedenheit anzugebeu und in ihren Ein- 
zelheiten zu verfolgen, erfordert eine ausgedehnte Untersuchung ; 
indessen sie gehört nicht in eine Darstellung des Criminalrechtes 
undProcesses: sie kann nur in einer Abhandlung über die Römische 
Volksversammlung überhaupt gegeben werden , einem der schwie- 
rigsten und bestrittensten Punkte der Römischen Alterthümer. 
Als Grund jener alleinigen Befugniss der Centuriatcomitien, 
Capitalsachen zu richten, giebt Cicero*) an, das Volk, einge- 

a) Cic. de leg. DI, 19, 44 Descriptus eniin populus censu, ordinibus, 
aetatibus plus adhibet ad sufliagium consilii quam fuse in tribug eonvocatps. 
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theilt nach Vermögen, Stand und Alter wende mehr Umsicht 
bei seiner Entscheidung an, als wenn es ungeordnet nach Tri- 
bus berufen würde. Ohne Zweifel ist dies der Beweggrund der 
Gesetzgeber gewesen, aber dass er zur Geltung kam in einem 
während der ganzen Dauer der Republik beobachteten Gesetze, 
lag darin, dass diese Comitien seit ihrem Bestehen die höchste 
Entscheidung in Capitalsaehen gehabt hatten.“) Seit der Ein- 
führung der Tribunen und der Tributcomitien hatten allerdings 
auch diese in ausserordentlichem Verfahren und mit der Be- 
schränkung durch einen vorhergehenden Senatsbeschluss Capi- 
talstrafen verhängen dürfen; aber es war selten geschehen, in 
der letzten Zeit vor den Zehnmännern nicht mehr, und als jene 
Beschränkung durch die zwölf Tafeln und die darauf folgende 
Gesetzgebung fortfiel, war es billig, dass die alte Sitte wieder 
hergestellt wurde. Es gab noch einen andern, von Cicero nicht 
angeführten Grund, weshalb es zweckmässig erschien, Capital- 
anklagen vor dem Volke den Centuriatcomitien allein zuzuweisen. 
Diese wurden nämlich von den curulischen , Anfangs patricischen 
Beamten geleitet: da die Tribunen die Ankläger waren, so be- 
stand also in diesem Falle wenigstens bei dem Haupttheile des 
Processes eine Scheidung zwischen dem Amte des Vorsitzenden und 
des Anklägers, wie es bei gerichtlichen Verhandlungen, in denen 
es sich um das Leben und das ganze Dasein von Bürgern han- 
delte, billig war. Bei den formlosen Volksversammlungen, den 
Contionen, von denen drei dem Entscheidungstermine voran- 
gehen mussten, fand, wie wir oben gesehen 6 ), diese Scheidung 
nicht statt: sie wurden auch bei Capitalklagen von den Tribunen, 
welche die Anklage unternommen hatten, geleitet. Aber immer- 
hin war es von Wichtigkeit, dass ein gleicher Einfluss des An- 
klägers sich nicht auch bei den Comitien, welche das Urtheil 
fällten, geltend machte. Für diese Comitien musste sich der 
Tribun den Termin von den curulischen Beamten erbitten“), 


a) Vergl. 1, 182. 

b) S. oben S. 253. •• 

c) So heisst cs ausdrücklich bei Liv. XXVI, 3 diem comitiis ab C. , 
Calpumio praetoro, urbis petit ; Liv. XLIII, 16 diem coiuitiis a C. Sulpicio 
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und je nachdem er angesetzt war, wurden auch die Tage für 
die vorbereitende gerichtliche Untersuchung bestimmt. 

Es entsteht die Frage, in welchem Verhältnisse der ankla- 
gende Tribun oder Aedil zu dem die Comitien leitenden curu- 
lischen Beamten, später in der Regel dem städtischen Prätor, 
stand. War der Letzere verpflichtet, der Forderung des Tribu- 
nen Folge zu leisten oder hatte er bei der Ansetzung des Comi- 
tialtermines Einfluss auf die Bildung |und Begründung der An- 
klage? Welche Macht hatte er bei der Leitung des Processes 
gegenüber den Tribunen? Wir haben in der Ueberlieferung kei- 
nen Anhalt, um diese Fragen sicher zu beantworten: wir kön- 
nen nur leisen Spuren folgen und Vermuthungen aufstellen. 
Wo Cicero seinen Gegner Verres, im Falle er von den Geschwo- 
renen freigesprochen würde, mit einer Anklage vor den Cen- 
turiatcomitien wegen perduellio bedroht“), spricht er viel von 
dem Verbrechen, viel von dem gerechten Zorne des Volkes, 
aber gar nicht von irgend einem Hindernisse, das er bei der 
Erhebung der Anklage finden könnte. Und doch wissen wir, 
würde Verres in demjenigen Jahre, wo Cicero als Aedil eine 
Capitalklage anstellen konnte , die grösste Unterstützung bei den 
curulischen Beamten gefunden haben, namentlich bei den beiden 
Consuln, von denen Q. Hortensius ganz von ihm gewonnen war. 
Aber Cicero erwähnt kein Hinderniss, das er bei seiner An- 
klage haben könnte, führt keine Drohung an, wie er es sonst 
wohl thut: er spricht durchaus so, als ob er keinen Widerstand 
finden könnte. Daraus schliessen wir auf eine Verpflichtung des 
Prätors, der Anklage des Tribunen oder Aedilen nachzugeben. 
Die Ausdrücke, in, denen die von den Tribunen an den Prätor 
gestellte Forderung erwähnt wird, stimmen mit dieser Ansicht 
überein: zweimal heisst es, er suchte um einen Termin für die 
Comitien nach, einmal, er forderte ilm. b ) ln der Entscheidung des 
Prätors lag es, welchen Tag er für die Comitien ansetzen wollte, aber 

praetore urbano petiit; Gell. VII, 9 comitiis diem a M. Mareio praetore 
poposcit. 

a) Cic. in ▼err. 1, 5 und V, 53. 

b) diem petiit bei Liv. XXVI, 3 und XLIII, 16; diem poposcit bei 
Gell. VII, 9. 
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ansetzen musste er ihn. Sein Einfluss bei dem Processe beschränkte 
sich also auf die Gewähr, welche er für die Richtigkeit der Abstim- 
mung gab. Ueber die Untersuchung selbst hatte er keine Macht : 
sie wurde , wie bei den Geldprocessen , von den Anklägern selbst 
geleitet. War dieselbe beendet, so nahm er den Antrag der 
Tribunen auf und stellte die Frage an die Centuriatcomitien. 
Nachdem deren Entscheidung geschehen , hatte er natürlich auch 
das Urtheil zu verkünden und damit den Abschluss des gericht- 
lichen Verfahrens herbeizuführen. Alle diese Geschäfte sind 
Formen, bei denen nur selten ein wirklicher Einfluss auf den 
Ausgang des Processes möglich war. 

Hier ist die Stelle, wo von der perduellio bei den Römern 
gehandelt werden muss, einem Rechtsbegriffe , der, ungeachtet 
er. nicht eben häufig erwähnt wird, dennoch von den neuem 
Gelehrten mit Vorliebe behandelt worden ist und verschiedene 
Ansichten hervorgerufen hat. Wir haben denselben schon oben 
bei der Darstellung der Königszeit berührt 11 ), aber die genauere 
Erörterung bis .hierher verschoben, wo sich für dieselbe zahl- 
reichere Anhaltpunkte finden. Dieselbe ist aber um so mehr 
nöthig , als sie ein Ergebniss liefern wird , welches der jetzt 
herrschenden Meinung entgegen steht und sich vielmehr der An- 
sicht der früheren Gelehrten anschliesst. 82 ) Perduellio bezeichnet 
dem Wortlaute nach das Verhalten eines perduellis, eines Kriegs- 
feindes ; denn dies ist bekanntlich der ältere Ausdruck für das 
später übliche hostis h ) und findet sieh noch in den Gesetzen der 
zwölf Tafeln. Was man unter perduellio in der Königszeit ver- 
standen hat , kann man nicht genauer angeben ; denn sie wird 
nur einmal bei P. Horatius’ Process erwähnt und es ist nicht 
richtig, nach ihm allein eine innere und eine äussere Seite der 
perduellio unterscheiden und den Begriff des Verbrechens in lan- 
ger, juristischer Auseinandersetzung bestimmen zu wollen. 83 ) 
Es kann nur die Frage sein, wie der König dazu kam, Hora- 
tius’ Schwesteramord, welcher sicherlich zunächst ein pandeidium 


a) S. I, 88flgd. 

b) Dig. de verb. sigu. (L, 16) 243; Paul. Diac. p. 102 s. v. bostis; 
Cic. de off. I, 12; Varro de fing. Lat. VII, 49. 
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war, als perduellio zu betrachten. Der Grund liegt darin, dass 
der Vater von Horatius seinen Sohn, wie die Berichterstatter 
übereinstimmend angeben, wegen der Ermordung seiner Schwe- 
ster freigesprochen hatte : er hatte erklärt, dieselbe sei mit Recht 
getödtet worden. Bei dem Ansehen, welches die väterliche Ge- 
walt in Rom, und bei dem Einflüsse, den Familiengerichte in der 
Römischen Gerichtsverfassung hatten, musste diese Entscheidung 
von dem höchsten Gewichte sein : es ist kein Zweifel, dass, wenn 
der .Vater seinen Sohn verurtheilt und bestraft hätte, die öffent- 
liche Gerechtigkeit gar nicht hervorgetreten wäre. Nach der 
Freisprechung erkannte der König die Nothwendigkeit einer re- 
ligiösen Sühne und eines Verfahrens, welches dem Gemeinwesen 
sein Recht verschaffe. Aber eine neue Anklage wegen parrici- 
dium , desselben Verbrechens, das schon durch den Vater ent- 
schieden worden war, galt nach Römischen Begriffen für nicht 
erlaubt"): Niemand konnte zweimal unter ein und derselben 
Anschuldigung vor Gericht gebracht werden. Wohl aber war es 
erlaubt und ist häufig geschehen, dass Jemand wegen ein und 
desselben Verbrechens, vorausgesetzt dass dasselbe von verschie- 
denen Seiten betrachtet wurde, mehrere Processe zu bestehen 
hatte : davon haben wir viele Beweise aus der Zeit der Schwur- 
gerichte und wir dürfen diese Sitte als uralt und dem Römischen 
Gerichtswesen eigenthümlich ansehcn. Deshalb wählte der Kö- 
nig die perduellio zur Bezeichnung von Horatius' Verbrechen 
und Dionysius scheint anzudeuten, er habe dies gethan, weil 
Horatius eine gerichtlich nicht verurtheilte Bürgerin getödtet 
hatte. b ) 

Nehmen wir also dies als den Begriff der perduellio in der 
Königszeit an, so ist damit Alles, was wir aus ihr wissen, er- 
schöpft. Es ist wahrscheinlich, schon des Ausdrucks halber, 
dass auch andere Verbrechen unter demselben begriffen wurden, 
namentlich feindseliges Auftreten gegen den Staat und den Kö- 
nig; aber Bestimmtes lässt sich nicht sagen. Dass man die 


a) Vergl. oben S. 265 und 811. 

b) Dionys. III, 22 toöj vdpto'jj TCapeydptevot xobt oix eümas axptxov 
djtOÄTtiviiv oüSIva. 
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Verbrechen schon in der Königszeit nach gewissen Classen schied, 
wissen wir auch aus unzweifelhaften Andeutungen“): man hatte 
verschiedene- Namen für die einzelnen, auch verschiedene Strafen. 
Wie weit aber die Sonderung der Begriffe ging, lässt sich nicht 
sagen : daraus, dass Tullus Hostilius Schwesternmord als per- 
duellio strafen wollte, dürfen wir nicht auf Unbestimmtheit der 
Begriffe oder Mangel an genauer Beobachtung derselben schliessen. 
Die meisten Verbrechen lassen sich, je nachdem man den Ge- 
sichtspunkt wählt, mit verschiedenen Namen bezeichnen und 
verschiedenen Gassen zuschreiben. Als Verres wegen Erpressung 
angeklagt wurde, warf Cicero ihm viele Vergehen vor, welche 
mit ungerechtem Geldgewinne in loser Verbindung standen: da- 
her droht er dem Angeklagten, er wolle ihn, wenn er wegen 
Erpressungen frei gesprochen würde, wegen Unterschleif (pecu- 
latm ) belangen; wenn er auch davon los käme, wegen Majestäts- 
verbrechens; wenn er dadurch nicht seine Verurtheilung bewirke, 
wegen perduellio beim Volke. Es ist also kein Wunder, dass 
auch Horatius’ That vom Gesichtspunkte des Staates aus als 
perduellio augesehen wurde. Es entstehen hier zwei weitere 
Fragen, erstlich ob die- Form des Processes, nach welcher Ho- 
ratius gerichtet worden war, auch ausser dem Verbrechen der 
perduellio angewendet wurde. Wir wissen von keinem Beispiele; 
denn die beiden Fälle, in welchen Zweimänner mit Provocation 
erwähnt werden, der Process von Manlius und C. Rabirius, 
werden der perduellio beigelegt. Indessen liegt darin kein Be- 
weis, dass nicht auch andere Verbrechen in gleichen Formen 
vor Gericht gekommen wären, und die Erzählung von Horatius’ 
Process ‘ selbst deutet die Möglichkeit davon an. Es ist nicht 
die perduellio , derethalben der König die Zweimänner erwählt 
und das Volk zusammentreten lässt, sondern er ist unschlüssig 
über die Entscheidung, erkennt auf der einen Seite die Sünde 
der That, auf der andern die Stimmung des Volkes: um sich 
unparteiisch zu halten und die etwaige Blutschuld auf das ganze 
Volk zu wälzen, deshalb schafft er das Verfahren mit den Zwei- 
männern, nicht weil dasselbe nothwendiger oder herkömmlicher 


a) S. I, 132. 
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Weise mit dem Verbrechen der perduellio zusammenhängt. Die 
zweite Frage ist, ob perduellio auch anders als nach Tullus 
Hostilius’ Verfahren gestraft worden ist. Hierüber kann kein 
Zweifel sein: die spätere Zeit zeigt Fälle, in denen sie sowohl 
nach dem ordentlichen Gerichtsverfahren als durch ausserordent- 
liche tribunicische Anklage zur Entscheidung des V lkes gebracht 
worden ist. n ) 

ln der Zeit von der Vertreibung der Könige bis zur Gesetz- 
gebung der zwölf Tafeln haben wir nur eine einzige und un- 
sichere Erwähnung der perduellio. Geber Sp. Cassius’ Bestra- 
fung wird als abweichende, aber wahrscheinlichere Ueberlieferung 
von Livius b ) angeführt, er sei von den Quästoren K. Fabius 
und L. Valerius der perduellio angeklagt und durch Volksent- 
scheidung verurtheilt worden ; von Quästoren erzählen auch die 
übrigen Berichterstatter; als Grund der Anklage führen sie viel- 
fach, wie auch Livius, Streben nach der Alleinherrschaft an und 
die ganze Erzählung von seinen Bestrebungen ist der Art, dass 
man diesen Grund für den wirklichen halten muss. Aber ob 
man daraus scidiessen darf, der Begriff der perduellio habe 
damals Streben nach der Königswürde umfasst, ist sehr zweifel- 
haft und wohl möglich, dass Livius dem Sprachgebrauche der 
spätem Zeit folgte und schon damals unter perduellio ein todes- 
würdiges Verbrechen überhaupt verstand. Nämlich diese allge- 
meine Bedeutung gewann der Ausdruck perduellio nach den 
Gesetzen der zwölf Tafeln: sie lässt sich nicht juristisch recht- 
fertigen, sondern nur sprachlich bemerken. Von den ältern 
Gelehrten ist dieselbe richtig erkannt, von den neuern wieder 
verworfen worden: es ist daher nötkig, dieselbe ausführlicher 
zu erweisen. 84 ) ^Wir wählen einige Processe, welche ausdrück- 
lich Perduellionsprocesse genannt werden. Der Consul des Jahres 
249 v. Chr. P. Claudius Pülcher kämpfte bei Drepana gegen 
die Auspicien und unglücklich mit den Puniern: er wurde 
deshalb von zwei Volkstribunen vor dem Volke wegen perduellio 


a) Vergl. I, 99. 

b) Liv. II, 41. Vergl. I, 286. 
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angeklagt») Man fragt, welche Handlung eines perdueUis dabei 
zu erkennen ist. Dass er die Auspicien vernachlässigt hatte? 
Oder dass er untüchtig zum Kriegführen oder unglücklich ge- 
wesen war? Denn dass er absichtlich schlecht gekämpft, den 
Staat verrathen und nicht viel lieber gesiegt hätte, darf man 
doch nicht annehmen. Es wird schwer sein, auch durch künst- 
liche Erklärung hier das Benehmen eines Kriegsfeindes heraus- 
zufinden. Bei dem schon öfters erwähnten Processe von Cn. 
Fulvius b ) kam es während der gerichtlichen Untersuchung durch 
Zeugenaussagen an den Tag, dass jener sich feige benommen 
hatte, dass er bei der Schlacht zuerst geflohen war und seine 
Soldaten im Stich gelassen hatte. Das Volk rief, es müsse ein 
Capitalprocess angestellt werden und die Tribunen änderten des- 
halb ihre Anklage auf perdnellio. c ) Nach Livius’ Darstellung 
ist es nur die offenbare Feigheit, wegen deren Fulvius verurtheilt 
wurde, und wie ist es möglich, diese unter den Begriff der per- 
duellio zu bringen? Aber in diesen beiden Fällen handelte es 
sich doch um Ungeschick im Kriege und dabei könnte an irgend 
eine Beziehung zur perdnellio gedacht w r erden: aber auch die 
Censoren C. Claudius und Ti. Sempronius wurden von einem 
Tribunen wegen perdnellio belangt,- weil sie der tribunicischen 
Macht zu nahe getreten sein sollten : einerj von ihnen] wurde 
ausserdem beschuldigt, bei der Verpachtung der Staatsgefälle 
ungehörig verfahren zu sein.") Es wäre dies ganz undenkbar, 
wenn nicht perduellio etwas anderes als das Benehmen eines 
perdtiellü, eines Kriegsfeindes, bezeichnete. 

Nun vergleiche man mit diesen einzelnen Fällen Folgendes. 
Cicero an der früher angeführten Hauptstelle über das Verfahren 
der Volksgerichte 6 ), wo er seinen eigenen sogenannten Process 
erwähnt und dabei das ausserordentliche tribunicische Verfahren 


a) Schol. Bob. Cic. p. 337 cd. Orell. S. oben S. 311. 

b) Man sehe oben S. 313. 

e) Liv. XXVI, 3 tanta ira accensa est, ut capite anquirendum contio 
succlamaret und nachher Tum Sempronius perduellionis sc iudicare Cn. 
Fulvio diiit. 

d) Liv. XLIII, 16. 

e) Cic. de dom. 17, 45, angeführt oben S. 244. 
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vor dem Volke schildert, spricht zuerst von dem Ansetzen eines 
Termines, dann unterscheidet er zwei Arten von Processen, 
erst diejenigen, wo das Beantragen einer Geldstrafe (multam 
irrogare), zweitens diejenigen, wo das Sprechen eines Urtheils 
(iudicare) stattfindet. Er erwähnt an einer andern Stelle 1 ) eben- 
falls seinen Process und fragt., P. Clodius anredend, dieser hätte 
ihm wohl einen Termin angesetzt, eine Geldstrafe gegen ihn be- 
antragt, einen Process wegen perduellio angestrengt. An beiden 
Stellen spricht Cicero vom Beantragen einer Geldstrafe, womit 
er das Anstellen einer tribunicischen, auf Geldstrafe gerichteten, 
Anklage vor den Tributeomitieu meint: er muss demnächst an 
beiden Stellen einen Capitalprocess vor den Centimen erwähnen. 
An der ersten Stelle thut er dies, indem er vom Urtheilen spricht, 
und es ist dies der eigentümliche Ausdruck dafür u ), an der 
zweiten Stelle sagt er, einen Process wegen perduellio anstren- 
gen. Wollte er damit bloss bezeichnen, eine von den mehreren 
Arten von Capitalprocessen, welche es gäbe, anstellen, so wäre 
sein Ausdruck nicht passend: er muss einen Capitalprocess 
überhaupt bezeichnen wollen und perduellio der Ausdruck für 
alle Capitalprocesse sein. Damit gewinnen auch andere Stellen 
von Schriftstellern ihre Erklärung. Z. B. bei dem eben angeführ- 
ten Processe von Cn. Fulvius verlangte bei dem dritten Termine 
das Volk, es sollte die Untersuchung auf ein Capitalverbreehen 
gerichtet werden. Der Tribun sagt darauf, er wolle auf ejn 
Capitalverbreehen untersuchen und als die Möglichkeit dazu durch 
das Collegium der Tribunen, an welches appellirt wurde, gege- 
ben war, erklärt er weiter, er halte Cn. Fulvius der perduellio 
für schuldig. An sich wäre es hierbei möglich, perdudlio für 
eine besondere Art von Capitalverbreehen zu halten; aber nach 
den früheren Stellen wird man sie als die allgemeine Bezeichnung 
einer Capitalanklage auffassen müssen. Ferner wird so die Ueber- 
lieferung von den Gesetzen, durch welche die geheime Ab- 
stimmung in den Volksversammlungen eingeführt wurde, ver- 


a) Cic. p. Mil. 14, 36 Diem mihi , credo, dixerat , multam irrogarat, 
actionem peröuellionis inteuderat. 

b) Vergl. oben S. 248. 
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stündlich. Sie wurde zuerst eingeführt bei den Wahlen von 
Beamten, gleiehmässig in Centuriat- und Tributcomitien, dann 
in den Volksgerichten, dann bei der gesetzgebenden Thätigkeit 
der Volksversammlung, endlich bei den Perduellionsgerichten*), 
was die letzte Classe von Volksabstimmungen war, bei welcher 
öffentliche Abstimmung sich am längsten, und eine Zeit lang 
allein erhielt. L. Cassius, welcher das Gesetz über die Volks- 
gerichte gab, hatte die Perduellionsgerichte ausdrücklich ausge- 
nommen. Versteht man unter diesen nur einen besonderen Theil 
der Capitalgerichte , so begreift man die von Cassius gemachte 
Ausnahme nicht. Weshalb sollte er bei den der perdueilio 
Angeklagten die öffentliche Abstimmung lassen, während er sie 
bei andern Cäpitalauklagen , welche eben so schwerer Verbrechen 
halber angestellt wurden, eben so schwere Strafen zur Folge 
hatten, eben so leicht politischen Einflüssen unterliegen konn- 
ten, nicht bestehen liess? Verständlich aber wird die Ausnahme, 
wenn alle Capitalprocesse zugleich Perduellionsprocesse sind: 
dann wurde die mündliche Abstimmung da, wo es sich um 
schwere, um todeswürdige Verbrechen handelte , d. h. überhaupt 
in den Centuriatcomitien , sobald sie richterliche Befugnisse übten, 
beibehalten. Die geheime Abstimmung in ihnen wurde einge- 
führt durch ein Gesetz des Tribunen C. Caelius. Von ihm sagt 
Cicero, er hätte die Gefährlichkeit der Neuerung, nämlich Leib 
und Leben jedes Römischen Bürgers einer aufsichtslosen Ab- 
stimmung anzu vertrauen , wohl eingesehen und später, so lange 
er lebte, den Schaden, welchen er dadurch der Verfassung ge- 
bracht, bereut; indessen der Wunsch, C. Popilius Laenas desto 
sicherer zur Verurtheilung zu bringen, habe überwogen. Es 
wurde aber Popilius angeklagt, weil er um das Römische Heer 
zu retten, einen schimpflichen Vertrag mit den Tigurinem ge- 
macht hatte , oder wegen Majestätsverbrechen , wie es bei einem 
Berichterstatter heisst. b ) Wären nicht alle Capitalprocesse zu- 
gleich Perduellionsprocesse gewesen, so hätte es für Caelius keine 
Schwierigkeit gehabt, auch ohne Veränderung der Gesetzgebung 


a) Oie. de leg. 111, 16, 35. 

b) Auct. ad Her. I, 15, 25. 
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die Verurtheilung von Popilius durchzusetzen: er hätte dessen 
Vergehen etwas anders gefasst, ihn entweder wegen Majestäts- 
verbrechen oder wegen Verrath oder sonst eines todeswürdigen 
Verbrechensaugeklagt. Daraus, dass er dies nicht konnte, dass 
er, um Popilius zu einer Capitalverurtheilung zu bringen , erst die 
Abstimmung in deu Perduellionsgericbten ändern musste, folgt 
mit Sicherheit, dass diese überhaupt alle Gerichte, in welchen 
auf Capital e Strafe erkannt wird, d. h. alle, welehein Centuriat- 
eomitien entschieden wurden, umfassen. 

Also yerduellio heisst jedes mit Capitalstrafe geahndete 
Verbrechen: selbst Giftmord, von Frauen gegen ihre Männer 
begangen, oder Unzucht gegen Männer muss unter diesen Be- 
griff gebracht worden sein. Aber dies gilt nur bei dem ausser- 
ordentlichen, von Tribunen oder Aedilen vor dem Volke gelei- 
teten Verfahren, nicht bei dem ordentlichen, welches die Consuln 
oder später die Prätoren leiten. Die Begriffe von den einzelnen 
Verbrechen, welche es bei den Römern seit den ältesten Zeiten 
gab*), und welche durch die Verschiedenheit der Strafen, welche 
auf ihnen standen, gesondert waren, erhielten sich auch später 
in dem ordentlichen Verfahren und wir würden ihre Entwicke- 
lung verfolgen können, wenn wir überhaupt mehr Nachrichten 
von dem gewöhnlichen Criminalprocesse hätten. In ihm kann 
es auch ein besonderes Verbrechen der perduellio gegeben haben: 
aber die einzige Spur davon findet sich in Sp. Cassius’ Processe 
und dieser genügt nicht, um über dasselbe, seinen Umfang, 
seine Bestrafung bestimmte Ansichten begründen zu können. 
Als später in den Schwurgerichten die Begriffe des alten ordent- 
lichen Criminalprocesses sich mit manchen Veränderungen wie- 
der erneuten, gab es kein besonderes Verbrechen der perduellio , 
sondern dieselbe wurde als eigenthümlich dem ausserordentlich 
vor dem Volke stattfindeuden Capital verfahren angesehen. Es 
ist selbst möglich, dass dieser den Lateinischen Schriftstellern 
geläufige Sprachgebrauch, wonach perduellio jedes todeswürdige 
Verbrechen bezeichnet, auf die Darstellung der wenigen Fälle, 
in denen sonst perduellio e*wähnt wird, eingewirkt hat: man 


a) Vergl. I, 132. 
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kann mit einiger Wahrscheinlichkeit behaupten, dass es nie ein be- 
sonderes Verbrechen perdmUio gegeben hat. Jedenfalls wird 
der Ursprung der allgemeinen Bedeutung von perduellio mit dem 
Ursprünge der ausserordentlichen tribunicischen Gerichtsbarkeit 
zusammenfallen, d. h. von der Zeit der Zehnmänner beginnen. 
Bei Goriolans Process lautete die Auklage noch auf Streben 
nach Alleinherrschaft, späterhin hätten die Tribunen sie wegen 
perduellio angestellt. 

Ueber das Verfahren in einem ausserordentlichen Capital- 
proccsse, welchen ein Tribun oder Aedil eingeleitet hatte, haben 
wir schon gesprochen: es war in der aussergerichtlichen Vor- 
untersuchung, der diei dictio. den drei ersten Terminen und 
der Hälfte des vierten ganz dasselbe, wie bei den durch Tri- 
butcomitieu entschiedenen , auf Geldstrafe gerichteten ausser- 
ordentlichen Volksprocessen. Verschieden war nur, erstens, 
dass der Tag des vierten Termines von einem curulischen Be- 
amten, früher demConsul oder demjenigen, welcher seine Stelle 
einnahm, später dem städtischen Prätor augesetzt wurde, zwei- 
tens, dass das Urtheil in Centuriatcomitien geschah. Von der 
Abstimmung haben wir schon gesagt, dass sie bis zum Jahre 
107 v. Chr. mündlich und öffentlich war"), seitdem in Folge 
eines Gesetzes des Volkstribunen C. Caelius heimlich durch 
Stimmtäfelchen geschah. Ebenso haben wir erwähnt, dass der 
Strafantrag ähnlich, wie in der Gesetzgebung, lautete und dem- 
gemäss die Entscheidung des Volkes nur auf Ja oder Nein ging, 
ohne die Möglichkeit einer Abänderung. Erfolgte Verurtheilung, 
so war das caput des Bürgers verloren, in alter Zeit uud auch 
später noch, wo es sich um schwere Verbrechen handelte, wie 
z. ß. bei Q. Pleminius, das Leben selbst und die Hinrichtung 
geschah nach dem Uebereinkommen der Behörden, ohne dass 
das Volk darüber bestimmte: die Sitte der Zeit, auch Gesetze, 
namentlich die Porcischeu b ), waren hierbei entscheidend. All- 
rnälig und besonders bei allen eigentlich politischen Processen 
trat statt der Lebensstrafe der bürgerliche Tod ein, d. h. Ver- 


a) S. oben S. 332. 

b) Vergl. oben S. 47 Ügd. 
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bannung uud Vermögens verlast; selbst dann, wenn der Ange- 
klagte im Bewusstsein seiner Schuld die freiwillige Verbannung 
gewählt hatte, wurde über ihn, damit er nicht zurückkehren 
könnte, die Aechtung ausgesprochen. Die Entscheidung der 
Centurien wurde natürlich von demjenigen, welcher die Ver- 
sammlung geleitet hatte, dem städtischen Prätor ausgesprochen 
und damit erst, nicht schon durch die Abstimmung selber, war 
die Verurtheilung geschehen. Dann erfolgte gleichsam eine Aus- 
lieferung des Yerurtheilten an denjenigen, welcher die Anklage 
geführt hatte. Denn dieser leitete die Ausführung des Urtheils 
und wo es nöthig war, die Hinrichtung. Ich will dafür nicht 
ein Beispiel aus der Zeit der Zehumänner anführen. Nach ihrer 
Verurtheilung wurde aucli ihr Gehülfe M. Claudius von dem Tri- 
bunen A. Verginius angeklagt uud seine Verurtheilung durchge- 
setzt: der Tribun hätte ihn hinrichten können, aber er entliess 
ihn und begnügte sich mit der Verbannung.“) Dies Beispiel 
ist nicht entscheidend, weil die Processe der Zehnmänner noch 
nicht in den spätem Formen geführt wurden. Aber Maulius 
Capitolinus wurde von den Volkstribuneu angeklagt und durch 
das Volk zum Tode verurtheilt: über die Form des Gerichtes 
erwähnt Livius Verschiedenheit in der Ueberlieferung, über die 
Art des Todes nicht. Die Tribunen sagt er, hätten ihn vom 
Tarpejischen Felsen gestürzt. b )- Wenn also keine Hinrichtung 
stattfand, sondern nur Einziehung des Vermögens, werden die 
Tribunen das so zusammengekommene Geld nach ihrem Dafür- 
halten zu öffentlichen Zwecken verwendet haben, gleich wie Tri- 
bunen und Aedilen über den Ertrag der Geldstrafen verfügten.') 
Eine Besonderheit war es, dass bei der Aechtung von Q. Me- 
tellus Numidicus, der im Jahre 100 v. Chr. durch eine Anklage 
des Tribunen Appulejus Saturninus vertrieben wurde, der Zu- 
satz gemacht wurde , die Consuln sollten die öffentliche Acht über 
den Verbannten aussprechen. d ) Dies war eine Verschärfung der 


a) Liv. III, 58. Vergl. oben S. 40. 

b) Liv. VI, 20 tribuni de saxo Tarpeio deiecerunt. 

c) Beispiele s. oben S. 292. 

d) App. bell. civ. I, 31. 
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Strafe, und ein Kunstgriff des Tribunen, um die Consuln als 
Theilnehmer der ungerechten Verurteilung eines vom ganzen 
Staate hochgeachteten Mannes hinzustellen, und als solcher wird 
es von Appian trotz seines sonst kurzen Berichtes ausdrücklich 
erwähnt. 

Eine Verurteilung durch das Volk ist unwiderruflich : es 
giebt kein gerichtliches Verfahren, wodurch ein Verurteilter, 
welcher den bürgerlichen Tod und Vermögensverlust erlitten, 
in Ehren und Güter wieder eingesetzt werden kann. Dennoch 
ist eine solche Wiedereinsetzung, wenn es sich um politische 
Verbrechen handelte, öfters geschehen, aber durch einen Act 
der Gesetzgebung, und zwar gleichmässig durch Centuriat- oder 
Tributcomitien , mochte die Aechtung selbst durch diese oder 
durch jene ausgesprochen worden sein. Wo Cicero von seiner 
eigenen Zurückberufung , welche in Centuriatcomitien erfolgte, 
spricht , zäldt er etliche solcher Fälle auf») , wobei er freilich 
das geschichtliche Versehen macht, von einer Wiedereinsetzung 
von Kaeso Quinctius zu sprechen, die nach Livius b ) weder ge- 
schehen ist noch geschehen konnte. Aber M. Furius Camillus 
wurde bekanntlich durch Tributcomitien, weil er eine Geldstrafe 
nicht zahlen wollte, zur Verbannung verurtheilt, seine Zurück- 
berufung erfolgte in Centuriatcomitien.') Dagegen Q. Metellus 
war im Jahre 100 v. Chr. wegen Capitalverbreehens angeklagt 
und, da er freiwillig in die Verbannung gegangen war, durch 
Tributcomitien mit der härtesten Art von Aechtung bestraft 
worden: seine Wiedereinsetzung erfolgte im Jahre darauf durch 
ein tribunicisches Gesetz, also durch Tributcomitien. d ) Ebenso 
wurde der im J. 123 v. Chr. verurtheilte P. Popilius Laenas 
bald darauf durch ein Gesetz des Tribunen L. Calpurnius Bestia 
zurückgerufen. ') Auch bei den späteren Schwurgerichten war ein 
richterliches Verfahren zur Wiedereinsetzung ungerecht Verur- 
theilter nicht vorhanden; sie konnte ebenfalls nur durch ein 

a) Cic. de dom. 31 flgd. 

b) Man sehe I, 274. 

c) Liv. V, 46. Vergl. oben S. 308. 

d) Cic. p. Plane. 38, 69. 

e) Cic. Brut. 34, 128. 

u. 22 
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Gesetz, und zwar gleicher Weise ein consularisches , wie tribu- 
niciscbes, geschehen. Erst die Kaiserregierung schuf die Mög- 
lichkeit, ehe noch die Vollziehung des Urtheils eingetreten war, 
eine Begnadigung und später in jedem Augenblicke ohne Befra- 
gung des Volkes Wiedereinsetzung eintreten zu lassen. 


Zwölftes Capitel. 

Die uns bekannten Capitalprocesse, welche vor dem Volke geführt worden 
sind, der Zeitfolge nach geordnet. 

Es bleibt noch übrig, wie wir es früher*) bei den vor den 
Tributcomitien geführten Geldprocessen gethan haben, so jetzt die 
Capitalprocesse vor den Centurien der Zeitfolge nach aufzuführeu 
und etwaige Besonderheiten, welche sich bei den einzelnen fin- 
den, zu erwähnen. Diejenigen, welche vor der Zeit der Zehn- 
männer geführt worden sind, haben wir indessen schon ausführ- 
lich behandelt, andere, welche von den übrigen durch besondere 
politische Wichtigkeit oder durch Eigentümlichkeiten des Ver- 
fahrens sich auszeichnen, werden wir später darstellen. Es sind 
dies die Processe gegen C. Servilius Abala, welcher den der 
Tyrannei verdächtigen Sp. Maelius getödtet hatte , sowie der 
gegen dessen Genossen L. Minucius, ferner der gegen M. Man- 
lius Capitolinus, dann die in Ciceros Zeit berühmten und in 
seinen Schriften vielfach besprochenen gegen C. Rabirius, gegen 
Catilinas Genossen, endlich der gegen Cicero selbst. Wenn man 
von diesen Processen absieht, finden sich folgende bei den Schrift- 
stellern erwähnt. 

388 v. Chr. wurde Q. Fabius von dem Volkstribunen C. 
Marcius angeklagt. Er hatte als Gesandter nach Clusium ge- 
schickt, widerrechtlich gegen die Gallier gekämpft und da da- 
durch das Unglück über Rom hereingebrochen war, den Zorn 
des Volkes auf sich gezogen. Er wäre verurteilt worden, wenn 
er nicht vorher gestorben wäre. b ) 


a) 8. oben S. 305 flgd. 

b) Liv. VI, 1. 
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362 v. Chr. wurde L. Manlius Imperiosus, der Dictator des 
vorigen Jahres, von dem Volkstribunen M. Pomponius angeklagt, 
weil er die Dictatur einige Tage länger, als es ihm gesetzlich 
freistand, behalten hatte.“) In seiner An klagerede b ) gab der 
Tribun dem Angeklagten überdem, um das Volk gegen ihn zu 
erbittern, unmässige Strenge bei der Aushebung, auch Härte ge- 
gen seinen eigenen Sohn Schuld. Es war ohne Zweifel ein 
Capitalprocess und die Centimen sollten entscheiden'); aber es 
kam nicht dazu. Während der gerichtlichen Untersuchung und 
während der Process sich noch in einem der drei ersten Termine 
befand, zwang der Sohn des Angeklagten den Tribunen mit Ge- 
walt zu dem Schwure, dass er von der Anklage zurücktreten 
wolle und der Tribun liielt seinen Schwur unter Billigung des 
Volkes. 

Um 328 v. Chr. wurde M. (oder Q.) Flavius von einem 
Aedilen C. Valerius angeklagt wegen Unzucht mit einer Bürge- 
rin und zwar in einem Capitalprocesse.' 1 ) Die Verurtheilung wäre 
erfolgt, wenn nicht, nachdem schon vierzehn Tribus dieselbe 
ausgesprochen, der Ankläger durch ein übermüthiges Wort das 
Volk erbittert hätte. Zum Dank für seine Freisprechung be- 
schenkte nachher der Angeklagte bei Gelegenheit das Volk. 

326 v. Chr. hatte L. Papirius seinem Schuldknechte C. Pu- 
blicius Gewalt angethan. Als dieses bekannt geworden war, 
wurde der Thäter von den Volkstribunen angeklagt und vom 
Volke zum Tode verurtheilt, auch die ganze Schuldknechtschaft 
geändert. e ) 


a) Cic. de off. III, 31, 112; Val. Max. V, 4, 3. Vergl. oben S. 18. 

b) Bei Liv. VII, 5. 

c) Dem widersprechen auch nicht die Worte bei Livius 1. 1. Nec per- 
inde, ut maluisset plebes, sibi suffragii ferendi de tarn crudeli et superbo 
reo potestatem fieri, ita aegre tulit filiiun id pro parente ausum. Es han- 
delt sich dort um das in einer formlosen contio versammelte Volk und dies 
konnte plebes genannt werden; beim vierten Termine würde Livius vom 
populus gesprochen haben. Vergl. App. Samn. 2 ; Sencc. de benef. 111, 
37 und oben S. 278. 

d) Dies beweist Val. Max. VIII, 1, 7, der erzählt, der Angeklagte wäre 
im Falle der Verurtheilung umgekommen. Liv. VIII, 22. 

o) Liv. VUI, 28; Dionys. XVI, 9. Vergl. Val. Max. VI, 1, 9. 

22 * 
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326 v. Chr. wurde C. Laetorius Mergus, ein tapferer Kriegs- 
tribup, von dem Volkstribunen Cominius beim Volke angeklagt, 
weil er einem seiner Soldaten Gewalt angethan hatte. Er wurde 
zum Tode verurtheilt, entzog sieh aber dadurch der Strafe, dass 
er vor dem Gerichte die Flucht ergriff und nachher sich selbst 
tödtete. “) 

Um 250 v. Chr. wurden die Atilier, Verwandte des ehema- 
ligen Consuls Regulus, welche Carthagische Gefangene in Ge- 
wahrsam hielten und dieselben hart und grausam behandelt 
hatten, von den Tribunen deshalb mit einer Capitalklage vor 
dem Volke bedroht; denn es gab kein Gesetz, nach dem sie 
vor den ordentlichen Richter hätten gebracht werden können. b ) 

248 v. Chr. Ueber den Process von P. Claudius Pülcher, 
der nicht zu Ende geführt wurde, sondern in einen Geldprocess 
überging, ist schon“) gesprochen worden. 

248 v. Chr. wurde L. Junius, der College vou Claudius, 
ebenfalls perduellionis angeklagt, aber in einem getrennten Ter- 
mine, wie es scheint. Er tödtete sich selbst vor der Entschei- 
dung. d ) 

213 v. Chr. klagten die plebejischen Aedilen L. Villius 
Tappulus und M. Fundanius Fundulus einige Frauen an, wegen 
unzüchtigen Lebens. Diejenigen, welche verurtheilt wurden, 
mussten in die Verbannung gehen: also haben Centuriatcomitien 
das Urtheil gefällt.®) 

212 v. Chr. Ueber die Veranlassung zum Processe gegen 
M. Postumius, den Staatspächter, haben wir schon gesprochen. f ) 
Die beiden Volkstribunen, Sp. und L. Carvilius, setzten ihm einen 
Termin zum Capitalprocesse und verlangten Bürgen, dass er sich 
dazu einfinden würde; widrigenfalls sie ihm mit Gefängniss 
drohten. Er stellte die Bürgen, ging aber in die Verbannung. 
Als er beim ersten Termine nicht erschien, wurde unter Vorsitz 

a) Val. Mas. VI, 1, 11; Dionys. XVr, 9; Suid. s. v. Aarrtöpioj. 

b) Diodor. XXIV, 19. 

c) S. oben S. 311. 

d) Val. Max. I, 4, 3; Cic. de deor. nat. II, 3; de divin. II, 33, 71. 

e) Liv. XXV, 2. 

0 S. oben S. 313. 
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der Tribunen in Tributcomitien beschlossen, wenn er nicht zum 
zweiten Termine sich stelle, solle sein Vermögen eingezogen, er 
selbst geächtet werden.“) Gleicherweise wurden dann die übri- 
gen Staatspächter, welche, um ihren Genossen zu retten, die 
Tributcomitien gestört hatten, einzeln vor Gericht gezogen. Es 
wTirden zuerst diejenigen, welche nicht Bürgen stellten, dann 
auch diejenigen, welche sie stellen konnten, in das Gefängniss 
geworfen, in welchem sie wahrscheinlich, ohne dass der Process 
weiter verfolgt wurde, nach Belieben der Beamten blieben 1 ’). 
Sehr viele, welche sich schuldig fühlten, gingen, ehe sie vor 
Gericht gezogen wurden, freiwillig in die Verbannung, worauf 
sie dann Verlust der Güter und Aechtung traf. c ) 

211 v. Chr. Auch über den Process von Cn. Fulvius ist 
schon früher gesprochen w'orden.' 1 ) Als für die Entscheidung 
desselben der letzte Termin vor den Centuriatcomitien angesetzt 
war, versuchte der Angeklagte, ob sein Bruder Q. Fulvius, der 
vor Capua befehligte, zu demselben erscheinen und ihm helfen 
könnte. Als der Senat dies nicht erlaubte, verzweifelte er an 
der Freisprechung und ging in die Verbannung nach Tarquinii, 
ehe der Termin erschien. Der anklagende Tribun liess daher 
durch die Tributcomitien die Verbannung bestätigen“); von einer 
Einziehung der Güter wird nichts gemeldet. 

Ungefähr in die gleiche Zeit fällt ein nur bei Valerius Maxi- 
mus “) berichteter Process. Er erzählt, M. Atilius Calatinus sei 
w r egen Verrathes von Sora angeklagt worden und in grösster 
Gefahr der Verurtheilung gewesen, als sein Schwiegervater, der 
berühmte Q. Fabius Maximus öffentlich vor dem Volke versichert 


a) Man sehe oben S. 281. 

b) Vergl. oben S. 158. 

c) Liv. XXV, 4 Primo non dantes, deinde etiam cos, qui dare possent, 
in carcerem coniiciebant (tribuni plcbis) : cuius rei periculum vitantes ple- 
rique in exilium abierunt. 

d) S. oben S. 313. 

e) S. oben S. 281. Wahrscheinlich meint diesen Process auch Val. 
Max. II, 8, 3. 

f) Val. Max. VIII, 1, 9. 
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hätte, der Angeklagte sei unschuldig: ihm hätte das Volk ge- 
glaubt. Ob der Process aufgegeben oder durch Urtheilsspruch 
mit Freisprechung beendet wurde, wird nicht erwähnt. Man 
kann nur an Capitalanklage glauben. 

204 v. Chr. Ueber den Process von Q. Pleminius, den Le- 
gaten P. Scipios, haben wir einen ausführlichen Bericht bei Li- 
vius *) : er ist besonders wegen der ausserordentlichen Vorunter- 
suchung merkwürdig. Pleminius batte sich in Locri eben so grau- 
sam wie habsüchtig gezeigt und seine Vergehen fanden in Rom 
lebhafte Besprechung wegen der zahlreichen und erbitterten 
Feinde, welche P. Scipio und alle seine Unternehmungen* hatten. 
Die Gesandten von Locri brachten ihre Klagen zuerst an den 
Senat. Dieser hätte, wie er es oft gethan, den Legaten aus 
der Provinz zurückberufen und dann vor Gericht stellen lassen 
können: dann hätten die Zeugen aus Locri nach Rom kommen 
müssen. Indessen so wäre nur ein Theil der Absichten, welche 
man hatte, erreicht worden: man wollte ausserdem dass man 
die Anklagen gegen Pleminius prüfte, noch erstens etwaige reli- 
giöse Vergehen gegen die Götter in Locri wieder gut machen, 
zweitens hauptsächlich das Betragen Scipios und seine Vorbe- 
reitungen zum Kriege in Africa untersuchen. So wurde also 
eine ganz ausserordentliche Massregel ergriffen und eine Unter- 
suchungscommission abgeschickt. Sie bestand aus dem Prätor, 
welchem die Provinz Sicilien zugefallen war und welcher ausser- 
dem noch den Auftrag erhielt , die Verbrechen in Locri zu unter- 
suchen. 1 ’) Ihm wurden als Beirath beigegeben zehn Gesandte, 
und ausserdem zwei Volkstribunen, M. Claudius Marcellus und 
M. Cincius Alimentus und ein plebejischer Aedil. Die beiden , 
letztem, die Volkstribunen und der Aedil, sollten erforderlichen 
Falls gegen P. Scipio dienen, um ihn, wenn er schuldig wäre, 
mit Gewalt nach Rom zurückzubringen ; ebenso die Gesandten, 
um dann an seiner Stelle den Oberbefehl zu übernehmen. °) 
Aber sie dienten auch dem Prätor als Beirath und gewährten 


a) Liv. XXIX, 8 flgd. und 16 flgd. 

b) Vergl. ähnliche Fälle einer Beauftragung durch den Senat S. 212. 

c) Dies sagt ausdrücklich Liv. XXIX, 20. 
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den Vortheil, dass die Volkstribunen die aussergerichtliche Un- 
tersuchung mitmachten und deshalb in Rom sogleich eine etwaige 
Anklage vor dem Volke anstellen konnten. An sich hätte der 
Prätor allein zur Untersuchung genügt. Dieselbe wurde in Rhe- 
gium geführt und dorthin Pleminius, wie Einige erzählten, mit 
Gewalt“), sowie die andern Angeschuldigten gebracht, auch die 
Zeugen hinbeschieden. Es wurden in der Voruntersuchung Ple- 
minius und mit ihm zwei und dreissig aus der Römischen Be- 
satzung von Locri schuldig befunden und in Ketten nach Rom 
geschickt. Dort wurden sie in das Gefangniss geworfen und vor 
dem Volke von eben jenen Tribunen, welche bei der Unter- 
suchung gewesen waren, angeklagt. Es wurden mit ihnen ge- 
richtliche Termine abgehalten, man weiss nicht, ob mit den 
Einzelnen, oder mit allen zusammen: wahrscheinlich ist das 
Letztere. Zu einer Entscheidung der Centurien kam es indessen 
nicht: man mochte Capitalstrafe für zu streng und Freisprechung 
für zu milde halten. Die Gefangenen blieben also im Gefäng- 
nisse, aus dem sie wahrscheinlich einzeln, je nachdem sie genü- 
gend gestraft erschienen, entlassen wurden. b ) Pleminius selbst 
starb entweder im Gefängnisse oder er wurde dort im Jahre 194 
v. Chr., als er Aufruhr und Brandstiftung versuchte, hinge- 
richtet') 

169 v. Chr. trat den Censoren C. Claudius und Ti. Grac- 
chus ein Volkstribun P. Rutilius entgegen d ), der nicht nur in 
ihren öffentlichen Anordnungen Grund zur Anklage fand, son- 
dern sich auch in Priv^tsachen von ihnen gekränkt glaubte. Er 
klagte sie beide wegen perduellio an, den ersten, weil er in 
einer von Tribunen berufenen Volksversammlung durch seinen 
eigenen censorischen Herold Stillschweigen geboten und dadurch 
den ihm nicht gebührenden Vorsitz derselben usurpirt hätte'), 
den andern, weil er den tribunieischen Einspruch nicht beach- 


a) Vergl. oben S. 157. 

b) Liv. XXIX, 22. 

c) Liv. XXXIV, 44. 

d) Bei Val. Max. VI, 5, 3 scheint eine Verwechselung des Namens 
stattgefunden zu haben. Die ausführliche Erzählung giebt Liv. XLHI, 16. 

e) Vergl. I, 238. 
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tet hätte. Die Censoren wären, wenn sie eine Capitalanklage 
während ihrer Amtszeit hätten hindern wollen, durch ihr An- 
sehn und ihre Verbindungen wohl im Stande gewesen, dies zu 
thun; allein sie hatten, wie es heisst, nichts dagegen, dass ihr 
Process sobald als möglich beendet würde und deshalb wurde 
von dem städtischen Prätor C. Sulpicius der erste, nach drei 
Markttagen mögliche, Termin angesetzt»), zur Entscheidung 
durch die Comitien. Von den drei Untersuchungsterminen, 
welche vorhergehen mussten, hören wir nichts; sie fanden in- 
dessen sicherlich statt, nur waren die Verhandlungen unbedeu- 
tend. Denn die Verhältnisse lagen klar vor und die Angeklag- 
ten, wenngleich sie sich nicht für schuldig erklärten, läugneten 
doch nichts von dem, was sie gethan hatten. Der Entschei- 
dungstermin für Claudius erschien zuerst und die zuerst stim- 
menden Centurien sprachen grössten Theils die Verurtheilung 
aus : worauf die vornehmsten Männer des Staates vor den Augen 
des Volkes ihre goldenen Ringe ablegten, ihr Kleid änderten 
und Bitten an die Plebs richteten. b ) Auch Gracchus, der Col- 
lege von Claudius, dem von allen Seiten aus der Plebs zuge- 
rufen wurde, er selbst habe nichts zu fürchten'), nahm sich 
dennoch seines in Gefahr schwebenden Collegen an und schwur, 
er werde, wenn derselbe verurtheilt werde , mit ihm zusammen 
in die Verbannung gehen. Trotzdem wurde mit Mühe und nur 
mit einer Mehrheit von acht Centurien die Verurtheilung abge- 
wendet Nach der Freisprechung von Claudius trat der Tribun 
freiwillig von seiner Anklage gegen Gracchus zurück d ), er hatte 
keine Aussicht, dieselbe durchzusetzen. 

Ueber die Anklagen, welche M. Cato während seines viel- 
bewegten Lebens zu bestehen hatte, haben wir schon gesprochen'): 
sie sind leider so unvollkommen überliefert, dass sie sich in 
ihren Einzelheiten nicht näher bestimmen lassen. 

146 v. Chr. Berühmt im Alterthum sind die Volksverhand- 

a) Vergl. oben S. 203. 

b) Man sehe S. 302. 

c) Man vergl. S. 259. 

d) Vergl. oben S. 277. 

e) S. oben S. 314. 


Digitized by Google 



Verzeichnis der Capitalproccsse vor dem Volke. 


345 


lungen, welche in diesem Jahre gegen Ser. Sulpicius Galba 
stattfanden Er hatte als Prätor in Lusitanien Krieg geführt und 
wurde der Grausamkeit und des Verrathes beschuldigt. Ein 
eigentlicher Process fand indessen darüber nicht statt. Der 
Volkstribun L. Scribonius Libo brachte einen Gesetzentwurf ein, 
ähnlich einem Privilegium 1 ), in so fern er zwar nicht unmittel- 
bar capitale Bestrafung des Angeschuldigten beantragte, aber 
doch ein Gesetz, welches bei der damals herrschenden Stim- 
mung nothwendiger Weise eine solche zur Folge haben musste. 
Es enthielt die Bestimmungen, erstens dass die von Galba nach 
Gallien verkauften Lusilanier wieder in Freiheit gesetzt und ent- 
schädigt werden sollten 11 ), zweitens dass eine gerichtliche Capi- 
taluntersuchung') gegen Galba, wahrscheinlich unter einem be- 
sondern, entweder vom Volke oder vom Senate zu ernennenden 
Richter eingesetzt würde. d ) Für diesen Gesetzentwurf sprachen 
M. Cato und L. Cornelius Cethegus, gegen ihn Q. Fulvius No- 
bilior und Galba selbst, welcher das Mitleiden des Volkes er- 
regte und die Verwerfung des Gesetzes bewirkte.') 

146 v. Chr. wurde C. Plautius, welcher in Spanien gegen 
Viriathus unglücklich gekämpft hatte f ), nach seiner Rückkehr 
von dem Volke verurtheilt wegen verletzter Majestät, wie es 
heisst, d. h wegen perduellio: er ging verurtheilt in die Ver- 
bannung.«) 


a) Cic. Brut. 23 L. Libo ne tribuno plebis populuin iucitante et roga- 
tionem in Galbam privilegii similem ferente. Vergi. I. 369. 

b) Liv. per. XLIX Cum L. Scribonius tribunus plebis rogationem pro- 
mulgasset, ut Lusitani , qui in fidem populo Romano dediti ab Servio Galba 
in Galliam venissent, in libertatem restituerentur. 

c) Val. Max. VIII, 1, 2 sagt, von ihm: qui omnium consensu periturus 
erat, paene nullum triste suffragium habuit. 

d) Cic. de orat. I, 53, 227 Servium Galbam — pergraviter reprehen- 
dere solebat, quod is L. Scribouio quaestionem in eum ferente populi mi- 
sericordiam concitasset. 

e) Erwähnt werden diese Verhandlungen noch bei Flut. Cat. 15; Cic. 
Brut. 20; p. Mur. 28; Liv. XXXIX, 40; Val. Max. IX, 6, 2; Quint. II, 
15, 8; Gell. I, 12 und XIII, 24; App. IIisp.60. 

f) App. Hisp. 64. 

g) Diodor. fragm. 33. 
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Iq gleiche Zeit ungefähr gehört jener Process, zu welchem 
der Volkstribun Lieinius sich den Termin vom Prätor M. Mar- 
cius erbat : den Angeklagten und den Grund des Processes kennt 
man nicht. •) 

133 v. Chr. Einen Process wollte beginnen Ti. Gracchus 
während seines Tribunates bei den Kämpfen um das Ackergesetz 
nach der Absetzung seines Collegen M. Octavius, und zwar gegen 
einen seines Witzes halber bekannten T. Annius Luscus, viel- 
leicht den Consul im Jahre 153 v. Chr., der ihn unter Ein- 
setzung einer Geldsumme zu einem Privatprocesse aufforderte 
darüber, dass er seinen heiligen und unverletzlichen Collegen 
verletzt hätte. b ) Darüber erzürnt begann Gracchus eine An- 
klage vor dem Volke, liess sie aber alsbald fallen.') 

Ungewiss der Zeit und dem Gegenstände nach ist derjenige 
Process, in welchem C. Gracchus seinen Freund Vettius vertei- 
digte: bei welcher Gelegenheit er sich zuerst dem Römischen 
Volke bekannt machte. 11 ) Ebenso ganz unbestimmter Zeit ge- 
hört derjenige Process an, welchen C. Gracchus in einer seiner 
ersten Reden vor dem Volke zur Erläuterung der tribunicischen 
Macht anführte: dass die Plebs einen gewissen C. Veturius, der 
auf dem Markte einem daher kommenden Volkstribunen nicht 
aus dem Wege gegangen war, zum Tode verurteilt habe.') 

123 v. Chr. in diesem Jahre gab C. Gracchus sein Provo- 
cationsgesetz f ), in welchem er das schon früher bestehende 
Recht über die Capitalbestrafung Römischer Bürger genauer be- 
stimmte und dawider Handelnde als der perduellio schuldig vor 
das Volksgericht wies. Sein Gesetz war zunächst gerichtet 
gewesen gegen diejenigen, welche seinen Bruder Tiberius und 
dessen Freunde getödtet oder in die Verbannung getrieben hat- 
ten: in Folge davon wurden zuerst die beiden Consuln des Jah- 


a) Gell. VII, 9. 

b) Vergl. oben S. 284. 

c) Plut. Ti. Gracch. 14; Liv. per. LV11I; Festus p. 314; Cic. Brut 
20, 79. 

d) Plut. C. Gracch. 1. 

e) Plut. C. Gracch. 3. 

' f) S. oben S. 71. 
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res 132 v. Chr. P. Popilius Laenas und P. Rupilius von ilim 
beim Volke angeklagt. Ueber den Proeess erfahren wir nichts 
Näheres: die Schuldigen gingen in die Verbannung, Laenas 
ausserhalb Italiens, wahrscheinlich ehe der Termin der gericht- 
lichen Untersuchung erschien. Sie fürchteten Gefängniss und 
körperliche Strafe.“) Der erstere von ihnen wurde nach dem 
Untergange von Gracchus durch ein Gesetz, welches der Tribun 
L. Calpurnius Bestia vorgeschlagen hatte und für das die Söhne 
und Verwandten des Bestraften beim Volke baten, zurückbe- 
rufen. b ) 

Von einem Processe jenes P. Scipio Nasica, welcher, obwohl 
Privatmann , doch bei der Unterdrückung von Ti. Gracchus" Auf- 
stande Führer gewesen war, wissen wir nichts. Es ist allerdings 
sicher, dass er in Pergamus gestorben ist'), wahrscheinlich also 
in der Verbannung. Man nimmt als seinen Ankläger M. Flaccus 
an; aber es wird nur erzählt d l)', dass , dieser im Senate einen 
Wortwechsel mit ihm über die Ermordung von Gracchus hatte ; 
dass darauf eine Anklage vor dem Volke folgte, wird nicht hin- 
zugesetzt. 

120 v. Chr. Dagegen L. Opimius, welcher als Consul 
die Senatspartei gegen C. Gracchus geführt und dessen Ermordung 
veranlasst hatte, wurde von dem Volkstribunen Q. Decius Mus 
bei dem Volke angeklagt, und zwar „weil er nicht verurtheiltc 
Bürger in das Gefängniss geworfen hätte”, wie es in dem Aus- 
zuge aus Livius’ Geschichte heisst“) Der Ausdruck ist falsch 
und kann nicht von Livius herrühren. Denn die Beamten haben 
seit den ältesten Zeiten ununterbrochen das Recht, Bürger, 


a) Man sehe Plut C. Gracch. 4; Cic. de leg. III, 11, 26; de rep. I, 
3; p. Cluent. 35, 95; de dom. 31, 82; schol. Bob. p. 252. Eine Rede von 
Gracchus gegen Popilius wird von Gell. XI, 13 und I, 7 angeführt. Ueber 
P. Rupilius spricht Vellei. II, 7. 

b) Cic. Brut. 34, 128 erwähnt den Antragsteller, im Allgemeinen die 
Zurückberufung Cic. de dom. 32, 87; post red. ad Quir. 3, 6; in sen. 
post red. 15, 37; schol. Bob. p. 347. Vergl. oben S. 337. 

c) Cic. p. Flacc. 31, 75. 

d) Cic. de orat. II, 70, 285. Vergl. oben S. 284. 

e) Liv. per. LXI L. Opimius aecusatus apud populum a Q. Decio trib. 
plebis, quod indemnatos cives in carcerem coniecisset, absolutus est. 
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welche sie vor Gericht stellen wollen, die also noch nicht ver- 
urtheilt sind, in das Gefängniss zu werfen; ja wir haben sogar 
bemerkt"), dass es eine eigentümliche Römische Sitte gab, 
nach der Bürger, ohne überhaupt vor Gericht gestellt zu werden, 
lange Zeit, ja lebenslänglich von den Beamten im Gefängnisse 
gehalten wurden. Wenn Jemanden dabei Schuld trifft, so sind 
die übrigen Beamten, welche nicht Einspruch thun, nicht der- 
jenige, welcher diese Strafe verhängt, anzuklagen. Jener ver- 
kehrte Ausdruck ist der Ungeschicklichkeit dessen, der den Aus- 
zug aus Livius machte, zuzuschreiben. Es scheint, dass Opimius 
Bürger, ohne sie vor Gericht zu stellen, hatte in das Gefängniss 
werfen und tödten lassen: dies war ein mit den härtesten Stra- 
fen zu ahnendes Verbrechen. Freilich ersehen wir aus den An- 
führungen der Rede von Opimius' Vertheidiger, dem damaligen 
Consul C. Papirius Carbo b ), dass es sich bei der Anklage un- 
mittelbar um die Ermordung von C. Gracchus handelte; aber 
dennoch ist es möglich, dass ihm hauptsächlich die ungesetzliche 
Tödtung anderer Bürger zum Vorwurfe gemacht wurde. Opimius 
wurde damals durch die Anstrengungen der Optimaten freige- 
sprochen') aber der Hass des Volkes gegen ihn blieb und trat 
bald darauf stärker hervor: er trug wesentlich dazu bei, dass 
Opimius später bei einer Anklage nach dem Mamilischen Gesetze 
von einem Schwurgerichte durch die mit dem Richteramte be- 
trauten Römischen Ritter verurtheilt wurde.") 

106 v. Chr. wurde C. Popilius Laenas angeklagt. Er war 
im vorigen Jahre Legat des Consuls L. Cassius Longinus ge- 
wesen und hatte, als dieser in Gallien von den Tigurinern ge- 
tödtet war, den Versuch gemacht, das übrige Heer durch einen 


a) S. oben S. 158. 

b) Cic. de orat. II, 25, 106 ut cum L. Opirnii causam defendebat apud 
populum audieute me C. Garbo consul, nihil de C. Gracehi nece negabat, 
sed id iure pro salutc patriae factum esse dicebat. Vergl. Cic. de orat. 
II, 39, 165 und 40, 169 und 30, 132; orat. part. 30. 104. 

e) Vergl. Cic. Brut. 34, 128. 

d) Vcllei. II, 7 Sed Opimium, virum alioqui sanctum et gravem, da- 
mnatum postca iudicio publico; Cic. p. Plane. 28, 69 und 29, 70; de rep. 
I, 3, 6; in Pis. 39, 95; p. Sest. 67, 140; scliol. Bob. p. 311; Sali. Jug. 16. 
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schimpflichen Vertrag zu retten. 1 ) Deshalb wurde er nach seiner 
Rückkehr von dem Volkstribunen C. Caelius Caldus belangt, der, 
um seine Anklage desto sicherer durchzusetzen, die geheime 
Abstimmung bei den Volksgerichten der Centurien einführte. 
Es war also ein Perduellionsprocess und so wird er von Cicero b ) 
ausdrücklich genannt, und doch heisst es an einer andern Stelle 0 ) 
ebenfalls richtig, Popilius sei wegen eines Majestätsverbrechens 
angeklagt worden. Er wurde verurtheilt und lebte, wie es scheint, 
später in Nuceria. Mit ihm zusammen werden von Cicero d ) 
erwähnt Q. Maximus und Q. Philippus, welche unglücklich vor 
Gericht, ebenfalls in Nuceria gelebt hätten. Wahrscheinlich wur- r 
den auch sie vom Volke wegen perduellio verurtheilt, allein über 
ihre Personen und ihren Process ist nichts bekannt. 

105 v. Chr. Q. Servilius Caepio, Consul im vorigen Jahre, 
hatte ausserdem, dass er die Tempelschätze in Tolosa plünderte, 
dadurch das grösste Unglück über den Staat gebracht, dass er 
durch seine Uneinigkeit mit dem Consul Cn. Mallius Maximus 
den Verlust des Römischen Heeres in Gallien durch die Cimbern 
herbeiführte. 0 ) Dass gerichtliche Verhandlungen gegen ihn statt- 
fanden, ist sicher ; aber welcher Art dieselben waren, steht nicht 
fest. In dem Auszuge aus Livius f ) wird erzählt, er sei verur- 
theilt, seine Güter eingezogen, und ihm zuerst seit der Zeit des 
Königs Tarquinius der Oberbefehl genommen worden. Nimmt 
man an, dies sei ihm in Folge der Verurtheilung in einem Per- 
duellionsprocesse widerfahren, so kommt man in Widerspruch 
mit der Nachricht eben jenes Auszugs, nach welcher ihn eine 
Strafe getroffen haben soll, wie Niemanden anders seit König Tar- 

a) Oros. V, 15; auct. ad Her. 1, 15. 

b) Cic. de leg. IU, 16 Uno in genere relinqui videbatur vocis suffra- 
gimn — perduellionis. Dedit huic quoque iudicio C. Caelius tabellain 
doluitque, quoad vixit, se ut opprimeret C. Popilium, nocuisse reipublicae. 
Vergl. Cic. de rep. 1, 3 und oben S. 335. 

c) Auct. ad Her. I, 15, 25 C. Popilius — arcessitur maiestatis ; id. IV, 24. 

d) Cie. p. Balb. 11, 28. 

e) Man sehe die Schilderung bei Dio Cass. fr. 98. 

f) Liv. per. LXVH Caepionis, cuius temeritate clades aecepta erat, 
dainuati bona publicata sunt primoque post regcui Tarquinium imperiuin 
ei abrogatum. Vergl. 8all. Jug. 114 und oben S. 222. 
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quinius: dies lässt sich von einer Verurtheilung in einem Cri- 
minalproeesse nicht sagen. Man kommt auch in Widerspruch 
mit Cicero, der von einem deslialb eingebrachten Gesetzesvor- 
schlage erzählt*), und so kann eine richterliche Entscheidung 
der Centurieo nicht genannt werden ; ferner ebenfalls in Wider- 
spruch mit einer Nachricht von Ciceros Scholiasten, der angiebt, 
um Q. Caepio zu schaden, hätte damals der Volkstribuu L. Cas- 
sius Longinus ein Gesetz gegeben, wonach die durch das Volk 
von ihrem Amte Abgesetzten ihre senatorische Würde verlieren 
sollten. 11 ) Eine Verurtheilung in einem Capitalprocesse hätte 
ohne Weiteres diese und noch schwerere Folgen gehabt. Die 
Nachricht des Scholiasten giebt uns den richtigen Weg der Er- 
klärung an. Es fand ein doppeltes Verfahren gegen Caepio statt 
Erstlich unmittelbar nach seiner Niederlage wurde von dem 
Tribunen C. Norbanus') ein Gesetz eingebracht, wonach ihm 
der Oberbefehl genommen werden sollte. Das war eine Mass- 
regel, wie sie das Volk seit dem König Tarquinius nicht ge- 
troffen hatte: sie erregte ausserordentliche Bewegung, ja fast 
einen Aufstand : zwei Tribunen, L. Cotta und T. Didius, wollten 
Einspruch. thun, sie wurden mit Gewalt verjagt: die Vornehmsten 
des Senates, welche abriethen, misshandelt: Caepio selbst ,kam 
nach Rom und entschuldigte seine Niederlage mit Unglück. d ) 
Dennoch ging das Gesetz durch, Caepio wurde abgesetzt und 
diese Absetzung durch das kurz vorher gegebene Cassische Ge- 
setz über den Verlust des Senatorenranges verschärft. Dennoch 
hätte Caepio, wenngleich in geringerer Ehre, sonst ungekränkt 
, in Rom leben können: 1 seine Güter waren von dem Volksbe- 
schlusse nicht berührt. Aber es fand ausserdem noch eine ge- 


a) Cic. de orat. II, 47, 197 Habueras enim tu omnia in causa supe- 
riora, vim, fugam, lapidationem , crudelitatem tribuniciam in Caepionis 
gravi miserabilique casu in iudiciuin vocabas : deinde principem et se- 
natus et civitatis, M. Aemilium, lapidc percussuin esse constabat; vi pul- 
suin ex templo L. Cottain et T. Didium, cum intercedere .vellent rogationi, 
nemo potcrat negare. 

b) Ascon. p. 78. S. oben S. 295. 

c) Cic. de orat II, 28, 124 

d) Auct. ad Her. I, 14, 24; Cic. orat. part 30, 105. 
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richtliche Untersuchung über den an den Tempelschätzen in To- 
losa verübten Raub statt und Viele wurden in dieselbe verwik- 
kelt.") Auch Caepio musste davon betroffen werden und dies 
konnte der Grund sein, weshalb er seine Güter verlor und in 
die Verbännung ging. Indessen eines Volksgerichtes bedurfte es 
dazu nicht : man hatte dafür damals schon die Schwurgerichte : 
weil die Theilnehmer des Verbrechens zahlreich waren, setzte 
man wahrscheinlich ein ausserordentliches Gericht, aber mit 
den gewöhnlichen Geschworenen als Richtern ein. Es wird er- 
zählt, Caepio habe später in Smyrna gelebt und das dortige 
Bürgerrecht, erhalten.'') Dies vereint sich sehr gut mit einer 
andern Nachricht, man habe Caepio in das Gefängniss geworfen, 
aber ein Volkstribun L. Rheginus habe ihn daraus befreit und 
sei so weit in seiner Freundschaft gegangen, dass er ihn in die 
Verbannung begleitet habe.') Dagegen eine andere, eben so gut 
beglaubigte, Nachricht“), Caepio sei im öffentlichen Gefängnisse 
hingerichtet worden, erscheint unerklärlich. Ist sie begründet*), 
so muss später noch ein anderer Process gegen Caepio eiugeleitet 
worden sein, und zwar vor dem Volke. 85 ) 

104 v. Ghr. M. Junius Silanus war im Jahre 109 v. Chr. 
Consul gewesen und hatte als solcher mit den Cimbern unglück- 
lich gekämpft. Deshalb klagte ihn jetzt, fünf Jahre später, Cn. 
Domitius beim Volke an f ) und zwar ohne Zweifel in einem Ca- 
pitalprocesse. Denn für Geldprocesse waren damals die Schwur- 
gerichte üblich. Der Angeklagte war persönlich auf Silanus 
erbittert, weil derselbe einen Gastfreund von ihm Aegritomarus 
misshandelt hatte.*) Der Angeklagte wurde glänzend freige- 


a) Dio Cass. fr. 98 a. E. ; Cic. de deor. nat. III, 30, 74 ; Strabo IV, 13. 

b) Cic. p. Balb. 11, 28. 

c) Val. Max. IV, 7, 3. 

d) Val. Max. VI, 9, 13. 

e) Auch Gellius III, 9, 7 quisquis ex ea direptione auruin attigit, mi- 
sero cruciabilique exitu periit, scheint auf ein härteres Loos, als auf eine 
angenehme Verbannung hinzudeuten. 

f) Ascon. in Cic. Corn. p. 80. 

g) Cic. div. 20, 67 ; in Verr. II, 47, 118. 
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sprechen, nur zwei Tribus, die Sergisehe und Quiriniscbe, hatten 
ihn verurtheilt. 

100 v. Ohr. In diesem Jahre gab der Volkstribun L. Ap- 
pulejus Saturninus sein Ackergesetz und er benutzte dasselbe, 
um seinen Privatfeind Q. Metellus Numidicus, welcher zugleich 
mit dem Consul C. Marius in bitterster Feindschaft lebte, zu 
stürzen. Eine Bestimmung des Ackergesetzes war, dasselbe 
sollte innerhalb fünf Tage nach der Annahme von den Senatoren 
beschworen werden : wer dies nicht thäte, sollte aus dem Senate 
gestossen werden und ausserdem 20 Talente Strafe zahlen.*) 
Durch falsche Versicherungen des Consuls Marius und anderer 
Senatoren getäuscht leistete Metellus jenen Schwur nicht: er 
hätte also aus dem Senate entfernt und um Geld gestraft werden 
können. 96 ) Aber das genügte seinen Feinden nicht. Saturninus 
hielt eine Volksversammlung, in welcher er Metellus als Wider- 
sacher der Plebs darstellte und eine Anklage gegen ihn vor dem 
Volke einleitete b ): im Vereine mit seinem Verbündeten, dem 
Prätor C. Servilius Glaucia, setzte er den entscheidenden Termin 
für die Abstimmung der Centuriatcomitien fest. Sein Antrag 
ging dahin, Metellus zu ächten, seine Güter einzuziehen; eine 
Besonderheit dabei scheint die .Bestimmung gewesen zu sein, 
dass die Aechtung von den Consuln ausgesprochen werden sollte. c ) 
Es hätte genügt, wenn dies von dem Tribunen oder dem die 
Comitien leitenden Prätor ausgegangen wäre: durch dje Hinzu- 
ziehung der Consuln sollten die höchsten curulischen Beamten 
verpflichtet werden, lieber diese Anklage erhob sich grosser 
Aufruhr in der Stadt: die Partei der Optimaten wollte die re- 
gelrechte Führung des Processes und hoffte auf irgend eine 
Weise die Freisprechung durchzusetzen. Indessen Metellus wollte 
Aufruhr vermeiden und ging, ohne den Termin abzuwarten, in 
die Verbannung, worauf Saturninus die Aechtung durch die Co- 


a) App. bell. civ. 1, 29. 

b) Liv. per. LX1X Metello Numidico, quod in legem agrariam non iu- 
raverat, diem di.xit. 

c) App. bell. civ. 1, 31 te tfuyf/« l-ifpatpov (nämlich Satur- 

ninus und Glaucia) aitiS xai to!>{ uttötou; imxijp'jjat TEpocETt&Eoav.^pnrji^vc« 
MetO.Xui xoivuiveIv jrjpi? ?, ’jSoto? i) o -ifij«. Vergl. oben S. 336. 
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mitien, d. h. durch die Tributcomitien, aussprechen liess und 
der Consul die ihm auferlegte Bekanntmachung erliess.*) Vou 
den nothwendigen drei Untersuchungsterminen ist- uns keine 
besondere Kunde erhalten; vielleicht fandeu sie, weil Metellus 
vorher Horn Verliese, nicht statt: jedenfalls beobachtete Satur- 
niuus die nöthige Form. Schon im folgenden Jahre nach Unter- 
drückung des Aufstandes von Saturninus wurde Metellus zurück- 
gerufen, und zwar durch das Gesetz des Tribunen Q. Cali- 
dius b ), gegen das anfänglich ein anderer Tribun P. Furius 
Einspruch that, das aber dann unter dem grössten Beifalle des 
ganzen Staates durchging. 

98 v. Chr. Eben jener P. F urius , welcher sich der Ziu-ück- 
berufuug vou Metellus widersetzt hatte, wurde, nachdem er sein Amt 
niedergelegt, vou dem T ribuuen G. Appulejus Deciauus vor dem 
Volke angeklagt: die Untersuchungstermine fanden auf dem 
Markte statt. 0 ) Der Ankläger lobte in seiner Rede Saturninus 
und deswegen wurde der Angeklagte zwar durch die Centimen 
losgesprochen, aber trotz der Lossprechung von dem Volke zer- 
rissen. Decianus selbst wurde später wegen seiner Lobrede auf 
Saturninus verurtheilt, aber wahrscheinlich in einem Schwurge- 
richte: er ging nach dem Pontus in die Verbannung. 11 ) 

91 v. Chr. Zu keinem Proeesse kam es bei M. Aemilius 
Seaurus. Der Volkstribun Q. Varius schlug ein Gesetz vor, 
dass gegen diejenigen, welche den Bundesgenossenkrieg veran- 
lasst hätten, vor dem Schwurgerichte eine Untersuchung einge- 
leitet werden sollte. Bei dieser Gelegenheit lud Q. -Varius jenen 
durch seinen Viator vor seinen Richterstuhl auf den Markt und 
warf ihm Verschiedenes vor, Bestechung durch den König Mi- 


a) Mau vergleiche über deu Process noch Cic. p. Sest. 16, 37 ; 47, 
101; 62, 130; de otf. 111, 20, 79; de dom. 31, 82 und 32, 87; p. Cluent. 
35, 95; iu Pis. 9, 20; p. Plane. 36, 88; de rep. 1,3, 6; Val. Max. 111, 8, 4. 

b) Cic. p. Plane. 38, 69; App. 1, 33; Val. Max. V, 2, 7 uud IV, 1, 

13. Vcrgl. oben S. 336. * 

c) Val. Max. VIII, 1, 2 Nam cum P. Furium inquinatissimae vitae pro 
rostris accusaret; App. bell. civ. I, 33, wo der Name des Anklägers Ca- 
nuleius lautet , walirscheinlich durch einen Schreibfehler. Cic. p. C. Rab. 
9, 24: schol. Bob. p. 230; Dio fr. 105. 

d) Cic. p. C. Rab. 1. 1. ; SchoL Bob. 1. 1. 

“■ 23 
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thridates, Aufreizung der Bundesgenossen, wohl noch manches 
andere. Scaurus, wenngleich krank und hochbetagt, erschien 
und vertheidigte sich mit solcher Würde und solchem Selbst- 
gefühle, dass er den Beifall des Volkes gewann. Der Tribun gab 
die Sache auf und es wurde kein ‘Process eingeleitet. *) 

91 v. dir. Q. Metellus Celer als Volkstribun klagte einen 
gewissen (Ju. Sergius Silus beim Volke an, weil er einer Frau, 
um sie zu verführen, Geld versprochen hatte: er bewirkte seine 
Verurtheilung. Es ist indessen möglich, dass er, zumal die Ver- 
führung nur versucht war, auf Geld anklagte. b ) 

86 v. dir. Der Tribun C. Fimbria klagte Q. Scaevola an. 
Er hatte ihn bei dem Leichenbegängnisse von C. Marius tödten 
lassen wollen: als dies misslang und es schien, dass Scaevola 
mit der Wunde davon kommen würde, klagte er ihu, ohne 
Zweifel in seiner Abwesenheit, vor dem Volke an und der Tag 
der Comitien wurde anberaumt. Wir wissen nichts Weiteres, 
als dass der Process nicht zu Ende geführt wurde.') 

87 v. Chr. Als die Marianische Partei unter L. Cinna und 
C. Marius sich der Stadt Rom bemächtigt hatte, wurden zuerst 
viele Gegner derselben ohne die Förmlichkeit eines Processes 
getödtet; dann beschloss man, Einige gerichtlich verurtheilen zu 
lassen. Es wurden zwei der angesehensten ausgewäldt, L. Cor- 
nelius Merula , der zum Nachfolger von Cinna im Consulate er- 
nannt worden war , aber natürlich beim Siege der Marianer sein 
Amt wieder verloren hatte , sodann Q. Lutatius Catulus , der 
ehemalige College und Privatfeind von Marius. Es wurden An- 
kläger aufgestellt, ohne Zweifel aus der Zald der Tribunen. Die 
Angeklagten wurden zwar nicht in das öffentliche Gefängniss 
gebracht, aber doch unter Aufsicht gehalten. d ) Es scheinen 
auch die drei Termine der gerichtlichen Untersuchung gehalten 
worden zu sein. Vor dem Entscheidungstermine tödtete sich Me- 
rula im Tempel des Jupiter; denn er war Flamen Dialis. 6 ) 

a) Val. Mas. 111, 7, 8; Ascon. p. 22. 

b) Val. Max. VI, 1, 8. 

c) - Cic. p. Sex. Rose. 12, 33; Val. Max. IX, 11, 2. 

d) App. bell. civ. I, 74. 

e) Vellei. II, 22; Flor. 111, 21; Val. Max. IX, 12, 5. 
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Catulus liess durch seine Verwandten bei Marius um sein Leben 
bitten, indem er in die Verbannung zu gehen versprach. Aber 
Jener verlangte den Tod.*) Deshalb tödtete sich Catulus in 
seinem Hause. Wahrscheinlich gehört zu den damals durch die 
Marianer Verurtheilten auch App. Claudius, der Vater des Fein- 
des von Cicero, Consul im Jahre 79 v. Chr., der nach seiner 
Prätur noch ein Heer in Italien hatte und während der Cinua- 
uischen Unruhen von einem Tribunen angeklagt worden sein soll. 
Der Hass der Machthaber gegen ihn muss indessen nicht sehr 
gross gewesen sein; denn es wurde ihm erlaubt in die Verban- 
nung zu gehen und nur der Oberbefehl genommen. b ) 

84 v. Chr. Als der Consul L. Cinna von seinen Soldaten 
getödtet war, wollte sein College Cn. Papinus Carbo nicht nach 
Rom zurückkehren, um vom Volke einen neuen Consul wählen 
zu lassen. Deshalb drohten ihm die Volkstribunen mit einem 
Prooesse, ähnlich demjenigen, welcher im Jahre 105 v. Chr. 
gegen Q. Caepio angestellt worden war: sie wollten ihm sein 
Imperium nehmen. Er gehorchte in Folge dieser Drohung 
wenigstens dem Scheine nach. 0 ) 

66 v. Chr. C. Meinmius, der bekannte Beschützer des 
Dichters Lucretius, klagte in diesem Jahre als Volkstribuu M. 
Lucullus au, und zwar wegen Handlungen , welche derselbe viele 
Jahre vorher als Quästor im Aufträge Sullas gethan hatte. d ) Es 
war dies, weil der Ankläger Tribun war, wahrscheinlich ein 
Process vor dem Volke und zwar wegen perduellio. Es erfolgte 
Freisprechung. 

56 v. Chr. Sogleich nachdem P. Clodius die curulische 
Aedilität erlangt hatte, klagte er T. Anuius Milo beim Volke 
an und zwar deswegen, weil jener sich Banden von Gladiatoren 
hielt 0 ), oder, wie Cicero f ) sich ausdrückt, wegen Gewaltthä- 

a) Gic. de orat. III, 3, 9. Vergl. Tuse. V, 19, 36; Val. Max. IX, 12, 4. 

b) Cic. de dom. 31, 83. 

c) App. bell. civ. I, 78 ditetXrjidvTiuv 8e (t<üv orjpdpytov) {ouuxqv dito- 
tpovetv ijtavijlöe |iiv u. s. W. 

d) Plut. Luc. 37. 

c) Dio Cass. XXXIX, 18. 

f) Cic. p. Seat. 44, 95 Nam quid ego de aedile ipso loquar, qui 
etiam diem dixit et accusavit de vi Milouem? Cic. p. Mil. 15, 40. 
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tigkeit. Wir haben eine nähere Schilderung der Vorgänge bei 
dem Processe aus Ciceros Briefen, aus der wir lernen, in wel- 
chen Abständen die drei Termine der gerichtlichen Untersuchung 
angesetzt, wurden.“) Es erschien bei den Terminen der Ange- 
klagte mit seinen Vertheidigern und Freunden; auch Zeugen 
wurden aufgerufen. b ) Der Process muss wegen der heftigen 
Unruhen, welche dabei vorfielen, aufgegeben worden sein: wir 
hören wenigstens von keinem Ergebnisse. 

In unbestimmte Zeit fällt ein Process, welchen ein curu- 
lischer Aedil A. Hostilius Mancinus vor dem Volke gegen eine 
mcretrlv anhängig machte, vor deren Hause er Nachts durch 
einen Steinwurf verwundet worden war. Die Angeklagte rief 
die Hülfe der Tribunen an und entschuldigte sieh damit, der 
Aedil wäre trunken gewesen und hätte mit Gewalt in ihr Haus 
eindringen wollen. Das Collegium nahm diese Entschuldigung 
an und hinderte den Process.“) ln alte, aber unbestimmte 
Zeit fällt ein vor dem Volke geführter Process gegen Jemanden, 
der mit seiner Frau Geschwisterkind war. Das Volk sprach 
ihn frei und erlaubte für die Zukunft diese Heirathen. d ) Eben- 
falls in alte Zeit fällt jener Process , der als Beweis von dem 
Werthe angeführt zu werden pflegt, welchen die alten Römer 
den Pflugochsen einräumten. Als Jemand einen solchen getödtet 
hatte, um seinem Geliebten eine leckere Speise zu bereiten, wurde 
er, wie die Ueberlieferung erzählt, beim Volke, wahrscheinlich 
von den Aedilen angeklagt und zur Verbannung, verurtheilt. 6 ) 


a) Cic. ad Q. fr. II, 3. Vergl. S. 249, 255, 257, 297. 

b) Cic. in Vat. 17, 41. 

c) Gell. IV, 14. 

d) Plut. quaest. Rom. 6. 

e) Plin. nat. hist. VIII, 180; Val. Max. VIII, 1, 8; Colum. VI, praef. 
7; Varro de re rust. II, 5, 3. 
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Dreizehntes Capitel. 

Strafrechtspflege über Nichtbürger in Rom, nicht durch die Provocations- 
gesetze beschränkt, aber doch durch dieselbe beeinflusst. Sie wird von 
der über Bürger in den Personen der Richter geschieden. Fremdenprätor, 
durch den Einspruch seiner Collegen und durch die tribunicische Gewalt 
beschränkt. Schutz der Nichtbürger durch das Patronatsverhältniss. 
Strafrechtspflege ausserhalb Roms, getrennt nach Bürgern und Nicbtbilr- 
gern. Nachricht von Polybius. Die Bürger ausserhalb Roms durch die Por- 
cische Gesetzgebung geschützt; sie sind frei von dem ausserordentlichen 
tribunicischen Verfahren vor dem Volke. Die nicht geständigen oder nicht 
auf der That ergriffenen Verbrecher unter den Bürgern ausserhalb Roms 
werden nach Rom zur Aburtheilung geschickt. Nöthige Vorsicht der Be- 
amten dabei. Der Senat hat dabei eine doppelte Thätigkeit, indem er 
berathende Behörde ist und den Beamten ihre Geschäftskreise anweist: 
richterliche Thätigkeit hat er nicht. Strafgerichtsbarkeit über Nichtbür- 
ger ausserhalb Roms. Sie stehen unter den Beamten: der Senat hat über 
sie nur eben dieselbe Macht wie über die Bürger, indem er den Beam- 
ten Rath giebt und ihnen die Provinzen anweist. Verhältnisse der Pro- 
vinzen. Ausserordentliche Berufung von Angeklagten nach Rom. Italien 
war bis in späte Zeit gleich den Provinzen. Dem Senate wird nur in 
Fällen der Empörung und des Aufruhrs Gerichtsbarkeit und zwar un- 
eigentlich zugeschrieben. 

Wir haben bis jetzt nur von der Strafrechtspflege in der 
Stadt Rom gesprochen: die meisten Bestimmungen bezogen sich 
sogar nur auf die Römischen Bürger. Für sie allein war die 
Gerichtsbarkeit des Volkes geschaffen, an der alle Niclitbürger, 
welche in Rom wohnten, keinen Theil hatten: diese standen 
unter der Gerichtsbarkeit der Beamten , welche in diesem Falle 
selbständig die höchsten Strafen an Leib und Vermögen verfügen 
durften. Das Strafrecht über Nichtbürger nahm an der ganzen 
Entwickelung, welche sich an das erste Valerisehe Provocations- 
gesetz knüpfte, keinen Theil, und keines der späteren Provo- 
cationsgesetze hat auf sie Bezug. Deshalb kann von dem ausser- 
ordentlichen richterlichen Verfahren, auf Anklage von Volkstri- 
bunen und Aedilen, wie es sich bei den Bürgern als ergänzende 
Gerichtsbarkeit gebildet hatte, bei denjenigen, welche an dem 
Bürgerrechte nicht Theil uehmen , nicht die Rede sein und unter 
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den zahlreichen Fällen, welche wir von demselben angeführt 
haben, ist nicht ein einziger, der sich auf Nichtbürger bezieht. 
Für sie behielt die Rechtspflege immer grundsätzlich denjenigen 
Character, welchen sie ursprünglich für die Bürger gehabt hatte, 
dass sie nämlich einen Theil der Verwaltung bildete, ohne be- 
sondere und eigentümliche Formen. Das Römische Volk hat 
also zwar die Möglichkeit, sich in dieselbe einzumischen, wie es 
über jeden Zweig der Staatsverwaltung Verfügungen treffen kann; 
allein eine richterliche Thätigkeit übt es dabei nicht. Z. B. im 
Jahre 323 v. Chr. machte der Volkstribun M. Flavius einen 
Gesetzesvorschlag in Tributeomitien, dass die Einwohner von 
Tusculum, weil auf ihren Rath und mit ihrer Hülfe die Einwoh- 
ner von Velitrae und Privernum Krieg mit dem Römischen Volke 
begonnen hätten, bestraft, und zwar die kriegsfähigen Männer 
mit Ruthen geschlagen und mit dem Beile hingerichtet, die 
Frauen und Kinder als Sclaven verkauft werden sollten. Die 
Tusculaner kamen insgesammt nach Rom und baten an dem 
Tage der Comitien das Volk flehentlich, sie zu verschonen: da- 
durch erregten sie Mitleid und bewirkten , dass das Gesetz nicht 
durchging.*) Gegen Bürger wäre ein solches Gesetz unmöglich 
gewesen, schon deshalb, weil es ohne Zweifel ein durch die 
zwölf Tafeln verbotenes Privilegium war. Der Tribun würde 
vor das Volksgericht geladen, eine Perduellionsklage angestellt, 
die Untersuchung geleitet, kurz ein gerichtliches Urtheil zu Wege 
gebracht haben. Wenngleich indessen die in Rom lebenden Frem- 
den nicht durch besondere Gesetze gegen die Willkür der Beamten 
geschützt waren , so war es doch natürlich , dass diese im Gan- 
zen eben dieselben Gesetze und Gewohnheiten , welche gegen 
die Bürger galten, auch bei den Fremden in Anwendung brachten. 
Als die Gerichtssitte sieh im Laufe der Zeit änderte und mil- 
derte, musste das Verfahren gegen Nichtbürger gleichen Schritt 
halten: selbst die Grausamkeit der Todesstrafe konnte, seit 
dieselbe bei den Bürgern durch die Porcische Gesetzgebung ver- 
boten war, nicht in alter Strenge aufrecht erhalten werden. Als 
der Consul M. Marcellus im Jahre 51 v. Chr. einen Colonisten 

a) Liv. VIII, 37. 
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voii Novum Comuin, um zu zeigen, dass er nicht Römischer 
Bürger, sondern nur Latinisehen Rechtes wäre, mit Ruthen 
geissein liess, erregte diese, von Parteihass gegen Cäsar einge- 
gebene, Grausamkeit allgemeine Missbilligung. Der Consul, 
sagte man, hätte bedenken sollen, dass der Bestrafte, wenn 
auch nicht Bürger, so doch Transpadane sei und als solcher 
Berücksichtigung verdiene. “) Wir haben keine Nachricht , in 
wie fern die Gesetzgebung der zwölf Tafeln die Strafrechtspflege 
auch bei Nichtbürgern ordnete und alle Schlüsse, welche man 
aus den geringen, uns erhaltenen, Bruchstücken machen wollte, 
würden unsicher sein, weil uns der Zusammenhang des Einzel- 
nen unbekannt ist. Indessen aus den späteren , für die Schwur- 
gerichte gegebenen , Gesetzen ersieht man , dass die auf gewöhn- 
liche Verbrechen bezüglichen Verordnungen auf Bürger und 
Nichtbürger gleichmässig gingen. 

In den meisten Fällen waren Strafrecht und Strafprocess 
bei beiden dieselben; denn nur selten kam es bei den Bürgern 
zur Provocation, noch seltener wurde dieselbe angenommen und 
das Volksgericht berufen. Für die ältesten Zeiten ergiebt sich 
dies schon daraus , dass die Personen der Richter ein und die- 
selben waren. So lange die Consuln oder die an deren Stelle 
tretenden Beamten die Gerichtsbarkeit übten, fand darin keine 
Scheidung zwischen Bürgern und Nichtbürgern statt; eben so 
wenig, seit es einen Prätor gab, dem ‘als eigentlicher Geschäfts- 
kreis die Rechtspflege zugewiesen war. Erst seit 243 v. Chr. 
wurden bekanntlich zwei Prätoren erwählt und dem neu hinzutre- 
tenden die Rechtspflege unter den Nichtbürgern zugewiesen, und 
zwar in Criminal- und in Civilsaehen. Dies dürfen wir mit 
vollständiger Sicherheit aus dem gleichen Verhältnisse des städ- 
tischen Prätors, welches wir oben erwiesen haben b ), schliessen. 
Gegen die Willkür des Fremdenprätors gab es dieselben Vorkeh- 
rungen, wie überhaupt • gegen die Allmacht der Beamten, mit 
Ausnahme des bei Nichtbürgern nicht erforderlichen Volksgerich- 


a) Cic. ad Att. V, II, 2 Marcellus tbcde de Comensi. Etsi ille ma- 
gistratuin non gesserat, erat tarnen Transpadauus. 

b) S. oben S. 104 flgd. 
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tes. Erstlich konnte derselbe durch den Einspruch seines Col- 
legen, des städtischen Prätors, gehindert werden und in dieser 
nothweudigen Uebereinstimmung lag selbst eine Gewähr dafür, 
dass das Recht gegen Bürger und Nichtbürger mit einer gewis- 
sen Gleichmässigkeit geübt wurde. Ausserdem kam die tribu- 
nicische Gewalt den Nichtbürgem eben so sehr zu gute wie den 
Bürgern. Denn sie war eingesetzt, um die ursprünglich patri- 
cischen Beamten zu überwachen, und wir hören zwar, dass sie 
räumlich auf den Umkreis der Stadt und ihrer nächsten Um- 
gebung, aber niemals dass sie auf die Bürger beschränkt war. 
Die Befugniss der Tribunen, bei den Processen von Nichtbürgern 
Einspruch zu tliun, ihre Verhaftung, wo sie nicht nöthig er- 
schien , zu hindern und ihnen jede Billigkeit beim Verfahren zu 
gewähren, ist somit sicher: ja diese Befugniss war in so fern 
grösser als bei Bürgern, weil im Falle dass ein Volksgericht 
stattfand, dieses auch für die Tribunen unangreifbar war. Wenn 
trotzdem die Bürger durch die sie besonders schützenden Gesetze 
und durch die Theilnahme des gesammten Volkes an dem Schick- 
sale des Einzelnen einen Vorzug hatten, so wurde dieser ausge- 
glichen durch das den Römern eigentümliche Patronatsverhält- 
niss. Jeder Nichtbürger pflegte mit einem Bürger in derartiger 
Verbindung zu stehen, dass er selbst mit seiner .Person und sei- 
nem Vermögen gewisse Dienste leistete, aber dafür Schutz und 
Beistand, namentlich in Rechtsangelegenheiten, empfing. Diese 
Verbindung war in alter Zeit enger, durch Gesetz und Sitte 
geheiligt, erhielt sich aber auch später trotz der Lockerung der 
bürgerlichen Verhältnisse in so weit, dass sie dem Prätor in sei- 
nen Urtheilen über Nichtbürger Rücksichten auferlegte. Aller- 
dings fand dieselbe Verbindung auch zwischen niedriger und 
höher stehenden Bürgern statt; eine besondere Bedeutung aber 
musste sie gewinnen, wo die höchsten Güter des Lebens nicht 
durch die Entscheidung des gesammten Volkes gewährleistet 
waren. Cicero*) erwähnt es als etwas Besonderes, dass ein 
Volkstribun Cn. Domitius einen der vornehmsten Männer des 
Staates, einen gewesenen Consul, in die Gefahr einer Volks- 


a) Cic. in Q. Caec. 20, 67: in Verr. II, 47, 118. S. oben S. 351. 
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anklage brachte aus Privathass, weil derselbe einen einzigen 
Freund und Gastfreund von ihm misshandelt hatte. Das Be- 
sondere lag hier darin , dass Domitius sich lange Zeit nachdem 
das Unrecht geschehen war , zu rächen suchte und dass er aus 
Rache eine allgemeine Klage vor dem Volke begann; hätte er 
seinem Gastfreunde in seiner Noth geholfen, so wäre dies ge- 
wöhnlich und pllichtmässig gewesen. Es war die Stellung der 
Nichtbürger in Rom in den meisten Fällen nicht schlechter als 
die der gewöhnlichen Bürger. 

Schwierig ist die Frage , wie es sich mit den Bewohnern 
des der Römischen Herrschaft unterthänigen Gebietes verhalten 
habe: wir haben sehr geringe Nachrichten, welche eine Andeu- 
tung darüber geben. Den Hauptanhalt zur Entscheidung giebt 
die kurze Darstellung von Polybius 11 ) über die Befugnisse des 
Senates: alle Vergehen in Italien, welche einer öffentlichen Ahn- 
dung bedürften, z. B. Verrath, Verschwörung, Giftmord, Meuchel- 
mord, fielen unter die Aufsicht des Senates. Polybius spricht 
hier von den Vergehen in Italien und man fragt zuerst, ob er 
damit meint, alle Verbrechen in Italien, d. h. ausserhalb Roms, 
von wem sie auch begangen sein mochten, von Bürgern oder 
Nichtbürgern , hätten ein und dieselbe strafrechtliche Behandlung 
erfahren. Es ergiebt sich leicht, dass dies nicht seine Meinung 
ist, dass es überhaupt nicht Römischer Staatsgrundsatz war, 
die Gerichtsbarkeit nur örtlich zu scheiden. In Rom selbst 
waren die Bürger und Nichtbürger durch ein verschiedenes Ver- 
fahren im Strafrecht getrennt: folgerichtig mussten sie es auch 
ausserhalb Roms sein und alle Bürger, mochten sie in Italien 
oder in den Provinzen sein, gewisse Vorrechte vor den Nicht- 
bürgern haben. Der Grundsatz des ausgebildeten Römischen 
Rechtes war, dass alle Bürger, wo sie sich auch immer auf hal- 
ten mochten, nach Römischem Rechte gerichtet wurden: ihre 
Gerichtsstätte war Rom und überall waren sie der Vortheile 
theilhaftig, welche ihnen in der Stadt die Volkstribunen und 


a) Polyb. VI, 13 'Op.otu>{ xal oua xiiv Ü5ixr,uctx(uv x<öv xax’ ’IxaMav 
xpocäeTxat Sijpiosfa; Ixisx^eiuj. 8 k , olbv 7tpo8o , ouviupootic , (pap. 

[xaxei'as , SoXexpovtac , xj s'jyxX^xui piD.ei xxept xoixuiv. 
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die höchste Gerichtsbarkeit des Volkes gewährten. Zur gesetz- 
lichen Anerkennung kam dieser' Grundsatz zu der Zeit, als das 
Uebergewicht des Römischen Staates in der civilisirten Welt ent- 
schieden war, durch die Porcische Gesetzgebung und wir haben 
deshalb über denselben bei der Schilderung der Provoeations- 
gesetze gesprochen.“) Aber es ist wahrscheinlich, dass man 
ihn schon von Anbeginn des Staates verfolgte, indem man zu- 
erst in näherer, dann in weiterer Entfernung in den Bündnissen, 
welche man mit auswärtigen Völkern schloss, darauf Rücksicht 
nahip. Zu Ciceros war dieser Grundsatz nicht nur durchgängig 
im Römischen Reiche, sondern auch ausserhalb desselben, so- 
weit der Name Roms reichte, in anerkannter Geltung. Er 
spricht es als unzweifelhaft aus, dass Römische Bürger, so ge- 
ring sie auch sein mögen, selbst bei barbarischen Völkern durch 
die blosse Behauptung, sie seien Römische Bürger, vor jeder 
Strafe, vor jedem Criminalgerichte sicher sind. b ) 

Die Lage der Römischen Bürger ausserhalb Roms war also 
im Allgemeinen gleich der Lage derjenigen , welche in der Stadt 
wohnten: in gewisser Beziehung war sie sogar freier. Im Jahre 
442 v. Chr. wurden Dreimänner, um die Latinische Colonie Ar- 
dea zu gründen, ernannt: sie zogen sich durch ihre Unpartei- 
lichkeit den Hass der Patricier, durch ihre Begünstigung der 
Bundesgenossen den Hass der Plebs zu und wurden von den 
Volkstribunen angeklagt, wahrscheinlich mit einem Anträge auf 
Geldstrafe. Sie entzogen sich dem Processe, indem sie selbst 
Colonisten in Ardea wurden und dort blieben. 0 ) Es ist kein 
Zweifel, dass die Dreimänner, welche zu patricischen und vor- 
nehmen Geschlechtern gehörten, das volle Bürgerrecht auch in 
Ardea behielten: unter gewissen Bedingungen erhielten bekannt- 
lich auch ursprüngliche Nichtbürger in einer Latinischen Colo- 

a) S. oben S. 53flgd. 

b) Cic. in Verr. V, 65, 167 Ilomines tcnues, obscuro loco nati, navi- 
gant: adeunt ad ea loca, quae nunquara antea viderunt, ubi neque noti * 
esse iis, quo venernnt, neque somper cum cognitoribus esse possunt. Hac 
una tarnen fiducia civitatis non modo apud nostros magistratus — neque 
apud cives solum Romanos — fore se tutos arbitrantur: sed quocunque 
venerint, hanc sibi rem praesidio sperant esse futuram. 

c) Liv. IV, 11. Vergl. obeu S. 306. 
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nie das Römische Bürgerrecht : unmöglich also können es Bür- 
ger verloren haben. Deshalb ist die Uebersiedelimg der Drei- 
männer nicht als eine freiwillige Verbannung aufzufassen, auf 
welche dann nach dem Beschlüsse der Tributcomitien die Aech- 
tung gefolgt wäre, sondern nur als eine Verlegung des Wohn- 
sitzes, welche sie der tribunicischen Gewalt entzog. Diese näm- 
lich war auf den Umkreis der Stadt beschränkt: ausserhalb der- 
selben hatte sie keine Einwirkung. Wer in Rom seinen Wohn- 
sitz hatte, konnte von den Tribunen in körperliche Haft genommen 
und dadurch zum Erscheinen vor Gericht gezwungen werden; 
auch wenn er zeitweise sich entfernte, blieb er doch verpflichtet 
sich vor dem Tribunen zu stellen, der sich nöthigen Falls an 
dem Vermögen, das er zurücklassen musste, halten konnte. Das 
erfuhr der grosse Scipio, der Besieger Hannibals, als er sich 
vor dem dritten Termine seines tribunicischen Processes ent- 
fernte und auf sein Landgut nach Linterum ging.*) Der Tribun 
drohte, ihn mit Gewalt holen zu lassen und er war in seinem 
Rechte, wenn er gegen einen seiner Gerichtsbarkeit Unterworfe- 
nen, der sich aus Trotz der Fortsetzung des Processes entzog, 
Gewalt brauchte: er verfuhr sogar milde, da es ihm nach Ge- 
richtsgebrauch ff eigestanden hätte, sogleich durch, die Tribut- 
comitien Aechtung und Vermögens Verlust aussprechen zu lassen. 
Mit jenen Dreimännern von Ardea, welche ihren Wohnsitz von 
Rom verlegt hatten, verhielt es sich anders. Freilich wären 
aucli sie den Tribunen nicht unerreichbar gewesen, aber nur 
mittelbar und mit Hülfe der curulischen Beamten: ein solches 
weitläufiges Verfahren wollte man bei ihnen nicht beginnen, 
zumal sie durch das freiwillige Aufgeben des senatorischen 
Standes, welchen sie wahrscheinlich besassen, genugsam bestraft 
erschienen. 

Die gewöhnliche Strafrechtspflege über die ausserhalb Roms 
ansässigen Römischen Bürger unterlag denselben Bedingungen, wie 
über die in der Stadt selbst ansässigen, ln allen Gesetzen, w r elche 
die Vorrechte der Bürger bestimmen, ist immer nur von den 
Bürgern die Rede, ohne dass der W T ohnsitz in der Stadt als Be- 


a) Vergl. oben S. 317. 
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dinguug hinzugefügt wird. Dies mag bei den ersten Provoca- 
tionsgesetzen, als der Staat nur auf die Stadt und deren nächste 
Umgebung beschränkt war, nicht auffallen; aber auch bei den 
Wiederholungen derselben, als Bürger in Italien, zum Theil auch 
schon in den Provinzen zahlreich waren, ist von einer solchen 
Beschränkung nie die Rede. Dies Stillschweigen der Schrift- 
steiler ist Beweis genug. Wo Cicero von den Ungerechtigkeiten 
spricht, welche sich Verres beim Rechtsprechen in Sicilien hatte 
zu Schulden kommen lassen, erwähnt er Sicilier, welche er mit 
Strafen belegt hatte, Römische Bürger aber nicht, während er 
unter den Fällen der Civilgerichtsbarkeit auch Bürger anführt. 
Wo er sich mit der höchsten Heftigkeit über die Grausamkeit 
beschwert, mit welcher Verres Sertorianische Kundschafter, welche 
sich für Römische Bürger ausgaben, ans Kreuz schlagen Hess, 
handelte es sich nicht um die Bestrafung und die Todesstrafe 
überhaupt, sondern nur um die Art und Weise der Todesstrafe, 
welche in keinem Falle für Bürger erlaubt war. Auch diese Ver- 
hältnisse beweisen die Verschiedenheit der Strafrechtspflege bei 
den in den Provinzen wohnenden Römischen Bürgern und den 
übrigen Bewohnern derselben. 

In Rom ist es, wie wir bemerkt haben,*) Gesetz, dass der 
Verbrecher, welcher geständig oder auf der That ertappt ist, 
selbständig von dem Beamten, ohne Zuziehen des Volkes, be- 
straft wird; aber die Auslegung des Eingeständnisses und der 
Ertappung ist eine sehr weite. Wenn der Beamte weder von 
einem seiner Collegen noch von den Tribunen gehindert wird, 
ist keine Aussicht, dass sein Urtheil durch das Volk umgestossen 
wird, zugleich ist er gegen etwaige spätere Verantwortung sicher 
gestellt. Das Volksgericht tritt deshalb selten in Thätigkeit. 
Dagegen in ItaUen und den Provinzen steht der Beamte, trotz 
dem dass er seinen Beirath hat, als allein verantwortlich da: 
er muss vorsichtiger sein und sich gegen spätere Anklagen zu 
decken suchen. Es kann kein Zweifel sein, dass auch Römische 
Bürger in Italien und den Provinzen von den Statthaltern, die 
ja mit gleicher Machtvollkommenheit ausgerüstet waren, wie die 


a) Man sehe unsere Ausführung oben S. 169flgd. 
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in der Stadt selbst Recht sprechenden Beamten, verurtheilt und 
auch hingerichtet werden durften : es wäre widersinnig gewesen, 
bei offenbaren Verbrechern unnützen Aufschub und weitläufigen 
Process eintreten zu lassen. Bei ihnen fand eben so wenig wie 
in der Stadt ein Verfahren in iudicio, sondern nur ein solches 
in iure statt. War aber die Schuld zweifelhaft oder hatte der 
Angeklagte solchen Rang oder solche Verbindungen, dass seine 
selbständige Verurtheilung dem Beamten Verlegenheiten bereiten 
konnte, so wurde er verhaftet und nach Rom geschickt. Mit 
der Ankunft daselbst wurde er aller Vorzüge theilhaftig, welche 
die daselbst lebenden Bürger genossen, d. h. es konnten sieh 
seiner die übrigen Recht sprechenden Beamten und namentlich 
die Tribunen annehmen. Freilich konnten jetzt, die letzteren 
gegen ihn auch ein ausserordentliches Verfahren vor dem Volke 
einleiten. Als Beispiel für einen solchen Process kann das Ver- 
fahren dienen, welches gegen Scipios Legaten Q. Pleminius, 
welcher in Locri vielfache Verbrechen begangen haben sollte, 
beobachtet wurde. Er war nicht allein schuldig, sondern Viele 
andere mit ihm, Unterbefehlshaber und Soldaten, Römische Bür- 
ger, zum Theil in Rom, zum Theil in Italien ansässig. Der 
Prätor nebst seinem vom Senate gegebenen Beirathe hielt über 
Alle die Voruntersuchung und erklärte zwei und dreissig für 
schiddig. Aber er vollzog das Urtheil nicht; denn die Ange- 
klagten vertheidigten und entschuldigten sich. Der Prätor sandte 
also jene zwei und dreissig in Ketten nach Rom. Dort wurden 
sie auf Anklage von zwei Tribunen vor das Volksgericht ge- 
stellt.*) Sie hätten auch im ordentlichen Gerichtsverfahren vor 
dem städtischen Prätor verklagt und ihr Urtheil im gewöhnlichen 
Provocationswege durch die Centuriatcomitien gesprochen werden 
können; aber man zog jenes Verfahren vor, weil die eigentli- 
chen Ankläger, die Einwohner von Locri, nicht mit nach Rom 
gekommen waren, und es zweckmässig erschien, jene Tribunen, 
welche der Untersuchung in Locri beigewobnt und die unmittel- 
baren Zeugen gehört hatten, als Ankläger auftreten zu lassen. 
Ein ähnliches Beispiel findet sich in dem, was Livius zum Jahre 


a) Vergl. oben S. 342. 
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184 v. Chr erzählt.*) Ein Prätor L. Postumius, welcher Tarent 
zu seiner Provinz hatte, führte dort Untersuchungen über Ver- 
schwörungen unter den Hirten und über die Reste der Baccha- 
nalien. Denn diese hatten sich auch über Italien verbreitet, 
überdem nach der in Rom eingeleiteten Untersuchung sich Viele 
dorthin geflüchtet. Die Hirten wurden von dem Prätor in selbst- 
ständiger Gerichtsbarkeit gerichtet; denn das waren Nichtbürger, 
zum Theil Sclaven ; mit den wegen der Bacchanalien Angeklag- 
ten verhielt es sich anders. Der Prätor, sagt Livius, richtete 
einen Theil als schuldig hin, einen andern Theil warf er in Fesseln 
und schickte sie nach Rom an den Senat. b ) Die ersteren, welche 
von dem Prätor selbständig abgeurtheilt wurden, w r aren entweder 
Nichtbürger oder solche Bürger, welche ein Geständniss ableg- 
ten, die andern waren Bürger, deren Bestrafung erst gerichtlich 
festgestellt werden musste, ln Rom wurden sie darauf von P. 
Cornelius, welcher damals die städtische und Fremdenprätur 
zusammen verwaltete, in das Gefängniss geworfen.') 

ln dem letzten Beispiele heisst es, die gefangenen Römischen 
Bürger seien nach Rom „au den Senat'" geschickt worden und diese 
Bemerkung von Livius führt uus auf die Stelle von Polybius, von 
welcher unsere Untersuchung ausgegangen ist, zurück. d ) Es heisst 
dort, der Senat trage Fürsorge über die Vergehen in Italien, aber 
keinesw r eges, er habe eine Gerichtsbarkeit über dieselben. Eine Ge- 
richtsbarkeit des Senates über Römische Bürger hat es nie gegeben : 
ihnen gegenüber ist er immer das geblieben, wozu er eingesetzt war, 
eine berathende Behörde, welche von dem höchsten Einflüsse 
auf die Handlungen aller Beamten, auch auf die Entscheidungen 
des Volkes war, aber nie richterliche Pflichten geübt hat. Man 
hat zwar in früheren Zeiten eine Criminalgerichtsbarkeit des 
Senates angenommen und sich bemüht, den Umfang derselben 
zu ermitteln; in neuester Zeit hat man indessen au derselben 


a) Liv. XXXIX, 41. 

b) Liv. 1. 1. partim noxios iudicavit, partim eomprehensos Romain ad 
senatum misit. In carcerem omnes a P. Comelio coniecti. 

c) Man vergleiche über den Process wegen der Bacchanalien oben 
S. 211. 

d) S. oben S. 361- 
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zu zweifeln begonnen, wenngleich man sie noch nicht mit der 
nöthigen Entschiedenheit geläugnet hat. 87 ) Es hat sie während 
der Republik nie gegeben und konnte sie wegen der eigenthüra- 
liehen Einrichtung des Senates nicht geben. Wir haben früher 
erwähnt“), dass vor der Zeit der Zehnmänner bei Anklagen von 
Patrieiern durch Volkstribunen vor den plebejischen Tributcoroi- 
tien der Senat, eine richterliche Pflicht zu erfüllen hatte, in so 
fern er die Anklagen erlaubte und die Anklagepunkte festsetzte. 
Indessen ehe demselben diese, seinem Wesen fremdartige, Thä- 
tigkeit übertragen werden konnte, musste seine Einrichtung für 
diesen Fall geändert: es musste der Eid, gleiche Abstimmung 
Aller, Freiheit der Rede eiugeführt werden. b ) Seitdem diese 
Nothwendigkeit eines Senatsbeschlusses durch die Gesetzgebung 
der zwölf Tafeln und die darauf folgenden Verfassungsänderungen 
der Consuln Valerius und Horatius aufgehoben war, hörte jede 
richterliche Thätigkeit des Senates auf. ln wie fern er auf die 
Strafrechtspflege in Rom Einfluss hatte, haben wir früher, wo 
wir über die Abweichungen von dem ordentlichen Gerichtsver- 
fahren handelten, c ) angedeutet: er beschränkte sich auf zweierlei, 
erstlich darauf, dass er im Interesse der allgemeinen Sicherheit 
und Staatsverwaltung in einzelnen Fällen, wo dieselbe bedroht 
schien, sein Gutachten abgab, ob ein richterliches Verfahren 
einzuleiten sei, und zur Einsetzung desselben mitwirkte. So 
geschah es in früherer Zeit öfters z. B. bei dem Processe gegen 
den Staatspächter M. Postumius, welcher auf das Gutachten des 
Senates eingeleitet wurde' 1 ), oder bei der Anklage wegen Unzucht, 
wo der Senat den richtenden Beamten durch seine Entscheidung 
ermächtigte 6 ); aber auch noch in den letzten Kämpfen des Frei- 
staates, als die Formen der gewöhnlichen Strafrechtspflege schon 
umgestaltet waren, z. B. nach der Ermordung von P. Clodius. 
Eine gleiche Bedeutung haben diejenigen Fälle, wo der richter- 


a) S. oben S. 6. 

b) Vergl. 1, 258. 

c) S. oben S. 209. 

d) Liv. XXV, 3. S. oben S. 313 und 340. 

e) Val. Max. VI, 1, 9. Vergl. S. 339. 
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liehe Beamte bei einer ihm vorliegenden Entscheidung den Se- 
nat als seinen Beirath benutzt: er lässt ihn in den gewöhnlichen 
Formen abstimmen und sucht durch das Ansehen desselben 
seinem eigenen Urtheile Gewicht zu verschaffen, um sich, wenn 
er zur Rechenschaft gezogen werden sollte, zu decken. So machte 
es z. B. Cicero bei dem Proeesse der Catilinarischen Verschwo- 
renen, so die Consulp, als sie zuerst Kuude von den Bacchana- 
lien erhalten hatten, und gleicher Weise haben es ohne Zweifel 
viele Beamte bei wichtigen Vorfällen gethan, wie denn überhaupt 
jedes Ereigniss im Staate vom Senate besprochen und begutach- 
tet werden konnte, ohne dass derselbe über die Behandlung 
desselben eine besondere Befugniss gehabt hätte. Zweitens 
konnte der Senat, wie es überhaupt sein Amt war, den Beamten 
die Kreise ihrer Thätigkeit anzuweisen, unter den verschiedenen 
richterlichen Beamten, welche es im Staate gab, zur Führung 
besonderer Untersuchungen bestimmte erwählen , wovon wir 
früher“) Beispiele angeführt haben, ln diesen beiden Befugnissen 
indessen liegt keine richterliche Thätigkeit. Zu ihr fehlte dem 
Senate, wie wir schon bemerkten, die Möglichkeit wegen seiner 
eigenthümliehen Einrichtung. Denn in demselben konnte be- 
kanntlich keine Meinung zur Abstimmung kommen, wenn dies 
nicht von dem Vorsitzenden Beamten erlaubt wurde, und wenn 
eine solche die Billigung der Mehrheit erhalten, war derselbe 
dennoch nicht zu ihrer Annahme gesetzlich verpflichtet. Die 
Freiheit der Rede war sehr beschränkt: nur im Falle und so 
lange der Vorsitzende gestattete, durfte Jeder sprechen. Bei der 
Abstimmung endlich hatten die an Rang höher stehenden Sena- 
toren ein entschiedenes, von dem Willen des Vorsitzenden ab- 
hängiges, Uebergewicht: die grössere Menge wurde kaum gefragt 
Eine solche Einrichtung befähigte den Senat dazu, den Beamten 
als Beirath zu dienen, aber nicht richterliche Urtheile zu fällen. 

Demnach ist auch in dem aus Livius angeführten Falle, wo 
der Prätor L. Postumius aus Tarent Römische Bürger in Ketten 
nach Rom an den Senat schickte, nicht daran zu denken, dass 
dies deswegen geschehen sei, damit der Senat das Urtheil fälle. 


a) S. oben S. 209. 
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Sondern dieser hatte dem Prätor Tarent als Provinz angewiesen 
und den besonderen Auftrag gegeben, auf die Ueberreste der 
Bacchanalien zu achten: natürlich, dass dieser die gefangen ge- 
nommenen Bürger au den Senat als au seinen Auftraggeber sen- 
det. Von ilnp wurden sie dem richterlichen Beamten, dem Prä- 
tor P. Cornelius, übergeben und ebenso, wie die übrigen wegen 
der Bacchanalien Angeklagten behandelt, d. h. mit Gefäugniss 
bestraft.“) Einen gleichen Character hat die Thätigkeit des 
Senates in Bezug auf die Nichtbürger ausserhalb Roms, über 
deren Gerichtsbarkeit wir demnächst handeln müssen. Polybius b ) 
deutet diese Gleichheit der Thätigkeit selber an, indem er Bür- 
ger und Nichtbürger nicht unterscheidet. Wenn er sagt, die- 
jenigen Verbrechen, welche der öffentlichen Aufsicht oder Ahn- 
dung bedürften, gehörten vor den Senat, so kann er unter 
öffentlicher Ahndung nicht die gewöhnliche Rechtspflege verstehen 
(denn vor diese gehören alle Verbrechen), sondern nur eine be- 
sondere Classe derselben, die politischen, und zu ihnen sind die 
beiden ersten Verbrechen, welche er namhaft macht, Verrath 
und Verschwörung, zu rechnen. Also auch Giftmischerei und 
Mord kommen nur in dem Falle an den Senat, wenn sie wegen 
der Menge der Theilnekmer einen staatsgefährlichen Character 
annehmen und wir werden Beispiele anführen, wo dies wirklich 
geschah: wahrscheinlich hat Polybius bei seinen Worten eben 
jene Beispiele, welche in die Zeiten derPunischen Kriege fielen, 
vor Augen gehabt. Kamen nun solche Fälle von staatsgefähr- 
lichen Verbrechen vor, so war der Beamte, welcher Italien zur 
Provinz hatte, verpflichtet, ehe er dieselben bestrafte, an den 
Senat zu berichten: wahrscheinlich war ihm diese Verpflichtung 
in den Aufträgen, welche er bei seinem Abgänge in die Provinz 
erhielt, auferlegt und sie enthielt keine besondere Beschränkung, 
sondern war, wie wir gesehen, ebenso bei den Beamten in der 
Stadt Rom gewöhnlich. Auf den Bericht des Beamten gab der 
Senat sein Gutachten, ordnete etwaige militärische Massregeln 
an , kurz unterstützte den Beamten mit seinem Rathe und Ansehen. 


a) S. oben S. 160. 

b) Man sehe die Stelle S. 361. 

ii. 24 
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Keineswegs wurde bei dem Senate eine förmliche Anklage erho- 
ben, eine Untersuchung geführt oder ein Urtheil gesprochen. Als 
im Jahre 329 v. Chr. Privernum, welches abgefallen war, wie- 
der eingenommen wurde, beschloss der Senat, dass der Anfüh- 
rer der Privernaten, Vitruvius, und die andern Hauptschuldigen, 
bis der Consul zurückgekehrt wäre, im Gefängniss gehalten, 
dann getödtet und ihre Güter eiugezogen werden sollten: dass 
ferner die Senatoren von Privernum, wenn sie nach dem Abfalle 
von Rom in ihrer Stellung geblieben wären, mit Verbannung 
bestraft werden sollten.“) Hätte der Senat wirklich richterliche 
Thätigkeit üben wollen, so würde er die Rückkehr des Consuls 
nicht abgewartet, sondern die Hauptschuldigen verurtheilt und 
hingerichtet, die übrigen verbannt haben: jetzt sprach er nur 
die Grundsätze für das gerichtliche Verfahren aus , überliess aber 
dieses selbst dem Consul. Das berühmteste Beispiel dieser Art 
ist die Bestrafung der abgefalleneu Cainpaner nach der Einnahme 
Capuas im zweiten Punischen Kriege. b ) Die Stadt war gefallen, 
die Schuldigen, so viele von ihnen nicht durch eigene Hand um- 
gekommen, vorläufig in das Gefängniss gebracht. Die beiden 
Proconsuln, welche die Stadt genommen, Ap. Claudius und Q. 
Fulvius , waren über die Bestrafung der Gefangenen uneinig. Der 
erstere wollte die Ansicht des Senates hören und zweifelte nicht, 
dass auch sein College sich derselben fügen würde. Indessen 
Fulvius wollte Strenge üben und unmittelbar die Hinrichtung 
vollziehen. Er führte dies auch aus. Einige erzählen, während 
der Hinrichtung sei ein Senatsbeschluss, der mildere Strafe 
empfahl, angekommen, auch vom Proconsul gelesen worden; 
aber w r eil es in demselben geheissen, der Proconsul möchte ihm 
folgen, wenn es ihm gut schiene (si ci videretur), habe derselbe 
dennoch seinen anfänglichen Entschluss zu Ende geführt. Aus 
diesem Vorgänge ergiebt sich die Stellung des Senates deutlich. 
Bei einem so wichtigen Ereignisse, wie der Einnahme Capuas, 
war es hergebracht , denselben um seine Entscheidung zu fragen. 
Aber dieselbe beschränkte sich darauf, allgemeine Regeln für die 


a) Liv. VUI, 20. 

b) Liv. XXVI, 15. 
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das Richteramt verwaltenden Beamten aufzustellen, auf ein Ur- 
theil über die Schuld des Einzelnen ging sie nicht ein: ja sie 
war so abgefasst, dass sie denselben, selbst bei grösster Be- 
rücksichtigung, welche sie fand, dennoch nicht die Freiheit der 
Handlung nahm. Indessen selbst, dieses Gutachten des Senates 
war nur in den wichtigeren Fällen , an welchen der ganze Staat 
betheiligt erschien, hergebracht: die gewöhnlichen Verbrechen 
und die Verbrecher, in so fern sie Nichtbürger waren, blieben 
dem obersten Urtheile des Römischen Beamten überlassen. 

Zweitens bemerkten wir , der Senat habe auf die Strafrechts- 
pflege in der Stadt, welche nach Römischen Begriffen zu den 
Verwaltungsgeschäften der Beamten gehörte, öfters den Einfluss 
geübt, dass er die Geschäftskreise der richtenden Beamten be- 
stimmte. Eben denselben Einfluss hatte er natürlich ausserhalb 
der Stadt: er musste ihn hier sogar öfter üben, da die Verwal- 
tungsbezirke grösser w r aren und jährlich nach den Bedürfnissen 
umgestaltet zu werden pflegten. Deshalb linden wir einmal so- 
gar einen besonderen Beamten ernannt, einen Dictator. Als 314 
v. Chr. die Nachricht nach Rom kam , in Capua fänden geheime 
Verschwörungen unter den Vornehmen statt, wahrscheinlich un- 
erlaubte Verbindungen zur Erreichung von Aemtern, wurde nach 
Senatsbeschluss C. Maenius zum Dictator ernannt, der später 
auch in Rom selbst ähnliche Verbindungen zu strafen versuchte. “) 
Sonst wurden die gewöhnlichen Beamten mit solchen ausser- 
ordentlichen Untersuchungen beauftragt, z. B. im Jahre 301 v. 
Chr. die beiden Consuln bei einer Verschwörung der Frusina- 
ten b ), im Jahre 207 der eine Consul M. Livius bei einer staats- 
gefährlichen Verschwörung in Etrurien und Umbrien c ), im Jahre 
204 der Consul M. Cornelius ebenfalls in Etrurien d ), im Jahre 
130 die beiden Consuln bei Mordthaten im Walde Sila. e ) Oder 
es wurde auch, wo es sich um Verbrechen nicht weit von der 


a) Liv. IX, 26. Vergl. oben S. 19. 

b) Liv. X, 1. 

c) Liv. XXV111, 10. 

d) Liv. XXIX, 36. 

e) Cic. Brut. 22. 
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Stadt handelte, einer der in der Stadt befindlichen Prätoren ab- 
geordnet, z. B. im Jahre 198 v. Chr. bei einer Verschwörung 
der Punischen Geissein in Setia der städtische Prätor“), bei 
einer Sclaveuverschwörung in Etrurien der Fremdenprätor. b ) 
Oder endlich, wenn der Ort der Verbrechen entlegen oder die 
andern Beamten beschäftigt waren, wurde einer der Prätoren, 
welche auswärtige Provinzen erhalten hatten, abgeordnet, z. B. 
bei Vergiftungen in der Umgegend Roms 184 v. Chr. Q. Nae- 
vius, der Prätor, welcher nebenbei noch die Provinz Sardinien 
hatte“), 180 v. Chr. bei gleicher Veranlassung der Prätor C. 
Maenius, dessen Provinz ebenfalls Sardinien war“ 1 ), 167 v. Chr. 
A. Manlius Torquatus, der durch diese Beschäftigung verhindert 
wurde, seine Provinz Sardinien zu betreten.“) Ueberall übt der 
Senat nur die ihm verfassungsmässig zustehende Befugniss, wenn 
besondere Verbrechen Vorkommen, unter den vom Volke er- 
wählten richterlichen Beamten den ihm passend scheinenden zu 
bestimmen. Er kann nicht selbst die richterliche Eigenschaft 
verleihen , sondern nur die Geschäftskreise vertheilen. Es ist 
keine Frage, dass hier auch das Volk eingreifen konnte, eben 
so wie es bei der Vertheilung der Provinzen die höchste Ent- 
scheidung hat; indessen in den guten Zeiten des Freistaates 
machte es von derselben selten Gebrauch. 

Wir haben das Verhältniss des Senates zu Italien erläutert : 
das zu den Provinzen war etwas verschieden, weil sie weiter 
entfernt waren und in ihnen die militärische Seite der Verwal- 
tung überwog. Die Befehlshaber hatten auch die Strafrechts- 
pflege: bei der Einrichtung jeder Provinz wurde mit den übri- 
gen Verhältnissen auch die Rechtspflege geordnet, welche Städte 
eine eigene, imabhängige Srafrechtsptiege haben sollten, wie die- 
selbe geübt werden, welche Befugnisse der Statthalter besitzen 
sollte. Ein Eingreifen des Senates war nur in seltneren Fällen 


a) Liv. XXXn, 26. 

b) Liv. XXXIII, 36. 

c) Liv. XXXIX, 41. 

d) Liv. XL, 37. 

e) Liv. XLV, 16. 
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von Aufruhr und Empörung möglich. Als Verres Sicilien re- 
gierte, war dort einige Befürchtung wegen Sclavenaufstände? 
auch wegen der Seeräuber : es mochte Verres selbst, als erdort- 
hin ging, vom Senate den Auftrag erhalten haben, mit Sorg- 
falt über die Ruhe der Insel zu wachen. Aber von irgend einer 
Einmischung des Senates in die Strafrechtspflege hören wir nichts. 
Eben derselbe Verres war in Lampsacus, wie Cicero es dar- 
stellt, durch eigene Schuld belagert und sein Lictor getödtet 
worden. Ueber dies Verbrechen sass der Statthalter Asiens zu 
Gericht und liess einen der angesehensten Bürger von Lampsa- 
cus hinrichten, oline dass eine Dazwischenkunft deä Senates 
erfolgte. m ) Dennoch gab es Fälle, wo die Vermittelung des Se- 
nates stattfand und wahrscheinlich waren dieselben häufiger, als 
man jetzt nach den seltenen Erwähnungen der Ueberlieferung und 
bei der Entfernung der Provinzen von der Hauptstadt anzuneh- 
men geneigt ist. Verres war bei seinem Aufenthalte in Lam- 
psacus Gesandter des Römischen Volkes, die persönliche Unbill, 
welche ihm dort widerfahren, war also dem Römischen Volke 
geschehen. Cicero macht ihm Vorwürfe darüber, dass er diese 
Unbill ruhig ertragen und im gewöhnlichen Rechtswege geahn- 
det habe: er hätte sie dem Senate melden und darauf antragen 
müssen , dass die Anstifter des Volksaufruhres durch ein Schrei- 
ben der Consuln nach Rom berufen würden. b ) Dort wären sie 
dann von den städtischen Beamten gerichtet worden. Cicero 
führt einen ähnlichen Fall eines Römischen Quästors M. Aemi- 
lius Scaurus an,» welcher durch einen Aufstand derEphesier ge- 
hindert worden war, seinen flüchtigen Sclaven aus dem Asyle der 
Ephesischen Diana zu holen: worauf der angebliche Anstifter 
des Aufstandes , ein angesehener Ephesier Pericles , nach Rom 
berufen wurde. Der geschichtlich merkwürdigste Fall dieser Art 
ist der jener tausend Achäer, welche im Jahre 167 v. Chr. auf 
Anschuldigung von Callicrates nach Rom berufen wurden und 
dort sechzehn Jahre, ohne verhört und gerichtet zu werden, in 
der Verbannung blieben.“) Das Verfahren gegen sie ist mit dem 


a) Cic. in Vcrr. lib. I, 27 flgd. 

b) Cic. in Verr. I, 33, 84 und 85. 

c) Man sehe besonders Pnusan. VII, 10. 
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gegen Römische Bürger zu vergleichen , welche bei Uebereinstim- 
mung der Beamten ohne gerichtlichen Process im Gefängnisse 
gehalten werden durften. 11 ) 

Wir müssen uns mit diesen allgemeinen Andeutungen be- 
gnügen: auf die Verhältnisse der einzelnen Provinzen näher ein- 
zugehen und die verschiedene Stellung, welche die Städte in 
ihnen nach ihren verschiedenartigen Rechten einnahmen, zu er- 
läutern würde zu weit führen : es gehört dies auch mehr- in eine 
Darstellung der Römischen Provinzialverwaltung als der Straf- 
rechtspflege. Dieselbe Beschränkung müssen wir bei Italien be- 
obachten. Die Verhältnisse der Städte in ihm sind mannigfach 
und es erfordert die eingehendsten Untersuchungen, um die 
Strafrechtspflege auch nur für eine Gasse von Städten genauer 
darzulegen. Ausserdem änderte sich seine Lage durch die all- 
mälige Ertheilung des Bürgerrechts, welche in die Zeit des Frei- 
staates fällt. Bis zum Vatinischen Gesetze vom Jahre 59 v. 
Chr. war es mit Inbegriff des Cisalpinischen Galliens Provinz. 88 ) 
Jährlich wurde es entweder den beiden Consuln oder einem von ihnen 
mit einem dazu gehörigen Heere angewiesen, es sei denn, dass 
wegen Unruhen oder Kriege noch andere Verwaltungsbezirke 
darin gebildet und Proconsuln oder Proprätoren anvertraut wur- 
den. Es unterschied sich in nichts von den übrigen Provinzen, 
als durch die Vorrechte seiner Städte, die Menge der in ihm 
wohnenden Römischen Bürger und seine Nähe am Sitze der Re- 
gierung. Erst P. Vatinius führte im genannten Jahre ein ande- 
res Verhältniss ein: er sonderte Oberitalien uftter dem Namen 
des Cisalpinischen Galliens als besondere Provinz ab und grün- 
dete für das übrige Italien, das jetzt gleichmässig von Römi- 
schen Bürgern bevölkert war, eine Civilverwaltung. Freilich 
war damals auch die alte Strafrechtspflege ausser Gebrauch ge- 
kommen und die Schwurgerichte dafür eingetreten, über deren 
Einrichtung und Befugnisse wir erst später handeln werden. 

Eine Gerichtsbarkeit des Senates giebt es nach unserer Aus- 
einandersetzung mithin nicht: es ist kein Fall bekannt, in wel- 
chem diese Verwaltungsbehörde ein gerichtliches Urtheil gefällt 


a) S. oben S. 158. 
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flat. Und doch muss es den Anschein gehabt haben, als ob 
dies möglich sei. Cicero“) spricht in einer Rede über seine 
eigene ungesetzliche Verbannung und erklärt, es sei uraltes 
Römisches Recht, dass einem Römischen Bürger an seinem ca- 
put und seinen Gütern nichts entzogen werden dürfe, ausser 
durch das Urtheil des Senates oder des Volkes oder der über 
jede Sache eingesetzten geschworenen Richter. Hier wird die 
Befugniss des Senates der des Volkes und der Geschworenen 
wenigstens gewissermassen gleichgestellt, und zwar in Bezug 
, auf Römische Bürger. Es ist unmöglich , dass diese Worte auf 
etwas anderes gehen als auf die Machtvollkommenheit des Se- 
nates, bei gefährlichem Aufruhr durch seinen Beschluss den 
Consuln und übrigen curulischen Beamten ausnahmsweise eine 
ausserordentliche Macht zu übertragen — eine Machtvollkommen- 
heit, welche zwar heftig bestritten, aber doch thatsächlich ge- 
übt werden ist. Für Cicero, der auf dieselbe die Rechtmässig- 
keit seiner Handlungsweise bei der Bestrafung der Catilinarischen 
Verschworenen zu gründen suchte, war es zweckmässig, dieselbe 
zu erwähnen; dass dies von andern Schriftstellern und nament- 
lich von Polybius, welcher dem Volke allein die Befugniss, 
über das caput Römischer Bürger zu entscheiden beilegt, nicht 
geschieht, ist eben so natürlich. Mit dem gewöhnlichen Sprach- 
gebrauche b ) aber stimmt es überein, dass Cicero diese Befug- 
niss des Senates als Urtheil bezeichnet, wenngleich sie kein 
eigentlich richterliches Urtheil begreift und von der Befugniss 
des Volkes und der Geschworenen dem Umfange und dem Wesen 
nach verschieden ist. 


a) Cic. de dom. 13, 33 hoc iuris in hac civitate etiam tum, cum reges 
essent, dico fuisse, hoc nobis esse a maioribus traditum , hoc esse denique 
proprium liberae civitatis, ut nihil de capite civis aut de bonis sine iudi- 
cio senatus aut populi aut corutn, qui de quaque re constituti iudices sint, 
detrahi possit. 

b) S. oben S. 185 flgd. 
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Vierzehntes Capitel. 

Einzelne merkwürdige Strafprocesse. Zuerst der von Sp. Haelius und 
von G. Servilius Ahala. Rechtliche Bedeutung der Ermordung von Maelius, 
welcher sich der Ladung zum Termine widersetzte. Frocess von M. Man- 
lius Gapitolinus. Veranlassung und Verlauf. Angeblich doppelter Frocess, 
in der Ueberlieferung nicht begründet. Erklärung der Stelle von Livius. 
Verschiedenheit der Ueberlieferung über Manlius’ Verurtheilung. Frocess 
von C. Rabirius. Erzählung. Absicht bei der Eröffnung desselben und bei 
der Wahl des verschollenen Verfahrens vermittelst der Zweimänner. Es 
wurde von T. Atius Labienus ein Gesetz darüber durchgebracht und In- 
halt desselben. Verlauf des Frocesses. Giceros Rede in demselben. 

Aus den Criminalproeessen , von denen uns die Ueberliefe- 
rung erzählt, treten einige durch die Wichtigkeit der politischen 
Ereignisse, welche sich daran knüpften, oder das Interesse, 
welches die in ihnen auftretenden Personen gewähren , besonders 
hervor: wir widmen ihnen eine eingehendere Betrachtung, eben 
so wie wir es bei den Processen von P. Horatius und Coriolan 
und den Zehnmännern gethan haben. Natürlich sind es poli- 
tische Processe ; deim andere linden in der Ueberlieferung, welche 
nur das Wachsthum und die Entwickelung der Staates im Auge 
hat, keine Stelle. 

Hochberühmt in der Geschichte ist die That von C. Servi- 
lius Ahala, der Sp. Maelius tödtete: die Nachwelt stellte ihn 
übereinstimmend als einen Befreier seines Vaterlandes hin, der 
kühn und mit Aufopferung seines eigenen Wohles einen gefähr- 
lichen Versuch, die Königsherrschaft in Rom wieder einzuführen, 
unterdrückt habe. Sp. Maelius war ein Römischer Ritter, aber 
durch Reichthum den Mächtigsten gleich. Er war in den Jah- 
ren 440 und 439 v. Chr., als grosse Theuerung herrschte, ein 
Wohlthäter der Armen. Auch der Senat hatte einen Vorsteher 
des Getreidewesens ernannt, L. Minucius; aber Maelius übertraf 
ihn nicht nur an Thätigkeit, da er überall bis an die Küste von 
Cumae hin Getreide aufkaufte, sondern auch an Freigiebigkeit, 
da er es theils zu ermässigten Preisen, theils umsonst hergab. 
Die Gunst des Volkes, welche er sich auf diese Weise erwarb, 
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erregte in ihm die Hoffnung auf politische Macht: er strebte, so 
lautet der einstimmige Bericht der Ueberlieferung, nach der Kö- 
nigsherrschaft. Als der Senat dies erfahren, wurde der greise 
L. Quinctius Cincinnatus zum Dictator ernannt, der C. Servilius 
Ahala zum Reiterobersten bestimmte. Am Morgen nach diesem 
Senatsbeschlusse , so lautet die gewöhnliche Erzählung weiter, 
kam der Dictator auf den Markt imd sandte den Reiterobersten 
aus, um Sp. Maelius vor seinen Richterstuhl zu rufen. Dieser 
weigerte sich zu erscheinen, rief das umstehende Volk zu Hülfe, 
wehrte sich gegen diejenigen, welche ihn greifen wollten,' und 
wurde am Ende von Servilius niedergestossen. 

Es ist bei den neueren Gelehrten, welche die Römische Ge- 
schichte vom modernen Parteistandpunkte aus zu behandeln pfle- 
gen, Mode geworden, die Tödtung von Maelius als brutale Ge- 
waltthat der Patricier darzustellen und sein Streben nach der 
Königswürde zuläugnen: sie suchen mit Vorliebe Abweichungen 
in der Ueberlieferung auf, um diese Auschauung durch schein- 
bare Gründe zu beweisen. 89 ) Wir wollen uns hier derartiges 
nicht herausnehmen und glauben auch, dass eine besonnene Ge- 
schichtsschreibung jeden Versuch, über die Schuld oder Unschidd 
in diesem Falle zu urtheilen, zurückweisen wird. Die Ueberlieferung 
spricht einstimmig für Maelius’ Schuld : nachdem er getödtet und 
jede Besorgniss vor ihm gehoben war, wurde sein Vermögen 
eingezogen, sein Haus zerstört und die Stätte, auf der es gestan- 
den, öde gelassen. Dies wird einstimmig gemeldet und ist es 
geschehen, so liegt darin ebenfalls ein Beweis, dass Maelius in 
gerichtlichem Verfahren nach seinem Tode schuldig befunden 
wurde, wenngleich über dieses selber nicht weiter berichtet wird. 
Sonst darf man nicht von einem Processe gegen Sp. Maelius 
selbst sprechen; denn wurde er zur Verantwortung vor den 
Dictator gerufen, so sollte der Process erst stattfinden; wurde 
er, wie Einige erzählen, meuchlings ermordet, so kann von einem 
solchen noch weniger die Rede sein. Es kann sich nur darum 
handeln, ob Maelius mit Recht getödtet wurde, als er zum Di- 
ctator gerufen sich nicht stellen wollte. Man muss zugestehen, 
dass es nach jedem Staatsrecht einen Punkt des Ungehorsams 
giebt, wo Gewalt gerechtfertigt ist, weil sie uothwendig wird; 
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nach dem Römischen aber stand die Macht jedes Beamten so 
hoch, dass ihr nie ein Bürger Widerstand geleistet hat, und die 
Plebejer selbst hatten ihre Tribunen mit solcher Heiligkeit aus- 
gestattet, dass sie, wie Beispiele beweisen“), jedes Eritgegentreten 
mit augenblicklichem Tode ahnden durften. Den Volkstribunen 
stand der Dictator am nächsten. Wäre Maelius' Sache so ge- 
recht, er selbst bei dem Volke so beliebt gewesen, so würden 
selbst die Tribunen den Versuch gemacht haben, ihm zu helfen; 
aber davon hören wir nichts. Hätte er sich der Ladung durch 
Flucht entzogen, so würde der Dictator seine Aechtung, wahr- 
scheinlich in Centuriatcomitien, ausgesprochen haben ; aber wenn 
er im Römischen Gebiete blieb und sich auf gerichtliche Ladung 
nicht stellte, so war dies offener Aufruhr. Demnach erscheint 
Maelius" Ermordung als zwar einzig dastehendes, aber der Ver- 
fassung nach gerechtfertigtes Beispiel von der Erfolglosigkeit 
des Widerstandes gegen Beamte und hat als solches seine grosse 
Bedeutung. Wenn nach seinem Tode noch ein Process gegen 
ihn stattfand, so konnte dabei sein Streben nach der Königsherr- 
schaft geltend gemacht werden; aber es genügte die Thatsache 
seines offenen Widerstandes, um ihn als Aufrührer zu verurthei- 
len, nach demselben Grundsätze, wie jeder geständige oder auf 
der That ergriffene Verbrecher ohne Gericht bestraft werden 
durfte. Freilich heisst es, Ahala sei später für seine Gewaltthat 
bestraft worden. Cicero b ) erzählt, er sei verurtheilt, aber später 
in Centuriatcomitien begnadigt worden. Livius c ) berichtet einige 
Jahre nachher von einem Tribunen Sp. Maelius, der wegen der 
Ermordung des früheren Maelius gegen Ahala Einziehung der 
Güter beantragt, auch den früheren Vorsteher des Getreide wesens 
Minucius mit einer Anklage vor dem Volke bedroht habe. Beide 
Anträge des Tribunen scheiterten. Es scheint, dass Ahala eine 
Zeit lang in freiwilliger Verbannung lebte, um dem Volkssturme, 
wie er sich oft bei rücksichtsloser Anwendung des gesetzlichen 

a) Vergl. I, 227 flgd. 

b) Cic. de dom. 38, 86; und de rep. I, 3, 6 erwähnt er eine offensio 
Ahalae, worunter man freiwillige oder unfreiwillige Verbannung verstehen 
kann. Val. Max. V, 3, 2 berichtet auch von seiner Verbannung. 

c) Liv. IV, 21. 
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Rechtes zeigt, auszuweichen. Doch er kehrte zurück und blieb 
dann im Besitze seiner Würde und seines Vermögens in Rom. 

Reicher an Ausbeute ist die Erzählung von dem Ende des 
berühmten M. Manlius Capitolinus, der ebenfalls wegen Strebens 
nach der Königsherrschaft umkam. Bei ihm fand ein wirklicher 
Process statt. Wir haben von ihm nur eine, aber ausführliche 
Darstellung bei Livius“), mit dem gelegentliche Erwähnungen 
anderer Schriftsteller, auch der kurze Bericht bei Plutarch b ) im 
Wesentlichen übereinstimmen. Bemerkenswerth sind bei Manlius 
auch die dem Proeespe vorhergehenden Massregeln. Seinetwegen 
war ebenfalls ein Dictator, A. Cornelius Cossus, ernannt worden, 
der Anfangs, um sein Ansehen zu erheben, einen glücklichen 
Krieg geführt hatte, aber dann bei dem drohender werdenden 
Aufstande nach Rom kam und Manlius vor seinen Richterstuhl 
beschied. Dieser erkannte zwar die Absichten des Dictators, 
widersetzte sich aber nicht: er erschien, vertheidigte sich, liess 
sich einkerkern, worauf ohne Zweifel das ordentliche Gerichts- 
verfahren vor den Centuriatcomitien erfolgen sollte. Welch ein 
Unterschied mit Sp. Maelius! Die Volkstribunen schritten nicht 
ein, weil sie gegen die Allmacht des Dictators nicht aufzutreten 
wagten, wie Livius') sagt, wahrscheinlich, wie man aus dem 
Verlaufe ersieht, weil sie mit dem Dictator übereinstimmten. 
Indessen die Plebs bezeugte ihre Theilnahme bei der Einker- 
kerung von Manlius so stark und nahm eine so drohende Haltung 
ein, dass derselbe in Folge eines diese Massregel anempfehlenden 
Senatsbeschlusses wieder freigelassen wurde. Der Aufstand 
nahm dadurch einen noch gefährlicheren Character an, Manlius 
glaubte sich, wenngleich Privatmann, dem Senate und den Be- 
amten gewachsen, hielt Versammlungen von Unzufriedenen in 
seinem Hause, es schien zu offenen Gewalttätigkeiten kommen 
zu wollen. Aber die Tribunen standen auf der Seite des Sena- 
tes und zwei von ihnen, M. Menenius und Q. Publilius, be- 


a) Liv. VI, 14 flgd. 

b) Plut. Cam. 3G. 

c) Liv. VI, 16 nec adversus dictatariam vim aut tribuni plebis aut ipsa 
plebs attollere oculos aut biseere audebant 
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schlossen, um ganz gesetzlich zu verfahren, eine Anklage gegen 
Manlius zu eröffnen: sie setzten ihm einen Termin vor dem 
Volke. Der Proeess lautete auf Leben und Tod, war also ein 
Perduellionsprocess. Als seinen regelmässigen Verlauf haben 
wir nach den Zeugnissen der Schriftsteller festgestellt, erstlich 
dass die Ankläger ihre aussergerichtliche Voruntersuchung, durch 
welche sie zur Erhebung der Anklage bestimmt wurden, beliebig 
imd selbst ohne Anwesenheit des Anzuklagenden anstellten, 
zweitens, dass dann die Ankläger drei formlose Contionen hiel- 
ten, um ihre Anklage zu begründen und die Punkte, auf welche 
das Urtheil gerichtet werden sollte, festzustellen, endlich dass 
am vierten Termine die Anklage wiederholt und unter Vorsitz 
eines curulischen Beamten die Centuriatcomitien abgehalten wur- 
den. Die neueren Gelehrten behaupten, dass die Berichte über 
Manlius’ Proeess mit diesem Verfahren nicht übereinstimmen: 
sie kommen meist zu dem Ergebnisse, einen ganz unregelmässi- 
gen Gang des Processes auzunehmen und die Entscheidung ent- 
weder von Curiat- oder von Tributcomitien ausgehen zu lassen, 
während es feststeht, dass die Klage anfangs auf Ceuturiatco- 
mitien berechnet war. 90 ) Schon dies streitet gegen die sonstige 
Sitte, ja gegen die Möglichkeit, abgesehen davon, dass weder 
Curiat- noch Tributcomitien die Befugniss gehabt haben würden, 
Manlius zum Tode zu verurtheilen. 

lieber die Vorgänge, welche dem Processe vorangingen, 
und die Handlungen, durch welche sich Manlius den Verdacht, 
nach der Königsherrschaft zu streben, zuzog, sprechen wir nicht: 
es ist nicht zu verwundern, dass sie mit kleinen Abweichungen, 
namentlich in Bezug auf die Unruhen, welche^fer veranlasst ha- 
ben soll , dargestellt werden. fll ) Zwei Tribunen also klagten 
gegen Manlius und bestimmten den Termin vor dem Volke, an 
welchem die gerichtliche Untersuchung eröffnet werden sollte: 
dies berichtet Livius. ») Aber er berichtet nicht, dass sie 
ihn auch gefangen setzten: diese Lücke der Erzählung ergänzt 
Zonaras 1 '), der, wahrscheinlich Dio Cassius folgend, ausführlich 

a) Liv. VI, 20 Approbantibus eunitis diem Maulio dieuut. 

b) Zon. Vll, 24. 
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angiebt, auf welche Weise sie sich seiner Person bemächtigten, 
ohne einen Volksaufstand zu veranlassen. Dass diese Ergänzung 
richtig ist, kann nicht zweifelhaft sein: Manlius würde sonst, 
als er die hartnäckige Anklage und die Unentschlossenheit des 
Volkes sah, vor der Entscheidung in die Verbannung gegangen 
sein und wenigstens sein Leben gerettet haben. Als der Termin 
angesetzt war, gerietli die Plebs in Angst um ihren Liebling, um 
so mehr, als sie die Thätigkeit der Patricier und die Theiluahm- 
losigkeit der eigenen Verwandten von Manlius, von denen keiner 
ein Zeichen von Trauer blicken liess a ), bemerkte. Es kam der 
Termin der ersten contio , welchen die Tribunen abhielten: ihm 
mussten zwei andere folgen, ehe die Anklage festgestellt war. 
Livius erzählt nicht, was in jedem einzelnen Termine vorgekom- 
men sei: schwerlich war auch die Ueberlieferung so ausführlich. 
Sie brauchte es kaum zu sein, da die Verhandlungen an den 
drei Terminen gleichartig waren. Von den Anklagepunkten 
weiss Livius nichts bestimmtes zu melden, desto mehr von Man- 
lius’ Vertheidigung, er habe seine Wohlthaten gegen die armen 
Plebejer erwähnt und diejenigen, welche er losgekauft, vorge- 
führt ; er habe von seinen Kriegsthaten und den dafür erhaltenen 
Belohnungen gesprochen, die durch ihn in der Schlacht gerette- 
ten Römischen Bürger namentlich angeführt, er habe die Nar- 
ben seiner AVunden gezeigt und am Ende, von der Rettung des 
Capitols sprechend, auf dieses gewiesen und die Capitolinischen 
Götter um Beistand angefleht. Die Volksversammlung wurde 
also an einem Orte gehalten, von wo man das Capitol sah. Plu- 
tarch deutet an, auf dem Markte b ), ob einer bestimmten Quelle 
folgend oder eigner Ansicht, kann man nicht entscheiden. Da- 
gegen Livius c ) erzählt: „da auf dem Marsfelde das Volk centu- 

a) Vergl. oben S. 302. 

b) Plut. Cam. 36 '0 yd p xö-oc, ly o5 ßE{Sr,X(u; 6 MdXXtos ivuxTop.£<)pr)oe 
7tpö{ lobe KeXt&ü?, {iTiEpsipalvETo TijS dyopä« cbto toö KaiuTiuXiou. Vergl. 
S. 296. 

c) Liv. VI, 20 In campo Martio cum centuriatim populus citaretur et 
reus ad Capitolium manus tendens ab hominibus ad deos preces avcrtisset, 
apparait tribunis, nisi oculos quoque hominum liberassent tanti memoria 
decoris, nunquam fore in praeoceupatis beneficio animis vero crimini lo- 
cuin. Ita prodieta die in Poetelinum lucurn extra portam Flumeutanam, 
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rienweise berufen wurde und der Angeklagte die Hände zum Ca- 
pitol ausstreckend seine Bitten von den Menschen zu den Göt- 
tern gewendet hatte, so wurde den Tribunen klar, wenn sie 
nicht auch die Augen der Leute von dem Andenken an eine 
so grosse Wafferithat frei gemacht hätten, würde niemals die 
Anschuldigung bei ihnen eine Stätte finden. So wurde unter 
Aufschiebung des Termines die Volksversammlung nach dem 
Poetelinischen Haine angesagt.” 

Aus diesen Worten schloss man auf einen doppelten Pro- 
cess gegen Capitoliuus: der erste in Centuriatcomitien auf dem 
Marsfelde hätte mit einer Freisprechung geendet, der zweite vor 
Curiat- oder Tributcomitien im Poetelinischen Haiue hätte zur 
Verurtheilung geführt. Ist diese Erklärung richtig, so ist da- 
mit Alles, was wir über das Verfahren bei einer durch die 
Volkstribunen vor dem Volke angestellten Perduellionsklage be- 
wiesen haben, umgestossen und keine Möglichkeit, die Ueber- 
lieferung über Manlius’ Process mit den sonstigen Nachrichten 
über das ausserordentliche Verfahren in Criminalprocessen zu 
vereinigen. Ja, abgesehen von der Richtigkeit oder Unrichtig- 
keit der Ueberlieferung, Livius selbst, der sonst bei anderen 
Processen die richtige Darstellung giebt und die Aehnlichkeit des 
Criminalverfahrens mit dem überhaupt bei Verhandlungen vor 
dem Volke üblichen anerkennt, müsste hier sich vergessen haben. 
Denu erstlich haben wir erwiesen, dass der vierte, der Endter- 
min durchaus an einem Tage beendet werden und entweder zur 
Verurtheilung oder, mochte er aus irgend einer auch äusseren 
Veranlassung aufgehoben w r erden, zur Freisprechung führen 
musste. Bei Manlius’ Process dagegen sollen die Centuriatco- 
mitien selbst, ehe sie eine Entscheidung gaben, durch die An- 
kläger absichtlich abgebrochen worden sein , und zwar ohne dass 
dadurch eine Freisprechung des Angeklagten herbeigeführt wurde. 
Oder man muss annehmen, es sei ein neuer Capitalprocess mit 
neuem dreifachen Untersuchungstermine eingeleitet worden. Auch 
dies ist gegen das Herkommen : es galt für irreligiös , einen Ca- 


unde conspectus in Capitolium non esset, concilium populi indietum esL 
Ibi crimen valuit. 
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pitalprocess , dessen vierter Termin ohne Ergebniss geblieben 
war, zn wiederholen: höchstens auf Geldbusse konnte ein neuer 
Process gerichtet werden.“) Will man aber behaupten, das 
Verfahren in Perduelliousklagen sei in älterer Zeit verschieden 
gewesen und erst später so, wie wir es kennen, festgestellt 
worden, so ist das nur Vermuthung und unwahrscheinliche Ver- 
muthung, erstlich weil sich in der fortan ruhigeren Entwicke- 
lung der Verfassung kein Anlass zu solcher Veränderung findet, 
zweitens weil diese mit der sonstigen Stetigkeit in den Römi- 
schen Rechtsformeu in Widerspruch stehen würde. Es drängt 
sich die Krage auf, ob in den Berichten der Schriftsteller wirk- 
lich von einem doppelten gegen Manlius erhobenen Processe, ob 
davon die Rede ist, dass der vierte Entscheidungstermin, an 
welchem die Centuriatcomitieu ihr richterliches Urtheil über seine 
Schuld oder Unschuld abgeben sollten, abgebrochen und dann 
später erneuert worden ist. Diese Frage muss von einer vor- 
urteilsfreien Forschung verneint werden. 92 ) Livius spricht von 
dem Aufschübe der Verurteilung, der in dem Orte, wo die 
Volksversammlung gehalten wurde, gelegen habe b ), dann von 
der Erkenntniss der Tribunen, die Verurteilung sei nur mög- 
lich , wenn das Volk nicht das Capitol vor Augen hätte. c ) In 
Beidem liegt keine Andeutung von der Eröffnung eines neuen 
Processes gegen Manlius, keine Andeutung davon, dass der 
vierte entscheidende Termin begonnen, danu abgebrochen und 
nachher wieder erneuert worden sei. Wenn von der Ungeneigt- 
heit des Volkes, den Angeklagten zu verurteilen, die Rede ist, 
so konnte sich diese sehr wohl auch in einem der drei ersten 
Termine zeigen. Denn wir haben durch Beispiele erwiesen d ), 
dass vom Volke eine tätige Theilnahme am Processe auch wäh- 
rend der formlosen Contionen , in welchen die gerichtliche Un- 
tersuchung stattfand, erwartet wurde: es äusserte laut seine 


a) S. oben S. 265. 

b) Liv. VI, 20 cum damuaudi mora plebi non in causa, sed in loco 
fuerit 

c) S. die oben S. 381 angeführte Stelle. 

d) S. oben S. 259. 
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Stimmung für oder gegen den Angeklagten und aus diesen 
Aeusserungen konnten die Ankläger das Schicksal ihres Antra- 
ges mit ziemlicher Sicherheit entnehmen. Also das bisher von 
Livius Gesagte passt sehr gut auf einen der drei Untersuchungs- 
termine. Wenn derselbe endlich sagt, diejenige Volksversamm- 
lung, in welcher die Anklage zur Geltung gekommen, sei ge- 
halten worden nach Aufschiebung des Termines*), so liegt da- 
rin eben so wenig eine Andeutung weder von einem doppelten 
Processe noch von einem wiederholten Endtermine, ja sogar ein 
unmittelbarer Beweis, dass im Poetelinischen Haine nicht der 
Endtermin allein, sondern auch einer der letzten Untersuchungs- 
termine gehalten worden ist. Denn nur diese heissen aufge- 
schobene Termine. b ) Ebenso wenig berichtet Plutarch von 
zwei Processen oder von einer Verlegung des vierten Termines: 
er sagt nur, die Richter, unter denen er hier die anklagenden 
Volkstribunen versteht, seieu in Verlegenheit gewesen und hät- 
ten den Process öfters aufgeschoben , da sie weder bei den offen- 
baren Beweisen das Verbrechen ungestraft lassen wollten noch 
die gesetzliche Strafe durchsetzen konnten: deshalb sei der Pro- 
cess verlegt worden.') Darnach kann man vielleicht annehmen, 
der erste und der zweite Untersuchungstermin seien öfters wie- 
derholt worden, und das ist vollkommen gesetzlich; von einer 
Erneuerung des vierten Termines ist dabei nicht die Rede. 

Die Ueberlieferung spricht mithin für einen einzigen Process 
von Manlius. Nur eine Schwierigkeit bleibt in den schon ange- 
führten d ) Worten von Livius. Er sagt: „da das Volk nach Cen- 
timen auf dem Marsfelde berufen wurde, erkannten die Anklä- 
ger die Unmöglichkeit der Verurtheilung und deshalb wurde der 
neue Termin nach dem Poetelinischen Haine verlegt.” Fasst 
man dies so auf, an jenem Tage sei die Centurienversammlung 


a) Liv. VI, 20 lta prodi cta die in Poetclinum lucum extra portam 
Flumentanam , unde couspectus in Capitolium non esset , coneilium populi 
indictum est. Ibi crimen valuit et obstinatis animis triste iudicium invi- 
sumque etiara iudicibus, factum. 

b) S. oben S. 258. 

c) Plut. Cam. 36. 

d) Man sehe die Stelle oben S. 381. 
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d. k. der vierte Termin auf dem Marsfelde gewesen, so würde 
dieser dann abgebrochen und weiter verlegt worden sein: dies 
würde mit dem sonst üblichen Verfahren im Widerspruch stehen 
und die Annahme eines doppelten Processes begründen. Indessen 
es ist nicht nothwendig, ja nicht einmal sprachgemäss , Livius’ 
Worte so zu verstehen; sie heissen, man wollte die Centurien 
berufen. 93 ) Wir haben erwiesen, dass der Tribun zu gleicher 
Zeit , wo er dem Anzuklagenden den ersten Untersuchungstermin 
ansetzte, auch von dem curuliscken Beamten sich den Tag für 
den vierten, entscheidenden Termin zu den Centuriatcomitien 
erbat: der diesen Comitien zu stellende Antrag musste dem 
Volke während dreier Markttage, wenigstens seinem allgemeinen 
Inhalte nach, bekannt gemacht und dasselbe aufgefordert werden, 
sich an dem festgesetzten Tage zum Fällen des Urtheils einzu- 
finden. Inzwischen fanden die drei Untersuchungstermine statt. 
An ihnen wird demnach die Einladung an das Volk für die Cen- 
turienversammlung erlassen, vielleicht ausdrücklich von dem 
Tribunen bei Eröffnung jedes Termines, oder, wenn auch das 
nicht, so doch durch die öffentliche, am Markte angeheftete, 
Bekanntmachung. Dies ist der Sinn von Livius’ Worten, welche 
in so fern noch ihre besondere Berechtigung haben, als er da- 
mit andeuten will, Manlius’ Process sei ein Capitalprocess ge- 
wesen, was er bisher nicht gesagt hatte. Auf diese Weise 
entspricht derselbe vollständig dem bei allen tribuniciscken An- 
klagen üblichen Verfahren: dass der Ort nicht für alle Termine 
derselbe war, wird wohl öfter geschehen sein. Die Ankläger 
waren zwei Tribunen, welche als sie den ersten Termin zur 
Vernehmung von .Manlius ansetzteu , zugleich Camillus , der da- 
mals, wenn auch nicht Dictator, so doch Kriegstribun war, um 
die Feststellung des Termines für die Centuriatcomitien baten. Der 
erste und wohl auch der zweite Untersuchungstermin wurde 
auf dem Marsfelde oder dem Markte von den Tribunen gehalten, 
aber es gelang trotz aller Beweise der Schuld nicht, das Volk 
zur Theilnahme gegen Manlius zu stimmen. Deshalb wurde 
der dritte Untersuckungs- und der vierte entscheidende Termin 
im Poetelinischen Haine angesetzt und dort die Verurtkeilung 
bewirkt. 91 ) Manlius wurde hingericktet, sein Haus zerstört, 
“• 25 
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sein Vermögen eingezogen, auch durch Volksbeschluss festge- 
setzt, kein Patricier solle auf der Burg oder dem Capitole woh- 
nen dürfen , durch Beschluss des Manlischen Geschlechtes, kein 
Manlier solle den Vornamen Marcus führen. Kurz es wurden 
alle Strafen verhängt., welche gegen einen des schwersten Ver- 
brechens Schuldigen erdacht werden konnten. 

Indessen es gab noch eine andere Ueberlieferung über Man- 
lius Capitolinus' Proeess, die denselben aus der Zahl der von 
den Tribunen erhobenen Perduellionsprocesse ausschliesst. Sie fin- 
det sich bei Livius, der nach der von uns erläuterten Schilderung 
des Verfahrens bemerkt, einige Berichterstatter erzählten, Manlius 
sei durch Zweimänner verurtheilt worden, die mau gewählt, um 
über perduellio eine Untersuchung anzustellen. *) Es ist beiner- 
keuswerth, wie Livius diese verschiedene Ueberlieferung erwähnt. 
Man sollte meinen , er müsste zuerst das Ende des vou ihm ge- 
schilderten richterlichen Verfahrens, d. h. die an dem Verurtheil- 
ten vollzogene Strafe erwähnen: dann konnte er hinzufügen, 
dass einige Berichterstatter von einem andern Verfahren erzähl- 
ten. Aber er erwähnt zuerst das Duumviralverfahren, danu die 
von den Tribunen vollzogene Strafe. Er muss also der Meinung 
gewesen sein, diese Vollziehung der Strafe durch die Tribunen 
sei auch bei dem Duumviralverfahren möglich, ja überhaupt die 
Ueberlieferung in ihren wesentlichen Punkten mit demselben ver- 
einbar gewesen. 95 ) Um die Begründung dieser Meinung zu ver- 
stehen, ist es nöthig, den einzigen späteren Proeess, welcher 
wegen Perduellion mit Vermittelung von Zweimännern vor dem 
Volke geführt worden ist, zu betrachten, nämlich den gegen 0. 
Rabirius, welcher im Jahre 63 v. Chr. wegen der Ermordung 
des Volkstribunen Saturninus angeklagt wurde. Eine solche 
Betrachtung ist um so interessanter, da wir die von Cicero bei 
dieser Gelegenheit gehaltene Vertheidigungsrede wenigstens theil- 
weise besitzen und über diese in neuerer Zeit von Gelehrten 
eine Ansicht aufgtestellt worden ist, welche ihr Verstäuduiss un- 
möglich macht und das ganze Verfahren im Processe ver- 
dunkelt. 

a) Liv. VI, 20 Sunt, qui per Ilviros, qui de perducllione anquirerent 
creatos auctorcs sint danmatiwi. 
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Wir haben bei der Darstellung der Königszeit über P. Ho- 
ratius’ Process gesprochen"): er gab den Anlass zur Einsetzung 
der Provocation und zu der obergerichtlichen Gewalt des Vol- 
kes, auf welcher das ganze Römische Strafrecht beruht. Es 
muss aulfallen, dass die damals erfundene Form, durch Zwei- 
männer das Urtheil des Volkes vorbereiten zu lassen, so selten 
angewendet worden ist. W r ir wissen in der ganzen Republik 
nur von zwei Fällen , von dem eben erwähnten bei M. Manlius’ 
Anklage, der noch dazu zweifelhaft ist, und dem zweiten bei 
C. Rabirius unter Ciceros Consulat. Diese Seltenheit scheint 
nicht Schuld der Ueberlieferung zu sein, sondern es gab wirk- 
lich nur wenige Fälle, in der späteren Zeit keine. Denn Cicero 
sagt in seiner Rede b ), der Ankläger habe sein Verfahren nicht 
aus seiner oder der Väter Zeit, sondern aus den Annalen und 
den Denkschriften der Könige hergeholt: er erwähnt namentlich, 
C. Gracchus hätte dasselbe trotz seines lebhaften Wunsches, sich 
an den Mördern seines Bruders zu rächen, nicht angewendet 
Der Grund davon war zu verschiedenen Zeiten ein verschiede- 
ner. In den spätem Zeiten wendete man es deshalb nicht an, 
weil es veraltet war, namentlich weil die dabei vorkommenden 
Formeln des Königs Tullus Grausen erregten und längst abge- 
sckaffte Strafen voraussetzten. * ) ln den früheren Zeiten wen- 
dete man es nicht an, weil es von den Beamten eine Selbst- 
entäusserung ihrer Macht voraussetzte. Consuln, Prätoren uud 
Volkstribunen konnten unmittelbar die Untersuchung führen, 
unmittelbar die Volksversammlung berufen: weshalb sollten sie 
es durch die Vermittelung der Zweimänner thun? Denn der 
religiöse Grund, welcher den König Tullus geleitet hatte, konnte 
nur selten eintreten. Ueberdem "schwand dieses religiöse Ge- 
fühl allmälig bei den Römern, konnte auch bei den einzelnen 
Beamten, welche nur kurze Zeit und theil weise an der Spitze 


a) S. I, 88flgd. 

b) Cic. p. C. Rab. 5, 15 cum iste omnes et supplieiorum et verboruin 
acerbitates non ex memoria vestra ac patnun vestroruui, sed ex atmalium 
monumentis atquc ex regum commentariis conquisierit. 

c) Diesen Grund führt Cicero p. Rab. 4, 14 selbst an. 

25 * 
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des Staates standen, nie so stark sein wie bei den Königen, 
welche allein und dauernd den Staat vertraten. 

Es war ein wunderbares Unternehmen, als das verschollene 
Perduellionsgericht mit seinen Zweimännern im Jahre 63 v. 
Chr. wieder hervorgesucht wurde. Die Beweggründe, aus denen 
es geschah, sind für uns etwas dunkel, die äussere Veranlas- 
sung war folgende. Im Jahre 100 v. Chr. war der Aufstand 
des Volkstribunen L. Appulejus Saturninus gewesen, der nach 
vielen aufrührerischen Umtrieben so weit gegangen war, das Ca- 
pitol mit Bewaffneten zu besetzen. Der Senat erklärte darauf 
Appulejus und seine Anhänger für Staatsfeiude , der Consul C. 
Marius bewaffnete alle Wohlgesinnten und zwang die Aufständi- 
schen zur Ergebung: sie wurden in die Hostilische Curie ge- 
sperrt und dort von dem Volke ermordet. Dieses Ereigniss 
wurde sechs und; dreissig Jahre, nachdem es geschehen war, 
vor Gericht gebracht. C. Caesar, der spätere Dictator, war der 
Haupturheber des Gerichtes: er wollte die Macht des Senates 
brechen , welcher das Recht in Anspruch nahm , bei Empörungen 
und unruhigen Zeiten die Gesetze uhd Gerichte für eine Zeit 
lang aufzuheben und die Beamten unter gewissen Bedingungen 
zu freiem Schalten über das Leben und Vermögen von Bürgern 
zu bevollmächtigen. Dass dies die Absicht Caesars gewesen, 
wird gleicherweise von Dio Cassius, dem ausführlichsten Be- 
richterstatter über diese Begebenheit, welchen wir haben, und 
von Cicero in seiner Vertheidigungsrede angegeben.“) Caesar 
also stiftete den Volkstribunen T. Atius Labienus an b ), einen 
greisen Senator C. Rabirius wegen der Ermordung von Appulejus 
beim Volke zu verklagen. Die unmittelbare Thäterschaft von 
Rabirius stand nicht fest: 'es war wenigstens Scaeva, ein 
Sclave von Q. Croto, mit der Freiheit beschenkt worden, weil 
er angeblich den Mord vollbracht hatte“); aber dass Rabirius an 
der Unterdrückung des Aufstandes persönlichen Antheil genom- 


a) Dio Cass. XXXVII, 26; Cic. p. C. Rab. 1, 2. 

b) Suct. Caes. 12 Subornavit etiam qui C. Rabirio perduellionis diem 
diceret. 

c) Cic. p. Rab. 11, 31. 
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men, war sicher: er sollte sogar, wie das Gerücht ging, den 
Kopf des getödteten Volkstribunen verhöhnt haben.*) Indessen 
ein Urtheil über die Schuld oder Unschuld des Angeklagten ge- 
hört eben so wenig hierher, wie eine Auseinandersetzung über 
die politischen Gründe, welche Caesar und seine Freunde an der 
Schwächung der Macht des Senates hatten. Dagegen fragt man, 
weshalb sie dazu kamen, das ungewöhnliche und längst ausser 
Gebrauch gekommene Verfahren vermittelst der Zweimänner aus 
dem grauen Alterthume wieder hervorzusuchen. Persönliche Rache 
Wollte Caesar an Rabirius nicht üben, selbst nicht der anklagende 
Volkstribun, dessen Oheim Q. Labienus allerdings mit Saturni- 
nus umgekommen war b ), dessen Vater aber auf der Seite des 
Senates gestanden hatte. 0 ) Eben so wenig verlohnte es sich 
der Mühe, einen in der Politik wenig geltenden Greis wegen 
zweifelhafter Schuld und, weil die Schuld vor so langer Zeit 
begangen sein sollte, mit offenbarer Gehässigkeit vor Gericht zu 
ziehen. Es gab drei Arten von Processen, welche Cäsar gegen 
Rabirius einleiten konnte. Erstlich konnte er irgend einen sei- 
ner Freunde veranlassen, bei dem Schwurgerichte eine Anklage 
gegen denselben zu erheben. Das wäre damals der gewöhn- 
lichste Weg gewesen ; aber er versprach keinen Erfolg. Die Ge- 
schworenen hätten Rabirius ohne Zweifel freigesprochen. Zwei- 
tens konnte Caesars Genosse, der Tribun Labienus, den Schuldi- 
gen unmittelbar vor sein Gericht laden, die drei nöthigen Unter- 
suchungstermine mit ihm abhalten und dann die Centuriatcomitien 
über ihn entscheiden lassen. Ein solcher Prooess bot Hoffnung 
auf Verurtheilung von Rabirius , hatte doch aber die Schwierig- 
keit, dass jeder Volkstribun den Angeklagten in Schutz nehmen 
und die Abhaltung der Centuriatcomitien verbieten konnte: dies 
wäre bei der Entschiedenheit, mit welcher Cicero als Consul da- 
mals den Staat im Interesse der Senatspartei leitete, wahrschein- 
lich gewesen. Am sichersten musste Cäsar das Verfahren ver- 
mittelst der Zweimänner erscheinen: war es einmal begonnen, 


a) Aur. Vict de vir. ill. c. 73 extr. 

b) Cic. p. C. Rab. 5 und 7. 

c) Cic. ibid. 8, 22. 
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so konnte es durch keinen tribunieischen Einspruch gehindert 
werden. Dies scheint der Grund gewesen zu sein, weshalb Caesar 
ein verschollenes Processverfahren neu belebte: die alten Be- 
richterstatter führen keine Beweggründe von ihm an. 

Indessen es bedurfte zur Wiedereinführung des uralten Per- 
duellionsverfahrens eines besonderen Gesetzes. Seiner Einbrin- 
gung widersetzten sich die Optimaten heftig: sie erkannten, dass 
es auf die Verurtheilung von Rabirius und damit auf eine Ver- 
ringerung der Macht des Senates abgesehen war. Aber Caesar 
und seine Freunde konnten ihrerseits auch Gründe für die Billig- 
keit desselben anführen: man dachte vielleicht, auf diese Weise 
überhaupt die tribunieischen Anklagen vor dem Volke los zu 
werden. In ihnen lag trotz aller Vorsichtsmassregeln die grosse 
Unbilligkeit, dass Ankläger und Richter gewissermassen in einer 
Person vereinigt waren. Bei dem neuen Verfahren gewährte die 
durch die Zweimänner eintretende Vermittelung die Wahrschein- 
lichkeit einer unparteiischen Rechtspflege : die Optimaten mochten 
selbst denken, auf diese Weise sei keine Verurtheilung von Ra- 
birius zu fürchten. Kurz das Gesetz wurde durchgebracht Frei- 
lich findet sich bei den Schriftstellern keine ausdrückliche Er- 
wähnung desselben: sie geben nur Andeutungen, welche mit 
Sicherheit auf dasselbe schliessen lassen. Dio Cassius*) erzählt, 
es hätten unruhvolle Parteiungen und Streitigkeiten von beiden 
Seiten stattgefunden, da die eine Partei verlangt hätte, das Ge- 
richt sollte nicht gelullten werden, die andere, es sollte zu Stande 
kommen: die letztere hätte durch Caesar und seine politischen 
Freunde den Sieg davon getragen. Er unterscheidet deutlich 
zuerst diejenigen Kämpfe, welche über die Einsetzung des Ge- 
richtes, dann diejenigen, welche beim Gerichte selbst stattfan- 
den. Dieser Streit um das Gericht muss etwas besonderes ge- 
wesen sein. Bei den gewöhnlichen tribunieischen Anklagen 
hielt der Tribun seine drei Contionen: diese selbst konnten 


a) Dio Cass. XXXVII, 27 SttouJat te olv Tapayu>8Et{ xai ipiXovaxtai 

dtp’ Ixatiptuv r.züi te tou SixasTTjptou, Ttüv piev. ö-iu; jit) ouvayftfj, Ttüv 
Tva xaHtC^Tr,. Sixaioivttov, xai äxeiSrj toüto 8id te tgv Kafaapa xai 81 dXXo'Jt 
Ttvdj ävtxTjOE, xEpi te if|{ xpfeEiu; au9i? 0'jv^7 ( aav. 
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stürmisch sein; aber ob sie gehalten werden sollten oder nicht, 
darüber konnte keine Frage sein. Er erbat sich von dem curu- 
lischen Beamten einen Termin für die Centuriatcomitien : diese 
konnten durch den Einspruch eines Tribunen gehindert werden, 
aber sonst nicht. Einen tribuniciscken Einspruch erwähnt Dio 
nicht, andere Kämpfe sind dabei nicht denkbar. Wäre das Ver- 
fahren mit den Zweimännern ein regelrechtes gewesen, so gab 
es das Gesetz über dasselbe und es kam nur darauf an, es aus- 
zuführen. Es bleibt nur die Annahme übrig, dass Labienus, 
als er die Anklage gegen Rabirius anstellen wollte, darüber 
einen Antrag an das Volk machte, einen Gesetzesvorschlag ein- 
brachte. Es führen darauf auch manche Andeutungen in Ciceros 
Vertheidigungsrede. Der Redner spricht über den Vorwurf, 
welchen ihm Labienus machte, er - hätte das Gericht über per- 
duellio , d. h. das aus dem Altertkume für dieses Verbrechen ein- 
gesetzte Verfahren, aufgehoben“): Cicero giebt die T hatsacke 
zu, findet in ihr aber keinen Vorwurf, sondern ein Verdienst. 
Er rühmt sich, dass er den Henker von dem Markte, das Kreuz 
von dem Marsfelde fortgeschafft habe: dagegen Labienus habe 
trotz seines iStrebens nach Volkstümlichkeit die Anwendung 
von beiden gewollt. Er sagt ferner, Labieuus habe versucht, 
nicht nur durch ungewöhnliche Hinrichtung, sondern auch durch 
Grausamkeit in den Ausdrücken dem Freiheitsgefühl der Römi- 
schen Bürger zu nahe . zu treten : er erwähnt dann jene schreck- 
lichen Formeln, welche wir bei Horatius’ Process unter dem 
Könige T.ullus kennen gelernt haben; diese hätte Labienus wie- 
der aufgesucht, er selbst habe sie nach dem Beispiele des volks- 
freundlichsten Tribunen C. Gracchus mit aller Macht bekämpft, 
er rühmt sich, dass Labienus von diesem tyrannischen und kö- 
niglichen Beginnen durch ihn abgebracht worden sei. 

Es war also ein Streit zwischen dem Consul Cicero und dem 
Tribunen Labienus gewesen, ein Streit über die Eiiüeitung des 
Processes gegen Rabirius: der Consul war zwar in der Haupt- 
sache, der Einleitung des Processes, unterlegen, hatte doch 
aber Einzelnes gegen den Tribunen durchgesetzt. Wäre dieser 


a) Cic, p. C. Rab. 3, 10 flgd. bis 5, 17. 
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Streit nur im Senate geführt worden, so würde Cicero vollstän- 
dig gesiegt haben, der Process nicht eingeleitet worden sein. 
Da Labienus siegte, muss es ein Antrag beim Volke gewesen 
sein, wobei natürlich Verhandlungen auch im Senate nicht 
ausgeschlossen waren. Der Antrag von Labienus ging auf die 
Anwendung des vom Könige Tullus erfundenen Perduellions- 
verfahrens gegen Rabirius: dazu gehörten nothwendig jene alten 
Formeln über die Hinrichtung, auch die Anwesenheit des Hen- 
kers und des Kreuzes. Zwar ist es durchaus unwahrscheinlich, 
dass Labienus wirklich den Gedanken gehabt hat, die alte Strafe 
der Kreuzigung oder auch nur die Todesstrafe im Falle der 
Verurtheilung vollziehen zu lassen: er behielt die alten Formeln 
wahrscheinlich nur bei, um durch ihre Schrecklichkeit den An- 
geklagten zu freiwilliger Verbannung zu bewegen, gewährte aber 
damit dem Consul einen günstigen Angriffspunkt gegen das 
ganze Gesetz. Cicero drang, wenngleich er nicht im Stande 
war den Process zu hindern, doch damit durch, jene alten For- 
meln und Gebräuche und damit auch jeden Gedanken an die 
ehemalige Grausamkeit der Hinrichtung aufzuheben. Es wurde 
ausdrücklich eine andere Strafe festgesetzt, ohne Zweifel eine 
Capitalstrafe, aber eine solche, wie sie damals üblich war, d. h. 
Aechtung und Vermögensverlust. Cicero spricht davon, es han- 
dele sich um das caput , den Ruf und das Vermögen von Rabi- 
rius“); dass es sich um wirkliche Hinrichtung, den körperlichen 
Tod des Angeklagten handele, davon findet sich keine Andeu- 
tung. Dies war ein Punkt, über den bei den Verhandlungen < 
um den Process von Labienus gestritten wurde und der nur 
durch ein Gesetz entschieden werden konnte. Aber noch andere 
neue Bestimmungen waren nöthig, zunächst eine über den Vor- 
sitzenden der Centuriatcomitien. .Bei Iloratius’ Process war dies 
der König gewesen, jetzt musste es ein curulischer Beamte, 
welcher einen Theil der königlichen Macht ererbt hatte, sein. 


a) Cic. p. C. Rab. 1 init. in hac defensione capitis famae fortuna- 
rumque omnium C. Rabirii ; nachher C. Rabirium culpa delicti, non invi- 
dia vitae — in discrimen capitis vocaverunt; 2, 5 Quae cum ita sint, 
primum quod in tanta dimicatione capitis famae fortunarumque omnium 
fieri necesse est, ab Iove cet. 
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Es wurde dazu der städtische Prätor Q. Metellus Celer bestimmt. 
Denn dass es ein Prätor war, lernen wir aus Dios Worten, der 
einem solchen die Ernennung der Zweimänner zuschreibt, und 
dass es Metellus w T ar, ergiebt sich daraus, dass dieser, wie be- 
richtet wird, die Aufhebung der Comitien herbeiführte: Beides 
konnte nur von dem Vorsitzenden, welcher die Leitung des Ge- 
richtes hatte, geschehen. Eine weitere Bestimmung muss über 
die Wahl der Zweimänner getroffen worden sein, ln des Hora- 
tiers Process war dieselbe durch das Volk geschehen und so 
verlangte es das Herkommen"): jetzt dagegen wurde festgesetzt, 
sie sollten von dem Vorsitzenden durch das Loos erwählt wer- 
den. Wahrscheinlich war dies der ursprüngliche Antrag von 
Labienus; denn Cicero tadelt es b ): und doch musste diese Be- 
stimmung den Optimalen angenehmer sein und grössere Gewähr 
für Unparteilichkeit darbieten, als wenn auch die Wahl der 
ersten Richter, der Zweimänner, vom Volke ausgegangen wäre. 
Das Loos sollte ohne Zweifel der Vorsitzende, der städtische 
Prätor, ziehen 0 ); aber die Classe von Senatoren, aus welcher durch 
das Loos gezogen werden sollte, musste durch das Gesetz be- 
stimmt werden. Das Loos traf C. Caesar, der damals erwählter 
Prätor war, und L. Caesar, den Consul des vorigen Jahres. 
Labienus Vorschlag schloss also die im Amte befindlichen Sena- 
toren aus und bestimmte als wählbar alle von den gewesenen 
Aedilen an aufwärts: es w'aren ähnliche Bedingungen, wie da- 
mals für andere „Richter" bei Criminaluntersuchungen galten. 
Das Gesetz bestimmte noch weiter die Einzelheiten des Verfah- 
rens, nicht desjenigen, das vor den Zweimännern stattzufiuden 
hatte ; denn dies wurde diesen nach dem damals üblichen Ge- 
richtebraudie überlassen ; sondern des Verfahrens an dem ent- 
scheidenden Termine, wo die Centuriatcomitien abgehalten wer- 
den sollten. Cicero erwähnt in seiner Rede, es sei ihm zu seiner 


a) Dio. XXX VII, 27. Vergl. I, 93. 

b) Cic. p. C. Rab. 4, 12 hic popularis a Ilviris iniussu vestro non 
iudicari de cive Romano, sed indicta causa civera Romamun capitis con- 
demnari coegit 

c) Suet. Caes. 12 Sorte iudex in reum ductus tarn cupide condemna- 
vit, ut ad populum provocanti nihil aequo ac iudicis accrbitas profucrit. 
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Vertheidigung nur eine halbe Stunde vergönnt und zwar von 
Labienus, dem Ankläger.“) Wenn dies nicht gesetzlich festge- 
stellt war, so konnte es der Ankläger höchstens beantragen, die 
Entscheidung hätte der Vorsitzende Prätor, welcher zur Partei 
der Optimaten gehörte und dem Angeklagten geneigt war, ge- 
habt: wir werden also annehmen müssen, dass nebst vielen 
Einzelheiten des Verfahrens auch über die Dauer der Anklage 
und Vertheidigung am entscheidenden Termine eine Bestimmung 
in Labienus’ Gesetzvorschlage enthalten war. Die Anklage führte 
in beiden Instanzen, sowohl vor den Zweimännern als vor den 
Centimen, der Volkstribun T. Labienus: dies müssen wir aus 
Ciceros Rede schliessen, in welcher er allein als Ankläger er- 
wähnt wird, und daraus, dass Cicero dies nicht tadelt, nicht 
als etwas Besonderes hervorhebt, müssen wir weiter entnehmen, 
dass es mit dem Verfahren unter König Tullus und dem sonsti- 
gen Gebrauche übereinstimmt. 

Der Process gegen C. Rabirius war, wie man erkennt, 
zwar auf den alten, königlichen Perduellionsprocess gegründet, 
aber doch in manchen wesentlichen Punkten verändert : es scheint 
wirklich, dass Caesar und seine Freunde ein neues und grössere 
Sicherheit gegen Parteilichkeit darbietendes Verfahren im politi- 
schen Volksprocesse haben einführen wollen. Ihre Absicht wurde 
vereitelt theils durch die eigene Masslosigkeit, mit der sie die 
neue Processform zum Sturze von Rabirius und der Senatspartei 
auszubeuten suchten, theils durch die bald darauf eintretende 
Veränderung der politischen Lage. Ueber den Verlauf des Pro- 
cesses selbst wissen wir einiges Weitere. Die Anklage war 
von Anfang an heftig und erbittert und die Ankläger fanden 
Unterstützung in dem Zufalle, welcher durch das Loo's als Zwei- 
männer hervorgehen liess eben jenen C. Caesar, welcher den 
Ankläger angestiftet hatte, und seinen Verwandten L. Caesar. 
Durch sie erfolgte die Verurtheilung, welche Sueton als leiden- 
schaftlich bezeichnet und auch Cicero in seiner Rede b ), wenngleich 

a) Cic. p. C. Rab. 2, 6 quoniam, T. Labiene, — me ex comparafo et 
constituto spatio defensionis in semihorac eirculum eoegisti; 3, 9 suspicor 
eo mihi scmihoram ab Labieno praestitutam esse. 

b) Cic. ibid. 4, 12 an der kurz zuvor angeführten Stelle. 
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sehr leise, tadelt. Rabirius provocirte und es kam zu den Cen- 
turiatcomitien unter Leitung des Prätors Q. Metellus. Vor ihnen 
führte die Vertheidiguug zuerst Q. Hortensius, wahrscheinlich 
eine halbe Stunde lang: er wies die thatsächliche Unrichtigkeit 
der Beschuldigungen nach: dann Cicero, eine halbe Stunde 
lang. Trotz seiner Beredsamkeit und trotz des Einflusses, 
welchen er als Consul ausübte, war das Volk leidenschaftlich 
erregt, die Feinde von Rabirius thätig und selbst zu Gewalt- 
tätigkeiten entschlossen. Der Senat sah die Verurtheilung 
voraus und der Vorsitzende Prätor verlor die Leitung der 
Versammlung: er versuchte das äusserste Mittel, eilte auf 
den Berg Janiculus und nahm die rothe Kriegsfahne, welche bei 
Centuriatcomitien nothwendiger Weise aufgesteckt sein musste, 
herab. So war die Volksversammlung aufgelöst und der Termin 
verstrich ohne Entscheidung. Rabirius war gerettet. Dio setzt 
hinzu, es wäre dem Ankläger unverwehrt gewesen, den Process 
von Neuem zu beginnen, er hätte dies aber unterlassen. Der 
Geschichtsschreiber spricht von dem, was gesetzlich erlaubt war: 
die Sitte war, wie wir bemerkt haben“) , gegen die Wiederho- 
lung eines Capitalprocesses , und sie war es wahrscheinlich 
auch, welche Labienus von jedem weiteren Versuche gegen Ra- 
birius abscbreckte. 

Von Ciceros Rede, welche sich auf diesen Process bezieht, 
besitzen wir einen grossen, vielleicht den grösseren Theil: ob 
sie indessen von ihm wirklich so gehalten worden ist, wie wir 
sie lesen, ist sehr zweifelhaft. Sie wurde vielleicht, als sie ge- 
halten wurde, nachgeschrieben, aber auf die Nachwelt hat sie 
sich so nicht fortgepflanzt. Cicero pflegte seine bedeutenderen 
Reden, welchen er einen dauernden Werth beilegte, auszuarbeiten 
und er hat dies auch mit dieser Rede für Rabirius gethan, frei- 
lich aber einige Jahre später. Denn während seines Consulates 
und in der nächstfolgenden Zeit war er mit Staatsgeschäften so 
überhäuft, dass er zu keiner wissenschaftlichen Arbeit Müsse 
hatte. Wir wissen durch sein eigenes Zeugniss b ), dass er im 


a) Vergl. oben S. 265. 

b) Cic. ad Att. II, 1, 3. 
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Jahre 60 v. Chr., also drei Jahre nachher, einen Band seiner 
consularischen Reden zusammenstcllte und darin diese für C. 
Rabirius aufnahm. Dann ist es aber sehr unwahrscheinlich, 
dass er eine auf die wichtigsten politischen Fragen bezügliche 
Rede, wie diese es war, so wiedergab, wie er sie gehalten 
hatte; wir wissen aus bestimmten Beispielen, dass er sich durch 
seine gesprochenen Worte wenig gebunden fühlte, dass er weg- 
liess, was ihm nur für den besonderen Fall von Interesse zu sein 
schien, Allgemeines weiter ausführte, kurz nach Gefallen än- 
derte. 96 ) Die Zeiten selbst aber hatten sich in jenen drei Jahren, 
welche bis zur Herausgabe verflossen, sehr geändert, namentlich 
war Caesars Stellung eine im Staate einflussreiche geworden. 
Beim Processe von Rabirius war er nur erwählter Prätor: seit- 
dem hatte er die wichtige Stelle eines Oberpriesters errungen, 
hatte nach seiner Rückkehr aus der Provinz die Freundschaft 
von Pompejus gesucht und erhalten, es war kein Zweifel, dass 
er für das nächste Jahr Consul werden würde. Und in dieser 
Beziehung hat Cicero, wie ich glaube, seine wirklich gehaltene 
Rede, als er sie herausgab, umgestaltet. Es ist auffallend, dass 
in ihr, wie wir sie jetzt lesen, Caesars durchaus keine Erwähnung 
geschieht und doch war das natürlich, ja, wenn Cicero seine 
Pflicht als Vertheidiger erfüllen wellte, nothwendig. Caesar war 
der geheime Urheber des ganzen Processes gewesen und hatte 
alle Mittel in Bewegung gesetzt, um gegen die Bemühungen der 
Senatspartei Labienus’ Gesetz durchzuführen; er hatte sich als 
erster Richter leidenschaftlich und ungerecht gezeigt und es kam 
darauf an, die durch ihn ausgesprochene Verurtheilung umzu- 
stossen. Dennoch erwähnt Cicero ihn mit keiner Silbe, sondern 
spricht nur gegen Labienus. Dies kanu nur der Erfolg einer 
späteren Bearbeitung sein. 97 ) 
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Fünfzehntes Capitel. 

Froeess der Catilinarischen Verschworenen. Erzählung desselben. Drei 
Fragen sind zn beantworten. Erstens welche Macht der Senatsbeschlnss, 
wodurch den Beamten die Sorge für den Staat anempfohlen wurde, ver- 
lieh. Erwähnungen desselben in der Geschichte. Seine Bedeutung ist 
militärisch und bezieht sich nicht auf die Aufhebung der Provocation. 
Befugnisse, welche Gicero daraus bei der Unterdrückung der Verschwö- 
rung herleitete. Zweite Frage, ob Cicero durch den Senatsbeschluss der 
Verantwortung überhoben wurde und Beweis, dass dies nicht der Fall 
war. Dritte Frage, ob Cicero bei dem Processe die Gesetze verletzt hat, 
erstens in Bezug auf die Verurtheilung, zweitens in Bezug auf die Art 
der Bestrafung. Beweis, dass er kein Gesetz verletzt, aber allerdings 
gegen den damaligen Geist des Strafrechts gefehlt hat. 

Zwei wichtige Ereignisse der Römischen Geschichte schlos- 
sen sich an den eben behandelten Process von C. Rabirius, die 
Verurtheilung der Catilinarischen Verschworenen, und in Folge 
davon die Verbannung Ciceros. Sie sind in alter und neuer 
Zeit vielfach behandelt worden und bieten dem Forscher ein 
fast unerschöpfliches Feld für schwierige und interessante Un- 
tersuchungen: sie veranlassten bedeutende Veränderungen im 
Römischen Staate und stehen mit den trefflichsten Denkmälern 
der Literatur in Verbindung. Eine ausführliche Besprechung 
derselben gehört in die Römische Geschichte, welche in Catili- 
nas Verschwörung die Umsturzversuche einer verbrecherischen 
und auf Befriedigung der eigenen Leidenschaften ausgehenden 
Partei, in der Demüthigung Ciceros die Wechselfälle eines um 
das Wohl seines Landes hochverdienten Staatsmannes^ in Beidem 
zusammen die unverkennbaren Anzeichen von dem bevorstehen- 
den Falle der Republik zu betrachten hat. Die Erörterung einiger 
Hauptfragen ist auch für die Geschichte des Römischen Straf- 
rechts nothwendig. Denn die Bestrafung der Catilinarischen 
Verschworenen beruht auf einem seit den ältesten Zeiten gültigen 
und trotz aller Veränderungen des Römischen Strafprocesses 
niemals aufgegebenen Rechtsgrundsatze, die Verbannung Ciceros 
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ist das letzte Glied einer langen Reihe von Massregeln zur 
Sicherung des Lebens Römischer Bürger. 

Von einem Processe der Catilinarischen Verschworenen kann 
nach Römischen Begriffen eigentlich nicht die Rede sein; denn 
das Urtheil des Beamten war, wie wir bewiesen“), in so fern 
es sich nicht auf die Entscheidung der Volksversammlung 
gründete, kein Urtheil, der nach demselben Bestrafte galt 
für bestraft ohne Gericht. Dennoch kann man von einem 
Processe der Catilinarischen Verschworenen sprechen, weil 
bei ihrer Bestrafung alle nach dem Römischen Rechte noth- 
wendigen Formen beobachtet wurden. Catilina selbst war aus 
der Stadt gegangen, um ein Heer zu sammeln und in offenem 
Kampfe gegen die Beamten und den Senat aufzutreten; aber 
auch die in Rom zurückgebliebenen Verschworenen hatten ihre 
Pläne zum gewaltsamen Umstürze des Bestehenden nicht aufge- 
geben. Sie gingen mit Allobrogischen Gesandten, welche sich 
damals in der Stadt befanden, ein Bündniss ein und gaben 
diesen eigenhändige Schreiben, welche ihre hochverrätherischen 
Pläne bezeugten: einige von ihnen selbst sollten dieselben be- 
gleiten und die Verbindung mit Catilina, welcher schon an der 
Spitze von Bewaffneten stand, unterhalten. Die Abreise der 
Allobrogen war auf die Nacht vom zweiten zum dritten Deeem- 
ber festgesetzt. Der Consul Cicero, durch Verrätherei von allen 
Absichten und Unternehmungen der Verschworenen unterrichtet, 
traf Veranstaltungen, dass die Allobrogen nebst den Verschwo- 
renen, welche bei ihnen waren, bei ihrer Abreise an der Mul- 
vischen Brücke überfallen und in seinen Gewahrsam gebracht 
wurden. Dadurch kam er in den Besitz von Zeugen und Be- 
weisen, welche den ganzen Hochverrath der Verschworenen ent- 
hüllen konnten. Der Consul entbot am 3. December früh den Senat 
in den Tempel der Concordia und liess diejenigen Verschworenen, 
welche noch nicht in seinem Gewahrsam waren, in sein Haus 
bescheiden. Mit ihnen ging er dann in den Senat, wo also alle 
Angeschuldigten nebst den Zeugen und Beweisen gegen sie ver- 
sammelt waren. Es fanden die Verhandlungen über die Ver- 

a) Vergl. oben S. 247. 
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schwörung statt. Die Briefe wurden anerkannt, erbrochen und 
verlesen, die Zeugen verhört, die Angeschuldigten überführt: 
wenngleich sie nicht geradezu ihre Pläne eingestanden, erschienen 
sie dennoch als geständig und auf der That ergriffen.“) Nach 
der Beendigung der Senatssitzung wurden alle in Gewahrsam 
gehalten; der Prätor Lentulus, welcher sich unter ihnen befand, 
war gezwungen worden, sein Amt niederzulegen. Am nächsten 
Tage, dem 4. December, war wiederum eine Senatssitzung: es 
handelte sich hauptsächlich darum, was mit den Angeklagten 
geschehen sollte. Zunächst wurden die Belohnungen der Ange- 
ber bestimmt, dann die Lage des Staates erwogen. Denn die 
Bürgerschaft befand sich in der höchsten Aufregung, die An- 
hänger der Verschworenen drohten mit Aufruhr uud machten 
Anstalten, die Gefangenen zu befreien. Mim kam dann zur 
Bescklussuakme über das Schicksal der Angeklagten. Es gab 
Niemanden im Senate, der nicht an ihre Schuld geglaubt hätte: 
bei den ganzen Verhandlungen trat Niemand als Vertheidiger 
ihrer Schuldlosigkeit auf. Die Senatoren wussten schon ehe sie 
die Berathungen begannen, aus den Ergebnissen des vorigen 
Tages , dass es sich um die Bestrafung der Gefangenen, 
welche nach Römischen Begriffen als geständig galten, handeln 
würde : daher denn einige furchtsame und democratisch gesinnte 
Mitglieder bei der Senatssitzung fehlten, um nicht in die Noth- 
wendigkeit zu kommen, gegen das Sempronische Gesetz über 
das caput von Bürgern ihre Stimme abgeben zu müssen. b ) Es 
machten sich im Senate zwei Meinungen geltend: der für das 
folgende Jahr ernannte Consul D. Silanus trug darauf an, die 
Verschworenen, wie es die Sitte der Vorfahren erlaube, als ge- 
ständige und auf frischer That ergriffene Verbrecher hinzurich- 
ten; der Prätor des folgenden Jahres C. Caesar schlug vor, ihr 
Vermögen einzuziehen uud sie selbst in den bedeutendsten Mu- 
nicipien ins Gefangniss zu setzen: es solle Niemand später über 
sie einen Antrag bei dem Senate oder beim Volke machen. Es 
schien zweifelhaft, für welche Ansicht sich der Senat entscheiden 


a) Vergl. oben S. 169 flgd. 

b) VergL oben S. 73. 
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würde, ais M. Cato sich für die erste ausspraeh und durch seine 
Entschiedenheit derselben den Sieg verschaffte. Der Consul be- 
schloss den Spruch des Senates sogleich zu vollziehen. Er Hess 
die fünf Verschworenen, deren man habhaft geworden war, aus 
dem Gewahrsam , in welchem sie gehalten würden , in den öffent- 
lichen Kerker bringen und dort erdrosseln. Es war Nacht ge- 
worden , als der Consul , umgeben von den angesehensten Män- 
nern des Staates, wieder auf dem Markte erschien und die voll- 
zogene lünrichtung mit den Worten : „sie haben gelebt” an- 
kündigte. Die übrigen Theilnehmer der Verschwörung Hess man 
vor der Hand ohne Verfolgung: ein Theil von ihnen fiel mit 
Catilina in offener Feldschlacht, andere wurden später vor das 
ordentliche Schwurgericht gestellt. **) 

Ueber diesen Hergang sind vielfache Betrachtungen von den 
Gelehrten angestellt worden , über die allgemeine Lage des Staa- 
tes und der poUtischen Parteien, über die Gründe zur Ver- 
schwörung, über die Mussregeln, w r elche die Consuln, nament- 
Hch Cicero, ergriffen, auch darüber, ob und in wie w'eit Cicero 
durch die drohende Gefahr gezwungen worden sei, mit Hinten- 
ansetzung der gewöhnlichen Gerichte zu einem ausserordentlichen 
Verfahren seine Zuflucht zu nehmen. Bei den neueren Gelehrten 
ist.es Sitte geworden, Cicero, wo möglich, in Allem zu tadeln 
und sein Benehmen, als aus Eitelkeit und selbstsüchtigen Ab- 
sichten hervorgegangen, herabzusetzen. Wir haben es hier nur 
mit drei Rechtsfragen, welche man bisher kaum berührt hat, 
zu thun, erstens, ob Cicero durch den allgemeinen Senatsbe- 
schluss, welcher den Consuln Wachsamkeit anempfahl und ihnen 
besondere Sorge für das Staatswohl übertrug, irgend welche, 
sonst nicht in seiner Gewalt liegende, Vollmachten erhalten hat 
und namentlich ob er von den Beschränkungen, welchen die 
Macht der Beamten für gewöhnlich in Bezug auf Leben und Ver- 
mögen der Bürger unterlag, befreit worden ist, zweitens ob Ci- 
cero durch den Senatsbeschluss, welcher die Verschworenen zum 
Tode verurtheilte , selber der Verantwortung für die Ausführung 
desselben enthoben worden ist, drittens endlich ob er überhaupt 
durch Hinrichtung der Verschworenen die Staatsgesetze ver- 
letzt hat. 
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Es war eine alte Sitte des Senates, in Zeiten äusserer Ge- 
fahr oder innerer Noth den Beamten durch den Beschluss: „sie 
möchten sehen, dass der Staat keinen Schaden leide” (vldeant 
ne quid respublica detrimenti capiat) eine besondere Vollmacht 
zu ertheilen. Wir finden diese Sitte zuerst erwähnt im Jahre 
464 v. Chr. bei einem äusseren Kriege*), das nächste Mal, als 
der Aufstand von Manlius Capitolmus drohte. b ) Dann folgt ein 
langer Zeitraum, in dem von solcher ausserordeutlichen Mass- 
regel nicht erzählt wird. Bei den Unruhen von Ti. Gracchus 
wäre man wohl dazu geschritten , wenn nicht der Consul P. Scae- 
vola allen Gewaltthätigkeiten abhold gewesen wäre; aber bei C. 
Gracchus’ Aufruhr ertheilte man die Vollmacht und fand in dem 
Consul L. Opimius einen thätigen Vollstrecker derselben, eben 
so bei dem Tumulte von L. Saturninus 0 ) , und je mehr Kämpfe ' 
und blutige Streitigkeiten im Staate sich mehrten, um so häu- 
figer nahm der Senat zu diesem einzigen Mittel , das ihm für 4 
die vollste Kraftentwickelung zu Gebote stand, seine Zuflucht. 
Gleich jm Jahre nach der Catilinarischen Verschwörung bei den 
Gesetzesvorschlägen des Volkstribunen Q. Nepos fand sich der 
Senat bewogen , zu eben demselben Mittel zu greifen , dann nach 
P. Clodius’ Ermordung, kurz vor dem Ausbruche des Bürger- 
krieges zwischen Caesar und Pompejus, zweimal während der 
thatsächliclien Herrschaft Caesars, als dieser von Rom abwesend 
war. d ) Ja im Jahre nach Caesars Ermordung, als die Ereig- 
nisse schnell auf einander folgten und die höchste Gewalt rasch 
aus einer Hand in die andere überging, kam man sogar dazu, 
dreimal von diesem Nothbehelf Gebrauch zu machen, indem man 
nach einander den obersten Gewalthabern diese Vollmacht gab. 0 ) 
Die letzte Erwähnung findet sich unter Augusts Alleinherrschaft, 
als dieser bei seiner Abwesenheit von Rom keinen Stellvertreter 
seiner Macht zurückgelassen hatte.') Die Vollmacht wurde von 

a) Liv. DI, 4. 

b) Liv. VI, 19. 

c) Cic. in Cat. I, 2; p. C. Rab. 7; Phil. VIII, 4. 

d) Dio Cass. XLII, 28 und 32; vergl. XLV1, 16. 

e) Dio Cass. XLVI, 31 und 44 und 47. 

f) Dio Cass. LIV, 10. 

lL 26 
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dem Senate au verschiedene Beamte gegeben, theils an ein- 
zelne, theils an mehrere zusammen, nach den Umständen. Die 
beiden Consuln wurden bevollmächtigt bei dem Aufstaude voll 
L. Saturninus*), bei den Unruhen des Tribunen Q. Nepos b ); 
dann im Jahre 43 v. Ohr., als der Krieg gegen M. Antonius 
begann*), wahrscheinlich in allen diesen Fällen mit dem Zusatze, 
die Consuln sollten von den übrigen Beamten , sowohl curulischen 
als plebejischen alle, welche es ilmen gut schiene, hinzuziehen, 
ein Zusatz, von welchem wir bei Saturninus' Aufstande aus- 
drückliche Nachricht haben. u ) Dagegen nur ein Consul wurde 
bevollmächtigt im Jahre 464 v. dir., ferner bei C. Gracchus’ 
Aufstande*), im Jahre 48 P. Servilius f ), endlich unter Augusts 
Alleinherrschaft. Der Grund von dieser nur au einen von den 
höchsten Beamten gegebenen Vollmacht war immer, dass ent- 
weder nur ein Consul gewählt oder der andere auswärts ab- 
wesend w ar. Aber auch die andern curulischen und plebejischen 
Beamten , ja selbst solche , die nur proconsularischen überbefehl 
hatten oder ein ausserordentliches Amt bekleideten, wurden nach 
Umständen ausdrücklich bevollmächtigt: so bei Manlius’ Em- 
pörung die Militärtribunen und Volkstribunen «), bei Clodius’ 
Ermordung, da curulische Beamte nicht gewählt waren, der 
Zwischenkönig, die Volkstribuueu und Cn. Pompejus, der, mit 
proconsularischer Macht bekleidet , in der Nähe Roms sich auf- 
hielt h ); bei dem Aufruhr von M. Lepidus im Jahre 78 v. Chr. 
der Zwischenkönig Ap. Claudius, der Proennsul Q. Catulus und 
die übrigen, welche ein Heer hatten 1 ) ; bei dem drohenden Bür- 
gerkriege Caesars die Consuln, Prätoren, Volkstribunen und alle 
Proeonsulu, die in Italien waren 1 “), während Caesars Dietatur 

a) Cic. Cat. I, 2. 

b) Dio Cass. XXXVII, 43. 

c) Dio Cass. XL VI, 31 ; Cic. Phil. V, 12. 

d) Cic. p. C. Hab. '7. 

e) Cic. in Cat. I, 2, 4; Phil. VII, 4. 

f) Dio Cass. XLI1, 23. 

g) Liv. VI, 19. 

h) Dio Cass. XL, 49; Ascon. in Mil. p. 35; Cic. p. Mil. 26. 

i) Sali, fragm. hist. I. 

k) Dio Cass. XLI, 3; Caes. bell. civ. I, 5; Cic. epist. XVI, 11. 
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dessen Reiteroberst M. Antonius “) , im Jahre 43 v. Chr. nach- 
dem beide Consuln im Kriege gefallen waren , die Prätoren b ), 
ja später sogar die zur Ordnung des Staates eingesetzten und 
mit unumschränkter Machtvollkommenheit bekleideten Trium- 
viru. c ) Ebenso also hatte bei den ersten bestimmten Anzeichen 
der drohenden Verschwörung der Catilinarier der Senat am 21. 
October den beiden Consuln Cicero und Antonius die Vollmacht 
gegeben, sie sollten dafür Sorge tragen, dass der Staat keinen 
Schaden leide 9 ), wahrscheinlich ebenfalls mit dem Zusatze, sie 
möchten von den übrigen Beamten alle, welche es ihnen gut 
scheine, zu ihrer Hülfe herbeiziehen. Indessen Cicero theilte 
mit Antonius die Geschäfte nach örtlicher Abgränzung und war 
entschlossen, die Stadt nicht zu verlassen. Er hatte zuerst mit 
Antonius seine Provinz Italien , welche er sich statt Macedoniens 
erwählte, getheilt und dann auch denjenigen Theil, welcher ihm 
noch blieb, an den Prätor Q. Metellus Celer abgetreten. 99 ) Es 
war also Antonius ausserhalb Roms , Cicero in der Stadt unum- 
schränkt: er trug für Alles, was hier zur Unterdrückung der 
Verschwörung und Bestrafung der Verschworenen geschah, allein 
Sorge und Verantwortung. 

Die neueren Gelehrten nehmen an , die Beamten hätten durch 
f einen solchen Senatsbeschluss dictatorische Gewalt bekommen, 
seien, wenn auch nicht den Gesetzen, doch dem Gebrauche nach, 
unumschränkt geworden , , befreit von tribunicischem Einspruch 
I und allen Beschränkungen, welche das Provocationsrecht aufer- 
legte. 100 ) Der Vergleich mit dem Dictator ist nicht treffend. 
Denn dessen Gewalt beruhte ursprünglich auf zweierlei , erstens 
auf der Aufhebung der Provocation und dann auf der Vereinigung 
aller Macht in einer Person : nachdem die Provocation auch gegen 
die Dictatur gesichert war e ), blieb doch das Letztere ihr charac- 
teristisches Merkmal. Für diese mit Senatsbeschluss ausgerüste- 


a) Dio Cass. XLU, 32; XLVI, 16. 

b) Dio Cass. XLVI, 44. 

c) Dio Cass. XLVII1, 33. , 

d) Sali. Cat. 29; Cic. in Cat I, 2; Ascou. p. 6. 

e) S. oben S. löflgd. 

. 26 * 
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ten Beamten passt dasselbe nicht. Denn sie wurden , wie wir 
gesehen, grösstentheils in der Mehrzahl bevollmächtigt, nur aus- 
nahmsweise ein einziger Consul, wenn der zweite entweder 
nicht gewählt oder nicht in der Stadt anwesend war; eine unter 
Mehrere getheilte Gewalt ist nicht dictatoriseh. Dass die Senats- 
vollmacht nicht von der Beobachtung der Provocationsgesetze ent- 
binden konnte, ist leicht ersichtlich, selbst wenn man von dem 
Beweise, der aus dem Stillschweigen der Schriftsteller bei ihren 
Berichten über die Provocationsgesetze hergenommen werden 
kann, absieht. Erstlich kann der Senat nur von demjenigen ent- 
binden, worüber er selbst Macht hat: er hat aber bekanntlich 
kein Recht über das Leben der Römischen Bürger. Dieses steht 
allein unter der Entscheidung der Volksversammlung: sie kann 
von der Provocation entbinden, sobald sie einen ordentlichen 
Untersuchungsrichter ernennt. 1 ) Welch ein Staatsrecht wäre es, 
wenn der Senat den Beamten erlauben wollte das zu thun, wo- 
für sie bestraft werden mussten, wofür jeder spätere Volkstribun 
sie vor Gericht ziehen durfte ! Ferner die Provocation hängt ge- 
nau mit der tribunicischen Hülfeleistung zusammen, sie wird 
durch dieselbe ergänzt und bei Aufhebung derselben muss auch 
die Macht der Tribunen aufgehoben werden. Nun erhalten aber, 
wie die obigen Beispiele zeigen, die Tribunen selbst mit den 
andern Beamten zusammen jene Vollmacht von dem Senate und 
wo dies nicht geschieht, wird den Consuln aufgegeben , sich mit 
ihnen über das Staats wohl in Verbindung zu setzen. Das heisst 
nicht die Gewalt der Tribunen aufheben: daraus dass die Tri- 
bunen in die Vollmacht mit eingeschlossen wurden, folgte dass 
an eine Aufhebung der Provocation nicht gedacht wurde. Auch 
Proconsuln und Prätoren werden vom Senate bevollmächtigt, 
und es ist unmöglich, dass in Folge davon jeder derselben das 
Recht gehabt haben sollte, wenn auch nur das missbräuchliche, 
über das Leben der Bürger, wie er wollte, zu schalten. Die 
alten Schriftsteller sprechen deshalb nie von einer durch die 
Senatsvollmacht geschehenen Aufhebung der Provocation : sie ge- 
ben im Gegentheil Andeutungen, wonach sie trotzdem bestand. 


a) Vergl. oben S. 92 flgd. 
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Bei dem Aufstande von Saturninus erhielten die Consuln jenen 
Senatsbeschluss und auf der Consuln Aufforderung ergrilf C. Ra- 
birius die Waffen, half den aufrührerischen Tribunen tödten. Als 
Rabirius sechs und dreissig Jahre später angeklagt wurde, ver- 
teidigte ihn Cicero. Hätte in jenem Senatsbeschlusse die Auf- 
hebung der Provocation, auch nur nach der Rechtsanschauung 
Einiger, gelegen, so musste die Verteidigung diesen Punkt 
hauptsächlich behandeln. Aber das tut sie nicht. Cicero läug- 
net die Thatsache, dass Saturninus von Rabirius getödtet wor- 
den sei, und giebt nur zu, dieser sei zur Unterdrückung jenes 
unter Waffen gewesen. Dies konnte derselbe thun, ohne der 
Provocation zu nahe zu treten. Den Senatsbeschluss erwähnt 
Cicero nur, um in Folge desselben die Uebereinstimmung aller 
angesehenen und gut gesinnten Bürger zu schildern. Ebenso 
war bei der Catilinarischen Verschwörung den beiden Consuln, 
Cicero und Antonius, jene Vollmacht vom Senate gegeben wor- 
den Hätten sie damit ein, wenn auch nur in der Sitte, nicht 
in den Gesetzen begründetes Recht, die Provocation nicht zu be- 
achten und über das Leben von Bürgern gerichtlich zu entschei- 
den, erhalten, so müsste die Vollmacht nothwendiger Weise bei 
dem Urtheile, welches im Senate über die fünf Verschworenen 
gefällt wurde, zur Sprache gekommen sein. Aber das geschah 
nicht. Cicero erwähnt sie allerdings in der ersten Catilinari- 
schen Rede, w'elche er bei Anwesenheit von Catilina im Senate 
hielt : er führt die Beispiele von C. Gracchus und Saturninus 
an , welche in Folge einer ähnlichen Vollmacht getödtet waren ; 
er sagt, er hätte Catilina schon tötlten lassen sollen, wolle es 
aber erst thun, wenn Jedermann von dessen Schuld überzeugt 
sei. Indessen es handelte sich damals nicht um einen Process, 
sondern um Herstellung der gesetzlichen Ordnung: wenn ihm 
Catilina dabei entgegen getreten wäre, so hätte er ihn vermöge 
jenes Senatbeschlusses tödten können. Wo es im Senate die Ent- 
scheidung über das Schicksal der gefangenen Verschworenen 
galt, wird die den Consuln gegebene Vollmacht nicht mit einem 
Worte erwähnt: und doch haben wir die Rede Caesars, welcher 
von der Todesstrafe abrieth, die Catos, der dieselbe auf das 
Stärkste befürwortete, die Ciceros selber, welche er hielt, als 
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die Abstimmung noch unentschieden war. Vielfach werden an- 
dere Gesetze , welche das Leben der Römischen Bürger schützen, 
aber niemals diese Senatsvollmacht erwähnt, was um so leichter 
gewesen wäre, da die Verhandlung im Senate selbst stattfand. 

Also eine ungesetzliche Berechtigung, die durch viele 
Kämpfe errungenen Vorrechte der Römischen Bürger zu verletzen, 
konnte aus dem Senatsbeschlusse, welcher den Beamten die 
höchste Sorge für das Staatswohl übertrug, nicht hergeleitet 
werden. Ueber seine Wirkung haben wir ausser einigen allge- 
meinen Andeutungen, die keinen bestimmten Schluss erlauben*), 
die Hauptnachricbt bei Sallust b ): „Dies ist die höchste Gewalt, 
die nach Römischer Sitte einem Beamten überlassen wird, ein 
Heer zu rüsten, Krieg zu führen, auf alle Weise Bundesgenos- 
sen und Bürger im Zaume zu halten, zu Hause und im Felde 
den Oberbefehl und die höchste Gerichtsbarkeit zu haben: an- 
ders hat der Consul ohne Volksbeschluss kein Recht zu irgend 
einer von diesen Sachen.’’ Will man diese von Sallust einzeln 
angeführten Befugnisse unter einem einzigen Begriff zusammen- 
fassen, so wird man keinen andern finden als den des militäri- 
schen Oberbefehls. Ein Statthalter in der Provinz besitzt voll- 
ständig die Macht, welche Sallust dem Senatsbeschlusse beilegt: 
er hat ein Herr, die Verpflichtung, auf alle Weise die Ruhe zu 
erhalten, die höchste Gerichtsbarkeit. In der Stadt und ihrer 
Umgebung kann solche Macht in gewöhnlichen Fällen nur vom 
Volke ertheilt werden, in der Regel werden nur einzelne Befugnisse 
derselben gewährt, z. B. dem triumphirenden Feldherm , ’der Ober- 
befehl ( Imperium ) in der Stadt; in aussergewöhnlicher Noth hat 
der Senat das anerkannte, von Niemanden bezweifelte und zum 
Bestehen des Staates nothwendige Recht, sie insgesammt einem 
oder mehreren Beamten zu übertragen. Es liegt darin die An- 
kündigung des Kriegszustandes in der Stadt : die Bürger werden 
zu den Waffen gerufen, jeder, welcher sich dem Beamten wider- 


a) Z. B. bei Plut. C. Gracch. 14 <j(!>£eiv xrjv irdXtv . 5itto; Sivaixo. 

b) Sali. Cat 29 Ea potestas per senatum more Romano magistratui 
maxima permittitur, cxercitum parare, bellum gerere, coercere omnibus 
modis socios atque cives, domi militiaeque Imperium atque iudicium sum- 
mum habere; aliter sine populi iussu nullius earum rcrum consuli ius est 
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setzt, zum Gehorsam gezwungen.*) Es liegt in der Natur der 
Sache, dass, während dieser Gehorsam erzwungen wird, alle 
andern Gesetze, auch die über das Leben der Bürger schweigen: 
wer sich mit den Waffen widersetzt, wird als Staatsfeind getöd- 
tet. So fiel C. Gracchus; deshalb liess der Consul Üpimius den 
Sohn von Fulvius Flaccus, welcher mit einem Tuscischen Opfer- 
schauer an ihn als Unterhändler abgeschickt war , in das Gefäng- 
niss werfen und konnte darum nicht getadelt werden; aber un- 
nütze Grausamkeit war es, als er den Jüngling, welcher nicht 
mehr schaden konnte, zum Selbstmorde zwang. 1 ’) Indessen so 
lange die Gewalt der Waffen zu entscheidet hat , mögen Grau- J ~ A 
samkeiten entschuldigt werden: ist der Sieg entschieden und die 
früher Widerspenstigen zur Unterwerfung und ins Gefäugniss ge- 
bracht, dann treten die Staatsgesetze wieder in Kraft: die vom 
Senate beauftragten Beamten haben dann zwar die höchste Ge- 
richtsbarkeit , aber nur in so weit sie vom Senate übertragen 
werden darf, die Provocation hat wiederum Geltung: gegen 
offene Aufrührer kann von derselben ihrem ursprünglichen Wesen 
nach nicht die Rede sein. 

Cicero leitete bei der Unterdrückung der Catilinarischen 
Verschwörung aus der Vollmacht des Senates Rechte her, welche 
niemals, auch nicht von seinen Gegnern , bezweifelt worden sind, 
vor allem dies, die Bürgerschaft durch einen allgemeinen Auf- 
ruf zu bewaffnen. Er besetzte die festen Punkte der Stadt, 
schützte durch Bewaffnete den Senat bei seinen Berathungen, 
sicherte seine eigene Person: er durchsuchte die Häuser der 
Verdächtigen nach verborgenen Waffen, that Alles, was zum 
Schutze der Personen und des Eigenthumes gehörte. Wären ihm 
bei diesen Massregeln die Verschworenen bewaffnet entgegen ge- 
treten, so hätte es ebenfalls in seiner Befugniss gelegen, den 
Widerstand niederzuschlagen und wären dabei Bürger ums Le- 


a) In Bezug auf den Senatsbeschluss , welcher beim Anrücken Caesars 
die Beamten bevollmächtigte, sagt Cic. Phil. II, 21, 52 Tum contra te 
(M. Antoiiium) dedit arma hic ordo eonsulibus reliquisque imperiis et po- 
testatibus. 

b) Plut. C. Graceh. 16; Vellci. II, 7. 
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ben gekommen, so hätte ihn deswegen Niemand zur Verant- 
wortung gezogen. Bei Saturninus’ Aufstand hatten sich die Auf- 
rührer, als sie die Entschlossenheit des Senates und namentlich 
des Consuls Marius sahen, nicht weiter widersetzt: sie ergaben 
sich , nachdem sie die Zusicherung ihres Lebens erhalten hatten, 
wurden aber dann von der aufgeregten Menge erschlagen : die 
Ermordung fand nach Wiederherstellung der Ordnung statt. 
Nicht ohne Grund konnte dies getadelt, konnten die Anstifter 
und Thäter davon vor Gericht gezogen werden. Anch ist kein 
Zweifel , dass bei der Anklage von Rabirius das Hauptgewicht 
auf diesen Umstand gelegt wurde. Cicero erwähnt ihn*), 
macht aber die Einwendung, den Aufrührern hätte Sicherheit 
für ihr Leben nicht von Marius allein, sondern nur durch einen 
Senatsbeschluss gegeben werden können. Indessen darum han- 
delte es sich nicht, sondern um die Ermordung von Bürgern, 
welche wehrlos waren und den Widerstand aufgegeben hatten. 
Bei der Catilinarischen Verschwörung stand die Sache anders. 
Kriegerisches Einschreiten war nicht nöthig gewesen, die Mass- 
regeln Ciceros hatten die Ruhe der Stadt erhalten und der Auf- 
stand wäre vielleicht erst ausgebrochen, wenn Catilina sich mit 
einem Heere genaht hätte. Die Verschworenen waren nicht 
nach Ueberwältigung durch Waffengewalt, sondern in Folge von 
Angaben der Allobrogen in dem Gewahrsam des Consuls: sie 
jetzt nach Kriegsrecht tödten lassen, ohne Untersuchung und 
ohne Beweise, durfte er nicht: weder er selbst nahm dies Recht 
für sich in Anspruch, noch schrieb es ihm irgend ein Anderer 
zu. Daher das allgemeine Stillschweigen über jenen Senatsbe- 
scbluss bei den Verhandlungen über die Strafe der gefangenen 
Verschwörer. Aber ein anderes aus demselben herzuleitendes 
Recht des Consuls . Cicero trat jetzt ein : er batte auch die 
höchste Gerichtsbarkeit erhalten. Die Consuln waren in jener 
Zeit nicht mehr eigentlich richterliche Beamte : sie hatten diese 
Befugniss längst an die Prätoren abgetreten. Aber wir haben 
durch Beispiele erwiesen' 1 ), dass in ausserordentlichen Fällen 


a) Cic. p. C. Rab. 10, 28. 

b) Vergl. oben S. 210 und 366. 
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der Senat, wie er überhaupt die Geschäftskreise bestimmte, 
auch die Consuln mit der Aburtheilung der Verbrechen beauf- 
tragte Ein solcher Auftrag lag in der Senatsvollmacht: Nie- 
mand bezweifelte, dass Cicero in vollem Rechte war, über die 
Verschworenen zuurtheilen, davon, als von einer selbstverständ- 
lichen Sache, ist nicht weiter die Rede. 

Die zweite Frage, welche wir behandeln wollten, war, ob 
Cicero durch den Senatsbeschluss, welcher die Verschworenen 
nach angestelltem Verhöre und vollendeter Untersuchung zum 
Tode verurtheilte, der Verantwortung für die Ausführung dessel- 
ben enthoben worden ist Man muss diese Frage verneinen. 
Wenn durch den Senat etwas Ungesetzliches beschlossen wurde, 
so hatte Cicero, welcher den Beschluss ausführte, die Folgen 
davon allein zu tragen. Angenommen der Senat wäre eine 
richterliche Behörde gewesen und hätte bei der Entscheidung 
über die Verschworenen eine richterliche Pflicht geübt, so wären 
dennoch die Senatoren nicht verantwortlich gewesen. Nie ist 
ein Mitglied eines Richtercollegiums für seine Abstimmung zur 
Verantwortung gezogen worden, weder in dem selbstgewählten 
Beirathe, welcher den Beamten zur Seite stand, noch in den 
Schwurgerichten, noch viel weniger in den Volksgerichten. Wie 
wenig nach Römischer Denkweise die Bestrafung eines Riehter- 
collegiums möglich war, beweist selbst der Umstand, dass es 
sogar für die Bestechung von Richtern bei den Schwurgerichts- 
höfen nur in so fern ein Gesetz gab, als dieselben Senatoren 
waren. Aber der Senat war nicht ein richterliches Collegium, 
übte auch bei den Catilinarischen Verschworenen keine richter- 
liche Thätigkeit. Denn über schuldig oder unschuldig fällte er 
bei ihnen kein Urtheil: die Schuld war offenbar und eingestan- 
den. Der Senat diente dem Consul nur als Beirath, um die 
Art der Bestrafung festzusetzen: der Consul war nicht einmal 
gezwungen, dem ihm gegebenen Rathe zu folgen, hatte überdem 
so viel Einfluss, dass er die Aeusserung jeder ilmi entgegenge- 
setzten Ansicht hindern, wenigstens diese nicht .zur Abstimmung 
bringen konnte. Niemals aber ist ein Senator wegen seiner in 
der ‘Versammlung geäusserten Meinung zu gesetzlicher Verant- 
wortung gezogen worden, ausser in denjenigen Fällen, wo durch 
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besondere Zusätze von Gesetzen die Behandlung bestimmter Ge- 
genstände im Senate untersagt wurde. Allerdings war dies auch 
bei einem Provocationsgesetze geschehen: C. Gracchus hatte, > 
um Verurtheilungen Römischer Bürger, wie sie nach dem Tode 
seines Bruders vorgekommen waren, zu hindern, das Gesetz er- 
lassen, es sollte kein Beamter ohne Entscheidung des Volks über 
das caput eines Römischen Bürgers ein Urtheil fällen, und um 
dessen Befolgung zu sichern, nicht nur die Beamten, sondern auch 
ihre gerichtlichen Beistände, ja selbst die Senatoren, nach deren 
Gutachten ein solches Gericht eingesetzt würde, unter Androhung 
der härtesten Strafen verantwortlich gemacht.*) Allein der Fall 
des Sempronischen Gesetzes lag nicht vor: bei jenem handelte 
es sich um gerichtliches Urtheil, durch welches das Eingeständ- 
niss oder die Ergreifung auf frischer That ersetzt werden sollte: 
bei den Catilinariern war ein Urtheil nicht nöthig, es kam nur 
auf die Bestimmung der Strafe an. Freilich hatten Manche, 
welche bei der früheren Senatssitzung zugegen gewesen waren, 
bei der jetzigen gefehlt, um nicht in die Nothwendigkeit zu 
kommen, gegen das Sempronische Gesetz eine Meinung abgeben 
zu müssen. 1 ') Wären sie wirklich auch diesmal in den Senat 
gekommen, so hätten sie die Grundlosigkeit ihrer Befürchtungen 
eingesehen. Sie dachten wahrscheinlich, Cicero würde ein ausser- 
ordentliches Gericht gegen alle Theilnehmer der Verschwörung 
beantragen, auch gegen diejenigen, welche nicht geständig und 
nicht mit den Allobrogischen Gesandten auf frischer That ergriffen 
waren. Aber das that Cicero in weiser Erkenntniss der Ver- 
hältnisse nicht : es war keine Möglichkeit, die Senatoren für die 
Meinung, welche sie abgegeben, verantwortlich zu machen, und 
wir kennen seit Coriolan c ) keinen derartigen Versuch. Dies hin- 
dert zwar nicht, dass die Senatoren je nach ihrer Abstimmung 
im Senate von den politischen Staatsparteien gepriesen oder ge- 
schmäht werden. Diese Rücksicht mochte auf Viele wirken und 
deshalb konnte Cicero sehr wohl sagen, Cato hätte durch seine 


a) Vergl. obeu S. 71. 

b) S. oben S. 73 und 399. 

c) Dionys. VII, 58 und 61. Vergl. I, 244. 
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Verurtheilung der Verschworenen sein Leben in Gefahr gebracht, 
er hätte eine Meinung ausgesprochen, für deren Unbeliebtheit 
er mit seinem Kopfe einstehen müsse. 1 ) Indessen dies ist von 
einer gesetzlich festgestellten Verantwortlichkeit der Senatoren 
für ihre im Senate abgegebene Meinung verschieden. AA’enn 
also der Senat weder in seiner Gesammtheit, was undenkbar 
ist, noch in seinen einzelnen Mitgliedern zur Rechenschaft ge- 
zogen werden konnte, so musste diese von dem Vorsitzenden 
desselben, dem Consul, gefordert werden können, der überdem 
den Senatsbeschluss ausgeführt hatte. Deshalb führt Cicero 
zwar vielfach die Verurtheilung der Verschworenen durch den • 
Senat an, um zu beweisen, dass er nicht nach eigenem Gut- 
dünken, nicht tyrannisch, nicht königlich verfahren sei; aber 
nirgends findet sich eine Aeusserung, dass er selbst deswegen 
der Verantwortung überhoben sei. Seine spätere Bestrafung sollte * 
dazu dienen, mittelbar das Ansehen des Senates herabzusetzen; 
aber^lass sie ungerecht sei, weil er nicht den Senatsbeschluss 
zu vertreten habe, hat er nie behauptet. 

Wir kommen zu der dritten Frage, ob Cicero durch die 
Hinrichtung der Catilinarischen Verschworenen die Gesetze ver- 
letzt hat: ihre Beantwortung ist nach den bisherigen Erörterun- 
gen nicht schwierig. Zuvörderst ist ersichtlich, dass der Fall 
der Catilinarier wesentlich verschieden war von dem der beiden 
Gracchen und dem von Saturninus, wegen dessen Ermordung 
Rabirius angeklagt wurde. Die Gracchen wurden im offenen 
Aufstande erschlagen, als der Senat durch seinen Beschluss 
einen Kriegszustand erklärt hatte: sie waren gefallen zwar auf 
der Flucht, aber als der Kampf noch währte, ehe Ruhe wieder 
eingetreten war. Saturninus wurde ermordet, als er unter der 
Versicherung, dass seines Lebens geschont werden sollte, die 
Waffen niedergelegt hatte: Rabirius, der seinetwegen angeklagt 
wurde, war Privatmann, hatte kein Recht ein Urtheil zu fällen : . 
er beging, da der Consul den Befehl zur Ermordung nicht ge- 


a) Cic. p. Sest. 23, 61 (Cato) eonsule me cum esset designatus tribu- 
nus plcbis, obtulit in discrimen vitam suam, dixit oam scntentiam, cuins 
invidiam capitis periculo sibi praestandam videbat. 
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geben, eine Gewaltthätigkeit. Dagegen die Catilinarier waren 
weder im Aufstande noch unter Waffen, sondern, des Hochver- 
rathes von Angebern angeklagt, waren sie nach dem Rechte, 
welches Römische Beamten stets gehabt haben, gefangen gesetzt 
worden und befanden sich im sicheren Gewahrsam des Consuls. 
Mithin galt für sie das allgemeine Friedensgesetz der Römischen 
Bürger, nur mit der einen Ausnahme, dass die Gerichtsbarkeit 
über sie in Folge des Senatsbeschlusses dem Consul zustand.*) 
Man kann zuerst die Frage aufwerfen, ob das in ihrem Processe 
beobachtete Verfahren die Gesetze verletzte. Man muss sie ver- 

I neinen : es ist Niemanden selbst unter den Gegnern Ciceros ein- 
gefallen, ihm in dieser Beziehung eine Verletzung der Gesetze 
oder auch nur der Grundsätze des Römischen Rechtes vorzu- 
w'erfen. Es war uralter Grundsatz desselben, dass es bei Ver- 
^ brechern, welche ihre Schuld eingestanden oder auf frischer That 
ertappt waren, keines Verfahrens iniudido bedurfte: der Beamte 
allein genügte bei ihnen, um die gesetzlich bestimmte gtrafe 
auszusprechen. Die Verschworenen aber hatten gestanden, waren 
auf der That ergriffen. Niemand unter den Senatoren läugnete 
dies. Allerdings waren im Anfänge der Berathungen einige, 
weil sie noch nicht wussten, welchen Standpunkt Cicero in Be- 
zug auf die ganze Verschwörung einnehmen würde, der Meinung 
gewesen, man solle mit der Bestrafung überhaupt w-arten, bis 
Catilina besiegt wäre und alle Theilnehmer desselben vor Gericht 
gestellt werden könnten. b ) Als aber Cicero von den übrigen 
Verschworenen absehend sich auf diejenigen beschränkte, welche 
durch Zeugen und die eigene Handschrift zum Geständnisse ge- 
bracht waren, gab es Niemanden, welcher ein weiteres gericht- 
liches Verfahren gegen dieselben für nöthig erachtet hätte.') 
Natürlich konnte bei ihnen auch von Provocation nicht die Rede 
I sein. Denn es wäre widersinnig gewesen, wenn die Angeklagten, 
1 welche eben gestanden , eine Berufung an das Volk über ihre 


a) Vergl. S. 408. 

b) App. bell. civ. II, 5 a. E. 

c) Vergl. unsere Auseinandersetzung S. 169. Auch Appian bell. civ. 
11, 6 sagt fitetootv i>i al>TO<pti>pu>v 5vey xpi'setue xaTaY v *“ val ' 
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J Unschuld hätten einlegen wollen. Sie haben also die Provocation 
weder selbst eingelegt noch hat es irgend Jemand für sie ge- 
than. 101 ) Wenn in dieser Beziehung irgend ein Verstoss gegen 
die Gesetze oder auch nur gegen die Billigkeit geschah, so war 
es die besondere Pflicht der Volkstribunen Einspruch zu erheben; 
aber trotzdem dass sie im Senate zugegen waren, hören wir von 
keinem Versuche der Art. Es ergiebt sich hieraus, dass Cicero 
im richterlichen Verfahren kein Gesetz übertrat, keinen Anlass 
zu Tadel oder Anklage darbot. 

Die Gefangenen waren demnach schuldig des Hochverrathes : 
die Strafe dafür ist nach Römischem Rechte zu jeder Zeit Capi- 
tal gewesen und wer die Schuld anerkannte, musste nothwendi- 
ger Weise auch für Capitalstrafe stimmen. Dies hat auch Caesar 
gethan. Seine Meinung ging dahin, das Vermögen der Schuldi- 
gen sollte eingezogen werden: schon dies beweisst die Capital- 
strafe. Er hätte die Aechtung hinzugefügt, wenn nicht unter 
den damaligen Umständen die Folge gewesen wäre, dass die 
Verschworenen, aus dem Gefängnisse entlassen, von Catilina trotz 
ihrer Aechtung aufgenommen worden wären und sein Heer ver- 
stärkt hätten. *) Deshalb schlug Caesar statt der Aechtung ewiges 
Gefängniss vor. Dagegen die Mehrheit der Senatoren stimmte 
für den körperlichen Tod, die Hinrichtung. Auch sie verstiess 
gegen kein Gesetz. Es ist uns keines bekannt, welches die 
Todesstrafe abgeschaflit hätte. Die alten Valerischen Provoca- 
tionsgesetze handelten nur von dem Rechte, in zweifelhaften 
Fällen die Entscheidung durch das Volk eintreten zu lassen, die 
Porcischen Gesetze untersagten nur eine bestimmte, für die Ver- 
brecher grausame, für die Zuschauer beleidigende Art der Hinrich- 
tung, das Sempronische Gesetz handelte über die Verhängung 
von Capitalstrafen überhaupt, ohne auf die Art und Weise ihrer 
Ausführung einzugehen. Man hat freilich eine Verletzung dessel- 
ben durch Cicero angenommen 102 ); aber wir haben schon früher 
bemerkt, dass es auf den Process der Catilinarier nicht passte. b ) 


a) Bei Sallust. Cat. öl spricht Caesar: Placet igitur eos dimitti et 
augere exercitum Catilinae? Minime, sed ita censeo u. s. w. 

b) Man sehe kurz zuvor S. 410. 


Digitized by Google 



414 


Proccss der Catilinarischen Verschworenen. 


Wie man aus den Gründen, welche es veranlassten , wie man 1 
aus der Ueberlieferung über seinen Wortlaut ersieht, verbot es 
nur, ohne Befehl, des Volkes eiuen Gerichtshof, eine gericht- 
liche Untersuchung über das Caput eines Römischen Bürgers 
einzusetzeu: deshalb passte es auf die Catilinarier , bei denen 
kein iudicium im eigentlichen Sinne stattfand, -nicht. Aber selbst 
angenommen, es hätte in dieser Beziehung eine weitere Aus- 
dehnung gehabt, so bezog es sich jedenfalls im Allgemeinen auf 
Capitalstrafen und Caesar hätte mit seinem Vorschläge eben so 
sehr gegen dasselbe verstosseu. Es gab mithin kein Gesetz, 
welches die Hinrichtung Verurtheilter verbot: folgerichtig hätte 
es dann auch ein Verbot der Gefänguissstrafe geben müssen, da 
sie die Vorbereitung für körperliche Strafe ist. Cicero aber 
hatte die Verschworenen unter allgemeiner Billigung in Gewahr- 
sam nehmen lassen. Dagegen für die Hinrichtung sprach der 
durch das ganze Römische Recht gehende Grundsatz, dass ge- 
ständige und auf der That ergriffene Verbrecher härter bestraft 
werden müssen als diejenigen, welche durch das Urtheil der 
Richter für schuldig erklärt werden.*) Cicero konnte immerhin 
zugeben, dass für gewöhnliche Fälle, wo der Hochverrat!) durch 
richterliches Urtheil festgestellt würde, die Aechtung genüge: 
für offenbaren Verrath, welchen der Angeklagte selbst eingeste- 
hen müsse, konnte er nach Römischem Rechte den Tod verlan- 
gen. Cicero hat demnach in Uebereinstimmung mit allen Ge- 
setzen gehandelt und der Hauptbeweis dafür, dass er keines 
derselben verletzt hat, liegt in dem später zu seiner Bestrafung 
eingeschlagenen Verfahren. Weshalb haben seine Feinde, wes- 
halb hat ihn namentlich Clodius nicht imgeklagt? Sie hatten 
affe Aussicht, seine Verurtheilung durchzusetzen. Eben während 
Ciceros Consulat war C. Rabirius angeklagt worden, und seine 
That war vergessen, seine Schuld zweifelhaft; dennoch wäre er 
ohne des Prätors Metellus gewaltthätige Unterstützung verurtheilt 
worden. Wie viel leichter hätte der Volkstribun des Jahres 62 
v. Chr. Q. Metellus Nepos eine Anklage Ciceros durchsetzen 
können I Oder wenn dies in jenem Jahre nicht möglich war, 


a) S. I, 375 und oben S. 45. 
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weil damals Cato, der Haupturheber von der Hinrichtung der 
Catilinarier das Tribunat bekleidete, so konnte P. Clodius selbst 
unmittelbar mit einer Anklage auftreten: sie musste leichter 
durchzubringen sein, als zuerst' ein Gesetzentwurf und dann eine 
Anklage. Dass dies nicht geschah, sondern dass erst ein neues 
Gesetz gegeben werden musste und nach diesem die Verurthei- 
lung Ciceros erfolgte, ist ein unwiderleglicher Beweis dafür, dass 
derselbe kein Gesetz verletzt, sondern nur das Recht geübt hatte. 
Deshalb linden wir in der Rede Caesars bei Sallust, so 
hartnäckig derselbe auch Ciceros Verfahren bekämpfte und mit 
Lebensgefahr eine andere Strafe der Verschwörer durchzusetzen 
suchte, kein Wort von der Verletzung bestehender Gesetze. Und 
doch wäre dann Caesars Stellung einfach gewesen: er hätte das 
betreffende Gesetz angeführt, die Verletzung dargethan und wahr- 
scheinlich den Senat selber gewonnen. 

Indessen daraus , dass Cicero gegen kein Gesetz gefehlt hat, 
folgt nicht, dass er Recht daran gethan hat, die Verschworenen 
hinrichten zu lassen. Es war vielmehr die Entwickelung der 
Römischen Gesetzgebung, der Zustand der ganzen damaligen 
Anschauungsweise gegen die Hinrichtung derselben. Seit Man- 
lius Capitolinus war kein politischer Verbrecher, der sich nicht 
im bewaffneten Aufstande befand, hingerichtet worden: die 
ganze Gesetzgebung war auf Milderung, ja auf Abschaffung der 
Todesstrafe gegangen. Das dritte Valerische Gesetz hatte zu- 
erst bei den durch gerichtliches Urtheil für schuldig erklärten 
Verbrechern die alte , grausame Art der Hinrichtung abgeschafft*), 
dann die Porcischen Gesetze jede Geisselung Römischer Bürger 
und ihre Hinrichtung mit dem Beile verboten, die Gesetze über 
die Schwurgerichte, in welchen die schwersten, selbst gemeine 
Verbrechen, und oft gewiss bei offenbarer Schuld, abgeurtheilt 
wurden, haben nie den körperlichen , sondern nur den bürgerlichen 
Tod als Strafe aufgestellt. Unter diesen Verhältnissen liess Ci- 
cero politische Verbrecher hinrichten, nicht Männer geringen 
Standes, bei denen auch eine zu strenge Anwendung der Ge- 
setze übersehen werden konnte , sondern Mitglieder der vornehm- 


a) S. obeu S. 45. 
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sten Familien, selbst angesehen im Staatsdienste und mit den 
politischen Parteien auf das Engste verflochten. Selbst Cato in 
seiner Rede bei Sallust") erkennt an, dass die Hinrichtung der 
Verschworenen mit dem Geiste seiner Zeit streitet: denn er be- 
gründet dieselbe auf die Sitte der Vorfahren. Er hält sie in- 
dessen für nothwendig wegen der Grösse des Verbrechens, der 
Verderbtheit der Verbrecher, und der dringenden Noth der Zeit- 
umstände. Noch deutlicher aber ergiebt sich der Gegensatz zwischen 
der Hinrichtung und dem Geiste der damaligen Rechtsansich- 
teu aus der Rede Caesars. Nach einer Einleitung über die Un- 
parteilichkeit, welche der Richter haben müsse, über die Milde 
des Römischen Volkes, über die hohe Stellung des Senates 
kommt er zum eigentlichen Gegenstände der Verhandlung, der 
Meinung des erwählten Consuls Silauus, die Verschworenen 
sollten hingerichtet werden. Er sagt, sie sei nicht im Einklänge 
mit dem damaligen Römischen Staatsrecht. b ) Er beweist dies 
mit den Porcischen Gesetzen, welche die alte Grausamkeit der 
Hinrichtung verboten, und den neuen Gesetzen über die Schwur- 
gerichte, welche als Strafe die Verbannung bestimmten. Er 
setzt dann die Gefahr auseinander, welche in der Rückkehr zur 
alten gesetzlichen Strenge liege: die Parteien wechselten im Be- 
sitze der Macht und der Senatspartei könne später eben dasselbe 
begegnen, was sie jetzt ihren Gegnern bereite. Deshalb hätte 
man sich auf die Aechtung als äusserste Strafe beschränkt. Da- 
durch begründet er seinen Antrag und schlägt, um nicht durch 
Entlassung der Verschworenen die Gefahr von Aussen zu ver- 
mehren, ewiges Gefängniss vor. Caesar ist also nicht der Ver- 
theidiger der Gesetzlichkeit, sondernder Repräsentant der neuen 
Zeit, welcher die einmal in der Entwickelung des Strafverfah- 
rens hervorgetretenen Grundsätze auch in diesem Falle befolgt 
wissen will. 


a) Sali. Cat. 52 a. E. censeo — de confessis sicut de manifestis rerum 
capitalium more maiorum supplicium sumendum. 

b) Sali. Cat 51 Verum sententia eius (Silani) mihi non crudelis (quid 
enim in tales homines crudele fieri potest?), sed aliena a republica nostra 
videtur. Nam profecto aut metus aut iniuria te subegit, Silane, genus 
poenae novum deeemere. 
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Sechzehntes Capitcl. 

Process Ciceros. Das Gesetz von P. Clodins. Inhalt, Bedeutung und Stel- 
lung in der Geschichte des Strafrechts. Rückwirkende Kraft desselben. 
Die in demselben festgesetzte Strafe. Verurtheilung Ciceros. Ob sie un- 
gesetzlich war. Verfahren dabei. Auslassung des Termins zur Vorladung, 
dagegen Ansetzung eines andern Termins, von dem an die Aechtung gül- 
tig sein sollte. Aechtung und örtliche Ausdehnung derselben. Schein- 
barer Widerspruch der Berichterstatter. Bestimmungen des Clodischen 
Gesetzes. Ausführung desselben durch den Ankläger. 

Es ist nicht zu verwundern , dass diese Grundsätze kurze 
Zeit nachher wieder zur Geltung kamen, zuni Verderben Ci- 
ceros. Die politischen Streitigkeiten dieser Jahre übergehe ich: 
durch sie wurde Cicero mit P. Clodius unversöhnlich verfeindet, 
zugleich aber auch den damals mächtigsten Staatsmännern, Cae- 
sar, Pompejus und Crassus entfremdet. Clodius befriedigte bei 
seinen Massregeln gegen Cicero ohne Zweifel persönlichen Hass, 
aber er verfolgte dabei doch zugleich die seit dem Beginne der 
Republik eingeschlagene Richtung der Gesetzgebung, das Leben 
und die Freiheit der Römischen Bürger vor der Willkür der Be- 
amten zu schützen: sein Gesetz, wodurch er die Verbannung 
Ciceros herbeiführte , war gleichsam der Schlussstein in langer 
Reihe vieler in demselben Sinne und zu gleichem Zwecke getrof- 
fenen Massregeln. Nachdem er mit grösster Sorgsamkeit und 
Schlauheit seine Vorbereitungen getroffen und alle einflussreichen 
Männer gewonnen hatte, beantragte er im Jahre 58 v. Chr. 
während seines Tribunates das Gesetz: „jeder, der einen Bürger 
ohne Verurtheilung durch das Volk tödtete oder getödtet hätte, 
solle wegen perduellio bestraft werden, d. h. mit Verbannung 
und Einziehung der Güter.” So giebt Dio Cassius 1 ) dessen In- 
halt an, während die übrigen Schriftsteller nur davon sprechen, 


a) Dio Cass. XXXVIII, 14 6 oe vd|j.os — äXX tu; |jiv oöx ih6r.ii iii 
ct'j'rw (Kix^piüvi) tiÜEdüat (oiiSi ydp xo aitoö eXyev) dXXä xarä — av- 

tiov , t&v KoXtxtüv Tivot Sre j tT|S toö xrrafviuoEwC TEvoiv- 

TUJV Xal cixEXTOVOTUIV OUVEf^JETO. 
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ohne Yerurtheilung sollte kein Börger getödtet werden*); aber 
unter Venirtheilung verstehen sie eine gerichtliche Verurtheilung, 
eine, welche durch das Volk geschehen ist b ). Dieses Clodisehe 
Gesetz war also auch ein Provocationsgesetz , es sollte ebenfalls 
das Leben der Bürger gegen die Machtsprüche der Beamten 
sichern; aber es schloss sich genau an die Veranlassung, wegen 
deren es gegeben war, an die Hinrichtung der Catilinarischen 
Verschwörer an. Dies ergiebt sich daraus, dass, als Clodius 
zur Berathung über sein Gesetz eine Volksversammlung im Fla- 
minischen Circus hielt, Caesar über die Hinrichtung der Catilina- 
rier sprach und dieselbe als grausam und ungerecht missbilligte. c ) 
Indessen weder die Catilinarier noch Cicero wurden namentlich 
erwähnt**), es war ein allgemeines Gesetz, es hob die körper- 
liche Todesstrafe, welche in ihrer Anwendung schon sehr ein- 
geschränkt gewesen war, noch weiter auf; denn die Hinrichtung 
blieb fortan nur in dem Falle übrig, wenn das Volk selbst ent- 
weder • unmittelbar oder mittelbar durch einen mit besonderer 
Vollmacht versehenen Richter dieselbe aussprach. Der erste Fall 
ist später nicht mehr eingetreten: in den Bürgerkriegen aber 
war bei den Proscriptionen den Triumvirn das -Recht über Le- 
ben und Tod von Römischen Bürgern ausdrücklich übertragen. 
Die Valeriscben Gesetze hatten die Provocation gesichert, d. h. 
diejenigen Fälle, wo der Angeklagte sich für unschuldig erklärte 
und nicht auf der That ergriffen war, vor die Entscheidung des 
Volkes gebracht, auch für diese Fälle die härteste Art der Hin- 
richtung verboten, die Porcischen Gesetze die Art der Todes- 
strafe gemildert , das Sempronische die Einsetzung ausserordent- 
licher Capitalrichter ohne Bewilligung des Volkes untersagt, die 
Schwurgerichte, an welche zu Ciceros Zeit fast alle Verbrechen 


a) Liv. per. CHI M. Cicero lege a P. Clodio tr. pl. lata , quod inde- 
mnatos cives necavisset , io cxilium missus est; Yellei. II, 45 legem in tri- 
bunatu tulit, qui civem Romanum indemnatum interemisset , ei aqua et 
igni interdiceretur ; App. bell. civ. 11, 15 Ktxipuivo 51 ypatfEtai KA<ö8iot 
rapavfjpuuv , ot*. “po Stxaotrjpio'j toüs ajj-'pi AlvtAov xal klör^ov ctvlAoi. 

b) Vergl. oben S. 184. 

c) Dio Cass. XXXVIII, 17 ; Plut. Cic. 30. 

d) Dies Letztere sagt ausdrücklich Vellei. II, 45. 
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kamen, als höchste Strafe nur den bürgerlichen Tod eingesetzt: 
nur für geständige oder auf der That ertappte Verbrecher war 
Hinrichtung üblich gewesen. Aber dass auch hier Fälle von 
einer dem Zeitgeiste entgegenstehenden Grausamkeit eintreten 
konnten, hatte die Hinrichtung der Catilinarischen Verschworenen 
gezeigt und deshalb wurden diese für die Zukunft durch das 
Clodische Gesetz unmöglich gemacht. 

Aber das Gesetz hatte auch eine rückwirkende Kraft. Nicht 
nur wer künftig Bürger tödten würde, sollte gestraft werden, 
sondern auch wer sie schon getödtet hätte, sollte geächtet sein. 
Dies war das Unrecht des neuen Gesetzes. Es entsprang aus 
Clodius’ Hass gegen Cicero, welcher durch dieses Mittel zur Be- 
strafung gebracht werden sollte: die Besonnenen missbilligten 
es, namentlich Caesar, der, wenngleich er es sonst lobte, doch 
über diese Beziehung auf die Vergangenheit sich tadelnd aus- 
sprach. “) Indessen sein Tadel bewirkte keine Aenderung. Clo- 
dius hatte auch einige Entschuldigung. Denn Ciceros Verfahren 
war, wenngleich gesetzlich, doch dem damaligen Geiste des 
Strafrechtes entgegen gewesen und ähnlich hatte es C. Gracchus 
gemacht, welcher ebenfalls ein an sich schon nicht statthaftes 
Verfahren durch ein besonderes Gesetz verboten hatte. Clodius’ 
Gesetz war unzweifelhaft volkstümlich : das gesteht Cicero 
selbst b ) und so sehr er auch über Clodius selbst schilt, so wagt 
er doch nirgend, dieses sein Gesetz zu verunglimpfen. Kein 
Volkstribun versuchte gegen dasselbe aufzutreten, auch L. Nin- 
nius Quadratus nicht, der sonst Cicero auf jede Weise zu 
schützen suchte. Als dieser in die freiwillige Verbannung ge- 
gangen war, wurde es unmittelbar am nächstfolgenden Tage 
nicht bloss ohne Widerspruch, sondern sogar unter dem höch- 
sten Eifer Aller, selbst der Freunde Ciceros, angenommen 0 ), 


a) Dio Cass. XXXVIII, 17 oü püjv xai jtposVjx«tv , in\ toT{ rapEXTjX'jödai 

toioöt<5v Tiva viJjjiov oufYpätpEoöat. 

b) Cic. ad Att. III, 15, 5 legem illam , in qua popularia multa sunt, 
ne tangatis. 

c) Dio Cass. XXXVIII, 17 «pofiivTO« 8’aü-cou 8 vdpo; to xöpoc o6y Situi« 
oöx ävavTiiuikvTOs tivÄ{ dXXd xai CTEO’jSaoävtiuv äXXwv te xai ait<öv exet- 
vtuv, o? ii"Ep toö Kixipojvo ; dva -ptotojj wpa'rcEiv iXöxo'jv — tXaße. Man 

27 * 
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und blieb auch nach dessen Rückkehr, als ein' gänzlicher Um- 
schwung in der öffentlichen Meinung eingetreten war, unan- 
getastet. 

L’eber die durch Clodius’ Gesetz gegen den übertretenden 
Beamten festgesetzte Strafe giebt uns das Verfahren, welches 
demnächst gegen Cicero begonnen wurde, Aufschluss.' Cicero 
erkannte die Absichten seiner Feinde zu spät und fühlte sich, 
als er sie erkannt, ausser Stande ihnen zu widerstehen: er ging, 
ehe Clodius’ neues Provocationsgesetz durcbgebraeht wurde, in 
eine selbstgewählte Verbannung. AVäre in ihm gegen dieUeber- 
treter eine Anklage bei den damals bestehenden Schwurgerichten 
entweder bei dem maiestatis oder bei dem de vi, bestimmt wor- 
den, so hätte demnächst bei diesen ein Aukläger auftreten müs- 
sen, Cicero wäre vorgeladen und, wenn er nicht erschien, ab- 
wesend verurtheilt worden. Aber dies geschah nicht: weder ein 
Schwurgericht noch ein Prätor wird erwähnt. Folglich hiess es 
in dem Gesetze, der Uebertreter sei der parduellio schuldig: das 
Volk selbst solle richten, einer der Volkstribuneu als Ankläger 
auftreten. Der gewöhnliche Lauf des Processes wäre demnach 
gewesen, dass Cicero ein Termin zu seiner Verantwortung von 
Clodius, welcher selbst die Anklage zu übernehmen beabsichtigte, 
gesetzt wurde, dass dieser Termin sich zweimal wiederholte und 
dann nach Verlauf des trinundinum unter Vorsitz des curuli- 
schen Beamten der vierte entscheidende Termin nebst den Cen- 
turiatcomitien stattfand. Dieses Verfahren war aber bei Cicero 
nicht anwendbar; denn es war bekannt, dass er in die Ver- 
bannung gegangen war und eine Vorladung konnte keinen Er- 
folg haben. Es sind uns aus früherer Zeit zwei ähnliche Fälle, 
der von M. Postumius und der von Cn. Fulvius überliefert, 
über welche wir gesprochen haben 11 ): in ihnen wurden der per- 
duellio Angeklagte, welche vor dem entscheidenden Termine in 
die Verbannung gegangen waren, auf den Antrag der anklagen- 
den Tribunen durch Gesetze , welche in Tributcomitien angenom- 

vergleiche über die Abreise Ciceros vor der Annahme des Gesetzes auch 
Cic. ad Att. III, 15. 

a) Bei Liv. XXV, 4 und XXVI, 3. S. oben S. 340. 
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men wurden, zur Aechtiuig verurtheilt uud ihre Güter eingezo- 
gen. Dasselbe geschah bei Cicero: seine Verbannung wurde von 
Clodius in Tributcomitien für gesetzmässig erklärt und sein Ver- 
mögen zum Besten öffentlicher Zwecke eingezogen. 

Es erscheint auffallend, dass Cicero nach seiner Zurückbe- 
rufung dies Verfahren gegen ihn als ungesetzmässig schilderte 
und deshalb die Nichtigkeit seiner Verbannung behauptete. Es 
sind uns, wie bemerkt, zwei ähnliche Fälle überliefert, die Rö- 
mer zu Ciceros Zeit kannten sicherlich viel mehr: es war aner- 
kannter Rechtsgrundsatz, dass in einem Capitalprocesse , wenn- 
gleich das Verfahren für Centuriatcomitien eingeleitet war, den- 
noch beim Ausbleiben des Angeklagten am festgesetzten Ter- 
mine die Tributcomitien zum Aussprechen der gesetzlichen 
Verbannung berechtigt waren.“) Wie war es möglich, dass Ci- 
cero eben dies Verfahren für ungesetzmässig erklärte und zw'ar 
nicht einmal, sondern öfters, dass ihm angesehene Staatsmänner 
z. B. L. Cotta, beistimmten und deshalb meinten, Ciceros Ver- 
bannung sei nicht gesetzlich und es bedürfe zu seiner Rückkehr 
gar nicht eines neuen Gesetzes? b ) Kann über einen anschei- 
nend so wenig zweifelhaften Punkt des Strafprocesses eine 
solche Meinungsverschiedenheit sein? Ich will nicht auf die- 
jenigen Einwürfe eingehen, welche Cicero gegen alle Staats- 
handlungen von Clodius erhebt, seine Adoption durch einen Ple- 
bejer sei ungültig, folglich hätte er als Patricier nicht Volkstri- 
bun werden dürfen uud deshalb sei Alles, was er in seiuem 
Tribunate gethan hätte, ungültig. 0 ) Wenngleich man begreift, 
wie solche Folgerungen im Eifer der Parteileidenschaft gemacht 
werden konnten, so war es doch natürlich, dass besonnene 
Staatsmänner, welche eine Umwälzung nicht wollten, so sehr 
sie auch die Adoption von Clodius missbilligten und selbst als 
ungesetzlich betrachteten, dennoch auf dieselben nicht eingingen. 
Aber im Besonderen gegen das Gesetz, wodurch er verbannt 
worden war, machte Cicero geltend, erstens, es w r äre gegen 


a) S. oben S. 281. 

b) Cic. de dom. 2Gflgd. ; p. Scst. 34, 73; de leg. III, 19, 45. 

c) Cic. de dom. 13 uud IG; Plut. Cat. 40; Dio Cass. XXXIX, 22. 
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sein caput gerichtet gewesen, folglich hätte es in Centuriat-, 
nicht in Tributcomitien beantragt werden müssen. a ) Zweitens 
sagte er, das Gesetz gegen ihn sei ein Privilegium, gegen ihn 
allein gerichtet und deshalb gegen die heiligen Gesetze und gegen 
die zwölf Tafeln"); ferner es verstosse gegen das Lieinisehe 
Gesetz, welches dem Antragsteller eines Gesetzes verbiete, ein 
Amt oder eine Verrichtung in Folge desselben anzunehmen c ), 
Clodius aber habe nach Ciceros Entfernung die Verfügungen 
über dessen Vermögen getroffen. Noch Aehnliches damit zu- 
sammenhängende führt er an. Sollen diese Einwürfe gegen das 
Verbannungsgesetz irgend einen Grund, irgend einen Anhalt 
haben, so muss man annehmen, Cicero betrachte dasselbe als 
ein besonderes, gegen ihn gegebenes Gesetz, nicht als Beschluss 
der Tributcomitien in einem Capitalprocesse gegen ihn. Im 
letzteren Falle ist die Befugniss der Tributcomitien, wie wir ge- 
sehen, gerechtfertigt, von einem Privilegium kann nicht die 
Rede sein, die Gewalt, welche der anklagende Tribun über die 
Güter des auf seine Anklage Verurtheilten hat, durch alte Sitte 
hergebracht. d ) 

Cicero wäre unverständig gewesen, wenn er zu seiner Be- 
trachtungsweise des Verbannungsgesetzes nicht eine gewisse Be- 
rechtigung gehabt hätte: Beschuldigungen, rein aus der Luft ge- 
griffen , konnte er weder so oft wiederholen als er es thut, noch 
selbst in staatsrechtlichen Schriften, wo es nicht auf Erregung 
von Leidenschaften bei seinen Zuhörern ankam, Vorbringen. Es 
musste wirklich eine, wenigstens einigermassen zweifelhafte, Rechts- 
frage sein. Und diese war es : sein Process ist in einem Punkte 
von den beiden früher erwähnten Fällen, dem vonM. Postumius 
und dem von Cn. Fulvius, verschieden, ln jenen war den An- 
geklagten ein Termin zur gerichtlichen Untersuchung gesetzt 
worden : als sie in diesem nicht erschienen waren , w r urde von 


a) Cic. p. Sest. 30, 65 ; 34, 73; de leg. 111, 19, 45. 

b) Cic. de leg. III, 19, 45; p. Sest. 30, 65; de dom. 10, 26; 16, 43; 
ad seu. 4, 8. Vergl. I, 368. 

c) Cic. de dom. 20, 51. 

d) S. oben S. 336. 
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den Tributcomitien der Beschluss, gefasst, wenn sie sich zu 
einem bestimmten weiteren Tage nicht stellten, sollte ihre Ver- 
bannung eine gesetzmiissige, ihr Vermögen verfallen sein. Dies 
war bei Cicero nicht geschehen. Er sagt öfters, er hätte nicht 
Befehl bekommen, sich zu stellen, sei nicht vorgeladen wor- 
den.“) Das sind thatsächliche Behauptungen, welche man ihm 
glauben muss: er konnte sie, wenn sie nicht wahr waren, nicht 
wagen. Wenn er aber nicht den Befehl bekommen hatte sich 
zu stellen , wenn er nicht von dem Herolde öffentlich aufgerufen 
worden war, so heisst das, es sei ihm überhaupt kein Termin 
vor dem Volke zur Verantwortung gesetzt worden. Dies ver- 
langte Cicero, hätte geschehen sollen. Clodius musste ihm einen 
Termin vor dem Volke setzen, den Prätor um einen Termin 
für die Centuriatcomitien angehen: wenn Cicero dann im Ter- 
mine nicht erschien und keine annehmbare Entschuldigung vor- 
brachte, dann durfte auf Clodius' Antrag in Tributcomitien seine 
Verbannung ausgesprochen werden. Dann wäre ein gerichtliches 
Verfahren deutlich hervorgetreten und alle Einwürfe unmöglich 
gewesen. Indessen auch Clodius konnte seine Handlungsweise 
rechtfertigen. Denn es war allgemein bekannt, dass Cicero in 
die Verbannung gegangen sei: er hatte zuerst alles mögliche ver- 
sucht, um die Annahme des Clodischen Provocationsgesetzes zu 
hindern, und erst als er die Unmöglichkeit des Widerstandes 
erkannte, entfernte er sich in der' Nacht vor dessen Annahme 6 ): 
er selbst und seine Freunde erklärten, er ginge in die Verban- 
nung und wolle das gerichtliche Verfahren, bei dem er für sich 
selbst die höchste Beschimpfung, für den Staat die Gefahr von 
Kämpfen und Unruhen vorhersah, nicht abwarten. Also eine 
Vorladung hätte nicht genützt, sie Ifätte die Entscheidung nur 
verzögert. Zudem bestand über die Thatsache selbst, wegen 
deren Cicero angeklagt wurde, kein Zweifel: er hatte sich öffent- 
lich und rühmend zu ihr bekannt, alle Welt war Zeuge davon. 


a) Cic. de dom. 17, 45 ubi crimen est ? ubi aceusator ? ubi testes? quid 
indignius est quam qui neque adesse sit iussus neque citatus neque accu- 
satus; ibid. 24, 62 non adesse eram iussus, non citatus afueram. Vergl. 
S. 244. 


b) S. oben S. 419. 
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Besondere Zeugen, Verhör und Verteidigung konnten darüber 
nichts Neues an das Licht bringen. Aus diesen Gründen also 
wählte Clodius die kürzere Form, indem er unmittelbar in Tri- 
butcomitien einen Verbanüungsbeschluss gegen Cicero beantragte: 
kein Volkstribun nahm an ihm Anstoss, kein curulischer Beamter 
versuchte Widerstand. Erst im folgenden Jahre wurden einzelne 
Stimmen hörbar, dass die Form verletzt wäre : die bei weitem 
grösste Zahl aller Staatsmänner, auch derer , welche für Cicero 
günstig gestimmt waren, nahm keine Vernachlässigung der For- 
men an; aber es ist begreiflich, dass Cicero selbst auch den 
geringsten Umstand benutzte, um Clodius im gehässigsten Lichte, 
seine Verbannung als ungerecht, willkürlich und gewaltthätig 
erscheinen zu lassen. Jetzt, wenn wir den Verlauf des ganzen 
Processes und' die so bald erfolgte ehrenvolle Zurückberufung 
Ciceros betrachten, scheint das Schicksal gegen ihn nicht unge- 
recht gewesen zu sein. Er hatte gegen den Geist des Römi- 
schen Strafrechts gefehlt, als er angesehene Männer, welche so 
sehr sie auch die abscheulichsten Verbrechen beabsichtigten, 
doch einen politischen Vorwand für dieselben hatten, hinrichten 
liess: dies büsste er durch seine Verbannung. Aber er hatte 
den Staat aus grosser Gefahr durch Umsicht und Entschlossen- 
heit gerettet: dafür wrnrde er nach kurzer Frist unter dem Bei- 
falle ganz Italiens und dem Jubelrufe der Stadt selbst, durch 
Centuriatcomitien zurückberufen. 

Hiermit rechtfertigen wir Clodius’ Verfahren nicht: es wurde, 
wie wir bemerkt, selbst von den Besonnenen unter seinen Zeit- 
genossen gemissbilligt: es war leidenschaftlich, von persönlicher 
Feindschaft eingegeben und führte in de.u Folgen, welche sich 
daran knüpften, zu einer schrankenlosen Herrschaft des Pöbels. 
Indessen die äusseren, durch Gesetz und Sitte hergebrachten, 
Formen wurden im Uebrigen beobachtet. Hätte Clodius den 
Antrag an die Tributcomitien gestellt, es sollte Cicero, weil 
er Römische Bürger ohne ein gerichtliches Verfahren vor dem 
Volke hingerichtet hätte, geächtet werden, so wäre dies ein 
wirklicher Verstoss gegen die Form gewesen und hätte Cicero 
unzweifelhafte Berechtigung zur Klage gegeben. Aber so lautete 
Clodius’ Antrag nicht. Cicero schilt darüber, dass er gelautet 
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habe, „Cicero solle geächtet sein”“); er hält nämlich den Stand- 
punkt fest, Clodius’ Antrag nicht als Schlussantrag eines gericht- 
lichen Verfahrens, sondern als einen ungesetzlich gegen einen 
einzelnen Bürger gerichteten Aechtungsantrag zu betrachten. In 
einem solchen würde es allerdings gelautet haben, der Ange- 
klagte solle geächtet werden, und Cicero belegt das durch die 
Beispiele von P. Popilius und Q. Metellus. b ) Aber Clodius hatte 
seine Worte mit Absicht gewählt und durchaus gesetzmässig; 
denn auch in den beiden früher angeführten Fällen von M. Po- 
stumius und Cn. Fulvius hiess es in dem Volksbeschlusse, die 
Verbannung, in welcher sich die Angeklagten schon befanden, 
solle eine gesetzmässige sein, nicht, sie sollten erst in eine 
solche gehen. Die Richtigkeit von Clodius’ Ausdruck wird noch 
deutlicher durch eine andere Nachricht, welche wir über seinen 
Antrag haben. In einem auf der Verbannungsreise geschriebe- 
nen Briefe sagt Cicero c ), er habe seinen Weg nach Brundisium 
genommen „vor dem Tage des Gesetzantrages.” Man hat 
dies auf zweifache Weise verstanden. Entweder, sagte man, 
sei ein im Gesetze festgesetzter Termin gemeint oder der- 
jenige Termin, an welchem das Gesetz angenommen werden 
sollte. 103 ) Die natürliche Erklärung ist die erste, bei der zwei- 
ten wäre der Ausdruck unbestimmt; denn es könnte dann der 
Tag des Vorschlages oder der der Annahme des Gesetzes gemeint 
sein und es musste etwas hinzugesetzt werden, um diese Zwei- 
deutigkeit zu beseitigen. Es giebt aber auch einen äusseren Grund, 
die erste Erklärung vorzuziehen, ln eben demselben Briefe er- ’ 
zählt nämlich Cicero, es sei ihm der Gesetzesantrag über sein 
Verderben überbracht worden. 11 ) Unter dem Gesetzesantrage 
kann das angenommene , • aber auch das vorgeschlagene Gesetz 


a) Cic. de dom. 18, 47 At quid tulit legum scriptor peritus et calli- 
dus? Velitis iubeatis ut M. Tullio aqua et igni interdicatur? Crudele, 
nefarium, ne in scelcratissimo quidem cive sine iudicio ferundum. Non 
tulit ut interdicatur. Quid ergo? ut interdictum sit. Vergl. 31, 82. 

b) Cic. de dom. 31, 82. 

c) Cic. ad Att. III, 4 statim iter Brundisium versus contuli ante diem 
rogationis. 

d) Cic. ad Att. 111, 4 Al lata est enim nobis rogatio de pernicie mea. 
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verstanden werden; 'dass aber das erstere verstanden werden 
muss, erhellt aus einem andern auf der Reise geschriebenen 
Briefe“), in welchem er erzäldt, er hätte den Gesetzesantrag ge- 
lesen, d. h. eben erhalten. Denn er wird nicht zweimal Abschrift 
von dem vorgeschlagenen Gesetze erhalten haben oder wenn 
dies selbst der Fall wäre, es nicht zweimal als etwas Neues 
erwähnen. Also ist in dem späteren Briefe an eine Abschrift des 
Gesetzes, wie es angenommen wurde, zu denken, folglich kann 
der in demselben Briefe erwähnte, erst bevorstehende Termin 
des Gesetzantrages nicht derjenige sein, an welchem die Annahme 
geschehen soll: es muss ein anderer in dem Gesetze erwähnter 
Termin sein, welcher erst nach der Annahme des Gesetzes 
eintritt. 

Welcher Termin dies gewesen, darüber belehrt der schon 
öfters angeführte Process von M. Postumius b ), dem, als er zu 
seiner gerichtlichen Vernehmung nicht erschienen war, durch den 
Beschluss der Tribus ein weiterer Termin gesetzt wurde, mit 
dem Zusatze, dass, wenn er auch an ihm sich nicht gestellt 
hätte, er dann als rechtmässig verbannt gelten sollte. So machte 
es auch Clodius. Sein neues Provocationsgesetz wurde ange- 
nommen etwa um den zwanzigsten März 104 ); unmittelbar nach- 
her beantragte er den Verbannungsbeschluss gegen Cicero, wel- 
cher die Bestimmung enthielt, Cicero sollte, wenn er sich nicht 
bis zu einem bestimmten Termine in Rom gestellt hätte, ver- 
bannt und seine Güter verfallen sein. Dieser Verbannungster- 
min fiel natürlich nach dem Comitialtage, an welchem das Ver- 
bannungsgesetz durchging. Bestimmte Tage für beide Termine 
anzugeben ist nicht möglich; nur dies erkennen wir aus Ciceros 
Briefen“), dass im Anfänge Aprils das Gesetz durchgegangen 
und die Annahme desselben in Unteritalien bekannt war. Wenn 
aber so in Clodius’ Gesetz ein Termin für den Beginn der Aech- 
tung angegeben war, wie wir aus Ciceros eigenen Nachrichten 
und aus der Aehnlichkeit mit einem gleichartigen Processe er- 


a) Cic. ad Att. III, 1 tum vero, ut legi rogationem, intellexi u. s. w. 

b) Liv. XXV, 4. Vergl. S. 340. 

c) Cic. ad Att. III, 4 und 5. 
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wiesen haben, so war der Ausdruck des Gesetzes: „Cicero sollte 
geächtet sein’’, nothwendig : es konnte nicht heissen : „er solle 
geächtet werden”. Denn das Letztere hätte es zweifelhaft ge- 
lassen, ob nicht noch um die angedrohte Aechtung förmlich aus- 
zuspreehen, ein weiterer Volksbeschluss nöthig sei. Es erklärt 
sich ferner, weshalb Clodius zugleich bestimmte, Niemand solle 
von dem genannten Termine an den Geächteten aufnehmen 
und eine Strafe für denjenigen, welcher ihn dennoch aufnähme, 
festsetzte “), worüber Cicero mit Unrecht klagt. Denn dass dieser 
in allen seinen Reden den ihm im Gesetze noch anberaumten 
Termin und die zur Möglichkeit der Vertheidigung gelassene 
Frist nicht erwähnt, ist natürlich: er würde damit nicht nur eine 
gewisse Milde von Clodius anerkannt, sondern auch ein gericht- 
liches Verfahren gegen sich eiugestanden und gegen seine An- 
sicht, dass das Gesetz gegen ihn ein Privilegium sei, selbst ge- 
stritten haben. 

Clodius’ Verbannungsgesetz war sehr genau abgefasst: ja 
wir wissen aus Ciceros Bericht b ), dass damit während der Zeit, 
wo der Gesetzesvorschlag öffentlich angeschlagen aushing, eine 
Veränderung oder Verbesserung vorgenommen wurde, welche 
sich auf die Entfernung bezog, innerhalh deren die Aechtung 
Ciceros gelten sollte. Wir können die Einzelheiten davon ver- 
folgen, weil wir in Ciceros Briefen ausführliche Nachrichten über 
seine Verbannung haben, und wir müssen dies thun, um einen 
scheinbaren Widerspruch der Ueberlieferung in diesem Punkte 
zu lösen, einen Widerspruch, welcher den neueren Gelehrten ent- 
weder unlösbar erschienen ist oder sie veranlasst hat, bei einem 
Berichterstatter einen Irrthum anzunehmen. 105 ) Während nämlich 
Cicero 400 Millien als die Entfernung anzugeben scheint, bis 
wohin seine Aechtung gehen solle, nennt Plutarch c ) 500 Millien, 

a) Cic. de dom. 19, 51. 

b) Cic. ad Att. III, 4 a Vibone, quo te arccssebamus, subito discessi- 
nous. Allata est enim nobis rogatio de pernicie mca, iu qua quod correctura 
esse audieramus, erat eiusmodi, ut mihi ultra quadringenta milia liceret 
esse. Ulo cum perveuire non liceret, statiin iter Brundisium versus contuli 
ante diem rogationis cet, 

c) Plut. Cic. 32 & K>.tl)8ios SiaYpapqi.a spoSDqxev stpY£iv rupit xal 
uSarot xov ofvopx xa'i piq rapfysiv ax^YV' £vxo{ ptiL'tov nEVTaxoodov ’ IxaAi'a?. 
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Dio Cassius“) 3750 Stadien jenseits Rom, d. h. nach der damals 
durchaus üblichen Rechnungsweise von 8 Stadien auf die Millie, 
468} Millien. Einen Irrthum in den Berichten anzunehmen ist 
immer misslich, hier aber Unmöglich. Denn soll Cicero in dem 
Briefe an Atticus, nachdem er eben das Gesetz gelesen hatte, 
sicli geirrt? oder soll Dio Cassius, welcher die Zahl der Stadien 
mit solcher Genauigkeit angiebt, falsch erzählt haben ? Höchstens 
darf man annehmen,’ dass ein Schriftsteller in diesem Falle eine 
runde Summe angie'bt, indem er eine kleine Zahl, welche darüber 
oder darunter ist, mit Absicht übergeht : auf diese Weise kann man 
Plutarchs 500 Millien mit Dios 468} Millien vereinen. Jener 
wollte eine runde Zahl angeben und nahm deshalb 31} Millien 
zu viel: das stimmt zu seiner Erzählungsweise und die Bedeu- 
tung des Gesetzes giebt er vollkommen richtig an, indem er 
sagt, es sei Cicero dadurch Italien verboten worden. Indessen 
der Widerspruch zwischen Cicero und Dio bleibt dabei bestehen : 
jener kann nicht ungenau sprechen und dieser giebt keine runde 
Zahl an, bei welcher an üngenauigkeit im Berechnen zu denken 
wäre. Es muss eine ‘Lösung des Widerspruchs gefunden werden, 
bei welcher beide richtig überliefert haben. 

Die Absicht der Aechtung war, der Verurtheilte sollte sich 
nicht innerhalb Italiens aufhalten dürfen. Mit der Ausdehnung 
der Römischen Herrschaft und sicherlich seitdem Italien nicht 
mehr Provinz war und alle freien Gemeinden innerhalb dessel- 
ben aufgehört hatten, war das Verbannungsgebiet so weit ge- 
worden: die wegen der Catilinarischen Verschwörung gesetzlich 
Verurtheilten lebten in Griechenland b ), so mussten Andere, von 
denen wir wissen, wegen anderer Verbrechen verurtheilt Italien 
verlassen, so war in der Kaiserzeit dies die allgemeine Strafe 
der gewöhnlichen Verbannung. Aber es scheint nach den über- 
einstimmenden Berichten aller Schriftsteller über Ciceros Verur- 
theilung, dass man das Verbot Italiens nicht unmittelbar aus- 
sprach, indem man es nannte, sondern nur mittelbar, indem 
man eine Entfernung angab, innerhalb deren der Verurtheilte 

a) Dio Oass. XXXVIII, 17. 

b) Cic. ad Att. 111, 7, 1. 
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geächtet sein sollte. Man fragt, von wo aus die Entfernung ge- 
rechnet wurde, ln Römischen Gesetzen kann nur von Rom aus 
gerechnet werden; denn von Rom aus gingen alle Wege, sie 
waren nach Millien bezeichnet, die Berechnung machte keine 
Schwierigkeit Eine Berechnung etwa von den Gränzeu Italiens 
an war thatsächlich unausführbar: Niemand konnte sie anstellen, 
Niemand prüfen. Zudem giebt Dio Cassius ausdrücklich als 
Verbannungskreis 3750 Stadien jenseit Roms au und es stimmt 
mit ihm Plutarch, indem er sagt, Cicero hätte sich nicht auf- 
halten dürfen innerhalb 500 Millien in Italien, als Anfangspunkt 
der Entfernung ebenfalls Rom annehmend. Cicero allein lässt 
bei seiner Berechnung den Anfangspunkt als selbstverständlich 
unerwähnt. Also sowohl durch die Natur der Sache, wie durch 
Ueberlieferung ist es sicher, dass Clodius den Umkreis, in wel- 
chem sich Cicero nicht aufhalten durfte, durch die Angabe einer 
Anzahl von Millien von Rom aus bestimmte. 

Cicero beabsichtigte bei seiner Abreise von Rom nach Sici- 
lien zu gehen“): dort in einer ihm seit lange befreundeten und 
durch viele Wohlthaten verpflichteten Provinz hoffte er ein sicheres 
Asyl zu finden. Er nahm seinen Weg auf der Appischen Strasse 
nach Süden und gelangte nach Vibo: in dieser Stadt hielt er 
sich etwas länger auf und bat Atticus ihn aufzusuchen, um die 
weiteren Pläne wegen der Verbannung zu besprechen. 11 ) Aber 
plötzlich reiste er von dort in der Richtung nach Brundisium 
ab. Er schreibt darüber au Atticus'): „Schreibe es nicht meiner 
Unbeständigkeit zu, dass ich von Vibo, wohin ich dich einlud, 
plötzlich weggegangen bin. Denn es wurde mir das Verbannungs- 
gesetz über mich überbracht , in welchem stand , was , w'ie ich 
hörte, verbessert worden ist, ich sollte mich jenseits 400 Meilen 
aufhalten dürfen. Da ich dorthin nicht gelangen konnte, habe 
ich meinen Weg sogleich nach Brundisium gerichtet vor dem in 
dem Gesetze angegebenen Termine.” Der Grund der Abreise 
war als i das Verbannungsgesetz. In ihm stand' Cicero solle 

a) Plut. Cic. 31 extr. 

b) Cic. ad AU. III, 3. 

c) Cic. ad Att. III, 4, welche Stelle früher angeführt ist. 
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sich 400 Meilen von Rom auf halten dürfen. Aber dies, hörte 
Cicero zugleich, sei verbessert worden. Sein Ausdruck hierbei 
kann zweifelhaft erscheinen und die Frage entstehen, ob die Ent- 
fernung von 400 Meilen in dem nicht verbesserten Gesetzentwurf 
stand oder in dem zweiten verbesserten. Das erste ist das na- 
türliche; denn was verbessert ist, besteht nicht mehr in seinem 
alten Zustande und Cicero sagt, die Bestimmung von 400 Mei- 
len sei verbessert worden: sie fand sich also nicht mehr in dem 
zweiten Gesetze. Die Veränderung konnte in einer Milderung 
oder Verschärfung bestehen: man muss die letztere annehmen. 
Denn Cicero ging in Folge des veränderten Gesetzes nach Brun- 
disium, nicht um dort zu bleiben, sondern, wie er erzählt, um 
sich nach Griechenland einzuschiffen, sich also weiter von Rom 
zu entfernen. Mau wird zu der Vermuthung geführt, dass in 
dem ursprünglichen Gesetzentwürfe die Entfernung auf 400 Mil- 
lien angegeben war, dagegen in dem zweiten verbesserten auf 
jene 468 f Millien, welche Dio in aller Genauigkeit , Plutarch in 
runder Summe als 500 angiebt, verschärft wurde. Diese Ver- 
muthung wird durch folgenden Umstand zur Gewissheit erhoben. 
Nimmt man die Entfernung Vibos von Rom geraden Weges, zu- 
erst auf der Appisehen Strasse, so beträgt dieselbe nach späte- 
ren Messungen“) 399 Meilen, nach früheren unter der Republik 
angestellten Berechnungen etwa 395 Meilen. b ) Vibo liegt also 
an der äussersten Grenze jener 400 Millien , von welchen in dem 
ursprünglichen Clodischen Gesetze die Rede war. Plutarch') er- 
zählt von der Undankbarkeit der Menschen, welche Cicero bei 
seiner Verbannung erfahren habe und führt als Beispiel an, in 
Vibo habe ein Sicilier, Namens Vibius, der Cicero viel Dank 
schuldig war, ihn nicht in seinem Hause aufgenommen, aber 
versprochen, ihm ein Landgut anzuweisen, wo er wohnen 
könnte. Dies ist sehr erklärlich: die Stadt Vibo lag innerhalb 
der verbotenen 400 Meilen , dagegen das Landgut , das ein paar 


a) Man sehe Itinerarium Augusti ed. Parthey et Pinder p. 49, wo es 
heisst ab urbe Appia via recto itinere. 

b) Siehe Momtnsen. Inser. regu. Neap. 6276. 

c) Pint Cie. 32. 
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Millien davon südlich entfernt war, ausserhalb derselben. Man 
begreift, wie der Freund Ciceros ihm dasselbe anbot, man be- 
greift, wie Cicero selbst sich bei Vibo, wo er in Sicherheit war, 
längere Zeit aufhalteu und dort beratschlagen wollte, ob er 
etwa für die Dauer einen anderen Wohnsitz wählen sollte. 

Hiermit ist die Entfernung von 400 Meilen auf der Appi- 
schen Strasse von Rom aus als Aechtungskreis des ursprüng- 
lichen Clodi sehen Gesetzes erwiesen; aber auch die weitere Ent- 
fernung des verbesserten Gesetzes lässt sich nachweisen. Clo- 
dius war nicht damit zufrieden, dass Cicero in Italien bleiben 
konnte: er hatte eine runde Zahl von Millien in ungefährer 
Schätzung genannt und nicht erwartet, dass der Angeklagte sich 
so genau an die Gesetzesworte halten würde. Selbst Sieilien 
erschien noch zu nahe au Rom, zu nahe dem Mittelpunkte des 
politischen Lebens. Clodius machte in seinem Gesetzesvorschlage 
eine Verbesserung, welche eine doppelte Verschärfung der Strafe 
enthielt. Erstlich vergrösserte er die Zahl der Meilen, inner- 
halb deren Cicero geächtet sein sollte: er bestimmte dafür, wie 
Dio angiebt, 468 f Millien, diesmal eine ganz genaue Rechnung 
anstellend. Die äusserste Südspitze Italiens ist anerkannter 
Massen Leucopetra, welches, wie Plinius sagt“), 15 Millien 
südlich von Rhegium liegt. Nehmen wir nun wieder die gerade 
Strasse nach Süden, so ist Capua von Rom 131 Millien ent- 
fernt, von dort bis Rhegium zählt der schon erwähnte, unter 
der Republik aufgestellte Meilenstein 321 Millien: so würden 
von Rom bis Leucopetra zusammen 467 Millien sein. Entweder 
erstreckt sich das Vorgebirge von dem Orte Leucopetra noch 
etwas weiter in die See, oder Clodius machte eine etwas andere 
Berechnung als später Plinius : die Uebereinstimmung zw'ichen der 
von Dio Cassius und der von den Geographen zwischen Rom 
und der Südspitze Italiens angegebenen Millienzahl ist so auf- 
fallend, dass man erkennt, erstens, Dios Angabe ist genau und 
richtig, zweitens Clodius hat seine Verbesserung im Gesetze vor- 
genommen, um Cicero das Festland von Italien ganz zu ver- 
schliessen. Denn nach Oberitalien zu gehen konnte ihm nicht 

1 • 
a) Pliu. uat. bist. III, 74. 
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einfallen, da dies damals zu seines Feindes Caesar Provinzen 
gehörte. Aber noch eine zweite Verbesserung nahm Clodius 
mit seinem Gesetze vor: er verbot Cicero Sicilien und zwar 
nannte er diese Provinz ausdrücklich mit Namen. Dies sagt 
Dio Cassius*) und seine Nachricht wird bestätigt durch Cicero, 
welcher erzählt 1 ’), er dürfe in Malta, welches zur Provinz Sici- 
lien gehörte, nicht leben, ferner dadurch, dass der Statthalter 
Siciliens C. Vergilius auf die Anfrage Ciceros diesen abschläglich 
beschied. °) Aber es scheint , dass mit dem ausdrücklichen Ver- 
bote Siciliens noch ein anderer Ausdruck verbunden war, wel- 
cher Cicero von den nahe bei Rom gelegenen Provinzen (subur- 
banae prmrineiac) ausschloss. Wahrscheinlich war damit Sardi- 
nien gemeint, aber Cicero erwähnt an Atticus d ), er befürchte, 
man möchte das Gesetz so erklären , dass er sich auch nicht in 
Athen aufhalten dürfe. 

Ciceros Strafe als die eines Staatsverbrechers, welcher ge- 
gen das Leben Römischer Bürger gefehlt hatte, war härter 
als die anderer Verbrecher. Diese wurden nur aus einem be- 
stimmten Gebiete verwiesen, innerhalb dessen es einem Jeden 
erlaubt sein sollte, sie ungestraft zu tödten: bei Cicero wurde 
hinzugesetzt, es solle auch Jeder ungestraft getödtet werden 
können, der ihn innerhalb jenes Gebietes aufgenommen oder 
unterstützt hätte. Denn dass dies nicht eine gewöhnliche Formel 
bei der Aechtung war, erkennt man aus ihrer besonderen Er- 
wähnung.") Es fehlte also nicht viel an der Härte, mit der bei 
Siülas Proscriptionen verfahren worden war und bald nachher 
wieder bei denen der Triumvirn verfahren wurde, und man er- 
kennt, weshalb Cicero sich beeilte, Rom zu verlassen, und das 
Aechtungsgebiet ängstlich mied. Sein Leben schwebte wirklich 
in Gefahr, nicht weil ihm Hinrichtung drohte, sondern weil es 
jedem seiner zahlreichen Feinde frei stand ihn zu tödten, und wenn 

a) Dio (lass. XXXV1I1, 17 xai r ( ev -rij Xtxi/.t'f otaxpiflr] anEppr ( #Tj. 

b) Cic. ad Att. III, 4. 

c) Plut. Cic. 32 ; Cic. p. Plane. 40. 

d) Cic. ad Att. III, 7, 1 veremur, ne interpretentur illud quoque oppi- 
dum ab Italia noa satis abesse. 

e) Cic. de dom. 20, 51; Dio Cass. XXXVIII, 17. 
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er es rettete, dankte er es nur der Milde von Clodius, dem es, 
wenn er Widerstand gefunden hätte, ein Leichtes gewesen wäre, 
auch die wirkliche Hinrichtung durch das Volk beschliessen zu 
lassen. Clodius’ Hass gegen Cicero zeigte sich noch weiter: in 
einem besonderen Capitel verbot er, über die Abschaffung seines 
Gesetzes gegen Cicero einen Antrag im Senate zu machen oder 
eine Meinung abzugeben oder zu sprechen oder mit dem Volke 
zu verhandeln*): ein Verbot, wie es damals bei vielen Gesetzen 
üblich , aber bei gerichtlichen Urtheilen nicht gebräuchlich war. 
Es hatte wenigstens den Erfolg, dass die Zurückberufung Cice- 
ros nur bei Uebereinstimmung aller Beamten möglich und da- 
durch sehr erschwert wurde. Die Ausführung des Verbannungs- 
gesetzes war demjenigen, welcher es beantragt, überlassen, 
ebenso wie hei Verurtheilungen der anklagende Tribun die Aus- 
führung des Urtheils besorgt b ): darüber zu klagen hatte Cicero 
keinen Grund . c ) Demgemäss machte Clodius die Verurtheilung 
Ciceros, als sie geschehen war, überall bekannt, er liess sogar 
das Capitel, welches die etwa versuchte Aufhebung derselben 
erschweren sollte, besonders eingraben und im Senate, dessen 
Neigung für Cicero er kannte, aufstellen. 11 ) Natürlich also 
hatte Clodius auch die Einziehung seines Vermögens und dessen 
Verwendung zu öffentlichen Zwecken zu besorgen lü6 ) : er plün- 
d erte und verbrannte Ciceros Haus in Rom , zerstörte seine Vil- 
len , versteigerte seine sonstige Habe , den Erlös verwendete er 
zu Bauten, welche er auf der Stätte des zerstörten Hauses auf- 
führte: er benutzte seine ihm vom Gesetze gegebene Macht, um 
seinen Privathass zu befriedigen. 

a) Cic. ad Att. III, 23, 2; III, 15, 6; III, 12; in Pis. 13, 29; post red. 
in scn. 2, 4 und 4, 8. 

b) Vergl. oben S. 336. 

c) Cic. de dom. 20. ■ 

d) Cic. ad Att. III, 15, 6. 
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1) Es fragt sich, in welcher Jahreszeit die Wiederherstellung der alten 
Verfassung und der Amtsantritt der neuen Beamten stattgefunden hat, eine 
Frage, welche ich berühre, weil es scheint, dass Schwegler Römische Ge- 
schichte III, 68 sie nicht ganz richtig behandelt hat. Ueber den Zeitpunkt, 
wo die Zehnmänner vertrieben wurden, spricht kein alter Schriftsteller: 
wir wissen nur aus Liv. III, 36 Idus tum Majae sollemnes ineundit maghlra- 
libus er mit , dass sie ohne bedeutenden Widerspruch ihr Amt bis zum Ende 
ihres Amtsjahres, zu den Iden des Mai führten: aus der Erzählung eben 
desselben 111, 38 dürfen wir schliessen , dass bald nach Beginn des neuen 
Amtsjahres die Unruhen gegen sie ausbrachen. Es müssen die Ereignisse 
sehr rasch auf einander gefolgt, die Wiederherstellung der alten Verfassung 
bald vollendet worden sein. Denn die Triumphe der beiden neuen Con- 
suln, welche nach Beendigung der inneren Wirren einen Feldzug unter- 
nahmen, fallen nach den uns erhaltenen Triumphalfasten, der von Vale- 
rius auf Id. Sext, der von Horatius auf VII Kal. Sept. Demnach wird 
man annehmen müssen, dass die neuen Consuln etwa im Juni erwählt 
wurden und sogleich nach der Wahl ihr Amt antraten; Liv. 111, 55 sagt 
von ihnen gut extemplu magislnitum ncctjierenl . Die Abdankung der Zehn- 
männer fällt einige Tage vor die Wahl der Consuln. Bekanntlich sagt Ta- 
citus Annal. I, 1 von den Zehnmännorn neijue decnnriralu putestns ultra 
Inennium — r aluit und mau hat, um den Zeitraum von zwei Jahren, wel- 
chen er für die Dauer der gesammten Decemviralregierung angiebt, her- 
auszubekommen, angenommen, er spreche von der eigentlich sogenannten 
potrstas Xviralis , der gesetzmässigen Gewalt, welche Decemvirn gehabt 
hätten: diese erstrecke sich nur bis zum Ende des zweiten Amtsjahres: 
nach Ablauf desselben hätten die Decemvirn eine unrechtmässige Gewalt 
gehabt und diese werde von Tacitus nicht mitgerechnet. Diese Erklärung 
ist, wie sich aus unserer Darstellung theilsergiebttheils ergeben wird, picht rich- 
tig. Denn erstlich ist es sehr fraglich, ob im dritten Amtsjahre die Gewalt der 
Decemvirn eine unrechtmässige war und sie nicht vielmehr gesetzlichen 
Grund hatten, ihr Amt weiterzuführen: wäre sie es aber auch gewesen, 
so kam es Tacitus nicht darauf an , sic von der rechtmässigen zu scheiden. 
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Er wollte nur angeben, wie lange überhaupt Zehmänner, sei es recht- 
mässig oder unrechtmässig, an der Spitze des Staates gestanden hätten. 
Zweitens angenommen, Tacitus meinte die eigentliche putestas, die recht- 
mässige Gewalt, so wäre seine Rechnung falsch. Denn die ersten Decem- 
virn traten, wie 1, Note 143 erwiesen ist, nicht am Anfänge des Amts- 
jahres an, sondern später : somit hätte die rechtmässige Gewalt der Decem- 
virn nicht volle zwei Jahre gedauert. Aus diesen Gründen muss man Ta- 
citus’ Worte decemtiralis potesias von der Decemviralregierung überhaupt 
verstehen: sie dauerte wirklich im Ganzen nicht über zwei Kalenderjahre. 
Die ersten Decemvirn traten etwa einen Monat nach Beginn des Amtsjahres 
an, die zweiten bürten etwa einen Monat nach Ablauf des Amtsjahres auf: 
die Rechnung ist vollkommen genau, es kommt nur darauf an, Amtsjahr 
und Kalenderjahr zu scheiden. Es fragt sich noch" weiter, wie lange die 
nach dem Abtreten der Decemvirn gewählten Cousuln ihr Amt führten. Es 
war möglich , dass dasselbe von dem Tage ihres Antrittes bis zu demsel- 
ben Tage des nächsten Kalenderjahres lief; fcber eben so möglich, dass es 
nur bis zu demjenigen Tage, welcher damals überhaupt als Anfang des 
Beamtenjahres galt, d. h. bis zu den Iden des Mai, ging: auch dies heisst 
nach einem häufigen Römischen Gebrauche ein Jahr. Mau sehe 1, Note 143. 
Es ist das Letztere sogar wahrscheinlich; denn mau wollte den alten Zu- 
stand wieder herstellen und betrachtete die Herrschaft der Zehumänner 
von den Iden des Mai an als ungesetzlich. Von den Volkstribunen, die 
wenige Tage vor den Oonsuln erwählt wurden , ist es, wenngleich wir keine 
Nachricht haben , auf das Höchste wahrscheinlich , dass sie ihr Amt von 
demjenigen Tage des Juni, wo der Aufstand glücklich gewesen war, bis zu 
IV Id. Dec. führten. Denn dieser Tag blieb bis in die spätesten Zeiten 
der Anfangstag ihres Amtsjahres und cs hatte damit keine Veränderung 
vor sich gehen können, da die Tribunen nach den geheiligten Gesetzen 
jedenfalls gewählt werden mussten. Bei den Consuln konnte man freier 
verfahren. Im Jahre 443 v. Clir. traten die Consuln Id Dec. an (Dionys. 
XI, 63) und dieser Tag blieb der Anfang des Amtsjahres für längere Zeit, 
wenigstens bis 402 v. Chr. (Liv. IV, 37 und V, 9). Wahrscheinlich fand diese 
Veränderung der consularischeu Amtszeit im Jahre 444 v. Chr. statt , wo 
die erwählten Militärtribunen nur drei Monate (Liv. IV, 7) oder genauer 
73 Tage (Dionys. XI, 62) im Amte blieben und nach einem Interregnum 
zwei Consuln folgten. Ihnen beschränkte man wahrscheinlich ihr Amtsjahr 
vom Anfang August, wo sie antraten, bis zu den Iden des December und 
gab ihnen dann als Entschädigung für diese kurze Amtsdauer die Censur, 
welche sie als die ersten Censoren in den nächstfolgenden Jahren beklei- 
deten. Wegen dieser ihrer beschränkten Amtszeit geschah es, dass sie in 
vielen alten Annalen und Beamtenverzeichnissen gar nicht als Consuln an- 
geführt waren (Liv. IV, 7), wenngleich ihr Consulat sonst nicht nur von 
Livius, sondern auch von Cicero epist. IX, 2t bezeugt wird. 

2) Aus der Auseinandersetzung von Lange Römische Alterthiimer I, 
470 über dieses Valerisch- Horafische Gesetz hebe ich einen Punkt hervor, 
der sich auf die Strafrechtspliege bezieht. Er sagt: „dies Gesetz schliesst 
sich eng an den Satz der XII tabulae , ul quod populus postremum ius- 
sisset, id ius raiumque esset. War durch diesen die seit dem Präcedenz- 
falle der lex Valeria de protocatione anerkannte legislative Competenz der 
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coiniiia centuriaia gesetzlich gesichert, so wurde nun durch die lex Vale- 
ria Moralin die legislative Gompetenz der comiiin tribula, d. h. der plebs, 
formell eben so gesichert und der der comiiia cmiuriata, d. h. des popu- 
lus im strengen Sinne des Wortes, formell gleichgestellt”. Es liegen die- 
sen Behauptungen Annahmen zu Grunde, welche man schwerlich zugeben 
darf. Erstlich wird die legislative Competenz der Volksversammlungen 
von den andern Befugnissen derselben getrennt. Das mag von uns bei der 
Darstellung der verschiedenartigen Thätigkcit derselben geschehen: in Rö- 
mischer Anschauung liegt es nicht und eine Volksversammlung, die legis- 
lative Gompetenz hat, besitzt damit auch alle übrigen Befugnisse, welche über- 
haupt der Volksversammlung zustehen. Die Tributcomitien hatten bisher 
keine einzige, für das ganze Volk gültige Befugniss gehabt: die Tribunen, 
welche sie gewählt, waren Beamte nur des plebejischen Standes, ihre Be- 
schlüsse waren Plebiscite, von denen die Patricier nicht gebunden wurden, 
ihre Richtersprüche waren Standesurtheile. Jetzt erhielten sie den Charac- 
ter allgemeiner Volksversammlungen und damit alle Befugnisse einer Volks- 
versammlung auf einmal : die von ihnen erwählten Tribunen waren Beamte 
des Gesamintstaates, ihre Beschlüsse allgemeine Gesetze, ihre Urtheile tra- 
fen alle Bürger. Daraus folgt, dass die lex Valeria de prorocatione nicht 
die legislative Competenz der Ccnturiatcomitien anerkannte; denn vorher 
waren in denselben Comitien schon die ersten Consuln erwählt worden. 
Ferner der Satz der XII Tafeln ul quod popnilus postremum firnisset, i d 
i ms ratumque esset , sollte keine Sicherung der legislativen Competenz der 
Centuriatcomitien enthalten: die XII Tafeln haben keine einzige Bestim- 
mung gegeben, welche in dieser Art die alte Verfassung feststellte oder 
änderte. Es war jenes nur ein juristischer Grundsatz , welcher Unsicherheit 
der Richter beseitigen sollte, und wir haben I, 394 nachgewiesen, dass 
dergleichen allgemeine; halb philosophische halb moralische Grundsätze 
sich in den XII Tafeln vielfach fanden. Wo das Recht aus einzelnen, zu 
verschiedenen Zeiten gegebenen , Gesetzen besteht, lässt cs sich nicht ver- 
meiden , dass sich über denselben Fall verschiedene Vorschriften finden: 
hierfür verordneten die XII Tadeln den allgemeinen Rechtsgrundsatz, die 
letzte Bestimmung des Volkes solle gelten. Sie bezogen das Wort populus 
auf Centuriat- und Tributcomitien gemeinschaftlich; denn beide bestanden 
unter der Regierung der Zehnmänner. 

3) Bei Diodor XII, 25 findet sich bekanntlich eine , wie es scheint, aus 
Griechischen Quellen geschöpfte Darstellung der Unruhen , welche den 
Sturz der Zchnmänner herbeiführten. Sie weicht hauptsächlich deshalb von 
Livius’ Erzählung ab, weil sie Verfassungsveränderungen, welche sich all- 
inälig während des Kampfes der Stände vollzogen, zusammenzieht und alle 
insgesammt in die Zeit der Wiederherstellung der Verfassung nach den 
Zehumänncm verlegt. Er berichtet, unter den damaligen Friedensbedin- 
gungen sei auch die gewesen, die Volkstribunen sollten nach Beendigung 
ihres Amtsjahres eben so viele Tribunen für das folgende Jahr als Nach- 
folger erwählen oder , wenn sie dies nicht gethan hätten , lebendig ver- 
brannt werden. Darin liegt kein Widerspruch mit dem Duilischcn Plcbi- 
scite. Während der Verhandlungen über den Frieden mag die Plebs eine 
solche Strafe für seine Tribunen, wenn sie ihre Pflicht vernachlässigten, 
gefordert haben , wie sie denn ja auch den Zehnmänuern selbst den Feuer- 
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tod angedroht halten soll (Liv. III. 53)': die gesetzliche Ausführung wa r 
eine andere. 

4) Dies ist also dio Annahme z. B. von Schwegler Römische Ge- 
schichte II, 121; von Rein in Paulys Realencyclopädie II, 1005; von Peter 
Epochen der Verfassungsgeschichte der Römischen Republik S. 40, wäh- 
rend Becker Römische Alterthümer II, 2, 169 seine Zweifel aussprach. 
Eine eigcnthümliehe Ansicht, welche längerer Widerlegung bedarf, hat 
kürzlich entwickelt Lange Römische Alterthümer 1, 549. Er behauptet, 
die Machtfülle der Dictatur hätte der Dietator nur dann besessen, wenn 
er im ursprünglichen Sinne des Institutes zur Rettung des Staates bestellt 
worden sei. ,Yon solchen rei gerendne causa bestellten Dictatoren sagte 
man, dass sie optima lege bestellt seien (Festus p. 198). Dieser Ausdruck 
lässt darauf sehliessen, dass — die Beschränkung des dietatorischen Impe- 
rium durch Angabe des Zwecks, wozu der Dietator ernannt wurde, be- 
nutzt wurde, um bei den später auf kommenden Anwendungen der Dicta- 
tur zur Vornahme bestimmter einzelner Geschäfte solchen Dictatoren ein 
modificirtes dictatorisches Imperium mit einer für das bestimmte. Geschäft 
ausreichenden Qualität zu bewilligen. Gemeinsam ist demnach allen Arten 
von Dictatoren die Einheit imd Unverantwortlichkeit ihres Imperium und 
die theoretische Gültigkeit desselben für den ganzen Staat; der gemein- 
same Unterschied aller andern Arten von Dictatoren von den Dictatoren 
rei gerendne oder seditionis sedandae causa besteht darin , dass sie nicht 
optima lege, sondern imminut« iure bestellt waren.” Lange geht dann die 
einzelnen Arten der Dictatoren durch und fügt hinzu : „Hienach entscheidet 
sich die Frage, ob und unter welchen Umständen Provocation gegen den 
Dietator stattgefundeu habe , dahin , dass weder alle Dictatoren nach der 
lex Valeria lloralin der prorocalio unterworfen waren, noch auch alle 
nicht optima lege ernannten, sondern dass die Frage völlig uupractisch ist. 
— Die lex Valeria Hnraiiu ist also für die. Geschichte der Dictatur ganz 
gleichgültig und bildet nur in so fern einen mehr zufälligen Abschnitt in 
derselben, als erst nach ihr von der Dictatur jene nicht im ursprünglichen 
Sinne des Institutes liegeuden Anwendungen gemacht worden sind. ’ Ueber 
diese kühnen und an unbegründeten Vermuthungen reichen Behauptungen 
müssen wir etwas ausführlicher handeln. Diese; Behauptungen nebst dem 
Ergebnisse, das ans ihnen gezogen wird, beruhen indess nicht bloss auf 
Vermuthungen, sondern sind in geradem Widerspruche mit der Ueberliefe- 
rung. Denn die Ueberlieferung besteht einzig imd allein in der von uns 
I, 416 angeführten Stelle bei Festus p. 198 und in ihr heisst es: post- 
quam tero proeocatio ab eo magistralu ad populum data esl , quae ante non 
erat, desitum esl adid nt optima lege. Festus also nennt einen Zeitpunkt, 
an dem die Veränderung mit der dietatorischen Gewalt geschehen sei, 
Lange behauptet, ein Zeitpunkt sei ohne Einfluss gewesen, es seien die 
verschiedenen Classen von Dictatoren, welche einen Unterschied in der 
dietatorischen Gewalt begründeten. Festus berichtet, es sei Provocation 
von der Dictatur gestattet worden, natürlich durch ein Gesetz, Lange sagt, 
dies sei nicht geschehen. Das ist ein vollständiger Widerspruch mit der 
Ueberlieferung und er genügt, um die Ansicht des neueren Gelehrten als 
ungeschichtlich verwerfen zu lassen: sie kann gegen die bestimmte Nach- 
richt von Festus nicht in Betracht kommen. Da das Hauptergebnis un- 
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richtig ist, sind auch die einzelnen Behauptungen theifs unbegründet theils 
unverständlich. Die Machtfülle der Dictatur soll der Dictator nur dann 
besessen haben, wenn er im ursprünglichen Sinne des Instituts zur Ret- 
tung des Staats bestellt war: von solchen rei gerendae causa bestellten 
(später werden sic auch seditionis sedandae causa genannt) hätte man ge- 
sagt, dass sie optima lege bestellt seien. Diese Behauptung stützt sich auf 
nichts; die Stelle von Festus, welche als Beweis angeführt wird, erwähnt 
den dictator rei gerendae causa eben so wenig wie irgend einen andern: er 
sagt nur, optima lege seien diejenigen Dictatoren, von deuen es keine 
Provocation gebe. Ferner der ursprüngliche Sinn des Instituts sei die Ret- 
tung des Staates: diese liege allein dem dictator rei gerendae causa ob, den 
andern Dictatoren nicht, also auch nicht dem dictator belli gerendi causa, 
der freilich »gewöhnlich auch dictator rei gerendae causa genannt wird, da 
er dem Begriffe des ursprünglichen dictator rei gerendae causa am Näch- 
sten stand” (S. 550). Welche wunderliche Annahme! Also ein dictator 
seditionis sedandae causa, der einen .Aufruhr unterdrückt, rettet den Staat, 
ein dictator belli gerendi causa , der den Staat von Kriegsnoth befreit, ret- 
tet den Staat nicht! Jener ist der ursprüngliche, dieser nicht! Es trifft 
sich merkwürdig, dass gerade der erste Dictator, welchen es überhaupt 
gab, wie Liv. II, 18 erzählt, erwählt wurde, um Krieg zu führen. Es ist 
überhaupt die Frage, wie man die für besondere Veranlassungen ernann- 
ten Dictatoren zu betrachten hat, ob sie für jene Veranlassung oder über- 
haupt Machtvollkommenheit erhielten, ob ihre Macht bei der einen Veran- 
lassung grösser war als bei der andern. Die Ueberlieferung , welche, wie 
erwähnt, nur Dictatoren mit Provocation und andere ohne Provocation 
kennt und beide der Zeit nach trennt, ist entschieden dafür, dass alle 
Dictatoren, wie sie auch heissen mochten, gleiche Macht besassen. 
Zu demselben Ergebnisse führt eine Betrachtung des Namens , den sie 
hatten. Derselbe wird immer mit causa gebildet, z. B. clati figendi 
causa , senatus legendi causa , wie Liv. XXIII, 23 sagt, nicht senalui legendo, 
wie Lange S. 550 ihn anführt. Dies ist abweichend von der Römischen 
Gewohnheit bei andern ausserordentlichen Beamten, zu deren Bezeichnung 
der Dativ gebraucht wird. Der Unterschied, welcher in diesen Ausdrücken 
liegt, ist einleuchtend. Wenn der Dativ gebraucht wird, so gilt es den 
Zweck, zu dem Jemand erwählt wird, mit causa wird die Veranlassung der 
Wahl angegeben. In jenem Falle könnte man denken, der Beamte empfange 
seine Gewalt nur, um einen bestimmten Zweck auszuführen, in diesem Falle 
ist es zwar ebenfalls natürlich, dass zunächst das ausgefübrt wird, weshalb 
der Dictator ernannt ist, aber eine Beschränkung darauf ist noch weniger 
denkbar. Nun aber erhalten selbst diejenigen Beamten, welche für einen 
bestimmten Zweck erwählt werden, eine Amtsgewalt, welche über diesen 
Zweck hiuausgeht. Z. B. die Xriri legibus scribendis sind zur Gesetzge- 
bung erwählt, ihre Gewalt aber umfasst alle Theile des Staates. Ebenso 
ist es bei den lllriri reipublicae constituendae und zahlreichen andern Com- 
missionen, welche zu einem besondern Zwecke ernannt, dennoch allgemeine 
consularische oder prätorische Gewalt erhalten. Um wie viel mehr werden 
wir bei den Dictatoren annehmen müssen, dass jeder von ihnen, auf welche 
Veranlassung er auch ernannt sein mochte, die volle dictatorische Gewalt 
erhielt ! Die Bezeichnung der Dictatoren kommt wahrscheinlich von dem 
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Senatsbeschlusse her, welcher zu ihrer Ernennung nöthig war (Liv. IV, 57; 
Cic. de leg. III, 3, 9) : in ihm wurde die Veranlassung angegeben, welche den 
Senat bewog, die Consuln zur Ernennung eines Dictators aufzufordern. 
Der Consul selbst ernannte den Dictator ohne weiteren Zusatz und dies 
ist der Grund, weshalb die mit causa ausgedrückte Veranlassung, wenn 
gleich sie als geschichtliche Bemerkung in den Fasten hinzugesetzt wird, 
doch nicht als eigentlicher Titel des Dictators aufzufassen ist. Dagegen 
die übrigen ausserordentlichen Beamten werden in Folge eines Gesetzes er- 
wählt und in dem Gesetze selbst wird der Zweck ihrer Erwählung durch 
den Dativ angeführt ; daher dieser Zusatz wesentlich zu ihrem Titel gehört. 
Indessen abgesehen von dieser Benennung sprechen auch andere Gründe 
dafür, dass die Gewalt des Dictators, bei welcher Veranlassung er auch 
ernannt wurde, immer gleich und nicht die eine Art Dictatoren optima lege, 
die andere nicht optima lege gewesen ist. Cicero de leg. III, 3, 9 kennt 
nur eine Art überhaupt, er hält es für unwesentlich zu erwähnen, dass die 
Veranlassung zur Wahl eines Dictators verschieden sein könne. Man er- 
wäge ferner Folgendes. In dem Begriffe des Dictators liegt, dass er der 
einzige seiner Art im Staate ist: er umfasst die Gewalt der beiden Consuln, 
er ist, wie es heisst, maximus praetor. Wäre die Macht der für besondere 
Veranlassungen ernannten Dictatoren auf diese Veranlassungen beschränkt 
gewesen, so hätte es nichts gegen sich, dass mehrere. Dictatoren neben ein- 
ander bestanden : jeder hätte seinen besondern Wirkungskreis gehabt. Aber 
zwei Dictatoren im Staate waren unerhört. Im Jahre 216 v. Chr. war be- 
kanntlich ein Dictator zur Kriegführung erwählt, aber der Senat beschloss, 
zur Ergänzung des Senates noch einen Dictator ohne Reiteroberst auf sechs 
Monate senatus legendi causa ernennen zu lassen. Dieser, M. Fabius Buteo, 
sagt bei Liv. XXIII, 23, es sei unerhört, dass zwei Dictatoren zu gleicher 
Zeit seien: es fallt ihm nicht ein, anzuführen, dass seine Macht geringer 
als die des andern im Kriege beschäftigten sei : er betrachtet sich als voll- 
kommen gleichstehend und um die dadurch hervorgebrachte Verkehrtheit, 
dass es zwei höchste Beamte im Staate gab, zu beseitigen, legt er sein Amt 
so bald als möglich nieder. Noch ein anderes erwähnt Fabius Buteo als 
ungewöhnlich oder als ungehörig bei seiner Ernennung; er sagt non pro- 
bare se — diclatori nisi re i gerendae causa creato in sex menses datum Im- 
perium. Daraus darf man folgern, dass, wenn ein Dictator aus geringerer 
Veranlassung als Kriegsgefahr ernannt wurde, der Senat dessen Amtsdauer 
auf kürzere Zeit zu beschränken pflegte. Das Gesetz erlaubte die Amts- 
dauer bis auf sechs Monate, und damit natürlich auch eine kürzere, welche 
man, wo sie ausreichte, vorzog. Aber man darf hieraus nicht folgern, 
dass der eine Dictator geringere Macht hatte als der andere: ja eben der 
Umstand, dass der Senat in diesem Falle die Sitte nicht beobachtete, be- 
weist, dass beide Dictatoren an Macht einander gleich standen. Es fehlt 
auch nicht an geschichtlichen Beispielen, wo Dictatoren sich nicht auf die 
Veranlassung, wegen deren sie ernannt waren, beschränkten. Ich führe da- 
von eines, das lehrreichste an. Im Jahre 363 v. Chr. wurde L. Manlius 
Imperiosus zum Dictator ernannt cla ui figendi causa, also geringer Veran- 
lassung halber, um eine religiöse Ceremonie zu vollziehen (Liv. VII, 3): seine 
Amtsdauer war wahrscheinlich, wie bei dem eben erwähnten Fabius Buteo, 
auf sechs Monate bestimmt worden. Er war indessen nicht damit zufrie- 
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den, seinen religiösen Auftrag zu erfüllen: er strebte nach Kriegäruhm, 
hielt eine Aushebung mit grosser Strenge und sogar Grausamkeit : er wollte 
Krieg gegen die Hemiker beginnen. Wäre die Gewalt, welche er rlati fi ■ 
getuii causa erhalten hatte, geringer gewesen, als die eines rei gerendae 
causa ernannten Dictators, so konnte er leicht gehindert werden : Senat und 
Volkstribunen konnten ihm entgegen treten. Aber nichts der Art geschah: 
bis er die Dictatur niederlegte, konnte ihm von keiner Seite etwas gesche- 
hen. Freilich nach Niederlegung derselben wurde er von dem Volkstribunen 
M. Pomponras angeklagt. Den Grund der Anklage führt Livius nicht an: 
er sagt, Manlius sei seiner Strenge und Grausamkeit halber verhasst gewesen, 
der Tribun habe ihm schlechte Behandlung des eigenen Sohnes zum Vor- 
wurfe gemacht; aber, was man nach Langes Ansicht über die Dictatur vor 
Allem erwarten müsste, der Vorwurf, dass er die ihm clavi figendi causa 
übertragene Dictatur zum Kriegführen angewendet hatte, wird nicht er- 
wähnt. Aus der Erzählung bei Cic. de off. III, 31, 112, mit der Val. Max. 
V, 4, 3 übereinstimmt, erfahren wir den eigentlichen Grund der Anklage: 
Manlius hatte die Dictatur einige wenige Tago länger behalten, als sie ihm 
in dem Senatsbeschlussc, in Folge, dessen er ernannt wurde, übertragen 
worden war. Also nicht Missbrauch der ihm übertragenen Gewalt, sondern 
nur Ausdehnung derselben über die gesetzliche Zeit, worin Streben nach 
Alleinherrschaft lag, wurde ihm zum Vorwurfe gemacht. Dies eine Beispiel 
widerlegt die aller Ueberlieferung widersprechende Ansicht Langes auf das 
Vollständigste. Alle Dictatoren, aus welcher Veranlassung sie auch ernannt 
waren, hatten gleiche Gewalt: sie konnten nur verschieden seiu durch die 
Zeitdauer ihres Amtes, welche vor ihrer Ernennung durch den Senat be- 
stimmt und je nach der Veranlassung verschieden angesetzt werden konnte. 
Man erwartete, dass sie sich zunächst auf den ihnen angewiesenen Zweck 
beschränken würden und sie haben es meist gethan: thaten sie es nicht, 
so konnte sie Niemand hindern, es traf sie deshalb nach Niederlegung des 
Amtes keine Strafe. Somit bleibt, wenn wirklich ein Unterschied unter den 
Dictatoren bestand und einige vpiima lege , andere nicht optima lege wa- 
ren, nur übrig, an verschiedene Perioden der Römischen Geschichte zu 
denken und diese Möglichkeit wird durch Festus’ Bericht zur Gewissheit 
erhoben. 

5) Wahrscheinlich ist quaestionum exercemlnrum causa keine in dem Her- 
kommen begründete Veranlassung gewesen, um einen Dictator zu ernennen 
und man nannte ihn deshalb rei gerendae causa, zumal da seine Thätigkeit 
hauptsächlich ausserhalb Roms fiel. Wer die in der vorigen Anmerkung 
widerlegte Ansicht Langes vertheidigen wollte, könnte übrigens hieraus fol- 
gern, dass auch der rei gerendae causa ernannte Dictator nicht die volle 
dictatorische Gewalt besass. Wir führen hier nicht an die Erzähluug von 
Livius VIII, 33 über die Berufung an das Volk . welche der Reitcroberst 
Q. Fabius gegen seinen Dictator L. Papirius Cursor, 325 v. Chr., einlegte 
oder einlegen wollte. Es handelte, sich dabei um militärischen, ausserhalb 
Roms begangenen , Ungehorsam , der nach strengen Grundsätzen niemals 
der Provoeation unterlag, ferner wurde die Provocation nicht wirklich ein- 
gelegt. Man erkennt aus jenem Falle nur, welche andere Mittel ausser 
der allen Bürgern gestatteten Provocation einem Verurtheilteu, wenn er mäch- 
tig und einflussreich war, zu Gebote standen. Es wird auch dieses Beispiel 
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von Q. Fabius von den neueren Gelehrten fast allgemein richtig beurtheilt. 
Eben so wenig führen wir zwei andere Beispiele an, welche in die Dicta- 
turen des berühmten Camillos fallen und von Schwegler Römische Ge- 
schichte 111, 72 als Beweise, für die Verantwortlichkeit des Dictators be- 
trachtet werden. Im ersten Falle handelte es sich um die Störung der 
Tributeomitien (Liv. VI, 38; Plut. Cam. 39): sie war eine Ungesetzlich- 
keit, obwohl damals durch eine Ungesetzlichkeit der Volkstribunen hervor- 
gerufen. Der zweite Fall (Plut. Cam. 42) war wohl wirklich eine Gewalt- 
thätigkeit, welche der Dictator nur bei der aufgeregten Stimmung der Plebs 
nicht ahndete. 

6) Man sehe die genaue Erörterung hierüber von Fr. Ritschl im Bonner 
Lectionscatalog Winter 1862 p. XII sq. Er hat zuerst diese Frage mit 
Gründlichkeit behandelt. 

7) Dies ist die Meinung z. B. von Lange Römische Alterthümer I, 468 
und 646, Schwegler Römische Geschichte III, 73 und anderen. Dagegen 
hatte sich erklärt Becker Handbuch der Römischen Alterthümer II, 2, 367. 

8) Ueber diese Entwickelung der tribunicischen Gewalt, sowie über den 
Unterschied, der darin gegen die Gewalt der früheren republicanischen 
Volkstribuneu statt fand, haben wir gesprochen in unsem Sludia liomana 
(Berolini 1859) p. 254 flgd. Das von uns S. 29 angeführte Beispiel von 
sinnloser Willkür, das sich der Tribun C. Labeo erlaubte, ist von uns schon 
früher I, 230 und Anm. 113 angeführt worden, aber nicht ganz richtig. 
Wir erklären dort die Worte von Plin. nat. hist. VII, 142, Metellus habe 
später „durch fremde Wohlthat“ gelebt, sein Vermögen sei durch die Mass- 
regel des Tribunen wirklich verloren gegangen. Aber dagegen spricht Cic. 
de dom. 47, 123. Man muss vielmehr Plinius’ Worte so erklären, Metellus 
habe sein Leben der wohlwollenden Vermittelung Anderer, nicht seiner eige- 
nen Unschuld verdankt ; sein Vermögen blieb unbeschädigt. 

9) Dies ist die Ansicht der neuesten Gelehrten, z. B. von Schwegler 
Römische Geschichte 111,90; Lange Römische Alterthümer II, 475: sie wuss- 
ten auf keine andere Weise den Prooess der Zehumänner mit dem durch 
die zwölf Tafeln eingeführteu Verfahren zu vereinigen. Aber dabei kom- 
men sie in geraden Widerspruch mit der bestimmten und einstimmigen 
Ueberliefcrung. 

10) Die Worte von Livius III, 56, ebenfalls aus einer Rede von Ver- 
ginius, unius tanlum ernnirns . nisi iudicem dices te ab libertate in sertihtle/n 
contra leget riiidicias non dedisse , in vincula te duci iultebo beziehen die 
Erklärer von Livius und andere Gelehrte, z. B. Schwegler Römische Ge- 
schichte III, 87, ebenfalls auf dieses Anbieten eines Privatrichters, indem 
sie annehmen, iudicem dicere sei dasselbe wie iudicem ferre. Indessen an 
dieser Stelle gehört iudicem zu te dedisse und der Sinn ist: wenn du nicht 
behauptest, du hättest als Richter das von mir dir Schuld gegebene Ver- 
brechen nicht begangen. Die andere, im Texte angeführte, Stelle von Li- 
vius ist für das Verfahren von Vcrginius vollkommen beweisend. 

11) Die schwierige Untersuchung über die Porcischen Provocationsge- 
setze ist zuletzt eingehend und gelehrt geführt worden von L. Lange Com- 
mentnlionis de legibus Porciis liberlalis civium vindicibus particula privr 
(Gissae 1862): dieselbe ist auf alle Untersuchungen früherer Gelehrten ge- 
gründet und umfasst dieselben gewissermassen. Indessen einige von Langes 
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Ergebnissen beruhen auf sehr unsicherer Vermuthung, Andere widersprechen 
sogar den Zeugnissen der alten Schriftsteller: wir werden deshalb öfters 
auf eine Widerlegung derselben zurückkommen müssen. Freilich stimmen 
wir auch in manchen Punkten mit Langes Darstellung überein, z. B. in 
der Auffassung der Veranlassung, welche Livius für dieses dritte Valerisehe 
Gesetz angiebt. Man vergleiche desselben Gelehrten Römische Alterthiimer 
II, 86. In der Erklärung dieses Gesetzes selbst und namentlich des Verbo- 
tes, denjenigen, welcher provooirt habe, mit dem Beile hinzurichten , irrt 
Lange mit den früheren Gelehrten: er begeht sogar p. 17 noch ein beson- 
deres Missverständniss. Die Worte von Livius X, 9, welche auf die Erwäh- 
nung des dritten Valerisehen Gesetzes folgen, lex Valeria- nihil ultra quam 
improbe factum adiec.il, bezieht er nicht auf dieses dritte Provocationsge- 
setz, sondern auf das erste, beim Beginne der Republik erlassene. Er fuhrt 
für diese Erklärung zwei Gründe an. Erstlich habe Livius III, 55 bei dem 
zweiten Valerischen Gesetze, das nach dem Sturze der Zehnmänner gegeben 
wurde, eine sehr starke Strafe für den Uebertreter erwähnt. Ganz richtig, 
aber nur für denjenigen, der einen Beamten ohne Provocation erwählt 
hätte, nicht auch für den Beamten selbst, welcher die Provocation vernach- 
lässigt. hätte. Wenn die härteste Strafe auch auf jenem Falle stand, so folgt 
daraus keineswegs, dass überhaupt eine auf diesen Fall gesetzt war. Noch 
viel weniger (konnte auf Verletzung der neuen Bestimmung, welche zu- 
erst das dritte Valerische Gesetz traf, eine Strafe stehen. Zweitens nennt 
Livius dieses dritte Gesetz diligentia» sanctam. Aber dies heisst nur, die 
einzelnen Fälle, in denen eine Verletzung des Provocationsrechtes statt 
fände, seien genauer aufgezählt und bestimmt worden, aber nicht, wie Lange 
will, die Strafe des dritten Valerischen Gesetzes sei härter gewesen als die 
des zweiten oder ersten. Wer Livius’ Worte vorurtheilsfrei betrachtet, 
kann nicht zweifeln, dass sie sich nur auf das dritte Gesetz beziehen. An 
der ganzen Stelle spricht er nur von ihm und seine Endbemerkung sollte 
sich plötzlich auf das erste beziehen , das nirgends bezeichnet ist! 

12) Dies ist die Ansicht von L. Lange in der angeführten Abhandlung 
p. 28. Begründet hat er sie leider noch nicht und mamkann seine Gründe 
nur theilweise aus dem, was er in den Römischen Altertbümern II, 179 
und 185 sagt, errathen. Indessen giebt er dort zu, dass seine ganze An- 
sicht nur auf Vermüthungen beruht. 

13) Diese Gründe gegen die Urheberschaft von II. Cato sind schon 
von C. G. Zumpt Ueber die persönliche Freiheit des Römischen Bürgers 
und die gesetzlichen Garantien derselben (Darmstadt 1846) S. 36 geltend 
gemacht worden und sie sind so gewichtig, dass es schwer sein wird sie 
zu widerlegen. , 

14) Es müssen hier diejenigen Ansichten, welche Lange in seiner erwähn- 
ten Abhandlung über die angeführten Zeugnisse von Livius und Cicero 
ausspricht, berührt und widerlegt werden. Livius sagt Porcia lamm lex 
sola pro tergo emiwn lata videtur. Lange p. 17 flgd. erklärt diese Worte 
dahin, das Poreischo Gesetz scheine für den Rücken der Bürger gege- 
ben zu sein, dies sei die Meinung des grossen Haufens und diese unbe- 
gründete Meinung wolle Livius widerlegen. Er bringt mit dieser Auffas- 
sung dann auch Ciceros Worte ungefähr in Uebereinstimmung. Cicero, 
sagt er p. 18, habe die Absicht gehabt, die Meinung derjenigen zu be- 
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kämpfen, welche vergessend die Valerischen Gesetze, auch dasjenige, was 
den Valerischen angehörte, den Porcischen zuschrieben; die Valerischen 
(jesetze aber habe er nicht erwähnt, um die. Provocation zu erläutern, son- 
dern um das Streben nach Freiheit, das sich unmittelbar nach Gründung 
der Republik gezeigt habe , darzustellon : aus diesem Streben seien sowohl 
die Valerischen als auch die Porcischen Gesetze hervorgegangen, dieses sei 
beiden gemeinsam, ünd daraus schliesst Lange dann weiter, die letztem 
hätten überhaupt nicht von der Provocation , sondern nur von einer auf 
die Vorzüge des Römischen Bürgerrechtes bezüglichen Massregel gehandelt. 
Die Valerischen Gesetze, behauptet er, seien zu Ciceros Zeit veraltet, un- 
bekannt, nur Antiquaren noch dem Namen nach bekannt gewesen. Diese 
ganze Kette von Schlüssen beruht auf sehr trügerischem Grunde und hat 
auf Wahrheit oder Wahrscheinlichkeit keinen Anspruch. Wenn Livius sagt, 
das Poroische Gesetz scheine dir den Rücken der Bürger gegeben zu sein, 
so konnte er damit zwar andeuten wollen, iu Wirklichkeit verhalte es sich 
nicht so: dann könnte ferner vielleicht der Schein sich auf die falsche 
Ansicht der grossen Menge beziehen. Indessen eine solche Auffassung ist 
durch Zusätze, welche sich in Livius’ Worten nicht finden, bedingt. Wenn 
man Lateinisch vületur ohne weiteren Beisatz sagt, so liegt darin zunächst 
nur die Bescheidenheit einer subjectiven Meinung: und so muss man dies 
Verbum hier verstehen. Man wird also in Livius’ Worten dessen eigene 
Ansicht finden: er sagt, was er selber von dem Porcischen Gesetze denkt. 
Es allein war für den Rücken der Römischen Bürger gegeben; aber dies 
schliesst nicht aus, dass cs nicht auch die Provocation behandelte und dass es 
sie behandelte, werden wir aus dem Umstande folgern müssen, dass er 
es überhaupt, wo er von einem Provocationsgesctze spricht, erwähnt. 
Cicero ferner will freilich das mächtig sich äussernde Streben nach Frei- 
heit im Beginne der Republik schildern; aber dies Streben äusserte sich 
hauptsächlich in der Provocation und deshalb handelt er von dieser. Die 
Provocation ist demnach auch bei Cicero dasjenige, was die Valerischen 
und Porcischen Gesetze verbindet und beide müssen über denselben Gegen- 
stand gehandelt h^en. Und ferner , die Valerischen Gesetze sollen zu Ci* 
ceros Zeit unbekannt gewesen sein , in Vergessenheit gerathen , Cicero selbst 
soll sich erst (Lange p. 4), als er die Bücher vom Staate schrieb , über sie 
unterrichtet haben ! Welche unglaubliche Behauptung. Es wäre ebenso, wie 
wenn heut zu Tage etwa ein gebildeter Engländer nichts von der magna 
charia wüsste. Freilich war zu Ciceros Zeit das Valerisehe Gesetz nicht 
mehr unmittelbar in Gebrauch , weil die Provocation selber es nicht mehr 
war : sie war durch andere Einrichtungen ersetzt. Aber deshalb sollte mau 
es, als den Grundpfeiler der Bürgerfreiheit, picht mehr gekannt haben! 
Als Gründe führt Lange p. 17 an, erstlich das Stillschweigen Caesars bei 
Sallust (Cat. 51). Aber in dem Processe Catilinas konnte von Provocation 
keine Rede sein. Die Verschworenen wären auf der That ertappt , alle Tri- 
bunen, alle Beamten auf Ciceros Seite. Ferner Ciceros Stillschweigen in 
der Rede für C. Rabirius (3, 10; 4, 13; 5, 15). Aber er wollte die Grau- 
samkeit der Todesstrafe schildern, mit welcher das Provocationsverfahren 
nichts zu thun hatte; zudem war die Provocation bei dem Perduell ionsver- 
fahren gegen Rabirius gesichert gewesen. Endlich Cicero Acad. prior. 2, 
5, 13 nennt C. Flaminius, L. Cassius, Q. Pompejus in Vergleich mit dem 
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alten Valerius notiores. Darüber wird sich Niemand wundern , aber sicher- 
lich auch nicht schliessen wollen, das Dasein und der Inhalt des Valeri- 
schen Gesetzes sei nur Antiquaren, welche die Annalen und die Jahr- 
bücher der Könige und die Bücher der pontifices und augures durchstöberten, 
bekannt gewesen. Man fragt, weshalb Lange zu so unbegründeten Behaup- 
tungen, zu so willkürlichen Erklärungen seine Zuflucht nimmt. Nur, um 
zu beweisen , die Porcischen Gesetze hätten nicht über die Provocation ge- 
handelt. Diese ganze Beweisführung war unnötliig. Wie wir beim dritten 
Valerischen Gesetze nach bestimmten Zeugnissen bewiesen haben , war es 
Sehr wohl mit einander vereinbar, dass die Porcischen Gesetze die Provo- 
cation behandelten und doch ausserdem noch andere Bestimmungen trafen, 
welche die Leibesstrafen der Römischen Bürger änderten. 

15) Eigenthümlich ist es, durch welchen erzwungenen Kunstgriff Lange 
p. 13 sich helfen muss, um zu beweisen, dass die Porcischen Gesetze 
nicht von der Provocation gehandelt haben. Er sagt, eigentlich hätte 
die Unterschrift . der Darstellung auf den Münzen lauten müssen eiri* 
Rumamts lum. Denn diese Worte werden bei Cicero an der Stelle, wo er 
der durch das Porcische Gesetz gewährten Vorrechte eines Römischen Bür- 
gers gedenkt, vielfach wiederholt. Aber für dieselben, meint Lange, sei 
auf der Münze nicht Platz gewesen und deshalb hätte man protoco gesetzt! 
Selbst dass es etti* Romanus sum eigentlich hätte heissen müssen, ist nicht 
zu erweisen. An jener Stelle Ciceros findet sich sogar eine Andeutung, 
welche nur auf die Provocation gehen kann. Cicero (in Verr. V, 63, 163) 
sagt nämlich, nachdem er das Porcische Gesetz genannt, o graviter desi- 
devala et aliguundo reddita plebi Romanac tribunicia poteilas. Das tribuni- 
cische Amt ist die Ergänzung des Provocationsrechtes , die thatsächliche 
Ausführung desselben. Ueber die Münzen kann man vergleichen Eckhel 
doctr. numm. V, 286; Th. Mommscn Geschichte des Römischen Münzwesens 
S. 552 und 526. 

16) So erklären nämlich die Münze Cavedoni Ragguaglio storico «r- 
cheologico de' precipui ripusligli anliclti di iiiddagli etc. (Modena 1854) p. 
121 und Mommsen Geschichte des Römischen Münzwesens S. 553, ohne 
indessen auf eine Deutung der Darstellung im Einzelnen einzugehen. 

17) Wir haben diesen Unterschied im Römischen Bürgerrechte, sowie 
den allmäligen Uebergang des niedern in das höhere zuerst auseinander- 
gesetzt in der Abhandlung Oe propagatione civitatis Jlumanae , welche sich 
in unsern Studia Humana , Berol. 1859, p. 325 sq. findet. Natürlich aber 
haben wir damals den Unterschied, der zwischen den beiden Arten von 
Bürgern in Bezug auf ihre Bestrafung bestand, p. 360 nur kurz berührt 

18) Mau sehe Cic. ad Att. V, 11, 2; App. bell. civ. 11, 26; Plut. Caes. 
29. ln ausführlicher Darstellung haben wir die Verhältnisse der Colonie 
Novum Comum und das Verfahren des Cousuls Marcellus geschildert in 
unseren Commenlationns epigra/ilticae Vol. I p. 308. 

19) ln Bezug auf diesen Fall erzählt Val. Max. II, 7, 15 vom Senate: 

M. h'ultio Flacco tribuno plebi denunliante , ne in cives Romanos adverstu 
murrm maionnn animadverleret , nikilominus propositum execulus est. Mail 
muss diese Nachricht richtig verstehen und nicht etwa so erklären , als ob 
schon damals die Hinrichtung der Soldaten durch das Beil ungesetzlich 
gewesen wäre. Das Schicksal der dreihundert Römischen Bürger (denn 
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so viel waren eg nach Polyb. I, 7) erregte allgemeines Mitleid. Sie waren 
nach Rom gebracht worden und es versuchte daher der Tribun sein Recht 
über dieselben geltend zu machen: er verlangte, sie sollten vor Gericht 
gestellt und wenn sie daun vom Volke verurtheilt wären, erst dann hinge- 
richtet werden. Es war gegen die Sitte der Vorfahren, so wie auch gegen 
die Gesetze, Jemanden ohne Process hinzurichten: die Sitte allein mochte 
auch bei Soldaten, wenn sie in Rom, nicht im Felde waren, vorgäugigeii 
Process verlangen. Aber der Senat bestand auf dem strengen Rechte, be- 
hauptete, die Gefangenen seien, trotzdem sie sich in Rom befänden, Sol- 
daten und ständen unter militärischer Gerichtsbarkeit. Er setzte seinen 
Willen durch. 

20) Man sehe Polyb. VI, 37, wo die Strafe des fustuarium beschrieben 
wird. Lange in seiner Abhandlung p. 8 glaubt indessen in den Worten 
R'jpiot i' eati xcii JrjpioOv 6 yiliapyo; xal äveyupiaCiov xal paortyiüv , to'j; 
hi o'jupäyo'j? oi rcfisutpfxTot dennoch eine Andeutung der Geisselung zu fin- 
den, da paoTtyoüv sonst von dieser (s. z. B. Polyb. I, 7; I, 11) gebraucht 
wird. Lange hilft sich durch die Annahme, Polybius habe die Einrich- 
tungen zur Zeit des zweiten Puuisehen Krieges geschildert. Aber das lässt 
sich aus Polyb. VI, 11 uud 12 nicht folgern. Er gebraucht vielmehr pao- 
•nyoüv überhaupt für alle Leibcsstrafen und kann damit sowohl Geisselung 
als Prügelstrafe meinen. Wo er die körperlichen Strafen schildert, er- 
kennt er nur die letztere als bestehend an. Viele Beispiele von der Geis- 
selung der Soldaten, welche vor dem Porcischen Gesetze gebräuchlich war, 
hat Lange p. 10 seiner Abhandlung zusammen gestellt. 

21) Von Pighius Ann. 11, 407 wird der erste zum Jahre 162, p. 418 
der zweite zum Jahre 158, p. 432 der dritte zum Jahre 154 als Volks- 
tribun angesetzt; aber freilich nur nach muthmasslicher Berechnung, da 
bestimmte Zeugnisse fehlen. 

22) Dies ist die Meinung von Lange. Er nimmt p. 21 seiner Abhand- 
lung an , das erste Porcische Gesetz habe gelautet: ne </uis magisiratus 
civem Humanum nenn et nete verberaret , das zweite: ne tjins magisiratus 
eitern Humanum ne re i« urbe neue exlra urbein necaret neue verberaret, das 
dritte ne guis magisiratus eitern Humanum nete in urbe neue exlra urbem 
nete lugalum Herr militem necaret neve verberaret. ln diesem Ausdrucke 
tritt es augenscheinlich hervor, wie unnütz das zweite und dritte Gesetz 
ist Zu weit geht Lauge p. 4 seiner Abhandlung, wo er daraus, dass alle 
Schriftsteller ausser Cic. de rep. II, 31 nur eine lex Porcia erwähnen, 
schliesst, die drei Porcischen Gesetze seien gleichsam für eines gehalten 
worden. Denn die lex Porcia wird eben nur mit dem Verbote der Geisse- 
lung in Verbindung gebracht. 

23) Lange in seiner schon erwähnten Abhandlung p. 24 scheint diese 
lex Sempronia nicht richtig aufzufassen. Er meint, bei Cic. in Cat. I, 11, 
28 seien unter leges de supplicio civium Humanorum rugalae die lex Porcia 
und dieses Gesetz von C. Gracchus zu verstehen. Als Beweis dafür führt 
er Cic. in Cat. IV, 5, 10 an, wo die lex Sempronia als diejenige genannt 
werde, deretwegen Caesar nicht für die Todesstrafe der Catilinarischen 
Verschworenen gestimmt habe. Wir glauben diese Stelle S. 73 richtiger 
erklärt zu haben. Als einzigen Grund für seine Erklärung führt Lange an : 
Caesar habe die lex Sempronia im Sinne gehabt bei den Worten seiner 
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Rede bei Sali. Cat. 51: aliae leget item condemnalis civihus non animam 
eripi, sed exilium permUti iubeut. Dies erhelle daraus, dass er später sage: 
poslquam circumteniri innocentes coepere ; Gracchus habe ein Gesetz gege- 
ben ne quis iudicio circumrenirelur (Cic. p.. Cluent. 55, 151). Dies ist ein 
entschiedenes Missverstäudniss; denn dies letztere Gesetz bezieht sich auf 
das Amtsverbrechen der als Richter dienenden Senatoren : wir werden dar- 
über bei den Gesetzen über die Geschworengerichte sprechen. Aber auch 
ohne dies Missverständuiss sind Langes Schlüsse nicht genügend. Die 
Stelle von Sali. Cat. 51 ist richtiger von C. G. Zumpt in seiner oben (Note 
13) angeführten Abhandlung S. 41 erklärt. Vergl. unsere Darstellung 
S. 411 flgd. Unter den Gesetzen, welche über die Todesstrafen Römischer 
gegeben sind, versteht Cicero nur die Porrcischen. 

24) Man sehe Dionys. XI, 52 ; Zonaras VII, 19. Auch Kaiser Claudius 
in seiner Rede über das Bürgerrecht Gallischer Staaten Tafel I folgt die- 
ser gewöhnlichen Ueberlieferung. Er sagt von den Militairtribunen : quid 
in plures dislributum cnnsulare Imperium Iribunosqve militum cunsulari impe- 
rio appellgtos, qui seiii et saepe octoni crearentur? Wenigstens weicht er 
nicht von ihr ab, da er nur die Thatsachen angiebt, ohne auf die Gründe 
derselben einzugehen. 

25) Die neueren Forscher nehmen an, nur der Senat habe darüber ent- 
schieden, ob Consuln oder Militairtribunen gewählt werden sollten. So 
Becker Handbuch der Römischen Alterthümer II, 2, 142 und Lange Römi- 
sche Alterthümer.I, 477. Sie müssen dabei einen Irrthum von Dionysius 
annchmen, welcher an mehreren Stellen eine Mitwirkung des Volkes er- 
wähnt und dazu sind wir nicht berechtigt. Lange sagt zwar, Dionysius sei 
dadurch zu seiner Ansicht verleitet worden, dass die Tribunen auf den 
Senat einzuwirken suchten, z. B. Liv. IV, 12 und 43. Indessen wie wenig 
dieser Umstand auch bei einem mit der Römischen Verfassung nur wenig 
Bekannten einen Irrthum veranlassen konnte, leuchtet ein. Es würde fol- 
gerichtig sein, dass jede Aenderung im Staate durch den Senat, nichts 
durch das Volk geschehen sei; denn immer suchen die Tribunen auf den 
Senat, welcher den Vorbeschluss fassen muss, einzuwirken. Es ist jene An- 
sicht eine an sich unmögliche; denn der Senat war bei der Entscheidung 
Partei, und hätte, wenn er die Macht dazu gehabt, immer für Consuln ge- 
stimmt. Wir haben in unserer Darstellung alle Stellen, auf welche jene 
falsche Ansicht sich stützt, genügend erläutert. Wir müssen hierbei noch 
eine andere Ansicht von Lange I, 478 über die Einsetzung der Militairtri- 
bunen widerlegen. Er sagt: „Legalisirt ist diese Veränderung wohl nicht 
durch eine besondere lex cunsularis de tribunis militum creandis, die Livius 
an einer spätem Stelle beiläufig voraussetzt (IV, 35), und durch die der- 
selben ertheilte patrum aucloritas; denn in den Quellen ist nur von einem 
senatus consullum (Dion. XI, 61) und von geheimen Zusammenkünften der 
Patricier, zu denen nicht einmal alle Patrieier zugezogen wurden, die Rede 
(Liv. IV, 6; Dion. XI, 55). Daher ist auch hier, wie bei der Einsetzung 
der Decpmvirn, walirscheinlich, dass die cumilia centuriata (vergl. Liv. V, 
13. 52; wonach V, 18 zu berichtigen), welche ex tenatus consulto augesagt 
wurden tribunis militum consulari potestate creandis (Liv. IV, 6), die Ver- 
änderung durch den Act der Wahl, die auch ein jussus populi war (Liv. VII, 
17 ; IX, 33), gut hiessen, und dass die Curien sie bestätigten durch die Be- 



448 


Anmerkungen. 


willigung der lex cwiata für die Gewählten.“ Diese Ansicht hangt zusam- 
men mit der Meinung, welche Lange überhaupt von der Befugniss der Ceu- 
turiateomitien und der ihneu allein zukommenden Entscheidung über das 
consulare imperium hat: wir halten sie nicht für begründet, können sie in- 
dessen hier nicht beiläufig widerlegen. Im vorliegenden Falle ist die Dar- 
stellung, welche er von der Einsetzung der Militairtribunen giebt, unrichtig. 
Livius IV, 35 setzt nicht eine hx consularis de tribunis militum creandu 
voraus: er lässt einen Volkstribunen sagen: Nec se t'uhre, cur nun lex 
quuque abrogetur , (jUti id Iire/tl, quod nunguam futurum sit, Er spricht 
also zwar von einem Gesetz; aber dass dies ein consularisebes sei, ist 
Langes Zusatz und zwar ein falscher. Denn Liv. IV, 6 erwähnt die Pri- 
vatzusammenkünfte der Patricier nur als vorhergehend dem endgültigen 
Abkommen ; wie dies letztere getroffen wurde, berichtet er nicht. Dagegen 
Dionysius erzählt zuerst (XI, 55) von jenen Privatzusammenkünften , aber 
dann noch ausführlich (XI, 57) von der Senatssitzung selbst, und endlich 
(XI, 61), nach gefasstem Senatsbeschlusse seien die Volkstribunen fröhlich 
auf den Markt gekommen, hätten das Volk zur Versammlung berufen, den 
Senat gelobt und die Plebejer aufgefordert, sich mit den Patrieiem um 
das Militairtribunat zu bewerben. Darin geschieht zwar keine ausdrückliche 
Erwähnung, dass jener Senatsbeschluss durch Tributcomitien zum Gesetz 
erhoben worden sei; aber die Wahrscheinlichkeit, dass es geschehen, liegt 
darin. Die Gewissheit davon bezeugt Dionysius XI, 63, wo zuerst von dem 
Beschlüsse des Volkes über die Wahl von Consuln, daun von den Consuln 
selbst erzählt wird. Also bestanden während der ganzen Zeit, w r o die Re- 
gierung zwischen Consuln und Militairtribunen schwankte, in jedem Jahre 
folgende Acte, ehe die höchsten Beamten bestimmt waren, erstens ein Se- 
natsbeschluss, dann ein Volksbeschluss der Tributcomitien unter Leitung 
der Volkstribunen, dann Centuriatcomitien von Consulu oder Militairtribu- 
nen geleitet, endlich das Curiatgesetz. 

26) Bei Pomponius Dig. de- orig. iur. (I, 21 2, 25 heisst es: Deinde 
cum post aliquot annus quam X// tubulae latae sunt , et plebs contenderel 
cum patribus et vellel ex suo quoque corpore consules creare et patres re- 
cusarent, factum est, ut tribuni militum crearentur, partim ex plebe partim 
ex patribus consulari potestatc , iique ronstiluti sunt vario numero; inlerdum 
enim viginti fuerunl, inlerdum plures, nonnunquam pauciores . Die Übrige 
Darstellung ist vollkommen richtig, namentlich auch das promiscue ex pa- 
tribus ac plebe, wie Livius sagt, richtig durch partim ex plebe, partim ex 
patribus ausgedriiekt. Um so unbegreiflicher wäre die Nachricht, man 
hätte zwanzig Militairtribunen als regelmässige Zahl gewählt: viginti muss 
ein Fehler der Abschreiber sein und sex gelesen werden. Es hiess VI, das 
Jemand für die Anfangbuchstaben von viginti nahm und so das Versehen 
erzeugte. 

27) Lange Römische Alterthümer I, 480 bringt auch hier wieder seine 
Ansicht über die Bedeutung der Centuriatcomitien und die Art und Weise, 
wie die Militairtribunen eingesetzt worden seien, an: er sagt, die drei er- 
wählten patricischen Tribunen hätten, eben weil die Wald ein jussus po- 
puli war, als legitimer Magistrat, nicht etwa als ein unvollständiges und 
deshalb illegitimes Collegium gegolten. Die Wahl war nicht ein jussus po- 
puli, dey selbst ein Gesetz schaffen konnte; denn sonst hätten auch zehn 
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und zwölf Militairtribunen erwählt werden können und das war nicht mög- 
lich. Zwischen einer Volksversammlung, welche eine Wahl vornimmt, und 
solcher, welche ein Gesetz giebt, ist ein grosser, auch äusserer Unterschied. 
Auch ist ein unvollständiges Collegium nicht illegitim. Selbst bei den 
Volkstribunen werden die Gewählten nicht illegitim, wenn sie nicht die 
gesetzliche Zahl haben , sondern nur der Vorsitzende bei der .Wahl wird 
strafbar, wenn er dieselbe nicht so lange fortsetzen lässt . bis die Zahl 
vollständig ist. Ueber die gesetzlich vorgesebriebene oder erlaubte Zahl 
hat Lange S. 479 dieselbe Meinung, welche wir nach den Zeugnissen der Ue- 
berlieferung angenommen haben; ihre innere Begründung durch Verglei- 
chung mit der Zahl der Legionstribunen halten wir indessen für überflüssig 
und nicht zutreffend. Vcrgl. desselben Gelehrten Abhandlung: Ueber Zahl 
und Amtsgewalt der Consulartribuuen (Wien 1856) S. 6 flgd. Besondere 
Verhältnisse müssen bei der Wahl der ersten Militairtribunen im Jahre 444 
v. Chr. obgewaltet haben, welche man wegen mangelnder Ueberlieferung 
nicht vollständig aufkläreu kann: wir haben deswegen unsere Vennutlmng 
über die Verschiedenheit der erlaubten und der wirklich gewühlten Zahl 
von Militairtribunen auf den Bericht von Livius über die Wald der zwei- 
ten, welche überhaupt ernannt wurden, vom Jahre 438 gegründet Dies war 
um so mehr nöthig, als in dem Berichte von Livius über die Wahl der 
ersten Militairtribunen ein Fehler sein muss. Es heisst bei ihm IV, 6 Co- 
milia tribunis consuluri potestate tribus crcttndis indicunlur. Die Zahl drei 
kann hier nicht richtig sein ; denn es steht fest, dass sechs Plätze besetzt 
werden konnten. Indessen ein Versehen von Livius selbst ist es schwer- 
lich, sondern wahrscheinlich der Abschreiber, welche, weil nachher wirk- 
lich nur drei Militairtribunen gewählt wurden, hier die Zahl gegen die Ab- 
sicht des Geschichtsschreibers hinzufügteu. 

28) Schon Niebuhr Römische Geschichte II, 438, der freilich überhaupt 
unhaltbare Vermuthungen über die Einsetzung der Militairtribunen aufge- 
stcllt hat, sprach die Ansicht aus, dieselben hätten au Macht den Consulu 
nachgestanden, ohne jedoch genauer anzugeben, in welcher Beziehung ihre 
Macht geringer gewesen wäre. Er begründete seine Vennuthung auch nicht 
weiter, sondern begnügte sich, Livius’ Angabe IV, 7, welcher ihnen den Ober- 
befehl und die Amtszeichen der Cousüln zuschreibt, der Uebcrtreibung zu 
zeihen: er sprach ihnen die cumlische Würde ab. Auch Peter Epochen 
der Verfassungsgeschichte der Römischen Republik (Leipzig 1841) S. 86 
glaubt daran, die Macht der Militairtribunen sei gegen die der Consuln be- 
schränkt gewesen, ohne etwas weiteres als die Auspicien anzuführen. Zum 
besonderen Gegenstände der Untersuchung machte diesen Punkt Ottokar Lo- 
renz Ueber das Consulaitribunat (Wien 1855): er nahin an, die Macht die- 
ses Tribunates sei anfänglich eine geringe gewesen und erst allmälig mit 
dem zunehmenden Einflüsse der Plebejer überhaupt gewachsen. Er wurde 
widerlegt von Lange in der früher angeführten Abhandlung und diese Wi- 
derlegung ist so gründlich und überzeugend, dass wir auf die Ansicht von 
Lorenz nicht wieder einzugehen brauchen. Aber Lange S. 28 seiner Ab- 
handlung glaubt dennoch, die Macht der Militairtribunen sei geringer ge- 
wesen als die der Gonsuln und hat diese Meinung auch in seinen Römi- 
schen Alterthümern 1, 480 wiederholt. Er beruft sich theils auf diejenigen 
Gründe, welche wir oben in unserer Darstellung schon widerlegt haben, theils 
u. 29 


Digitized by Google 


450 


Anmerkungen. 


auf einen Ausdruck von Livius V, 2, welcher die Herrschaft der Militairtribunen 
proconsularis imago nennt; er ist indessen vollkommen richtig, auch wenn die 
Gewalt derselben nicht geringer war. Denn die Militairtribunen vertreten 
eben die Stelle der Consuln, sie sind ein Vorbild der spätem Proconsuln. 
Dass in der Zusammenstellung, welche Livius IV, 32 zwischen dem Range, des 
magistcr eguitum und der Militairtribunen macht, keiu Beweis für die ge- 
ringere Macht der letztem liegt , giebt Lange selbst zu ; denu dass der 
Rang der Tribunen geringer war als der der Consuln, ist zweifellos. Auch 
die Bedenken, welche mau trug, ob von den Militairtribunen ein Dictator 
ernannt werden könnte (Liv. IV, 31). beweisen nichts; sie wurden durch 
den Ausspruch der Augum beseitigt und es kam dabei überhaupt mehr 
auf die Form als auf das Wesen der Sache an. Man kann also allen an- 
geführten Gründen keino Beweiskraft dafür zuschrciben , dass die Gewalt 
der Militairtribunen beschränkter gewesen sei als die der Consuln. Lange 
seinerseits kommt zu dem Ergebnisse, dass die Amtsgewalt der plebejischen 
Militairtribunen eine andere und zwar weniger umfangreiche war als die der 
patricischen, in so fern als jene das richterliche Imperium entbehrten, diese 
es besassen. Zwei vermeintliche Beweise werden für diese Ansicht ange- 
führt. Erstlich spreche dafür der Umstand, dass im Jahre 31iZ v. Chr. 
bei der Theilung des Consulates zwischen Patriciern und Plebejern die 
richterliche Gewalt abgezweigt und eiuem patricischen Prätor, gut in urbe 
tus diceret, übergeben wurde. Diese Erklärung von der Einsetzung der 
Prätur ist nicht eine nothweudige und damit verliert der angebliche Grund 
seine Beweiskraft. Man kann mit mehr Wahrscheinlichkeit sagen, bis zum 
Jahre 3üZ hätten sechs Tribunen die oberste Gewalt gehabt, fortan soll- 
ten sie zwei Consuln haben; aber da die Menge der Geschäfte zu gross 
war, sei die Prätur eingesetzt und weil die Plebejer dieselbe noch nicht 
verlangt hatten, natürlicher Weise Patriciern übertragen worden. Zweitens 
sagt Lange S. 2 Qj „die Annahme, dass die plebejischen Consulartribunen 
das richterliche Imperium nie gehabt haben, wird dadurch bestätigt, 
dass in jedem gemischten Collegium wenigstens ein Patricier war (Liv. V, 
13) oder, wenn mehrere Patricier in den Krieg zogen , doch mit den Ple- 
bejern wenigstens ein Patricier in Rom blieb (Liv. VI, 30) und dass nie- 
mals, so viel wir sehen können, ein plebejischer Consulartribun die cura 
urbis , also auch nicht die Jurisdiction, gehabt hat. Denn der von Livius 
allein erwähnte tribunicisehe eustus urbis aus der Zeit der gemischten Col- 
legia war Patricier (Liv. VI, 0)^ Allo diese angeführten Thatsachen sind 
nicht beweisend. Dass wenigstens ein Patricier in jedem gemischten Col- 
legium war, sagt Livius nicht, wenigstens nicht, dass er cs sein musste, 
sondern nur, dass in einem Jahre nur ein Patricier gewählt worden sei. 
Daraus folgt nicht, dass er gewählt werden musste, noch weniger, dass 
er des richterlichen Imperium halber gewählt werden musste. Bei weitem 
die meisten Militairtribunen sind Patricier gewesen, viele Jahre hindurch 
wurde keiu Plebejer gewählt und es sollte wunderbar sein und einen be- 
sondern Grund und zwar den des richterlichen Imperium haben, dass in 
-einem Jahre doch ein Patricier gewählt wurde! Als vom Jahre 3üfi v. 
Chr. an ein Consul ein Plebejer sein musste, dauerte es bis zum Jahre 
122 v. Chr., ehe es beide waren; noch im Jahre 215 v. Chr. nahm mau 
daran religiösen Anstoss. So sehr bewahrte man, ohne äussere Verau- 
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lassung, die alte Sitte Patricier zu wählen. Ferner sagt Lange, wenig- 
stens ein Plebejer sei in Rom geblieben. Aber Livius zum Jahre 379 v. 
Chr. fasst das Verhältniss anders auf. Es waren damals drei Patricier und 
drei Plebejer erwählt: er erzählt, weil zwei Patricier, P. und C. Maulius 
die Plebejer an Adel, den dritten Patricier an Einfluss übertroffen hätten, 
deswegen seien sie mit der Führung des Krieges beauftragt worden: also 
Zufall war es, nicht Notlnvendigkeit, was den einen Patricier in der Stadt 
hielt. Endlich ein einziger cusios urü$ aus der Zeit der gemischten Colle- 
gia wird erwähnt und dieser war ein Patricier: daraus soll folgen, dass 
er es sein musste! Widerlegt aber ward Langes Ansicht von dem Mangel 
des richterlichen imperium bei den plebejischen Militairtribuneu durch das 
in unserer Darstellung erwähnte Beispiel der Zehmnänuer , deren plebejische 
Mitglieder eben dieselbe richterliche Gewalt , wie die patricischen , gehabt 
haben. Ueberhaupt ist es eine nicht beweisbare und mit der Römischen 
Anschauung nicht vereinbare Bebauptuug, dass man das imperium getheilt 
habe: wer dasselbe hatte, besass alle Theile desselben, eben so gut das 
militärische wie das richterliche: er konnte nicht Gelegenheit haben alle 
Theile desselben zu üben, aber die Befähigung dazu besass er. Durch die 
Annahme vou Langes Behauptung wird ein falschor Grundsatz in das Rö- . 
mische Staatsrecht eingeführt. 

29) Ich erwähne dies, weil noch Geib Geschichte des Römischen Cri- 
miualprocesses S. 69 für nöthig erachtet hat, die Meinung früherer Gelehr- 
ten, dass Consuln und Dictatoren immer ohne Beiibth (cousilium), alle 
übrigen Quästoren aber mit feinem Beirathe zu Gerichte gesessen hätten, 
zu erwähnen und zu widerlegen. 

30) Mau sehe z. B. die Betrachtungen , welche Niebuhr Römische Ge- 
schichte Hl, 36 über die Einsetzung der Prätur anstellt und die im Gan- 
zen in Marquardt- Beckers Handbuch der Römischen Altertliümer II, 2, 182 
gebilligt werden. Als besondere Grund , weshalb die Patricier das Richter- 
amt ihren Standesgenossen zu erhalten wünschten, führt Niebuhr an, sie 
hätten die Gerichte über den Besitz von Staatsacker nicht aus den Hän- 
den lassen wollen, ein Grund, welcher für die Plebejer schwerlich be- 
stimmend sein konnte. Es kam dabei nur auf die Anwendung ganz kla- 
rer und unzweideutiger Bestimmungen des Gesetzes an, wobei die Volks- 
tribuneu leicht Gerechtigkeit erzwingen und Ungerechtigkeiten hindern 
konnten. 

31) Man sehe z. B. Becker Handbuch der Römischen Alterthümer II, 

2, 188, Rein in Paulys Realencyclopädie s. v. praetor VI, 25. Auch der 
neueste Bearbeiter der Römischen Alterthümer I, 560 ist derselben Meinung, 
wenngleich er nicht umhin kann, Einiges auch aus der Strafrechtspflege 
dem Prätor beizulegen. Er sagt, er hätte für die in Capitalprocessen rich- 
tenden comitia centuriaia den Tag bestimmt. Weiter nichts! Nicht etwa 
auch den Vorsitz bei der Verhandlung geführt? Es lag so nahe und war 
s o folgerecht, die Strafrechtspflege des Prätors zu erkennen, dass die Ver- 
kennung der Sachlage Wunder nehmen muss. 

32) Pighius in seinen Annalen 11, 471 setzt die Prätur von M. Popi- 
lius in das Jahr 143 v. Chr., sein Consulat fällt 139 v. Chr. Auf einen 
frühereu Prätor gleichen Namens will er den Fall nicht beziehen , weiL der 
erste Elternmord in Rom nach dem Punischen Kriege vorgekommen sein 
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soll. Bei dem Mangel anderer Nachrichten lässt sich eben nur sagen , der 
Process falle vor das erste Jahrhundert v. Chr. 

33) Die einzige Nachricht darüber findet sich bei Liv. per. XIX duo 
praetores tune p runum creati sunt. Sie steht unmittelbar vor der Erzäh- 
lung , der Oberpriester L. Caecilius Metellus (er war es nach Cic. Cat. maj. 
9, 30 im Jahre 243 v. Chr., 4 Jahre nach seinem Consulate geworden) 
habe dem Consul A. Postumius Aibiuus nicht erlaubt, die Stadt zu ver- 
lassen. Diese Bemerkung ist aus dem Berichte über die Vertheilung der 
Proviuzen, der bei Livius die Geschichte jedes Jahres zu eröffnen pflegt, 
entnommen; die vorhergehende also über die Vermehrung der Priitoren 
wahrscheinlich aus dem Bericht über den Ausfall der Comitien desselben 
Jahres. Darnach sind Becker Römische Alterthümer 11, 2, 183 und Lange 
Römische Alterthümer I, 564 zu berichtigen. 

34) Auch für diejenigen Zeiteu, von denen wir wegen des Verlustes 
von Livius’ Geschichtswerk nur geringe Kenutuiss über diese Verhältnisse 
haben , kann mau dennoch ungefähr die Vertheilung der Provinzen in jedem 
Jahre bestimmen : wir haben dies versucht in der Abhandlung l)e Ha Ihn 
Romanorum prvtincia in uusern Sludia Humana (Berol. 1859). Es ergiebt 
sich daraus dasselbe , wie bei denjenigen Jahren , bei denen wir die Ver- 
theilung der Provinzen aus Livius genau kennen. 

35) So nahm es an S. W. Zimmern Geschichte des Römischen Privat- 
rechtes 1, 1, 123. Seine Gründe beruhen auf Gicero in Verr. I, 44, 144, 
der von der Intestalerbfolge sagt: l’osteaquam iu* praetorium constitutum 
est , semper hoc iure usi stimm, woraus man iudess keinen derartigen Schluss 
ziehen kann. Denn erstens spricht Cicero von der Feststellung des präto- 
rischen Rechtes, nicht von dem Beginn eines jährlichen, prätorischen Rech- 
tes, zweitens nennt er nachher die Erbfolgebestimmungen ein r efu* e dictum, 
woraus freilich auch nicht auf-ein jährlich erlassenes Edict geschlossen 
werden darf. Aus der Stelle bei Cic. Top. 5, 28 *i quis ius ciuile dicet 
id esse, quod in legibus, senalus cunsultis , rebus iudicatis . iuris peritonnn 
aucloritate, edictis magislratuum , more , aequilate consistat folgt gar nichts 
in Bezug auf die Zeit , in welcher die Sitte aufkam , dass der Prätor beim 
Anfänge seines Amtes ein Edict abfasste. Eben so wenig beweisend ist die 
Nachricht Ciceros (de leg. 1, 5 und II, 23), zur Zeit seiner Jugend sei es 
Sitte gewesen , die XII Tafeln auswendig zu lernen , jetzt zur Zeit seines 
Alters lerne man das prätorische Edict auswendig. Alles dies sind so un- 
bestimmte Aeusseruugen , dass man daraus keine Zeitbestimmung herleiten 
kann. Richtiger ist die Ansicht von lluschke (ad incert. amt. magislr. 
Vratislaciae 1829 p. 57 flgd.), der den Edicten ein hohes Alter zuschreibt, 
aber die Regelmässigkeit jährlicher Edicte einer spätem Zeit vorbehält, 

3G) Eine nicht richtige Auffassung hat Niebuhr Römische Geschichte 
IU, 39, welcher sagt, der Consul hätte trotz der Einsetzung des Prätors 
noch Jurisdiction behalfen und sogar über Appellationen entschieden. Das 
ist eben das Recht des Einspruches, welches jedem gleich oder höher ste- 
henden Beamten zusteht und welches, wenngleich zunächst negativ wir- 
kend, doch auch positiv etw r as Neues an die Stelle des Verworfenen setzen 
muss. Lange Römische Alterthümer 1, 560 sucht durch sehr künstliche 
und nicht recht beweisende Gründe darzuthuu , die Intercessiou der Consuln 
gegen Acte des richterlichen Imperium des Prätors sei äusserst selten, an- 
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drerseits aber doch rechtlich möglich. Freilich mag das später so gewe- 
sen sein: häufiger war immer die durch das lutercessionsrecht bedingte Ver- 
ständigung. 

37) Ueber die Wahl der Aedilen ist das Meiste sicher und bekannt: 
es kann aus den gewöhnlichen Handbüchern der Römischen Alterthiimer 
entnommen werden. Nur in Bezug auf die Zahl der aedilicischen Comi- 
tien glaubte, man einen Widerspruch in den Berichten der alten Schrift- 
steller zu finden : man suchte denselben früher durch Erklärung zu lösen ; 
als diese nicht befriedigend ausfiel , ist man jetzt dahin gekommen , den 
einen Schriftsteller des Irrthums zu zeihen, trotzdem dass seine Aussage- 
auch durch andere Zeugnisse bestätigt wird. Plutareh nämlich im Leben 
von Marius c. 5 berichtet von dessen politischer Laufbahn. Nach dem 
Tribunat hätte sich Marius um die „höhere”, d. h. die «indische Aedilität 
beworben. «Denn, sagt Plutareh, es giebt zwei Classen von Aedilen, die 
eine derer, welche von den eurulischen Sesseln, auf denen sitzend sie ver- 
handeln , die «indischen heissen ; die geringeren nennt man die plebejischen. 
Wenn sie aher die gcehrteren gewählt haben , so bekommen sie für die 
andern wiederum die Stiramtäfelchen. Als also nun Marius erkannte , dass 
er bei jener Aedilität zu kurz komme, ging er alsbald dahin über, sich um 
die andere zu bewerben , wobei er, weil er' frech und eigensinnig erschien, 
ebenfalls Unglück hatte und was Niemand anders widerfuhr, an einem einzi- 
gen Tage zwei Zurückweisungen erfuhr.” Es ergiebt sich aus diesen Worten Plu- 
tarchs, dass die Trennung der beiden Aedilitäten auch bei der Wahl zu den- 
selben beobachtet wurde: er sagt ausdrücklich, nach der Wald der curuli- 
sehen Aedilen hätte man die Abstimmung über die plebejischen begonnen. 
Damit ist denn auch wahrscheinlich , dass die Vorsitzenden bei der Wahl 
jener andere waren als bei diesen: wären sie dieselben gewesen, so würde 
man die Wahl aller Aedilen verbunden haben. Diese Trennung der ädili- 
cischcn Wahlcomitien wird bestätigt durch Cic. p. Plane. 21, 51, der von 
Marius sagt qui tluabus aeililitalihus repulsus septies cvtitul est factus , wo 
die Bewerbung um die beiden Aedilitäten und die Zurückweisung von bei- 
den ausdrücklich geschieden wird; ferner durch Cic. p. Plane. 22, 53 und 
in Pis. 1, 2, woraus hervorgeht, dass nur zwei Aedilen auf einmal gewählt 
wurden. Wenn Plutareh ferner angiebt, die Wahl der vier Aedilen sei, 
wenngleich in gesonderten Wahlversammlungen von zwei und zwei Aedilen, 
dennoch an einem Tage vollzogen worden, so haben wir keine Ursache, an 
der Richtigkeit dieser Nachricht zu zweifeln. Mau hatte sich gewöhnt, 
mehrere Beamten an einem Tage zu wählen und verband deshalb aus 
Rücksicht auf Bequemlichkeit die Cömitien von allen Aedilen. An sich 
freilich würde die Verlegung der Wahlen für die eurulischen und die ple- 
bejischen Aedilen an verschiedene Tagen nichts gegen sich haben: sie ist 
sogar ohne Zweifel in alter Zeit Sitte gewesen und hat sicherlich auch spä- 
ter, wenugleich wir keine. Nachricht darüber haben, statt gefunden. In- 
dessen dies eine wurde festge.halten, dass die Wahl der eurulischen Aedilen vor 
der der plebejischen geschah: dies erkennt man aus Plutarchs Erzählung 
und dasselbe ergiebt sich überhaupt aus der Reihenfolge der Cömitien. 
Denn zuerst fanden die consularischon statt, dann die prätorischen, üdili- 
cisehen, quaestorischen : der Rang der Aemter wurde auch hierin beobach- 
tet. Man sehe Cie. in Verr. Act. I, 7 sq. ; Ascon. p. 136; Din Cass. XXXIX, 
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7 und 32. In Widerspruch hiermit, nicht nur mit Plutarchs auf eine ge- 
schichtliche Thatsache gegründeter Erzählung, sondern auch mit den übri- 
gen Nachrichten stehen scheinbar die Angaben, welche sich bei Cic. epist. 
VIII, 4, 3 in einem Briefe von M. Caelius Rtifus an Cicero finden. Aus ih- 
nen glaubte man zu erkennen, dass im Jahre 51 v. Chr. die Wahl der ple- 
bejischen Aedilcn an einem besonderen Tage und vor der der curulischen 
Aedilen stattgefunden habe, und da hierin das unmittelbare Zeugnisseines 
Augenzeugen vorliegen würde, nahm man keinen Anstand, Plutarchs Anga- 
ben, sowie die andern damit in Verbindung stehenden Nachrichten für irr- 
thiimlich zu erklären. So thun es Becker Handbuch der Römischen Alter- 
thümer tl, 2, 30(5; Lange Römische Alterthiimer 1, 617; Rein in Paulys 
Realencyclopädie I, 217. Rufus bewarb sich in dem genannten Jahre um 
die curulische Aedilität, seine Mitbewerber waren C. Lucceius Hirrus und 
M. Octavius, uni die plebejische Aedilität bewarb sich M. Caelius Vinicia- 
nus. Rufus schreibt nun am 1. August folgendes an Cicero: Comitiomm 
dilationes occupaliorem me liabebant el expeclare in dies exitum cogebant, ut 
confectis Omnibus le facerem certiorem. Ad Kalendas Sextiles usque expe- 
claci. Hraetoriis morae quaedam inciderunl . itlea porro comiliit quem eoen- 
tum sint habitura nescio ; opinionem quidem, quod ad Hirrum altinet, incre- 
dibilrm aediliuni pl. comitiis nacta sunt, Nam M. Caelium Vitücianvm men- 
tiu illa fatnn , quam deriseramus olim, et promulgatio de dictatore subito 
deiecit et deiectum magno ctamore insecula est. • Inde Hierum auncti iam 
non fariendum ßagitare. Die Wald der curulischen Aedilen war also noch 
nieht gewesen zuvor musste noch die der Prätoren statt finden. Aber 
war die der plebejischen Aedilen gewesen? Es kommt auf die Worte an 
opinionem quidem, quod ad Hirrum altinet, incredibilem aedilium pl comitiis 
nacta sunt. Man erklärt dies, die Wahl der plebejischen Aedilen hätte 
statt gefunden, Caelius Vinicianus, welcher derselben politischen Meinung 
wie Hirrus war, sei dabei durchgefallen und daher bekomme Rufus die 
Hoffnung, auch Hirrus werde durchfallen. Ohne Zweifel können auch die 
Worte dies bekunden; aber die Frage ist, ob sie es bedeuten müssen: 
sonst ist der Beweis nicht gültig. Unter co mitin, wie unter dom deutschen 
Ausdruck „Wahlen”, versteht man nicht nur den Tag, an dem die Wahl ge- 
halten wird, oder die Handlung der Wahl selbst, sondern auch die Vorbe- 
reitungen zu derselben, das ganze politische Getreibe, das mit derselben 
zusammenhängt. Wenn z. B. derselbe Caelius Rufus, welcher jenen Brief 
geschrieben hat, im Anfänge eben desselben Jahres an Cicero (Cic. epist 
VIII, 2, 2) schreibt De comitiis consularibus incertissima est existimatio : 
ego incidi in competitorem nobilem et nobilem agentem; nam M. Octarius 
M. f. et Ilirrus mecum petit , so meint er damit nicht, man wisse noch 
nicht, wer zum Consul gewählt werden würde, sondern, wer sich um das 
Consulat bewerben würde; denn er spricht auch bei den aedilicischeu Co- 
mitien nur von den Bewerbern. Aehnlich sagt er also an der zuerst ange- 
führten Stelle, seine Comitien, d. h. seine Bewerbung um die curulische 
Aedilität, hätte, was Hirnis beträfe, an Wahrscheinlichkeit des Erfolges ge- 
wonnen durch die Comitien der plebejischen Aedilen, d. h. durch die 
politischen Vorbereitungen für ihre Wahl. Es hat also die Wahl selbst noch 
nicht statt gefunden. Damit schwindet jeder Widerspruch mit Plutarchs 
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Nachricht, sowie mit den übrigen, von uns angeführten Zeugnissen anderer 
Schriftsteller. 

38) Besonders hat dies Niebuhr Römische Geschichte III, 39 flgd. ge- 
than, dessen uugegrüudete Vennuthungen schon von Becker Handbuch der 
Römischen Alterthiimer II, 2, 298 flgd. zurüekgewieseu worden sind. Lange 
Römische Alterthiimer I, 622 flgd. verlässt ebenfalls die Ueberlieferung, 
wenn er z. B. aus der rum urbit die Thätigkcit der Aedilen bei den Spie- 
len erklärt: sic hätten, sagt er S. 627, bei allen aussergewöhnlichen Anläs- 
sen die Ordnung und die Ruhe der Stadt zu erhalten gehabt. Dadurch 
wird man kein richtiges Bild von der Entwickelung der Aedilität gewinnen. 

39) Livius VII, 1 sagt Vercrundia intlc impositn esl senatui ex putribus 
iubendi aediles curules rretiri. Primo ut allernis tmnis ex ple.be ficrenl con- 
tieueral, pusten promiseuum fuit. Noch Polybius X, 4 erwähnt die Sitte, 
wahrscheinlich als zu seiner Zeit bestehend. Nähere Nachweisungen hat 
gegeben Th. Mommsen im Rheinischen Museum XVI, 337 flgd. 

40) Eine Aufzählung des Einzelnen findet man in den Lehrbüchern 
über die Römischen Alterthümer, auch bei Rein in Paülys Realencyelopä- 
die I (Stuttgart 1862) 213 flgd. 

41) Die Beweise dafür hat zusammen gestellt Becker Handbuch der 
Römischen Alterthümer 11, 2, 362 und ich finde nicht, dass jetzt eine ab- 
weichende Meinung unter den Gelehrten besteht, während früher allerdings 
einige auch für die Verschiedenheit der Aemter sich aussprachen. Ueber 
das Papirische Gesetz haben wir eine etwas abweichende Ansicht aufge- 
stellt, als z. B. Lange Römische Alterthümer I, 651. 

42) So nehmen an z. B. Walter Geschichte des Römischen Rechtes 
§. 209, Rudorff, Römische Rechtsgeschichte II, 329. Sclaven und Nichtbür- 
ger nennt Becker Römische Alterthümer II, 2, 360. 

43) So hat es gethan Geib Geschichte des Römischen Criminalproces- 
ses S. 97, der auch als allgemeine Grundsätze des Römischen Criminal- 
processes desseu Ocffentlichkeit und Mündlichkeit aufstellte. Den Ursprung 
der Oeffentlichkeit haben wir aus dem eisten Valcrischen Provocations- 
gesetze hergeleitet, die Mündlichkeit lag nicht in der Befolgung eines Rechts- 
grundsatzes, sondern in der Notbwendigke.it. 

44) Es ist ein starker Irrthum, wenn man, wie es kürzlich geschehen 
ist, aus Cic. de leg. agr. II, 13, 33 de'tnde orbis lerrarum gentiumque om- 
nium datur cognitiu sine consiliu , pnenu sine proeocalione, animadtersio sine 

auxiliu hat schliessen wollen, die Xviri, welche P. Servilius Rullus zur 
Aekervertheilung einsetzen wollte, hätten das Recht erhalten sollen, ohne 
consilium zu entscheiden. Abgesehen davon , dass jene Worte si«« consiliu 
wahrscheinlich späterer Zusatz sind und nicht von Cicero herrühren, ist 
ein solches Recht ein Unding. Denn es ist nie Jemand verpflichtet gewe- 
sen, mit einem consilium zu richten, also konnte auch Niemand davon 
entbunden werden. Nur die Sitte bindet, das Recht nicht: jene Xviri hät- 
ten , wenn sie wollten , allein entscheiden können. 

45) Man vergleiche z. B. die Betrachtungen, welche Geib Geschichte 
des Römischen Criminalprocesses S. 101 hierüber anstellt. Auch er nimmt 
an , dass beide Elemente schon während der Republik vermischt waren und 
nicht erst in der Kaiserregierung das inquisitorische Verfahren erfunden 
wurde. 
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46) Es ist ein Verdienst von W. A. Becker, in seinem Handbuch der 
Römischen Altcrthümcr I, 262 zuerst auf die Verschiedenheit der Gefäng- 
nisse in Rom aufmerksam gemacht und den Namen laulumiae richtig er- 
klärt zu haben. Derselbe hat dann seine Ansicht vertheidigt und weiter 
ausgefiihrt in einer besondern Abhandlung: Zur Römischen Topographie 
(Leipzig 1843) S. 19flgd. 

47) So stellt es z. Gcib Geschichte des Römischen Criminalprocesscs 
S. 168 dar, welcher zwischen unmittelbarer Volksgerichtsbarkeit, wie sie 
bei der Anklage der Tribunen in den Tribut- oder Centuriatcomitien er- 
scheint, und der mittelbaren beim gewöhnlichen Provocationsverfahren be- 
stimmt unterscheidet. Diese Unterscheidung bekämpft Th. Mommsen in 
einer Recension des Werkes von Geib (Jenaische Litcraturzeitung 1844 S. 
247), aber dergestalt, dass er alle Gerichtsbarkeit der Comitien für mit- 
telbar , alle Gerichte vor dem Volke für Gerichte zweiter Instanz hält. 
Am bestimmtesten hat dies behauptet Ch. Eisenlohr die- protocalio ad po- 
pulum zur Zeit der Republik (Schwerin 1858), dessen ganzes Buch der 
Durchführung dieser Idee gewidmet ist. Viel unbestimmter, aber auch vor- 
sichtiger, äussert sich darüber Rubino Untersuchungen S. 443. Zuerst er- 
wähnt er, „dass die hohem Beamten mit einem contilium selbständig eine 
quaestio leiten, wenn sie nämlich von dem Volke dazu bevollmächtigt sind, 
zweitens dass niedere Beamten, Ilviri perduelliunis , Quaestoren, Aedilen, 
Illriri capitales oder neben ihnen die Tribunen der Plebs die Leitung des 
Processes , und zwar ohne ein contilium übernehmen. Dann fällten sie ent- 
weder, wie z. B. die Dnumvim, einen Spruch, gegen welchen dem Verur- 
theilten die Provocation zustand , oder sie verfuhren überhaupt nur als 
Untersuohungsrichter oder Ankläger: in beiden Fällen fiel dem Volksge- 
richtc die eigentliche und höchste Entscheidung zu.” Indessen ein nur 
einigermassen deutliches Bild von dem Wesen der Provocation zu gewin- 
nen wird hieraus nicht möglich sein. Einzelnes haben wir überdem schon 
widerlegt, z. B. die Behauptung von dem Fehlen eines consilium bei den 
niedern Beamten. Weshalb die hohem Beamten, Consuln und Prätoreu 
nicht auch als Untersuchungsrichter und Ankläger auftreten sollten , be- 
greift man uicht: Rubino selbst führt das Beispiel des Deccmvir C. Ju- 
lius an , der consularisehe Macht und noch dazu ohne Provocation hatte. 
Aber von einer zweiten Instanz spricht er nicht: er erwähnt sogar, in dem 
Anklageacte selbst habe eine Vorentscheidung, ein iwdicium, gelegen. 

48) Der Sinn der Stelle Ciceros de leg. III, 12, 27 danlur iudicia, ul esset 
populi poleslas , ad quam prorocarelttr ist bestritten. Es fragt sich, ob 
ut einschränkend gebraucht ist: „die Beamten haben iudicium, aber mit 
der Beschränkung, dass man an das Volk Berufung einlegen kann”, oder 
ob es den Zweck anzeigt : „dem Beamten wird iudicium bewilligt , damit 
eine Volksgewalt da ist, au welche man Berufung einlegen kann”. Die 
letztere Ansicht ist jetzt die herrschende, wie sie denn von Rubino a. a. 
0. S. 446 und von Moinmsen a. a. 0. S. 248 gebilligt wird. Man führt als 
Beweis für dieselbe an , dass das folgende ut in den Worten danlur auspi- 
cia , ul mutlos iuulilet comilialus probabilcs impf dir rnt morae offenbar die 
Absicht bezeichnet. Dies ist indess kein genügender Gnuid und Cicero 
könnte sehr wohl mit dem ersten ul eine Einschränkung, mit dem zweiten 
die Absicht bezeichnen. Ich sehe aber nicht ein, welcher Sinn in den 
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Worten liegen kann, allen Beamten werde iudirium bewilligt, mit der Ab- 
sicht damit das Volk seine Gewalt geltend machen könne. Als ob man 
den Beamten das iudicium nur in dieser Absicht gegeben habe! Es wäre 
dies sogar eine ungeschichtliche Auffassung; denn das Recht zu urtheilen, 
hatten die Beamten früher als das Volk seine Macht erhielt. Man ver- 
gleiche zudem die vorher von Cicero ausgesprochenen Grundsätze (de 
leg. 111, 3, 6 magislratus nec obedientem et noxitim eitern coerceto , rti — 
populus — prohibessit und cum magislratus iudicassit irrogassitre , per po- 
pulum mullae, poenae certatio eslo), so wird man auch in ihnen eine Be- 
schränkung des Beamten durch die oberste Gerichtsbarkeit des Volkes 
erwähnt finden. 

49) Ebenso heisst es Schol. Cic. p. 337 von den Volkstribunen, welche 
P. Claudius der perduellio anklagen. Diese Stellen führt Eisenlobr in dem 
genannten Buche S. 35 an und deswegen habe ich sie hier mit Absicht 
wieder benutzt, obgleich sich noch genug andere finden. 

50) Wir wollen hier die Römische Anschauung beweisen, dass das Ur- 
theil des Beamten, welches von den Schriftstellern als dem Drtheile des 
Volkes vorhergehend erwähnt wird, kein richterliches Urtheil, sondern ein 
Theil der Anklage ist und nur in Folge eines besonderu Sprachgebrauches Ur- 
theil genannt wird, dass folglich von einer zweiten Instanz, welche durch 
das Volksgericht gebildet worden sei, nicht die Rede sein kann. Die neuern 
Gelehrten sind, wie wir in Anm. 47 bemerkt, anderer Ansicht Wir ha- 
ben einen von den Gründen, welche Th. Mommsen Jenaische Literatur- 
zeitung 1844, 248 anführt, widerlegt: die übrigen von demselben beige- 
brachten Gründe gehören eigentlich nicht hierher, sondern erst an eine 
spätere Stelle, wo wir von dem ausserordentlichen Strafprocesse, wie wir 
ihn nennen', sprechen werden: wir wollen sie indessen, weil sie zusammen 
angeführt worden , auch zusammen hier widerlegen. Mommsen macht die 
Bemerkung, man dürfe aus der rednerischen Wendung bei Cic. p. C. Rab. 
4, 15 nicht folgern , dass die Bestimmung der XII Tafeln de. capile chis 
Romani non esse rogandum 7ii.ii maximo comitiatu die vorläufige Yerurthei- 
lung durch den Magistrat ausschliesse. Die Stelle Ciceros ist bemerkens- 
werth: C. Gracchus legem tulil , ne de capile citium Romanorum iniussu 
vestro iudicaretur: hic popularis a I Irit is iniussu teslro non iudicari de eite 
Romano , sed indicta causa eitern Romamim capitis condemnari coegil. Ueber 
den Process von Rabirius haben wir schon früher I, 88 gesprochen : iniussu 
cestro eitern Romanum condemnari bezieht sich darauf, dass in demselben 
die Zweimänner nicht vom Volke erwählt w'aren und aus Parteileidenschaft 
eine unbillige Verurtheilung ausgesprochen hatten. In der That also darf 
man aus jenen Ausdrücken nicht den Schluss ziehen, eine vorläufige Ver- 
urtheilung durch den Magistrat, d. h. ein Antrag auf Verurtheilung, sei 
unerlaubt gewesen; aber eben so wenig ergiebt sich daraus etwas für ein 
Verfahren in zwei Instanzen. Ja, wenn Cicero sagt, Gracchus habe ver- 
boten, über das capul eines Römischen Bürgers ohne Erlaubniss des Vol- 
kes zu urtheilen, so zeigt dies deutlich, dass von einem eigentlichen iudi- 
cium des Beamten im Criminalproeesse nicht die Rede sein kann : das eigent- 
liche richterliche iudirium kam nur dem Volke zu. Ferner sagt Momm- 
sen : cs heisse bei Cic. de dom. 30, 78 und Sali. Cat. 51, dass die rerum 
capitalium condemnati durch die lex Porcia das Recht erhalten hätten, 
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noch in das Exil zu gehen, was den in Comiticn Verurtheilten nicht mehr 
erlaubt war: es seien also hier unter condemnati die durch das vorläufige 
Urtheil der Beamten Verurtheilten zu verstehen. Dieser Behauptung liegt 
ein Missverständnis zu Gruude. Das Poreisehe Gesetz, über welches wir 
oben S. 48 Hgd. gesprochen, enthielt keine solche Bestimmung : dagegen die 
spätem Gesetze für dis Schwurgerichte sprechen über die Verurtheilten 
nicht die Todesstrafe, sondern die Verbannung aus: das sagt Sallust a. a. 

0. Al rtliae leges item condemnatit ciritßux »an atttrna in eripi , sed ejrilinm 
per mit ti iuhent, er versteht unter condemnali die in Schwurgerichten Ver- 
urtheilteu. Cicero spricht an jener Stelle von dem Verluste des Bürger- 
rechtes: dieser sei erfolgt , wenn die Verurtheilten ein anderes Bürgerrecht 
freiwillig angenommen hätten und dazu seien sie gebracht worden durch 
die über sie ausgesprochene Aechtung (nquae. et ignis inlerdicliu): er muss 
also ebenfalls unter Verurtheilten diejenigen verstehen, über welche end- 
gültig entschieden worden war. Im Verlaufe seiner Untersuchung spricht 
Mommsen dann noch von Beweisen , welche, er für seine Ansicht aus dem 
Amte der quacstarcs parricidii hernimmt. Da wir indessen dieses Amt 
anders aufgefasst und die Entwückelungsgeschichte der quaestores nach den 
Quellen anders dargestellt haben , brauchen wir auf jene vermeintlichen Be- 
weise nicht weiter einzugehen. 

51) Man sehe darüber besonders die Untersuchungen von 0. E. Hart' 
mann Ueber die Römische Gerichtsverfassung (Göttiugen 1859) S. 94flgd. 

52) Zuerst hat darüber ausführlich gehandelt Joh. Frid. Gronovius Ob- 
servationes I, 1, der behauptet, diese 30 Tage seien nichts anderes, als 
das Irinundinum , auf das die Comitien angesagt wurden , mit den drei 
Tagen, in denen das Edict. des Beamten aufgestellt wurde: „das Gesetz 
wurde empfohlen, wenn die Comitien der Gesetzgebung halber angesagt 
waren , die Candidaten meldeten und bewarben sich , wenn sie zur Wahl 
von Beamten angesagt waren : am Ende wurden dann die Comitien selbst 
gehalten. Denn diese Tage waren ausserhalb des Irinundinum und erfüll- 
ten mit ihm die dreissig Tage. Dieselbe Meinung ist dann von spätem 
Gelehrten angenommen worden, z B. von Iluschke Verfassung von Ser- 
vius Tullius S. 415, Becker- Marquardt Handbuch der Römischen Alterthü- 
mer II, 3, 55: Lange Römische Alterthümer I, 309; Rein in Paulys Real- 
encyclopädie I, 539. 

53) Es ist eine zu künstliche Erklärung, wenn LaDge Römische Al- 
terthüraer I, 410 sagt: „diese kriegsrechtliche Frist mit sarnnit dem vexi 1- 
lum russeum wurde auf die zur Aburtheilung über einen provoeirenden 
perduellit berufenen comitin übertragen , weil das Verfahren des Volks gegen 
einen solchen gleichfalls als ein iustum piumque duellum betrachtet wurde”! 
Ein Zeichen, welches bei drohender Kriegsgefahr die Stadt zur Wachsam- 
keit auffordern sollte, wäre auf die Ankündigung eines Gesetzvorschlages 
übertragen worden! Denn dass die Kriegsfahne bei jeder Versammlung 
der Centurien wehte, war natürlich. Unrichtig ist überdem in Langes An- 
sicht, dass die Gleichheit der Formen in allen Comitien , mögen sie dienen 
wozu sie wollen, nicht erkannt wird. 

54) Man vergleiche jetzt auch die Beweisführung bei Hartmann Rö- 
mische Gerichtsverfassung S. 8G. 

55) Unsere Darstellung weicht hierin von der gewöhnlichen ab. Indem 
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man für die Centmiatcomitien der ältesten Zeit die erwähnten dreissig 
Tage als Ankündigmigsfrist annahra, musste man nothwendiger Weise wei- 
ter annehmen, die Frist der drei Markttage, welche später entschieden 
für die Centurien galt, sei ursprünglich den Tributcomitien eigenthümlich 
gewesen und von ihnen auf jene übertragen worden. Ferner muss man 
dann Niebuhr Römische Geschichte II, 243 beipflichten, welcher Livius, 
weil er von dem trinunitiimm bei der Wahl der Decemvirn spricht, einen 
Irrthum , einen Anachronismus vorwirft. So urtheilen Marquardt Römische 
Alterthümer II, 3, 56 und Lange Römische Alterthümer I, 411, welcher die 
gesetzliche, Verpflichtung zur Beobachtung des Irinundinum erst von der lex 
Cnecilin l)idin herleitet. Wie viel besser ist es, ein analoges Verfahren, 
wie es bei den übrigen Formen der Volksversammlung stattfand, auch in 
diesem Falle anzunehmen und Livius, welcher treu nach seinen Quellen 
erzählte , Glauben zu schenken ! 

56) Deshalb kann ich es nicht als Vernachlässigung der Ankiindignngs- 
frist betrachten, wenn bei Liv. XXIV, 7 im Jahre 215 v. Chr. der Consul 
Q. Fabius schon auf seiner Reise nach Rom den Tag für die Cousulwahl 
ansagt, den nächsten Comitialtag dazu bestimmt und unmittelbar von der 
Reise kommend die Wahl auf dem Marsfelde abhält. Die Meldung der 
Caudidaten ist wahrscheinlich schon früher erfolgt, die Zeit der Comitien 
stand fest , nur der Tag der Wahl war noch zu bestimmen gewesen. Aehn- 
lich war es mit den Wahlen des Jahres 213 v. Chr., welche ein Dictator 
abhielt (Liv. XXV, 2), mit denen 176 v. Chr. (Liv. XL1, 14). Darnach ver- 
mindern sich die von Chr. Ferd. Schulze Volksversammlungen der Römer 
(Gotha 1815) S. 208 und Marquardt Römische Alterthümer II, 3, 55 ange- 
führten Beispiele. Auch Ciceros Process, bei dem die lex Cnecilin Uirlin 
nicht beobachtet worden sein soll, ist nicht mit Lange Römische Alter- 
thümer I, 411 hierher zu ziehen. 

57) Wir haben diese Verhältnisse nur in ihren allgemeinen Ergebnis- 
nissen dargestellt. Die Beweise und Ausführungen des Einzelnen finden 
sich in dem schon angeführten Buche von Hartmann Römische Gerichts- 
verfassung S. 82 bis 105. Von der ursprünglichen Ankündigungsfrist bei 
Centuriatcomitien spricht Hartmann nicht ; aber unsere Annahme , dass sie 
dabei ebenfalls von Anfang an auf drei Markttage gegolten hat, stimmt 
vollständig mit seinen sonstigen Ergebnissen; ja diese erhalten dadurch 
noch einen grössern innern Zusammenhang. Nur eine Bemerkung erlaube 
ch mir in Bezug auf Dionys. XI, 17, der bei den Berathungen, welche 
über die Abdankung der Decemvirn stattfinden, einen Senator von Comi- 
tien, welche auf den dritten Markttag bestimmt werden, sprechen lässt» 
und, wie sich aus dem Folgenden ergiebt, an Tributcomitien denkt. Das 
ist nicht ein Irrthum von Dionysius, wie Hartmann S. 85 anzunehmen 
scheint, sondern es handelt sich dort wirklich um die Wahl von Volks- 
tribunen. Die Decemvirn vereinten die curulische mit der plebejischen 
Gewalt und es kam zunächst darauf an , die letztere als Schutz der Frei- 
heit in den Volkstribunen wieder herzustellen. 

58) Lange Römische Alterthümer II, 470 sagt: -Es konnte immer nur 
ein Einzelner durch die dtri rliclio vorgefordert werden”, und führt als 
Beweise an, zuerst Liv. IV, 41. Dort wird von der Anklage zweier Mili- 
tairtribunen berichtet, welche vor Veji unglücklich gekämpft hatten. Aber 
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von gesonderter Anklage wird nicht erzählt, sondern nur, dass der eine 
verurtheilt, der andere von allen Tribus freigesprochen wurde: nicht ein- 
mal, dass über die. Einzelnen gesonderte Abstimmung erfolgt wäre, kann 
man daraus erkennen. Ferner wird Liv. XXV, 4 angeführt, wo es heisst, 
die Tribunen hätten die bei einem Aufruhr in der Stadt Betheiligten ein- 
zeln angeklagt. Dies kann aber auch heissen, sie hätten jeden Einzelnen, 
sowie er im Laufe der Untersuchung genannt wurde, angeklagt, nicht einen 
Antrag über alle zusammen an das Volk gestellt; dass jeder Einzelne sei- 
nen Termin vor dein Volke haben müsse, liegt nicht darin. Der dritte 
Fall bei Liv. XLI11, 16 spricht eben so wenig für Langes Meinung. Der 
Volkstribun P. Rutilius war mit den Censoren in Feindschaft gerathen. Es 
heisst: C. Claudio diem dij-tl , quod contionem ab sc aeocasset et utrique 
censori perduellionem sc iudicare pronuntiarit diemque comitiis a C. Sulpicio 
praetore urhano petiit. Der Process der beiden Censoren war also verschie- 
den: Claudius wurde angeklagt, weil er die Volksversammlung von dem 
Tribunen abberufen, der andere Censor Ti. Gracchus, weil er, wie Livius 
früher erzählt, dem Einsprüche des Tribunen nicht nachgegeben hatte. Des- 
halb wurde, für jeden ein besonderer Termin, VIII und VII Kal. Oct. ange- 
setzt; denn das Vergehen war verschieden, überdem wahrscheinlich, dass 
jeder der beiden Processe einen besondern Tag für sich in Anspruch neh- 
men würde. 

59) Cicero in seiner Rede für M. Tullius §. 9 macht die Bemerkung 
tla existimarit (bl. Lucullus praetor ) apud maiores nostros , cum et res et 
cupidit ntes minot es essen t et familiae non magnae magno nietu continerenlur, 
ul perraro fierel, ut homn ncrideretur idque nefnrium ac singulare faetnus 
puhtrelur, nihil opus fuisse iudinio de ri coactis armatisque hominibus. In- 
dessen diese Bemerkung bezieht sich, wie der Zusammenhang und der 
Zweck der Rede ergiebt, auf das Räuberwesen, welches während der Bür- 
gerkriege in Italien auf erschreckende Weise überhand genommen hatte. 
Einen weiteren Schluss auf die sittlichen Zustäude der alten Römer über- 
haupt darf man daraus nicht ziehen. 

60) Dies behauptet Lange Römische Alterthümer II, 498. Indessen 
meint er nicht, dass die Theilung der Processe auf verschiedener Befug- 
niss der Tribunen und Acdilen beruhe. Denn er sagt: „in der Regel wä- 
ren den Tribunen die wichtigeren, den Aedilen die minder wichtigen Pro- 
cesse zugefallen.” An sich also konnten die Aedilen auch die wichtigsten 
Anklagen vernehmen. Aber was wichtige, was minder wichtige Processe 
sind, lässt sich überhaupt nicht bestimmen. Die Anklage, welche Cicero 
gegen C. Verres vor dem Volke erheben wollte, wäre kein eigentlich poli- 
tischer Process gewesen und doch unter den damaligen Umständen von der 
höchsten politischen Bedeutung. Auch die fernere Behauptung Langes kön- 
nen wir nicht billigen: „ln der Zeit bis zur Einsetzung der eurulischen Ae- 
dilität tritt übrigens die Thätigkeit der plebejischen Aedilen gar nicht her- 
vor, was zum Theil mit der Beschaffenheit unserer Quellen, zum Theil 
aber auch wohl damit zusammenhängt, dass die Quästoren vor den Centu- 
riatcomitien in dieser Zeit noch in grösserer Thätigkeit gewesen sind als 
nachher.” Richtig ist zwar, dass wir über die Zeit bis zur Einsetzung der 
«indischen Aedilität, d. h. bis zum Jahr 366 v. Chr., nur Livius als allge- 
meine historische Quelle haben, indessen von der spätem Zeit, wo Livius 
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aufhört, wissen wir noch weniger. Dass aber die Thätigkeit der Quästo- 
ren den Aedilen Abbruch getlian habe, glauben wir nicht. Die Aedilen 
strengten mit seltenen Ausnahmen nur bei den Tributcomitien Processe an, 
während die Thätigkeit der ausserordentlich mit besonderer Vollmacht vom 
Volke versehenen Quästoren sich auf Processe vor den Centimen beschränkte. 

Gl) Den grössten Theil der hier erwähnten Beispiele findet man schon 
benutzt und richtig beurtheilt in der Abhandlung von C. G. Zumpt de le- 
gibus iudiciisgue vepetumlarvm p. 4. Von Becker in seinem Handbuch der 
Römischen Alterthümer II, 2, 55 sind hiermit nicht richtig diejenigen Fälle 
zusammengestellt, wo die Amtsentsetzung nicht durch das Urtheil des Vol- 
kes, sondern durch Senatsbeschluss, d. h. also nach dem blossen Gutach- 
ten des Senates ohne Nüthigung erfolgte. 

63) Der Gelehrte, welcher zuletzt diesen Gegenstand behandelt hat. 
Lange Römische Alterthümer I, 462 und II, 473, erkennt die Richtigkeit der 
uns von Cicero gegebenen Nachricht an; frühere Gelehrte hatten sie ge- 
läuguet, wie Geib Geschichte des Römischen Crimiualprocesses S. 35, Mar- 
quardt Handbuch der Röm. Alterthümer II, 3, 155, vor Allen Th. Momin- 
sen lenaisehe Literaturzeitung 1844 S. 249 und die Römischen Tribus S. 68. 
Der Letztere beruft sich auf Plaut, Capt, III, 1, 16 in tribu aperlo capite 
sonles condemnant reos, welche Worte man indessen, wie er selbst zugiebt, 
sehr wohl auch auf nicht capitale Sachon beziehen kann. Aber Polyb. VI, 
14 behauptet er, spreche ausdrücklich von der Entscheidung der comitia 
tribula in Capitalsachen. Polybius erzählt dort von der Milde Römischer 
Sitte in Capital processen: sie giebt, wie er sagt, den um das caput Proces- 
sirendeu die Erlaubniss, auch wenn nur noch eine Tribus, die zur Verur- 
theilung uötliig ist, nicht abgestimmt hat, ein freiwilliges Exil zu wählen. 
Es werden hier allerdings Tribus bei Capitalprocessen erwähnt, aber nicht 
Tributcomitien; auch bei den Centuriatcomitien hat die Abstimmung Tri- 
busweise statt gefunden. Polybius würde sich an jener Stelle bestimmter 
ausgedrückt haben, hätte er nicht die Befugnisse des Volkes im Allgemei- 
nen, ohne Berücksichtigung der Centurien und Tribus, schildern wollen. 
Vergl. Marquardt a. a. 0. S. 157 Anm. 635. Aehnlich ist zu erklären Cicero 
in Verr. I, 5, der von dem Perduellionsprocesse spricht, welchen er gegen 
Verres wegen Hinrichtung Römischer Bürger anzustrengen droht, und sagt 
('reden! omnes Vel XXX tribus Iwmini gravissimo ntgue ornatissinio M. Annio: 
damit meint er nicht, die Tributcomitien würden darüber abstimmen, son- 
dern will nur die Gesammtheit des Volkes bezeichnen, und sein Ausdruck 
ist um so mein - gerechtfertigt, als die Abstimmung der Centurien Tribus- 
weise geschah. Von den übrigen Fällen, welche für die Capitalgerichtsbar- 
keit der Tribus angeführt werden, sind alle diejenigen auszuschliessen, 
welche in die Zeit vor die Decemvirn fallen. Damals waren Capitalge- 
richte vor den Tribus erlaubt und die Nothwcndigkeit eines vorhergehenden 
Senatsbeschlusses ersetzte, wie wir bemerkt haben, die spätere Beschrän- 
kung. Auch die Processe der Zehnmänner selbst beweisen nichts: wir ha- 
ben sie den Quellen gemäss als nicht hierher gehörig erwiesen. S. oben 
S. 30 figd. So bleiben von den Fällen, welche die genannten Gelehrten anfüh- 
ren, nur übrig Dionys. Bxcerpt. ed. Reiske p. 2336, wo indessen Tributco- 
mitien nicht erwähnt werden, und Liv. XXV, 4, wo die Tribusversammlung 
kein gerichtliches Urtheil fällt, sondern die Verbannung eines Angeklagten, 
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der sich nicht zum gerichtlichen Termin gestellt hatte, beschliesst und das 
ist etwas ganz verschiedenes. Die übrigen Erwägungen Mommsens sind 
nicht beweisend. Es sagt, bei der vollen gesetzgebenden Gewalt, welche 
die Tributcomitien später erlangt, sei Beschränkung ihrer Richtergewalt 
nicht denkbar, und ferner, Cicero habe bei seinen Behauptungen über die 
Beschränkung der Tributcomitien den Buchstaben für sich gehabt, aber 
Niemand habe sich um seine antiquarischen Forschungen bekümmert, auch 
habe er sich selbst au der angeführten Stelle in Verr. I, 5 widersprochen. 
Jene Stelle Ciceros haben wir schon berührt, und das Uebrige kann schwer- 
lich im Ernste als Widerlegung einer bestimmten Nachricht aus dem Alter- 

tkum augesehen werden. . . ,, , , .. 

63) Die neuern Gelehrten haben, so viel ich sehe, die Erklärung die- 
ses Ausdrucks nicht berücksichtigt und man kann nicht erkennen, wie sie 
denselben verstanden haben. Sie scheinen indess unter dies den Rntschei- 
dungsteimin des Gerichtes verstanden zu haben. Wenigstens sagt Rudorf 
Römische Rechtsgeschichte 11, 428; „Zugleich musste der Gerichtstag durch 
gehörige einseitige </iri diclio (denn einer gegenseitigen comhclw bedurfte 
es hier nicht) vorher verkündet und in wiederholten Contioneu, zu denen 
der Auzuklagemle (pH, «!.<*) vorgeladen wird, durch zwei bis dreimalige 
eoutradictorisehe Verhandlung vorbereitet werden.” Wir haben in unserer 
Untersuchung dies Verfahren anders dargestellt. 

64) Bekanntlich heisst es einmal bei Gell. VI, 9, wo von der Wahl des 
berüchtigten Cn. Flavius zum Aedilen die Rede ist: At aedilu, qtü comitia 
habebat, neijat accipcre ner/uc siii placere, qui scriptum faceret, cum aedt- 
lem Ihn. Man erklärt dies, ein Acdil hätte die Wahlversammlung geleitet 
und hat zum Theil, um diesen Austoss zu vermeiden, zu Verbesserungen 
seine Zuflucht genommen, indem man schreibt At ith, '/»* «>■»*•<* habebat. 
Dies ist schwerlich richtig. Aber man kann auch aedilis als Accusativ, ab- 
hängig von nccipere auffassen und dadurch fällt dieser in der Römischen 
Geschichte einzeln stehende Fall fort. Ich erwähne noch, dass man aus 
Dionys. IX 49 geschlossen hat, die Aedilen hätten keine Auspicien gehabt: 
so lehren es Lange Römische Alterthümcr 1, 614 und Rein in Paulys 
Realencyclopädie 1 (2- Ausgabe) S. 211. Aber Dionysius spricht an jener 
Stelle nur von der Wahl der Aedilen und zwar der plebejischen: sie, sagt 
er geschehe in Tributcomitien ohne Auspicien, sowie die der Volkstribu- 
nen Dionysius schildert dort also nur die Tributcomitien, auf die Amts- 
gewalt der Aedilen geht er nicht ein. Vergl. übrigens oben Anm. 37. 

65) Im Ganzen dieselbe Ansicht hat Lange Römische Alterthümcr ü, 
400 nur dass er die Befugniss der Aedilen, Criminalprocesse zu beginnen, 
von’ dem Atemisch - Trapejischen Gesetze kerzuleiteu scheint. Ich glaube 
vielmehr, dass sie von Anfang an dieses Recht, aber freilich, wie die Tri- 
bunen selbst, um gegen Plebejer gehabt haben: das Atermsche Gesetz 
verlieh ihnen ein bestimmtes Strafrecht auch gegen Patncier, erst die spa- 
teren Verfassungsgesetze dehnten ihre ganze Macht über den Gesammtstaat 
aus. An einer früheren Stelle freilich, Bd. I, 614, Scheint Lange nicht eine 
Beschränkung des Rechtes, Volksversammlungen zu halten, bei den Aedilen 
anzunelimeu. Das Recht der Aedilen zu Volksversammlungen überhaupt 
läuguete C. G. Zumpt in seiner Abhandlung über die persönliche Freiheit 
des Römischen Bürgers (Darmstadt 1846) S. 18, wogegen Marquardt Rö- 
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mische Alterthümer 11, 3 125 den nicht gerechtfertigten Schluss machte, 
weil die Aedilen Volksprocesse geleitet, hätten sie auch überhaupt das ius 
agendi cum piche gehabt. 

66) Die Erklärungen früherer Gelehrten übergehen wir. Geib Ge- 
schichte des Römischen Criminalprocesses S. 115 erklärt die Worte ne »ist 
prodida die i/vis ncaitelur so: der Ankläger hätte seine Erklärung, eine 
bestimmte Person wegen eines gewissen Verbrechens verfolgen zu wollen, 
mit der Angabe des Tages verbinden müssen, an dem die Anklage stattfin- 
den sollte. Er vergleicht sodann die dreimalige Anklage mit dem trinun- 
dinum : an dem durch die diei diciio festgesetzten Tage habe der Beamte 
zuerst ganz kurz und ohne irgend eine nähere Begründung seinen Strafan- 
trag (anyumlio) öffentlich vorgetragen und überhaupt nichts weiter angege- 
ben als die Natur des dem Angeschuldigten zur Last gelegten Verbrechens, 
sowie die Art und Grösse, der auszusprechenden Strafe. Dieser Antrag 
musste nun dreimal, an drei auf einander folgenden Markttagen ( per tri- 
nundinum) wiederholt werden, und erst nachdem die dritte Verkündigung 
stattgefunden hatte, konnte die eigentliche Anklage (guarta accutalio ) mit 
Entwickelung aller dieselbe rechtfertigenden Beweise, jedoch jetzt auch so- 
fort ohne weitere Vertagung vorgetrageu werden. Diese Ansicht Geibs ent- 
hält Manches au sieh wenig glaubliche, z. B. dass dreimal ganz kurz und 
und ohne nähere Begründung der Strafantrag vorgetragen sei, dass der 
Strafantrag anguisiiiu geheissen habe, ferner anderes mit der Ueberlieferung 
in Widerspruch stehende, z. B. dass die Art und Grösse der Strafe dreimal 
angegeben werden musste. Denn die Art der Strafe, ob sie Capital oder 
Geldbusse sein sollte, ergab sich aus den Comiticn, in denen verhandelt 
werden sollte, von selbst. Indessen ist diese Meinung im Wesentlichen an- 
genommen worden von Marquardt Römische Alterthümer 11, 3, 57. Dage- 
gen hat Th. Mommsen in der lenaischen Literaturzeitung 1844, 251 zw'ei 
Punkte geltend gemacht, welche eine andere Auffassung begründen. Er er- 
klärt es mit Recht für unrichtig, dass in den Worten ne nisi prodicta die 
quit accuselur der Satz ausgesprochen würde „dass mit der Erklärung des 
Anklägers, anklagen zu wollen, die Angabe des Tages verbunden sein müsse, 
an welchem die Anklage stattfinden solle.“ Denn dies heisse diem dicere ; 
die m prodiccrc beziehe sich auf die Fristerstreckung. Zweitens tadelt er. 
ebenfalls mit Recht, .die Erklärung der guarla accusalio aus dem trimm- 
dinum. Mommsens eigene Meinung scheint in Bezug auf die Hauptsache 
richtig zu sein nnd ist von Rein in Paulys Roalcneyclopädie IV, 376 nicht 
mit Recht verworfen worden: in einigen Nebenpunkten sind wir anderer 
Ansicht und hat auch Eisenlohr die provocaiio ad pupulum S. 65 flgd. gute 
Bemerkungen gemacht. 

67) Mommsen a. a. 0. sagt: „Wollte der Magistrat Jemanden beim 
Volke anklagen, so bestimmt er ihm unter Angabe seiner Beschwerden 
einen Tennin ( diem ei dixil): was selbst schon, wie es scheint, ad popu- 
lum geschah und als erste Anklage galt.” Dies ist sicherlich nicht richtig 
und auch von Eisenlohr a. a. 0. S. 66 verworfen worden. Freilich geschah 
die diei diciio schon ad populum, in so fern sie von dem Beamten öffentlich 
auf seinem Amtssitze ausgesprochen wurde; aber das ist sehr verschieden 
von der Anklage selbst, welche in einer mit den Comitien zusammenhän- 
genden cunlio stattfand. Wenn die die i dicliu, wie wir gesehen, sogar in 
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Abwesenheit des Anzuklagenden geschehen konnte, so begreift man nicht, 
wie sie als Termin, als dies dicht, gelten konnte: die Bedeutung der Worte 
selbst weist auf die Verschiedenheit hin. ln Capitalfällen konnte sogar die 
dies diclio nicht von dein anklagenden Tribunen allein ausgehen, sondern der 
Prätor musste den eigentlichen Termin bestimmen. Es scheint, dass Mommsen, 
wie Eisenlohr bemerkt, durch unrichtige Erklärung des Hauptgrundsatzes für 
die Volksgerichte ne »isi prudictn die quis nccusetur zu seiner Ansicht ver- 
leitet wurde: er verstand, die accusalio dürfe nur an prodicla dies erfol- 
gen, also nicht au dicht dies. 

68) Wir verweisen hierüber ; noch auf Eisenlohr a. a. 0., der ausführ- 
lich und einige Annahmen Mommsens widerlegend gesprochen hat. Er 
irrt nur darin, dass er die Wörter iudicare und accusare, welche Cicero 
in populärer und verschiedener Bedeutung gebraucht , zu scharf fasst, wes- 
halb er z. B. an das Ende des dritten Termines ein förmliches iudicium 
des Beamten verlegt. Dies ist auch an der Darstellung bei Lange Römi- 
sche Alterthümer II, 606 auszusetzen. 

69) Lauge a. a. 0. erklärt inlermissa die, wenigstens ein Comitialtag 
müsse, dazwischen liegen. Ich halte diese Auffassung nicht für begründet: 
es kam, wie wir bemerkt, nur darauf an, dem Ankläger und Angeklagten 
Zeit zur Anklage und zur Vcrtheidigung zu gewähren. Wozu ein Comitial- 
tag dazwischen liegen sollte, begreift man nicht; denn die drei Anklagen 
selber wurden nicht an Comitialtagen gehalten. Man sieht überdenj aus 
den geschichtlichen Beispielen, dass zwischen den einzelnen Anklagen selbst 
ein längerer Zeitraum verlliosscn durfte, weshalb sich die Erklärung von 
dies als Zeit überhaupt empfiehlt. Zu vergleichen hiermit und auch wohl 
hieraus abzuleiten ist die später bei den Schwurgerichten gebräuchliche 
comperendinatio , welche, wie das Wort anzeigt , ursprünglich die Ansetzung 
eines Termincs auf den dritten Tag ist. 

70) Man vergleiche, was wir über diesen Ausdruck gesagt haben in 
unseren Studio Humana (Berol. 1859) p. 88 und 172. 

71) Dies beweist gegen die abweichende Ansicht früherer Gelehrten 
Eisenlohr a. a. 0. S. 84. Man vergleiche auch die richtige Darstellung bei 
Lange Römische Alterthümer II, 606. 

72) Das Wesen der anquisilio ist richtig bestimmt worden von Lange 
Römische Alterthümer II, 470: ich weiche von ihm nur in so fern ab, als 
ich, dem Zeugnisse Ciceros folgend, als Zweck desselben nicht bloss die 
Absicht, dem Volke die Erkcnutniss der Schuld oder Unschuld des Ange- 
klagten zu ermöglichen, annebmc, sondern auch die Aufstellung der An- 
klage, wie sie an den drei Markttagen öffentlich bekannt gemacht 
wurde. Beim eigentlichen Termine handelte cs sich darum, ob der An- 
geklagte das ihm zur Last gelegte Verbrechen begangen habe oder nicht: 
es fand ein einfaches qunerere statt. Früher verstanden die Gelehrten An- 
deres unter anquisitio , z. B. Geib Römischer Crimiualprocess S. 116 den 
Strafantrag, der vielmehr accusalio hicss, Mommsen a. a. 0. die Umfrage, 
die gar nicht stattfand, Eisenlohr die prutueatiu ad populum S. 74 das 
am Ende der anqmsitio ausgesprochene Urtheil des Beamten: er verwech- 
selt den Zweck der anquisilio mit der anquisilio selbst. 

73) Aus der früheren Zeit haben wir gar keine Andeutungen über die 
Zeitdauer der Comitieu; erst für die letzte Zeit der Republik schliessen 
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Marquardt Handbuch der Römischen Alterthümer II, 3, 108 und Lange Rö- 
mische Alterthümer II, 45G aus Cicero epist. VII, 30, 1, eine Wahl in 
Oenturiatcomitieu habe wenigstens fünf Stunden gedauert Dieser Schluss 
ist indessen sehr unsicher. Es ist bei Cicero von der Wahl von C. Oani- 
nius Rebilus die Rede, welcher im Jahre 45 v. Chr. für den letzten Tag 
des Jahres zum Consul ernannt wurde. Es heisst, um die zweite Stunde 
sei, weil die Wahl für die Quästoren gehalten werden sollte, ein Sessel 
für den Consul Q. Maximus, der jene leiten sollte, hiugesetzt worden: 
darauf als die Nachricht von dem Tode desselben gekommen, sei der Ses- 
sel weggenommen worden, Caesar hätte Ceuturiateomitien gehalten und 
um die siebente Stunde sei Rebilus als Consul verkündet worden. Daraus 
darf man nicht auf fünfstündige Dauer der Comitien überhaupt schliessen. 
Es verging gewiss eine beträchtliche Zeit, bis auf die Nachricht von dem 
Tode des Consuls sein Sessel weggenommen wurde , bis Caesar sich ent- 
schloss, noch einen Consul zu ernennen, bis neue Auspieien gehalten wur- 
den : die Wahlhandlung muss viel kürzere Zeit in Anspruch genommen 
haben und dies kann man selbst aus der kurzen Andeutung bei Cie. Phil. 
II, 33, 83 schliessen. Uebcrdepi >ar ein Unterschied zwischen den rich- 
terlichen Comitien , wo es sich nur um Ja oder Nein handelte , und den 
Wahlen, namentlich mehrerer Beamten. Die letztem mussten offenbar viel 
länger dauern. 

74) Man vergleiche darüber, was Eisenlohr a. a. 0. S. 71, die Meinun- 
gen der früheren Gelehrten berücksichtigend , sagt: sie nahmen die Mög- 
lichkeit der Provocation theils nach Beendigung des dritten Terraines, 
tlieils an andern Punkten des Processes an. 

75) Die von uns angeführte Stelle von Liv. XXVI, 3 ist nicht ohne 
Schwierigkeit. Der Sinn derselben muss sein, dass die Tribunen die Ent- 
scheidung gegeben, es sei erlaubt, nach der Anquisitiou auf Geldstrafe 
beim vierten Termine Capitalstrafe zu beantragen. Denn dies geschieht 
nachher. Es handelt sich um die Worte seu legibus seu moribus mailet. 
Die Ausleger bemerken mit Recht, dieser Zusatz gehöre zu anquirere und 
mos bilde den Gegensatz zu lex, bedeute das nicht geschriebene Recht, 
das Gewohnheitsrecht. Drakcnborch vergleicht dann weiter den Gegensatz 
seu legibus seu moribus mit dem folgenden Gegensatz vel capitis rel pecu- 
« Ute und erklärt, die Gesetze verlangten die Capitalbestrafung eines Feld- 
herrn , der sein Heer verloren hätte, die Sitte gestatte ihm eine Geldstrafe 
aufzucrlegeu. Dies ist gewiss nicht richtig, auch nicht einmal geschicht- 
lich in den uns überlieferten Beispielen begründet. Legibus anquirere kann 
nur heissen eine Untersuchung darüber austelleu, dass Jemand die Gesetze 
verletzt habe, demgemäss also moribus anquirere untersuchen, ob Jemand 
die Sitten verletzt habe. Wahrscheinlich hatte der Ankläger für seine For- 
derung, dass der Proeess nicht in einen Capitalprocess verwandelt werden 
dürfe, geltend gemacht, er habe die Gesetze nicht verletzt, wenngleich er 
vielleicht von dem, was sonst im Kriege Sitte sei, abgewichen sei. Dar- 
auf bezieht sich dieser Zusatz : das Collegium der Tribunen beschliesst, der 
Ankläger könne seine Anklage richten, worauf er wolle. Livius hatte in 
seiner Erzählung die Begründung der Forderungen des Angeklagten aus- 
gelassen , giebt aber eine Andeutung davon in dem vollständiger angeführ- 
ten Beschlüsse des Tribunencollegiums. 
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76) Es findet sich diese Rechtsgewohnheit noch öfters: sie kann oft 
zum Schaden Jemandes von dem Reehtsprechenden angewendet wer- 
den. Einen Fall dieser Art erzählt Cic. in Verr. V, 58, 141. Ein ande- 
res Beispiel findet sich bei Plut. Ti. Gracch. 14, wo es heisst, nach der 
Absetzung des Tribunen M. Octavius habe ein gewisser T. Annius den 
allgewaltigen Tribunen zu einem Privatprocesse aufgefordert mit der spon- 
siu: wenn er nicht seinen nach den Gesetzen heiligen und unverletzlichen 
Oollegeu verunehrt habe, worüber Gracchus ihn beinahe angeklagt hätte. 

77) So darf man wenigstens aus einer Münze der gern Cassia schlies- 
sen (bei Eckhel. Doctr. numm. V, 166), welche die Betheiligung dieses Ge- 
schlechtes an der Gesetzgebung über die Abstimmungsweise in der Volks- 
versammlung verherrlicht und die Buchstaben A. C. aufweist. Dies ist 
auch die Meinung früherer Gelehrten gewesen, z. B. von Geib Römischer 
Criminalproeess S. 147, Marquardt Handbuch der Römischen Alterthümer 
II, 3, 99. 

78) Man vergleiche hierüber Geib Römischer Criminalproeess S. 129, 
der mit Recht die Absendung eines Hornbläsers mit der Ankündigung der 
Centuriatcomitien in Verbindung setzt und der Meinung früherer Gelehr- 
ten entgegentritt , als habe dieselbe nach Eröffnung der Comitien als be- 
sondere Art der Vorladung gedient. 

79) Wir sind bei unserer Zusammenstellung durch die Arbeiten frühe- 
rer Gelehrten unterstützt worden. W. Rein in seinem Criminalrecht der 
Römer (Leipzig 1844) hat ebenfalls alle durch die Ueberlieferung auf uns 
gekommenen Crimiualprocesse gesammelt: er hat sie indessen nach den 
Verbrechen, wegen deren sie stattfanden, geordnet und dabei die vor dem 
Volke , vor den ordentlichen Richtern , vor den Schwurgerichten geführten 
nicht auseinander gehalten. Eine solche Anordnung bietet eigenthümliche 
Gesichtspunkte, war aber für uns nicht zweckmässig, entspricht auch 
nicht recht den Anschauungen der Römischen Republik, in der bei Volks- 
gerichten nur die Verschiedenheit der Strafen in Betracht gezogen wird: 
der Grund der Verux-theiluug liegt, nicht in dem Beweise von dem Vorhan- 
densein eines bestimmten Verbrechens, sondern in subjectiven Ueberzcu- 
gungen und Neigungen der Volksmenge. Eine der uusrigen ähnliche Zu- 
sammenstellung aller Volksprocesse hat L. Lange in seinen Römischen 
Alterthümern II, 466 flgd. und 485 Hgd. gegeben. Allein abgesehen davon, 
dass er alle derartigen Processe von dem Beginne der Republik an um- 
fasst , nimmt er mehr einen geschichtlichen und politischen Standpunkt ein. 
Einzelheiten, in denen wir von diesen Gelehrten abweichen, besonders an- 
zugeben war nicht nöthig: in unserer Darstellung haben wir, wo wir an- 
dere Ansichten aufstellten , auch die Gründe dafür angeführt. Die Processe 
des letzten Jahrhunderts der Republik bieten eine besondere Schwierigkeit 
dar, weil damals neben der Volksgerichtsbarkeit die Schwurgerichte häu- 
fig wurden. Die Processe dieser Zeit werden in ihrer Besonderheit erst 
dann vollständig hervortreten , wenn wir die Entstehung und Entwickelung 
der Schwurgerichte darstelleu. 

80) Man sehe z. B. II. Meyer Üralorum Homatwrum fragmeuta (Tur. 
1842) p. 32 sq., wo die Stellen der alten Grammatiker, in denen diese 
Schrift Catos angeführt wird, verzeichnet sind. Ebendaselbst möge man 
die zerstreuten Nachrichten über die übrigen Proeessreden , welche Cato 
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zu seiner Vertheidigung oder zur Anklage kielt, nachsehen. Auf die ein- 
zelnen Processc einzugehen nutzt nichts, da selbst bei vielfachen und un- 
sicheren Vermuthungen aus der üeberlieferung , welche wir haben, keine 
entsprechenden Ergebnisse gewonnen werden können. 

81) Eine Besprechung der gerichtlichen Verhandlungen gegen die bei- 
den Scipionen findet sich in einer besondem Schrift von H. G. Heerwagen 
de /’. et L. Scipionum accusatione guaestio (Programm von Bayreuth 1836) : 
er erkennt an, dass schon in alter Zeit eine Verschiedenheit der Ucberlie- 
ferung stattfand und sucht nur das als sicher bekannte festzustellen. Wei- 
ter geht L. Lange Römische Altcrthümer II, 209. Er will die widersprechend 
überlieferten Nachrichten auf wahrscheinliche Weise combinireu; aber er 
ist dabei gezwungen, Einiges ganz wahrscheinlich lautende zu verwerfen, 
und kommt dadurch in Gefahr, eine von allen Quellen abweichende neue 
Darstellung zu geben. Es erscheint daher richtiger, die Unmöglichkeit 
einer genauen Erkenntniss des Einzelnen einzugestehen. 

82) Die ältere Literatur über diesen Punkt ist, wie gesagt, sehr zahl- 
reich. Man findet sie verzeichnet in Rein Römisches Criminalrecht S. 464 
flgd. und in Paulys Realcncyclopädie IV s. v. perduellio. Dazu füge man 
die kurze Bemerkung in Rudorff Römische Rechtsgesehichtc II, 365. Ein 
besonderes hierher gehöriges Buch hat geschrieben C. R. Köstlin die per- 
duellio unter den Römischen Königen, Tübingen 1841. 

83) Dies hat besonders Köstlin a. a. 0. S. 19 gethan, dessen lange 
Auseinandersetzungen , da sie der thatsäehlichen Grundlage entbehren , in 
der Luft schweben. Rubino Untersuchungen S. 453 flgd. stellt ebenfalls 
allgemeine Betrachtungen über das Criminalrecht der ältesten Zeit an, aber 
er will damit nur seine Ansicht von der Provocation unter den Königen 
begründen. 

84) Die richtige Ansicht hatte Sigonius de iudiciis II, 3 aufgestellt und 
auch kurz mit entscheidendem Beweise begründet. Aber die neuern Ge- 
lehrten verwarfen diese Meinung und stellten verschiedene andere Ver- 
muthungen auf. 

85) Es ist dieser Q. Servilius Caepio vielfach mit einem jüngern gleich- 
namigen Caepio, Quästor im Jahre 100 v. Chr. (auct. ad Her. I, 12) ver- 
wechselt worden , der im Bundesgenossenkriege fiel (App. bell. civ. 1, 40 
und 44). Man sehe C. T. Zumpt de legibus iudieiisgue repelundarum (Be- 
rol. 1845) p. 28. Aber auch abgesehen von dieser Verwechselung erkennt 
man, dass die Schicksale des älteren Caepio wegen des ausserordentlichen 
Mangels an zusammenhängenden Geschichtsschreibern jener Zeit dunkel - 
genug sind. Noch bemerke ich, dass bei Liv. per. LXII1 die Lesart der 
meisten Handschriften und der neuesten Ausgabe damnnti bona publicata 
sunt primi post regem Targuinium imperiumque ei abrogatum eine geschicht- 
liche Unrichtigkeit enthält. Wir sind desshalb auf die Lesart der editio 
princeps zurückgegangen. 

86) Ueber das Ackergesetz von Satuminus haben wir ausführlich ge- 
sprochen in Commmtalionum epigrapbicarum ad anliguilates Romanas per- 
tinentium volumen (Berol. 1850) p. 222 sq. und dabei auch den Process von 
Q. Metellus berührt. 

87) Eine eigene Abhandlung „Ueber die Jurisdiction des Römischen 
Senates” hat H. E. Dirksen in seinen civilistischen Abhandlungen (Berlin 
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1820, 1. Bd.) geschrieben. Er geht alle Fälle aus der Königszeit und dem 
Freistaate durch, in welchen der Senat die Gerichtsbarkeit gehabt haben 
soll, unterscheidet die einzelnen Gattungen von Verbrechen, giebt auch an, 
wie eine allmälige Einschränkung der Befugnisse, des Senates eingetreten 
sei. Seine Sammlung ist sehr dankenswerth wegen der Zusammenstellung 
alles hierher gehörigen Stoffes ; aber sie konnte zu keinem richtigen Ergeb- 
nisse fuhren, weil man zu jener Zeit die Grundlagen der Römischen Verfas- 
sung nicht erkannt hatte. Geib in seiuer Geschichte des Römischen Criminal- 
processes S. 89 flgd. sah das Mangelhafte in Dirksens Darstellung ein, konnte 
sich aber nicht entschliessen, die Gerichtsbarkeit des Senates ganz zu läug- 
nen; er schreibt ihm über Römische Bürger eine kleine selbständige Ge- 
richtsbarkeit zu und fasst denCharaetcr derjenigen, welche er über Nichtbürger 
übte, nicht scharf genug als die Befugniss einer Verwaltungsbehörde auf. 
Richtiger ist die Darstellung bei Lange Römische Älterthiimer II, 382. Zu 
den falschen Ansichten über die Gerichtsbarkeit des Senates scheint haupt- 
sächlich die Stellung, welche derselbe später in der Kaiserzeit einnahm, 
Veranlassung gegeben zu haben. 

88) Wir verweisen über diese Thatsaehe, welche wir zuerst aufgedeckt 
haben, auf unsere Studio Homnnn (Berol. 1859) p. 89 und über den weite- 
ren Inhalt der 5j- Vulinia auf unsere Commenlalionet epiprnphicae II, 219. 

89) Mau halte dieses Urtheil über die neueren Gelehrten nicht für zu 
scharf. Wer z. B. die Darstellung in Schwegler’s Römischer Geschichte III, 
132 liest, wird sich kaum des Eindruckes erwehren können, als ob er die 
moderne Parteischrift eines Advocaten läse. Aber auch Niebuhr Römische 
Geschichte II, 471 geht in seinem Streben, Alles besser wissen zu wollen 
als die alten Schriftsteller, und den Patriciem alles mögliche Unrecht ge- 
gen die Plebejer zuzuschreiben, viel zu weit und hat damit die Mode be- 
gönnet], welcher die übrigen Gelehrten gefolgt sind. Als ob nicht unzählige 
Male in den alten Republiken Versuche gemacht worden sind, eine Tyran- 
nis zu gründen, und zwar durch eben diejenigen Mittel, welche Sp. Maelius 
zugeschrieben werden, durch die Gunst des gemeinen Mannes! Indessen 
es ist, wie gesagt, nicht meine Absicht, über die Schuld oder Unschuld von 
Maelius ein eigenes Urtheil zu fällen. Die gewöhnliche Ueberlieferung fin- 
det sich am Ausführlichsten dargestellt bei Liv. IV, 14; eine etwas abwei- 
chende Erzählung bei Plut. Brut. 1, Dionys. Exc. Escor, p. XXXI. Servi- 
lius soll nach ihr den schuldigen Maelius nicht vor Gericht gefordert, son- 
dern unversehens mit dem Schwerte, welches er verborgen ( sub ala) bei 
sich hatte, getödtet haben; doch auch ihr gilt Manlius als schuldig, Ahala 
als Befreier. Es ist indessen wohl möglich . dass sie nur aus dem Beina- 
men Ahala entstanden ist: die neueren Gelehrten würden sie bei ihrer 
Neigung, die Erzählungen der Römischen Geschichte für Sagen zu erklären, 
ohne Zweifel verworfen haben, wenn nicht ihre andere Neigung, eine Schuld 
oder Gewaltthat der Patricier aufzufinden, überwogen hätte. Schwegler a. 
a. 0. S. 137 sagt, sie hätte die ältesten und glaubwürdigsten Gewährsmän- 
ner für sich und sei der gewöhnlichen Ueberlieferung unbedenklich vorzu- 
ziehen, natürlich ohne irgend einen Beweis. Diesen kann es dafür nicht 
geben. 

90) Die Curiatcomitien galten bekanntlich den neueren Gelehrten als 
Versammlung der patricischen Geschlechter, die letzteren aber werden als 
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Feinde von Manlius hingestellt: bo glaubte man also, da man eine Aufhe- 
bung des ersten Gerichtes und Einsetzung eines zweiten annahm, die Ver- 
nrtheilung sei durch die Curien erfolgt. Dieser Meinung war Niebuhr Rö- 
mische Geschichte II, G84 flgd. und die meisten der späteren, zuletzt Schwegler 
Römische Geschichte 111, 290 flgd. Dagegen Rein im Römischen Criminal- 
reebt S. 490 glaubte an Tributcomitien für den vermeintlichen zweiten 
Process, und ihre Befugniss, ein Capitalgerieht zu halten, erklärto er ent- 
weder dadurch, dass Manlius’ Handlungsweise als eine Störung des gemei- 
nen Friedens angesehen wurde und deshalb vor das Forum der Tribus ge- 
hörte, oder dadurch, dass die Tributcomitien in diesem speciellen Falle 
vom Senate den Auftrag erhielten, über einen perduellis zu richten. In dem er- 
sten Falle nimmt er eine Machtvollkommenheit der Tribus an, welche nie 
bestanden hat : sie haben nie über die Störung des gemeinen Friedens durch 
einen Patricier geuitheilt, wie wir ausführlich bewiesen haben. Die zweite 
Annahme, der Senat habe sie für einen besondern Fall bevollmächtigt, ist 
ganz willkiihrlich. Weder hat der Senat jemals eine solche Vollmacht ge- 
geben oder geben können, noch wäre es gesetzlich, wenn er sie für einen 
besonderen Fall gegeben hätte. Beiden Ansichten, sowohl der von Curiat-, 
als auch der von Tributcomitien, gemeinsam ist überdem die Meinung, dass 
ein doppelter Process gegen Manlius stattgefunden habe und diese Meinung 
beruht auf unbegründeter Vermuthung. 

91) Besonders bemerkenswerth ist die Nachricht bei Zon. VII, 24, Man- 
lius hätte nach der Königsherrschaft gestrebt, sich die Gunst des grossen 
Haufens erworben und mit seinen Leuten das Capitol besetzt. Darauf 
hätte Camillus, zum vierten Male zum Dictator ernannt, nach vielen Bera- 
thungen im Senate, List angewendet: ein Sclave sei als Ueberläufer zu 
Manlius gegangen und habe ihn an einen Ort, wo ihm ein Hinterhalt ge- 
legt war, gelockt: so sei er in die Hände der Senatspartei gefallen und 
vor Gericht gestellt worden. Diese Nachricht weicht von der gewöhnlichen 
Ueberlieferung nur in Bezug auf dasjenige ab, was dem Gerichte vorher- 
ging: sie wird von Schwegler Römische Geschichte. III, 298 arg gemiss- 
braucht Er sagt, Manlius habe, wahrscheinlich in Folge des Todesurtheils 
durch die Curien die Fahne des Aufruhrs offen anfgepflanzt, Zonaras ver- 
binde mit dieser Erzählung auf seltsame Weise die gemeine Ueberlieferung 
von dem später erfolgten Process. Das heisst die Zeugnisse, der Schrift- 
steller verdrehen. Von offenem Aufruhr spricht Zonaras nicht. Manlius’ 
Haus lag auf dem Capitol, er versammelte dort seine Anhänger und er 
hätte sich mit den Waffen vertheidigt und das Capitol gehalten, wenn er 
gesehen, dass der Senat gegen ihn Gewalt brauchen wolle. Wahrscheinlich 
wollte er sich auch nicht vor Gericht stellen und mehrmals einkerkorn las- 
sen : es kam darauf an , seine Gefangen nehipung ohne ofleuen Aufruhr zu 
bewerkstelligen und deshalb geschah sie mit List. Zonaras giebt also eine 
Ergänzung zu Liviüs. Dieser erzählt VI, 20 uur, die Tribunen hätten Man- 
lius einen Termin vor dem Volke gesetzt und ihn später hingerichtet : Zo- 
naras fügt noch hinzu, wie sie sich seiner Person bemächtigten. Von Ca- 
millus’ vierter Dictatur wissen wir sonst nichts und es ist möglich , dass 
sie auf einem Irrthum beruht. Aber dies steht durch Plutarch Cam. 36 fest, 
dass cs Camillus war, der die Centuriatcomitien leitete und unmittelbar 
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die Verurtheilung aussprach. Dass er gerade unter den sechs Militairtribu- 
nen jenes Jahres dies that, schrieb mau einer Dictatur zu. 

92) Eine vorurtheilsfreie Erörterung der von den Schriftstellern ange- 
gebenen Berichte fehlt bei den neuem Gelehrten. Der einzige Grund, wel- 
chen sie für die Curiatcomitien des vermeintlichen zweiten Processes anfiih- 
ren, findet sich bei Schwegler Römische Geschichte III, 293: die zweiten 
Comitien würden nämlich bei Livius cuncilium populi genannt, concilium 
aber bezeichne nach constantem Sprachgebrauch immer nur eine Sonder- 
versammlung der Plebs oder der Patricier: nie könne der comitinlus maxi- 
mtis ein ronci/ium genannt werden. Diese .Behauptung ist nicht richtig, sie 
ausführlich zu widerlegen aber nicht möglich, ohne auf die ganze Hypo- 
these wegen der Curiatcomitien einzugehen. Für den vorliegenden Fall ist 
uberdem Schweglers Behauptung ganz unnütz. Denn Livius erzählt nicht, 
dass die Ccnturiatcomitien von dem Marsfelde nach dem Poetelinischen 
Haine verlegt worden sind, sondern dass dies mit einem Termine der ge- 
richtlichen Untersuchung geschehen sei; diese Untersuchungstermine aber 
wurden, wie wir gezeigt, in formlosen, eigentlich so genannten, contiones ab- 
gehalten und dass sie ein concilium populi genannt werden können, hat Nie- 
mand jemals bezweifelt. Die Folge von Schweglers Missverständnissen ist 
dann, dass Livius’ Bericht für ein Missverständniss erklärt und eine Ver- 
muthung aufgestellt wird, welche mit jedem gerichtlichen Verfahren bei den 
Römern in vollem Widerspruche steht. 

93) Ich sage, es ist nicht sprachgemäss, Livius’ Worte cum centuriatim 
popului ciiareiur so zu verstehen, als ob an jenen von ihm geschilderten 
Terminen schon die Centuriatcomitien gewesen wären. Livius würde dann 
cum popu/us eil nt us esset geschrieben haben, ebenso wie es nachher heisst 
et reus-avertisset. In nicht abhängiger Rede würde Livius geschrieben ha- 
ben centuriatim popu/us citabatur, es wurde eingeladen, sich später nach 
Centurien zu versammeln. Aber auch sachgemäss ist eine solche Erklärung 
nicht Denn Livius würde dann erzählen, die Centurien seien zur Abstim- 
mung berufen worden, d. h. es habe jener Act der Volksversammlung be- 
gonnen, der mit dem Abgeben der Stimmen schloss, und nachdem dies ge- 
schehen, habe Manlius noch Bitten an die Capitolinischeu Götter gerichtet 
und dadurch das Volk erweicht. Dies wäre aber ein Vorgang, wie er nie 
bei irgend einer Römischen Volksversammlung statt gefunden hat, weder 
bei einem Gerichte noch sonst bei einem Gesetzesvorschlage oder einer 
Wahl. Während der Abstimmung wird nicht weiter verhandelt, keine Rede 
weder für noch gegen zugelassen. Auch die Erzählung bei Zonaras VII, 24 
stimmt mit unserer Darstellung des Herganges. Er erzählt zuerst, wie Man- 
lius gefangen vor den Gerichtshof gebracht wurde und fährt dann fort 6 äs 
xdi xe dptoTEi'aj xaxD.eye xai xö kamxEuXtov xoit xe äixdjouot xai rot« 
ittpis&xüioiv fäsfxvu, ditOTtrov Sv fxsiStv, xai xf/t aioxr ( piac auxoü xe xai xtöv 
iv auTtü -poj-E^E’JY'f-tuv itoXiTiüv dvep.{|xvrj«xtv, ius fv-ts’iüev xaxaxXdaftai 
to!){ Sixaaxac xai ürEpxfÜEo&ai xr ( v <krj<pav, d(pUvxas p.Vjxe xaxaäixaCav- 
xac; darauf folgt der Bericht über die Verlegung des Gerichtes. Unter den 
Richtern, vor denen Manlius hier seine Heldenthaten aufzählte, kann man 
unmöglich die Centurien selbst verstehen. Denn erstlich werden die Rich- 
ter und die Umherstehenden unterschieden, was auf die abstimmenden Cen- 
turien nicht passt, zweitens sollen sie weder verurtheilt, noch freigesprochen. 
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sondern das Drtheil aufgeschoben haben und das thaten die Centurien nie- 
mals. Entweder also dachte Zonaras an die Zweiinänner, welche die Vor- 
entscheidung fällten: sie konnten ihr Urtheil beliebig aufschieben. Indes- 
sen diese Erklärung ist nicht wahrscheinlich. Denn in Horatius’ Processe 
vertraten die Zweimänner bei gleichen Verhältnissen und gleichem Schwan- 
ken zwischen Schuldig und Unschuldig das strenge Recht und überliessen 
die Gnade dem Volke. Oder Zonaras versteht unter den Richtern die an- 
klagenden Volkstribunen, welche einen der Untersuchungstermine abhaltcn 
und am Ende desselben zu keiner Entscheidung über ihre Anklage kom- 
men, daher denselben, wie es ihnen gesetzlich freistellt, aufschieben. An einen 
doppelten Process von Manlius und an ein Aufschieben des vierten Termi- 
nes der Ceuturiatcomitien ist auch hier nicht zu denken. 

94) Im Poetelinischen Haine haben sich öfter die Ceuturiatcomitien ver- 
sammelt: einen bestimmten Fall vom Jahre 342 v. Chr. führt Livius VII, 
41 an. Auch an der Richtigkeit der Ueberlicferung, dass das Gericht über 
Manlius im Poetelinischen Haine gehalten worden sei, hat man gezweifelt, 
deswegen, weil man auch von dort aus das Capitol hätte erblicken kön- 
nen. Man sehe Schwegler Römische Geschichte 111, 395. Indessen es han- 
delte sich nicht um das ganze Capitol, sondern, wie Plutarch genau be- 
richtet, um denjenigen Theil desselben, auf dem stehend Manlius den An- 
griff der Gallier abgewehrt hatte; dieser Theil war von jenem Haine aus 
nicht zu sehen. 

95) Ueber die Strafe selbst ist die Ueberlieferung nicht einig. Die 
meisten geben an, Manlius sei vom Tarpejischen Felsen gestürzt worden, 
so Liv. VI, 20; Plut. Cam. 36; Zoll. VII, 24; Val. Max. VI, 3, 1; Dionys. 
Exc. Ambr. XIV, 6; Dio Cass. fr. 26, 2; Varro bei Gell. XVII, 21. Da- 
gegen Cornelius Nepos bei Gell. a. a. 0. erzählt, Manlius sei zu Tode 
gepeitscht worden. 

96) Man vergleiche die Vorrede zu unserer Ausgabe von Ciceros Re- 
den de leye agraria (Berol. 1861) p. XVII und von der pro Murena (Berol. 
1859) p. XVI, in welchen über die Behandlung, welche einige andere con- 
sularische Reden Ciceros bei ihrer Ueberarbeitung erfahren haben, gehan- 
delt wird. 

97) Niebuhr in seiner Vorrede zu den neu aufgefundenen, übrigens 
nicht bedeutenden Bruchstüchen der Rede (praef. p. 60) hatte deu Gedan- 
ken, Ciceros Rede sei nicht in einem Pcrduellionsprocesse gehalten, son- 
dern die Strafe des Hochverrathes sei wegen der ungültigeu Wahl der Du- 
umvirn auf Betrieb des Cousuls vom Senate aufgehoben worden : es habe 
sich also nur um eine Geldstrafe gehandelt. Schon Drumanu in seiner 
Römischen Geschichte III, 163 urtheilt richtig, dass diese Ansicht eigent- 
lich keiner Widerlegung bedürfe, widerlegt sie indessen doch genügend: 
wir brauchen diese Widerlegung nicht zu wiederholen, da sie in unserer 
obigen Beweisführung enthalten ist. Neuerlich jedoch hat Lange in seinen 
Römischen Alterthümern 11, 484 und 508 eine ähnliche Meinuug aufgestellt 
Er behauptet, zu einer Verurtheilung im Perduellionsprocesse sei es nicht 
gekommen, weil die Ccnturiatcomitien durch Wegnahme des ®exi Uum rus- 
teum auf dem Inniculus gestört wurden. In Folge dessen hätte Labienus, 
da die actio perduellionis nicht wiederholt werden durfte, vor den Tribut- 
comitien gegen Rabirius einen Multprocess anhängig gemacht und bei ihm 
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habe Cicero die uns erhaltene Rede gehalten. Ein Beweis für diese Mei- 
nung wird nicht angeführt, widerlegt aber wird sie einmal durch das Zeug- 
niss von Dio, der berichtet, es sei nach der Aufhebung der Centuriatco- 
initien kein neuer Process angestellt worden, dann durch die von uns an- 
geführten Worte in Cieeros Rede , wo es heisst , es handele sich um das 
capul von Rabirius. Veranlasst zur Annahme eines Multprocesses wurden 
Niebuhr und Lange durch eine Stelle in Cieeros Rede 3, 8. Er spricht 
dort von den beiläufigen , nicht eigentlich zum Gegenstände des Processes 
gehörigen , Beschuldigungen gegen Rabirius , auf welche er wegen Kürze 
der Zeit bei seiner Vertheidigung nicht eingeheu wollte, und sagt A am 
quid ego ad id lungain oratinnem comparem , quud est in nidem multae ir- 
rogalione praetcripluni (denn so und nicht persenptum muss es heissen), 
hunc nec suae nee a Henne puiliritiae pepercitse? Hier erwähnt Cicero 
allerdings einen Multprocess, aber nicht denjenigen, um welchen es sich 
angeblich bei Cieeros Rede handelte, sondern „ebendenselben”, den er 
also schon vorher erwähnt haben muss. Es ist wahrscheinlich der wegen 
pcculalm gegen C. Curius gemeint, welchen er vorher 3, 7 berührt hatte: 
bei ihm war in der Anklageschrift etwas auch gegen Rabirius gesagt und 
dessen Unkeuschheit erwähnt worden. Wie ganz anders würden Cieeros 
Worte sein, wenn er mit der multae irrognl iu eben den Process, bei wel- 
chem er die Rede hielt, gemeint hätte! 

98) Unsere Darstellung von den Vorgängen bei der Bestrafung derCa- 
tilinarischen Verschworenen soll nur eine allgemeine sein : wir haben des- 
halb bei den Einzelheiten derselben, auf welche es hier nicht ankommt, 
die Beweisstellen nicht hinzugefügt und verweisen auf Drumanns Römische 
Geschichte V, 482flgd. 

99) Man sehe hierüber unsere Studia llomana p. 57 flgd., wo wir nach- 
gewiesen haben, dass die Berichte, welche uns über diesen Punkt erhal- 
ten sind , den wirklichen Verhältnissen entsprechen : bisher nahm man einen 
Irrthum in denselben an. 

100) Ich führe hier nur die Ansichten der neuesten Gelehrten an. 
Becker iu seinem Handbuch der Römischcu Alterthümer II, 2, 180 spricht 
sich etwas schwankend aus. Er sagt, durch jene Vollmacht sei die Dic- 
tatur ersetzt worden; aber es sei ein Unterschied gewesen zwischen der 
altern und der späteren Zeit: Livius 111, 4 und VI, 19 verstehe die Voll- 
macht offenbar im Sinne der spätem Zeit, es wäre damals, wo die Dicta- 
tur gewöhnlich war, einfacher gewesen, einen Dictator zu ernennen. Spä- 
ter sei allerdings den Consuln dadurch dietatorische Gewalt übertragen 
worden. Becker giebt also so gut wie gar keiue Erklärung. Lauge in den 
Römischen Alterthümcrn 1, 527 sagt , durch jenen Seuatsbeschluss sei die 
Cousulargewalt thatsäeldieh zu dictatorischer Gewalt gesteigert worden. 
Ein formelles Recht dazu hätte der Senat nicht besessen und formell be- 
trachtet hätten die Consuln ungesetzlich gehandelt, wenn sie auf Grund 
des Seuatsbesehlusses das Recht über Leben und Tod gegen Bürger ohne 
Urtheilsspruch anweudeten. Darnach also hätten die Consuln durch den 
Senat das Recht, Unrecht zu thun , erhalten. \V. Rein in Paulys Realeu- 
cyclopädie 11, 624 (Stuttgart 1862) bemerkt ganz kurz, tribuuicische Inter- 
cession, Provocatiou und Abhängigkeit vom Senate sei durch jene Voll- 
macht aufgehoben worden. 
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101) Es ist ein Irrthura, wenn Drumann in seiner Römischen Ge- 
scliichte V, 530 behauptet , Caesar hätte für die Catilinarischen Verschwo- 
renen Provocation au das Volk verlangt. Das hat er nicht gethan und 
Sueton Caes. 14, welche Stelle als Beweis dafür angeführt wird , erzählt 
davon nichts. 

102) Unsere Ansicht, dass Cicero bei der Hinrichtung der Verschwo- 
renen kein Gesetz verletzt hat , weicht von der bei den Gelehrten herr- 
schenden ab. Drumann in seiner Römischen Geschichte V, 553 stellt 
lange Betrachtungen über Ciceros Verfahren an und missbilligt dasselbe 
sehr, legt ihm auch selbstsüchtige Absichten unter. Aber er kommt zu 
keinem bestimmten Ergebnisse , kennt auch die Römischen Staatsverhält- 
nisse so wenig, dass er, in allgemeinen Reden befangen, kein eigentliches 
Urtheil fällt. C. G. Zumpt iu seiner Abhandlung über die persönliche Frei- 
heit des Römischen Bürgers (Dannstadt 1840) erkennt ganz richtig, dass 
die Verurtheiluug der Catilinarier erfolgte, weil sie geständig und auf der 
Tliat ertappt waren , nimmt aber eine Verletzung des Semprouischen Ge- 
setzes durch Cicero an. 

103) Jenes ist die Meinung von Manutius, dieses die von Fr. Hofmann 
in einem gründlichen Aufsatze : Zur Lebensgeschichte des Cicero imPhilologus 
Xlll, 645flgd. In diesem Aufsatze wird ein Irrthum Drumanns Römische Ge- 
schichte II, 257 in Betreff der Verbannung Ciceros berichtigt und bewie- 
sen, dass die Abreise in die Verbannung unmittelbar vor die Annahme des 
Clodischen Provocationsgesetzes fällt: darnach wird die Zeit der Verban- 
nung und der Reise in dieselbe richtiger als es bisher geschehen ist, be- 
stimmt. Iu dieser Untersuchung S. 653 bespricht Hofmann auch die Stelle 
von Cicero ad Att. 111, 4 ante diem rogaiionis und legt ihr den oben an- 
gegebenen Sinn unter. Seine Gründe erscheinen indessen nicht beweisend. 
Er stützt sich erstens auf die Worte des Clodischen Gesetzes ui M. Tullio 
aqua et igni interdiclum sit : in solchen Fällen, sagt er, brauchto ein Ter- 
min, von welchem an das Urtheil rechtskräftig sein sollte, nicht bestimmt 
zu werden. Allerdings war ein solcher Tennin nicht nöthig; denn das 
Gesetz war gültig mit dem Augenblicke, wo es angenommen war; aber wohl 
konnte ein anderer Termin in demselben angegeben werden, nämlich der, 
bis wohin die dem Angeklagten zur Rückkehr gewährte Frist ginge und 
von wo die Aechtung als geschehen gelten sollte. Zweitens bemerkt Hof- 
mann , wenn in dem Gesetze ein solcher Termin bestimmt gewesen wäre, 
so hätte er billigerweise so weit hinausgesteckt sein müssen, dass Cicero 
vom Tage der Annahme des Gesetzes bis zu dem Termine bequem aus 
dem verbotenen Bereiche herauskommen konnte. Diese Aeugstlichkeit für 
das Wohl des Angeklagten brauchte das Gesetz nicht zu haben, der Ter- 
min musste vielmehr so sein . dass Cicero sich innerhalb desselben in Rom 
stellen konnte. Dadurch worden die Bestimmungen über die Reise Ciceros 
etwas verändert. 

1041 Es ergiebt sich dies daraus, dass als Cicero in der Nacht vor 
der Annahme desselben Rom verliess, Caesar noch vor den Thoren Roms 
war (Cic. p. Sest. 18; de har. resp. 22; Plut. Caes. 14; DioCass. XXXVIII, 
17). Caesar aber machte die Reise nach Gallien in acht Tagen (Plut. 
Caes. 17) und langte in Genf kurz vor dem 28. März an (Caes. bell. Gell. 
I, 6). Vergl. Hofmann a. a. 0. S. 656. 
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105) Drumann n. a. 0. S. 257 nimmt an, die Verbesserung des Ge- 
setzes habe, eine Milderung der Strafe zur Folge gehabt: sie sei durch Cae- 
sars Vermittelung, der Cicero hätte schonen wollen, vorgenommen worden. 
Er rechnet die Entfernung der Meilen von Rom , erklärt aber die Worte 
Plutarchs nicht richtig, wenn er behauptet, derselbe rechne die Entfer- 
nung von Italien. Das liegt in Plutarchs Worten ivxö« p.iXi'<ov ncvTaxoattov 
’lxaXia; nicht. Hofmann a. a. 0. S. 650 rechnet die Entfernung nicht von 
Rom, sondern von Italien, was eine für die Römer unmögliche Rechnung 
war. Denn da Italien grösstenthcils von der See umgeben ist, wer konnte 
damals die Entfernung zur See berechnen? wer hat sic jemals nach Mil- 
lien berechnet? Ueberdem streitet dies mit der ausdrücklichen Ueberlie- 
rung. Aber eine Verschärfung der Strafe erkennt auch Ilofmann in der 
Gesetzesänderung: anfänglich sei Cicero nur das Römische Gebiet oder 
Italien verboten, später eine bestimmte Entfernung von Italien geboten 
worden. Nach unserer Auseinandersetzung wird kaum ein Zweifel bleiben. 
Wir bemerken nur noch, dass bei Cic. ad Att. III, 4 lila cum perrenire 
non Hcenl unter i llo zu verstehen ist in Sicilütm : der Ausdruck ist für uns 
etwas dunkel, weil uns die entsprechenden Briefe von Atticus fehlen. Eine 
ganz verfehlte Deutnng und Verbesserung der Stelle von Plutarch Cic. 32 
lese ich so eben im Rheinischen Museum 1865 S. 633. 

106) Man sehe die Darstellung in Drumanns Römischer Geschichte II, 
268flgd. Auf die Einzelheiten gehen wir nicht weiter ein, da dieselben 
nur politisches, nicht juristisches Interesse haben. 
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